Bundesgesetzblatt 

Teil 11 G 1998 


1997 

Ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 

Nr.l 

Tag 

Inhalt 

Seite 

20. 12. 96 

Gesetz zu der Vereinbarung vom 1. Mal 1995 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Islamischen Republik Iran zur Aufhebung des Abschnitts II des Schlußprotokolls des 
deutsch-iranischen Niederlassungsabkommens . 

GESTA; XA005 

2 

20. 12. 96 

Gesetz zu dem Vertragswerk vom 17. Dezember 1994 über die Energiecharta. 

FNA: neu: 188-76 

GESTA; XE020 

4 

29. 11. 96 

Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte und des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte sowie des 
Fakultativprotokolls hierzu . 

128 








2 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 


Gesetz 

zu der Vereinbarung vom 1. Mai 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der islamischen Republik Iran 
zur Aufhebung des Abschnitts II des Schlußprotokolls 
des deutsch-iranischen Niederiassungsabkommens 


Vom 20. Dezember 1996 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der durch Notenwechsel vom 28. März 1995 und 1. Mai 1995 getroffenen 
Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Islamischen 
Republik Iran zur Aufhebung des Abschnitts It des Schlußprotokolls des deutsch- 
iranischen Niederlassungsabkommens vom 17. Februar 1929 (RGBl. 1930 II 
S. 1006, BGBl. 1955 II S. 829) wird zugestimmt. Die Vereinbarung wird nach¬ 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 20. Dezember 1996 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Der Botschafter Teheran, den 28. März 1995 

der Bundesrepublik Deutschland 

Herr Minister, 

ich beehre mich. Ihnen im Namen der Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland unter Bezugnahme auf die seit 1989 geführten 
Verhandlungen und der mit Verbalnote Nr. 711-10172 vom 
27. November 1993 (6. 9.1372) des Außenministeriums der Islami¬ 
schen Republik Iran mitgeteilten grundsätzlichen Zustimmung 
folgende Vereinbarung über die Aufhebung des Abschnitts II 
des Schlußprotokolls des Niedertassungsabkommens zwischen 
Deutschland und Iran vom 17. Februar 1929 (1307) vorzuschla¬ 
gen: 

.Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die Regie¬ 
rung der Islamischen Republik Iran kommen überein, den Ab¬ 
schnitt II des Schlußprotokolls des Niederlassungsabkommens 
zwischen Deutschland und Iran vom 17. Februar 1929 (1307), der 
lautet ,Die Regierungen der beiden vertragschließenden Staaten 
verpflichten sich, keinen Angehörigen des anderen Staates ohne 
vorherige Zustimmung seiner Regierung einzubürgem', aufzu¬ 
heben.“ 

Falls sich die Regierung der Islamischen Republik Iran mit dem 
oben gemachten Vorschlag einverstanden erklärt, werden diese 
Note und die das Einverständnis Ihrer Regierung zum Ausdruck 
bringende Antwortnote Eurer Exzellenz eine Vereinbarung zwi¬ 
schen unseren beiden Regierungen bilden, die an dem Tag in 
Kraft tritt, an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, 
daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten erfüllt sind. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versicherung meiner aus¬ 
gezeichneten Hochachtung. 

Reinhold Schenk 

Seiner Exzellenz 
dem Außenminister 
der Islamischen Republik Iran 
Herrn Dr. Ali-Akbar Velayati 


Islamische Republik Iran 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 

Regisler-Nr.; 640/807 

Datum: 11. 2. 1374 (= 1. Mai 1995) 

Exzellenz, 

Ihr Schreiben vom 28. März 1995 über die grundsätzliche Zustim¬ 
mung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zur Auf¬ 
hebung des Abschnitts II des Schlußprotokolls des zwischen den 
Regiemngen des Iran und Deutschlands Unterzeichneten Nieder¬ 
lassungsabkommens von 1929 habe ich erhalten. 

Der Abschnitt II des Schlußprotokolls des Niederlassungsabkom¬ 
mens schreibt vor: „Die Regierungen der beiden vertragschließen¬ 
den Staaten verpflichten sich, keinen Angehöngen des anderen 
Staates ohne vorherige Zustimmung seiner Regierung einzubür¬ 
gem.“ Ich freue mich. Ihnen als Antwort mitteilen zu können, daß 
die Regierung der Islamischen Republik Iran auch grundsätzlich 
mit diesem Vorschlag einverstanden ist. Es ist aber der Aufmerk¬ 
samkeit Eurer Exzellenz nicht entgangen, daß die Zustimmung zu 
dieser Änderung erst Gültigkeit erlangt, wenn die Islamische Ver¬ 
sammlung des Iran (Parlament) sie verabschiedet hat. In diesem 
Falle wird die Regienjng Eurer Exzellenz entsprechend in Kennt¬ 
nis gesetzt. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner Hochach¬ 
tung. 

Aliakbar Velayati 

S. E. Herrn Dr. Schenk 

Botschafter der Bundesrepublik Deutschland 

Teheran 


Teheran 
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Gesetz 

zu dem Vertragswerk vom 17. Dezember 1994 
Uber die Energiecharta 

Vom 20. Dezember 1996 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Zustimmung zu dem Vertragswerk 

Dem in Lissabon am 17. Dezember 1994 Unterzeichneten Vertrag über die 
Energiecharta und dem Energiechartaprotokoll über Energieeffizienz und damit 
verbundene Umweltaspekte sowie den in der Schlußakte vom selben Tag ent¬ 
haltenen Klarstellungen und Erklärungen wird zugestimmt. Das Vertragswerk 
wird nachstehend veröffentlichte 


Artikel 2. 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Wirtschaft wird ermächtigt, Beschlüsse über die 
Modifikationen und technischen Änderungen der Anlagen EM und NI, die die 
Energiechartakonferenz gemäß Artikel 36 Abs. 1 Buchstabe d und e faßt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 44 und das Energiecharta- 
protokoll nach seinem Artikel 18 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 20. Dezember 1996 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Günter Rexrodt 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Präambel 

Die Vertragsparteien dieses Vertrags - 


im Hinblick auf die am 21. November 
1990 Unterzeichnete Charta von Paris für 
ein neues Europa; 

im Hinblick auf die im Abschlußdokument 
der Haager Konferenz über die Europäi* 
sehe Energiecharta angenommene Euro¬ 
päische Energiecharta, das am 17. Dezem¬ 
ber 1991 in Den Haag unterzeichnet wurde; 


eingedenk dessen, daß sich alle Unter¬ 
zeichner des Abschlußdokuments der Haa¬ 
ger Konferenz verpflichtet haben, sich die 
Ziele und Grundsätze der Europäischen 
Energiecharta zu eigen zu machen urnf ihre 
Zusammenarbeit so bald wie möglich zu 
verwirklichen und zu erweitern, indem sie in 
redlicher Absicht einen Vertrag über die 
Energiecharta und Protokolle aushandeln, 
und in dem Wunsch, die in der Charta ent¬ 
haltenen Verpflichtungen auf eine sichere 
und bindende völkerrechtliche Grundlage 
zu stellen; 

ferner in dem Wunsch, einen festen Rah¬ 
men zu schaffen, der für die Venvirklichung 
der in der Europäischen Energiecharta ver¬ 
kündeten Grundsätze erforderlich ist; 

von dem Wunsch geleitet, den Grund¬ 
gedanken der Europäischen Energiecharta- 
Initiative zu verwirklichen, der darin besteht, 
das Wirtschaftswachstum durch Maßnah¬ 
men zur Liberalisierung der Investitionen 
und des Handels mit Primärenergieträgern 
und Energieerzeugnissen zu fördern; 

in Bekräftigung dessen, daß die Vertrags¬ 
parteien einer wirksamen Anwendung der 
vollen Inländerbehandlung und der Meist¬ 
begünstigungsbehandlung größte Bedeu¬ 
tung beimessen und daß diese Verpfiieh- 


Vertrag über die Energiecharta 
The Energy Charter Treaty 
Traite sur la Charte de l’energie 


Preamble 

The Contracting Parties to this Treaty, 


Having regard to the Charter of Paris for a 
New Europa signed on 21 November 
1990; 

Having regard to the European Energy 
Charter adopted in the Concluding Docu- 
ment of the Hague Conference on the Euro¬ 
pean Energy Charter signed at The Hague 
on 17 December 1991; 


Recalling that all signatories to the Con¬ 
cluding Document of the Hague Conference 
undertook to pursue the objectives and prin- 
ciples of the European Energy Charter and 
implement aruf broaden their Cooperation as 
soon as possible by negotiating in good 
faith an Energy Charter Treaty and Proto- 
cols, and desiring to place the commitments 
contained in that Charter on a secure and 
binding international legal basis; 


Desiring also to establish the structural 
framework required to implement the prin- 
ciples enunciated in the European Energy 
Charter; 

Wishing to implement the basic concept 
of the European Energy Charter initiative 
which is to catalyse economic growth by 
means of measures to liberalize Investment 
and trade in energy; 


Affirming that Contracting Parties attach 
the utmost importance to the effective Im¬ 
plementation of full national treatment and 
most favoured nation treatment, and that 
these commitments will be applied to the 


Präambule 

Les parties contractantes au präsent 
traitä, 

considärant la Charte de Paris pour une 
nouvelle Europe, signäe le 21 novembre 
1990; 

considärant la Charte europäenne de 
l’änergie adoptäe par le moyen du docu¬ 
ment de clöture de la Confärence de La 
Haye sur la Charte europäenne de l’äner- 
gie, signä ä La Haye le 17 däcembre 
1991; 

rappelant que toutes les parties signa- 
taires du document de clöture de la Confä¬ 
rence de La Haye se sont engagäes ä pour- 
suivre les objectifs et ä respecter les prin- 
cipes de la Charte europäenne de l'änergie 
ainsi qu'ä mettre en oeuvre et ä älargir leur 
coopäration, le plus rapidement possible, 
en nägociant de bonne foi un traitä et des 
protocoles sur la Charte de l’änergie, et 
däsireuses de donner aux engagements 
contenus dans cette chatte une base juridi- 
que internationale süre et contraignante; 


däsireuses ägalement d'ätablir le cadre 
structurel näcessaire ä la mise en oeuvre 
des principes änoitcäs dans la Charte euro¬ 
päenne de l'änergie; 

souhaitant mettre en oeuvre le corx^pt de 
base de Tinitiative de la Charte europäenne 
de ränergie, qui est de catalyser la orois- 
sance äconomique par des mesures desti- 
näes ä libäraliser les investissements et les 
ächanges en matiäre d'änergie; 


affirmant que les parties contraotantes 
attachent la plus grande importance ä 
l'application effective et compläte du traite- 
ment national et du traitement de la nation 
la plus favorisäe et que ces engagements 
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tungen auf die Vornahme von Investitionen 
entsprechend einem Zusatzvertrag ange¬ 
wandt werden; 

im Hinblick auf das Ziel einer schrittwei¬ 
sen Liberalisierung des Welthandels und 
auf den Grundsatz, Diskriminierungen im 
Welthandel zu vermeiden, der im Ailge- 
meinen Zoll- und Handelsabkommen und 
seinen dazugehörigen Rechtsinstrumenten 
niedergelegt und in diesem Vertrag im übri¬ 
gen vorgesehen ist; 

entschlossen, technische, verwaltungs¬ 
rechtliche und sonstige Hemmnisse im Han¬ 
del mit Primärenergieträgem und Energie¬ 
erzeugnissen und damit zusammenhän¬ 
genden Ausrüstungen, Technologien und 
Dienstleistungen schrittweise zu beseiti¬ 
gen; 

in der Erwartung, daß die Vertragspar¬ 
teien, die derzeit noch nicht Vertragspartei¬ 
en des Allgemeinen Zoll- und Handelsab¬ 
kommens sind, schließlich dessen Ver¬ 
tragsparteien werden, und in dem Bestre¬ 
ben, vorläufige Handelsvereinbamngen zu 
treffen, welche diese Vertragsparteien un¬ 
terstützen und ihrer Vorbereitung auf eine 
solche Vertragszugehörigkeit nicht im Wege 
stehen; 

eingedenk der Rechte und Pflichten der¬ 
jenigen Vertragsparteien, die auch Ver¬ 
tragsparteien des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens und seiner dazugehö¬ 
rigen Rechtsinstrumente sind; 

im Hinblick auf Wettbewerbsbestimmun¬ 
gen über Fusionen, Monopole, wettbe- 
werbswidrige Verhaltensweisen und Miß¬ 
brauch einer beherrschenden Stellung; 

ferner im Hinblick auf den Vertrag über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen, die 
Richtlinien der Gruppe der Nuklearlieferlän¬ 
der und sonstige internationale Verpflich¬ 
tungen und Absprachen über die Nichtver¬ 
breitung im Nuklearbereich; 


in Anerkennung der Notwendigkeit einer 
höchst effizienten Aufsuchung, Produktion, 
Umwandlung, Speicherung, Beförderung, 
Verteilung und Nutzung von Energie; 


eingedenk des Rahmenübereinkommens 
der Vereinten Nationen über Klimaände¬ 
rungen, des Übereinkommens über weiträu¬ 
mige grenzüberschreitende Luftverunreini¬ 
gung und seiner Protokolle sowie anderer 
internationaler Umweltübereinkünfte mit 
energiebezogenen Aspekten und 

in der Erkenntnis, daß Maßnahmen zum 
Schutz der Umwelt, einschließlich der Still¬ 
legung energietechnischer Anlagen und der 
Abfallentsorgung, sowie international ver¬ 
einbarte Ziele und Kriterien für diesen 
Zweck immer größere Dringlichkeit erlan¬ 
gen - 


Making of Investments pursuant to a sup- 
plementary treaty; 


Having regard to the objective of pro¬ 
gressive liberalization of international trade 
and to the principle of avoidance of discrim- 
ination in international trade as enunciated 
in the General Agreement on Tariffs and 
Trade and its Related Instruments and as 
otherwise provided for in this Treaty; 


Determined progressively to remove 
technical, administrative and other barriers 
to trade in Energy Materials and Products 
and related equipment, technologies and 
Services; 


Looking to the eventual membership in 
the General Agreement on Tariffs and 
Trade of thr^e Contracting Parties which 
are not currently parties thereto and con- 
cemed to provide interim trade arrange- 
ments which will assist those Contracting 
Parties and not impede their preparation for 
such membership; 


MindfuI of the rights and obligations of 
certain Contracting Parties which are also 
parties to the General Agreement on Tariffs 
and Trade and its Related Instruments; 


Having regard to competition rules con- 
ceming mergers, monopolies, anti-compe- 
titive practices and abuse of dominant Posi¬ 
tion; 

Having regard also to the Treaty on the 
Non-Proliferation of Nuclear Weapons, the 
Nuclear Suppliers Guidelines and other in¬ 
ternational nuclear non-proliferation obliga¬ 
tions or understandings; 


Recognizing the necessity for the most 
efficient exploration, production, conver- 
sion, storage, transport, distribution and use 
of energy; 


Recalling the United Nations Framework 
Convention on Climate Change, the Con¬ 
vention on Long-Range Transboundary Air 
Pollution and its protocols, and other inter¬ 
national environmental agreements with 
energy-related aspects; and 


Recognizing the increasingly urgent need 
for measures to protect the environment, 
induding the decommissioning of energy 
installations and waste disposal, and for 
intemationally-agreed objectives and 
criteria for these purposes. 


seront appliquäs ä la räalisation des inves- 
tissements conformäment ä un traitä com- 
plämentaire; 

considärant l’objectif de libäralisation pro¬ 
gressive des ächanges intemationaux et le 
principe de non-discrimination dans les 
ächanges intemationaux tels qu'änoncäs 
dans l’accord gänäral sur les tarifs doua- 
niers et le commerce et ses Instruments 
connexes et tels que prävus par ailleurs 
dans le present traitä; 

däterminöes ä äliminer progressivement 
les obstacles techniques, administratifs et 
autres.au commerce de matiäres et de pro- 
duits änergätiques et des äquipements, 
technologies et Services connexes; 


envisageant i'adhäsion future ä i'accord 
gänäral sur les tarifs douaniers et le com¬ 
merce des parties contractantes qui n’y sont 
actuellement pas parties, et soucieuses de 
prävoir un rägime commercial transKoire qui 
aide ces parties contractantes et n'entrave 
pas leur präparation ä cette adhäsion; 


conscientes des droits et obligations de 
certaines parties contractantes qui sont 
ägalement parties ä I’accord gänäral sur les 
tarifs douaniers et le commerce et aux Ins¬ 
truments connexes; 

conskfärant les rägles de concumence 
concemant les fusions, les monopoles, les 
pratiques contraires ä la concurrence et 
Tabus de Position dominante; 

considärant ägalement le traitä sur la 
non-prolifäration des armes nudäaires, les 
directives applicables ä l'exportation de 
matiäres, d’^uipements et de technologies 
nucläaires et les autres obligatiorts ou clau- 
ses interprätatives relatives ä la non-prolifä- 
ration internationale en matiäre de nucläai- 
re; 

reconnaissant la näcessitä d’accroTtre au 
maximum Tefficacitä de Texploration, de la 
production, de la conversion, du stockage, 
du transport, de la distribution et de Tutilisa- 
tion de Tänergie; 

rappelant la convention-cadre des Na¬ 
tions Unies sur le changement climatique, la 
Convention sur la pollution atmosphärique 
transfrontiäre ä longue distance et ses pro- 
tocoles, ainsi que d'autres accords intema¬ 
tionaux en matiäre d'environnement com- 
portant des aspects liäs ä Tänergie; et 

reconnaissant qu’il est de plus en plus 
urgent de prendre des mesures visant ä 
protäger Tenvironnement, y compris des 
mesures concemant le däcieissement des 
installations änergätiques et Tälimination 
des dächets, et d’adopter, ä Tächelon in¬ 
ternational, des objectifs et des critäres ä 
ces fins. 
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sind wie folgt übereingekommen; 


Teil I 

Begriffsbestimmungen und Zweck 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Vertrags 


1. bedeutet „Charta“ die im Abschlußdo¬ 
kument der Haager Konferenz über die 
Europäische Energiecharta angenom¬ 
mene Europäische Energiecharta, das 
am 17. Dezember 1991 in Den Haag 
unterzeichnet wurde; die Unterzeich¬ 
nung des Abschlußdokuments gilt als 
Unterzeichnung der Charta; 

2. bedeutet „Vertragspartei“ einen Staat 
oder eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, die zugestimmt 
haben, durch diesen Vertrag gebunden 
zu sein und für die der Vertrag in Kraft 
ist; 

3. bedeutet „Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration“ eine Organisa¬ 
tion, die von Staaten gebildet wird, wel¬ 
che ihr die Zuständigkeit für eine Reihe 
bestimmter unter diesen Vertrag fallen¬ 
der Angelegenheiten übertragen ha¬ 
ben, einschließlich der Befugnis, in die¬ 
sen Angelegenheiten für sie bindende 
Entscheidungen zu treffen; 

4. bedeutet „Primärenergieträger und 
Energieerzeugnisse“ auf der Grundla¬ 
ge des Harmonisierten Systems des 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Zollwesens und der Kombi¬ 
nierten Nomenklatur der Europäischen 
Gemeinschaften in die Anlage EM auf¬ 
genommene Positionen; 

5. bedeutet „Wirtschaftstätigkeit im 
Energiebereich“ eine Wirtschaftstätig¬ 
keit betreffend die Aufsuchung, Ge¬ 
winnung, Veredelung, Produktion, La¬ 
gerung, Beförderung über Land, Über¬ 
tragung. Verteilung sowie den Handel 
und die Vermarktung oder den Verkauf 
von Primärenergieträgem und Ener¬ 
gieerzeugnissen mit Ausnahme der¬ 
jenigen, die in Anlage NI enthalten 
sind, oder betreffend die Verteilung 
von Wärme auf mehrere Abnahme¬ 
stellen; 

6. bedeutet „Investition“ jede Art von 
Vermögenswert, der einem Investor 
unmittelbar oder mittelbar gehört oder 
von ihm kontrolliert wird und folgendes 
einschließt; 

a) materielle und immaterielle Ver¬ 
mögensgegenstände, bewegliche 
und unbewegliche Sachen sowie 
Eigentumsrechte jeder Art wie 
Pachtverträge, Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) eine Gesellschaft oder ein gewerb¬ 
liches Unternehmen oder Anteils- 


Have agreed as follovrs; 

Part I 

Definitions and purpose 

Article 1 
Definitions 

As used in this Treaty; 


(1) “Charter" means the European Energy 
Charter adopted in the Concluding 
Document of the Hague Conference on 
the European Energy Charter signed at 
The Hague on 17 December 1991; sig- 
nature of the Concluding Document is 
considered to be signature of the 
Charter. 

(2) “Contracting Party" means a state or 
Regional Economic Integration Organ¬ 
ization which has consented to be 
bound by this Treaty and for which the 
Treaty is in force. 

(3) “Regional Economic Integration Or¬ 
ganization" means an Organization 
constituted by States to which they 
have transferred competence over cer- 
tain matters a number of which are 
govemed by this Treaty, including the 
authority to take decisions binding on 
them in respect of those matters. 

(4) “Energy Materials and Products”, 
based on the Harmonized System of 
the Customs Cooperation Council and 
the Combined Nomenclature of the 
European Communities, means the 
items included in Annex EM. 


(5) “Economic Activity in the Energy Sec- 
tof" means an economic activity con- 
ceming the exploration, extraction, re- 
fining, production, storage, land trans- 
port, transmission, distribution, trade, 
marketing, or sale of Energy Materials 
and Products except those included in 
Annex NI, or conceming the distribu¬ 
tion of heat to multiple premises. 


(6) “Investment” means every kind of as- 
set, owned or controlied directly or in- 
directly by an Investor and includes; 


(a) tangible and intangible, and mov- 
able and immovable, property, and 
any property rights such as leases, 
mortgages, liens, and pledges; 


(b) a Company or business enterprise, 
or Shares, stock, or other forms of 


sont convenues de ce qui suit; 

Partie I 

Oäfinitions et objet 

Article Premier 
Däflnitlons 

Tels qu’ils sont employäs dans le präsent 
trqitä, les termes qui suivent ont la significa- 
tion indiquee ci-aprfes; 

1) «Charte» designe la Charte europeen- 
ne de l’änergie adoptäe par le moyen 
du document de clöture de la Confä- 
rence de La Haye sur la Charte euro- 
päenne de l’änergie, signä ä La Haye 
le 17 däcembre 1991; la signature du 
document de clöture est considäräe 
comme valant signature de la Charte. 

2) «Partie contractante» däsigne tout Etat 
ou toute Organisation d’intägration äco- 
nomique rägionale qui a acceptä d’etre 
liä par le präsent traitä et ä l'ägard 
duquel ou de laquelle celui-ci est en 
vigueur. 

3) «Organisation d’intägration äconomi- 
que rägionale» däsigne toute Organisa¬ 
tion constituäe par des Etats ä laquelle 
ils ont transfärä des compätences dans 
des domaines däterminäs, dont cer- 
tains sont rägis par le präsent traitä, y 
compris le pouvoir de prendre des dä- 
cisions qui les lient dans ces domai¬ 
nes. 

4) «Matiäres et produits änergätiques», 
selon le systäme harmonisä du Conseil 
de coopäration douaniäre et la nomen¬ 
clature combinäe des Communautäs 
europäennes, däsigne les äläments fi- 
gurant ä l’annexe EM. 


5) «Activitä äconomique du secteur de 
l'änergie» däsigne toute activitä äco¬ 
nomique relative ä l'exploitation, ä 
l’extraction, au raffinage, ä la produc¬ 
tion, au stockage, au transport terres- 
tre, ä la transmission, ä la distribution, 
ä l’ächange, ä la commercialisation et 
ä la vente de matiäres ou de produits 
änergätiques, exceptäs ceux qui figu- 
rent ä l'annexe NI, ou relative ä la 
diffusion de chaleur dans des locaux 
multiples. 

6) «Investissement» däsigne tout type 
d’avoir dätenu ou contrölä directement 
ou indirectement par un investisseur et 
comprenant; 

a) les biens matäriels et immatäriels, 
mobiliers et immobiliers, et tous 
droits de propriätä tels que loca- 
tion, hypotheques, cräances privi- 
lägiees et gages; 

b) une societä ou entreprise commer- 
ciale ou les actions, capitaux ou 
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rechte, Aktien oder sonstige For¬ 
men der Kapitalbeteiligung an einer 
Gesellschaft oder einem gewerb¬ 
lichen Unternehmen, Schuldver¬ 
schreibungen und sonstige Ver¬ 
bindlichkeiten einer Gesellschaft 
oder eines gewerblichen Unter¬ 
nehmens; 

c) Geldforderungen und Ansprüche 
auf vertraglich begründete Lei¬ 
stungen, die einen wirtschaftlichen 
Wert haben und mit einer Investi¬ 
tion Zusammenhängen; 

d) geistiges Eigentum; 

e) Erträge; 

f) jedes kraft Gesetzes oder Vertrags 
verliehene Recht oder jede kraft 
Gesetzes erteilte Lizenz und Ge¬ 
nehmigung zur Ausübung von Wirt¬ 
schaftstätigkeiten im Energiebe¬ 
reich. 

Eine Änderung der Form, in der Ver¬ 
mögenswerte angelegt werden, ändert 
nichts an ihrem Wesen als Investition; 
der Begriff .Investition* schließt alle In¬ 
vestitionen ein, die bis zu dem Tag, an 
oder nach dem späteren der Tage vor¬ 
genommen sind oder werden, an de¬ 
nen der Vertrag für die Vertragspartei 
des Investors, der die Investition vor¬ 
nimmt, oder für die Vertragspartei, in 
deren Gebiet die Investition vorgenom¬ 
men wird, in Kraft tritt (im folgenden als 
.Tag des Inkrafttretens“ bezeichnet); 
der Vertrag gilt jedoch nur für Angele¬ 
genheiten, die sich auf solche Investi¬ 
tionen nach dem Tag des Inkrafttretens 
auswirken. 

.Investition“ bezieht sich auf jede Inve¬ 
stition im Zusammenhang mit einer 
Wirtschaftstätigkeit im Energiebereich 
und auf Investitionen oder Klassen von 
Investitionen, die von einer Vertrags¬ 
partei in ihrem Gebiet als .Charta- 
Effizienzvorhaben“ bezeichnet und als 
solche dem Sekretariat notifiziert wer¬ 
den; 


7. bedeutet „Investor“ 

a) in bezug auf eine Vertragspartei 

i) eine natürliche Person, welche 
die Staatsangehörigkeit oder 
Staatsbürgerschaft nach den 
Rechtsvorschriften dieser Ver¬ 
tragspartei besitzt oder dort ih¬ 
ren ständigen Aufenthalt hat; 

ii) eine Gesellschaft oder eine 
andere Organisation, die in 
Übereinstimmung mit dem in 
dieser Vertragspartei geltenden 
Rechtsvorschriften gegründet 
ist; 

b) in bezug auf einen „dritten Staaf 
eine natürliche Person, eine Ge¬ 
sellschaft oder eine andere Orga¬ 
nisation, welche die unter Buch- 


equity participation in a Company or 
business enterprise, and bonds 
and other debt of a Company or 
business enterprise; 


(c) Claims to money and Claims to per- 
formance pursuant to contract hav- 
ing an economic value and associ- 
ated with an Investment; 

(d) Intellectual Property; 

(e) Returns; 

(f) any right conferred by law or con¬ 
tract or by virtue of any licences 
and permits granted pursuant to 
law to undertake any Economic Ac- 
tivity in the Energy Sector. 


A Change in the form in wrhich assets 
are invested does not affect their 
character as investments and the term 
“Investment" includes all investments, 
whether existing at or made after the 
later of the date of entry into force of 
this Treaty for the Contracting Party of 
the Investor making the Investment 
and that for the Contracting Party in the 
Area of which the Investment is made 
(hereinafter referred to as the “Effec- 
tive Date”) provided that the Treaty 
shall only apply to matters affecting 
such investments after the Effective 
Date. 


“Investmenf refers to any Investment 
associated with an Economic Activity in 
the Energy Sector and to investments 
or classes of investments designated 
by a Contracting Party in its Area as 
“Charter efficiency projects" and so no- 
tified to the Secretariat. 


(7) “Investor" means: 

(a) with respect to a Contracting Par¬ 
ty; 

(i) a natural person having the ci- 
tizenship or nationality of or 
who is permanently residing in 
that Contracting Party in ac- 
cordance with its applicable 
law; 

(ii) a Company or other Organiza¬ 
tion organized in accordance 
with the law applicable in that 
Contracting Party; 


(b) with respect to a “third state”, a 
natural person, Company or other 
Organization which fulfils, mutatis 
mutandis, the conditions specified 


toute autre forme de participation 
au Capital dans une sociätä ou en- 
treprise commerciale, ainsi que les 
Obligations, titres ou autres dettes 
d'une sociätä ou d'une entreprise 
commerciale; 


c) les cräances liquides ou les droits ä 
prestations au titre d'un contrat ä 
valeur äconomique et associä ä un 
investissement; 

d) la propriätä intellectuelle; 

e) les rendements; 

f) tout droit conförä par la loi ou par 
contrat ou däcoulant de licences ou 
d’autorisations däiivräes conformä- 
ment ä la loi pour l'exercice d'une 
activitä äconomique dans le sec- 
teur de l’önergie. 

La modification de la forme sous la- 
quelle les avoirs sont investis n'affecte 
pas leur caractäre cTinvestissement, et 
le terme «investissement» couvre tous 
les investissements, qu’ils existent ä la 
date d'enträe en vigueur ou qu'ils 
soient räalisäs postärieurement ä la 
date d’enträe en vigueur du präsent 
traftä pour la partie contractante d'oü 
provient l'investisseur ou pour la partie 
contractante dans la zone de laquelle 
l’investissement est räalisä, ci-apräs 
appeläe «date effective», ä condition 
que le traitä ne s’applique qu’aux ma- 
tiäres affectant ces investissements 
apräs la date effective. 

Le temne «investissement» vise tout 
investissement associä ä une activitä 
äconomique dans le secteur de l’äner- 
gie et tout investissement ou toute ca- 
tägorie d’investissements räalisäs 
dans sa zone par une partie contrac¬ 
tante, däsignäs par eile comme des 
«projets d'efficacitä de la Charte», et 
notifiäs en tant que tels au Secräta- 
riat. 

7) «Investisseur» däsigne: 

a) en ce qui conceme une partie 
contractante: 

i) toute personne physique jouis- 
sant de la citoyennetä ou de la 
nationalitä de cette partie 
contractante, ou räsidant en 
permanence sur son territoire 
conformäment ä sa lägislation 
applicable; 

ii) toute entreprise ou autre Organi¬ 
sation organisäe conformäment 
ä la lägislation applicable sur le 
territoire de cette partie 
contractante; 

b) en ce qui conceme un «Etat tiers», 
toute personne physique, entre¬ 
prise ou Organisation qui remplit, 
mutatis mutandis, les conditions 
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stabe a für eine Vertragspartei an¬ 
gegebenen Voraussetzungen sinn¬ 
gemäß erfüllt; 

8. bedeutet „Investitionen vornehmen“ 
oder „Vornahme von Investitionen“ das 
Tätigen neuer Investitionen, den voll¬ 
ständigen oder teilweisen Enverb vor¬ 
handener Investitionen oder die Ver¬ 
lagerung in andere Bereiche der Inve¬ 
stitionstätigkeit; 

9. bedeutet „Erträge“ die aus einer Inve¬ 
stition herrührenden oder mit ihr zu¬ 
sammenhängenden Beträge, unab¬ 
hängig von der Form, in der sie gezahlt 
werden, einschließlich Gewinne, Divi¬ 
denden, Zinsen, Kapitalzuwächse, 
Lizenzentgelte, Entgelt für die Be¬ 
triebsleitung, technische Hilfe oder 
sonstige Entgelte und Sachleistun¬ 
gen; 

10. bedeutet „Gebiet“ in bezug auf einen 
Staat, der Vertragspartei ist, 

a) das Hoheitsgebiet unter seiner 
Souveränität, wobei davon ausge¬ 
gangen wird, daß das Hoheits¬ 
gebiet das Land, die inneren 
Gewässer und das Küstenmeer 
umfaßt, und 

b) vorbehaltlich des internationalen 
Seerechts und im Einklang mit die¬ 
sem das Meer, den Meeresboden 
und seinen Untergrund, über wel¬ 
che die Vertragspartei souveräne 
Rechte und Hoheitsbefugnisse 
ausübt. 

In bezug auf eine Organisation der re¬ 
gionalen Wirtschaftsintegration, die 
Vertragspartei ist, bedeutet „Gebiet“ 
die einzelnen Gebiete der Mitgliedstaa¬ 
ten dieser Organisation entsprechend 
den in dem Übereinkommen zur Grün¬ 
dung der Organisation enthaltenen 
Bestimmungen; 

11. a) bedeutet „GATT“ entweder „GATT 

1947“ oder „GATT 1994“ oder bei¬ 
de, sofern beide anwendbar sind; 

b) „GATT 194r bedeutet das Allge¬ 
meine Zoll- und Handelsabkom¬ 
men vom 30. Oktober 1947, das 
der Schlußakte beigefügt war, die 
auf der Zweiten Tagung des Vorbe¬ 
reitenden Ausschusses der Konfe¬ 
renz der Vereinten Nationen für 
Handel und Beschäftigung ange¬ 
nommen wurde, in seiner später 
berichtigten, ergänzten oder geän¬ 
derten Fassung; 

c) „GATT 1994“ bedeutet das Allge¬ 
meine Zoll- und Handelsüberein¬ 
kommen, das in Anlage 1 A des 
Übereinkommens zur Errichtung 
der Welthandelsorganisation ent¬ 
halten ist, in seiner später berich¬ 
tigten, ergänzten oder geänderten 
Fassung; 

eine Vertragspartei des Überein¬ 
kommens zur Errichtung der Welt¬ 
handelsorganisation gilt als Ver¬ 
tragspartei des GATT 1994; 


in subparagraph (a) for a Contract¬ 
ing Party. 

(8) “Make Investments" or ‘Making of In¬ 
vestments" means establishing new 
Investments, acquiring all or patt of 
existing Investments or moving into dif¬ 
ferent fields of Investment activity. 


(9) “Returns" means the amounts derived 
from or associated with an Investment, 
irrespective of the form in which they 
are paid, including profits, dividends, 
interest, Capital gains, royalty pay- 
ments, management, technical assist- 
ance or other fees and payments in 
kind. 


(10) “Area” means with respect to a state 
that is a Contracting Party: 

(a) the territory under its sovereignty, it 
being understood that territory in- 
cludes land, internal waters and the 
territorial sea; and 


(b) subject to and in accordance with 
the international law of the sea: the 
sea, sea-bed and its subsoil with 
regard to which that Contracting 
Party exercises Sovereign rights 
and jurisdiction. 

With respect to a Regional Economic 
Integration Organization which is a 
Contracting Party, Area means the 
Areas of the member States of such 
Organization, under the provisions 
contained in the agreement establish¬ 
ing that Organization. 

(11) (a) “GATT" means “GATT 1947” or 
“GATT 1994”, or both of them 
where both are applicable. 

(b) “GATT 1947" means the General 
Agreement on Tariffs and Trade, 
dated 30 October 1947, annexed to 
the Final Act Adopted at the Con- 
clusion of ttie Second Session of 
the Preparatory Committee of the 
United Nations Conference on 
Trade and Employment, as subse- 
quently rectified, amended or mod- 
ified. 

(c) “GATT 1994” means the General 
Agreement on Tariffs and Trade 
as specified in Annex 1A of the 
Agreement Establishing the World 
Trade Organization, as subse- 
quently rectified. amended or mod- 
ified. 


änoncäes au point a) pour une Par¬ 
tie contractante. 

8) «Investir» ou «räaliser des investis- 
sements» däsigne le fait de räaliser de 
nouveaux investissements, en acquä- 
rant tout ou partie des investissements 
existants ou en se toumant vers d’au- 
tres domaines d’activitäs d’investis- 
sement. 

9) «Rendement» däsigne les revenus qui 
däcoulent d'un investissement ou qui y 
sont associäs, quelle que soit la forme 
SOUS laquelle le paiement est effectuä, 
y compris les profits, dividendes, in- 
täräts, plus-values, royalties, frais de 
gestion, d'assistance technique ou tout 
autre droit ou paiement en nature. 


10) «Zone» designe, par rapport ä un Etat 
qui est partie contractante: 

a) le territoire qui relöve de sa souve- 
rainetä, ätant entendu que ce terri¬ 
toire inclut les terres, les eaux intä- 
rieures et les eaux territoriales; et 


b) SOUS räserve du droit international 
de la mer et en confomnitä avec 
celui-ci la mer. les fonds marins et 
leur sous-sol sur lesquels cette par¬ 
tie contractante exerce des droits 
souverains et sa juridiction. 

En ce qui conceme les organisations 
d’intägration äconomique rägionale qui 
sont parties contractantes, on entend 
par «Zone» la zone des Etats membres 
de cette Organisation conformäment 
aux dispositions contenues dans l'acte 
constitutif de cette Organisation. 

11) a) «GATT» däsigne le GATT 1947 ou 
le GATT 1994, ou les deux lorsque 
les deux sont applicables. 

b) «GATT 1947» däsigne l’accord gä- 
näral sur les tarifs douaniers et le 
commerce datä du 30 octobre 
1947, annexä ä l’Acte final adoptä 
ä l’issue de la deuxiäme session du 
Comitä präparatoire de la Confä- 
rence des Nations Unies sur le 
commerce et l'emploi, tel que cor- 
rigä, amendä ou modifiä ultärieu- 
remenf. 

c) «GATT 1994» däsigne l'accord gä- 
näral sur les tarifs douaniers et le 
commerce tel que späcifiä ä 
l’annexe 1A de l'accord ätabiissant 
l’Organisation mondiale du com¬ 
merce, tel que corrigä, amendä ou 
modifiä ultärieurement. 


A party to the Agreement Establish¬ 
ing the World Trade Organization is 
considered to be a party to GATT 
1994. 


Une partie ä l'accord ätabiissant 
rOrganisation mondiale du com¬ 
merce est considäräe comme ätant 
partie au GATT 1994. 
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d) bedeutet .dazugehörige Rechtsin¬ 
strumente“ je nach Zusammen¬ 
hang 

i) unter der Schirmherrschaft des 
GATT 1947 geschlossene 
Übereinkommen, Vereinbarun¬ 
gen oder sonstige Rechts- 
instnjmente einschließlich Be¬ 
schlüsse, Erklärungen und Ver¬ 
einbarungen in ihren später 
berichtigten, geänderten oder 
ergänzten Fassungen oder 

ii) das Übereinkommen zur Er¬ 
richtung der Welthandelsorga¬ 
nisation, einschließlich seiner 
Anlage 1 (außer GATT 1994), 
seiner Anlagen 2, 3 und 4 und 
der dazugehörigen Beschlüsse, 
Erklärungen und Vereinbarun¬ 
gen in ihren später berichtigten, 
geänderten oder ergänzten 
Fassungen; 

12. schließt „geistiges Eigentum“ Urheber¬ 
rechte und verwandte Rechte, Marken, 
geographische Angaben, gewerbliche 
Muster, Patente, Layout-Designs inte¬ 
grierter Schaltkreise und den Schutz 
nicht offengelegter Informationen ein; 


13. a) bedeutet „Energiechartaprotokoll“ 

oder „Protokoll“ einen Vertrag, des¬ 
sen Aushandlung die Chartakonfe¬ 
renz genehmigt und dessen Wort¬ 
laut sie angenomtrten hat und den 
zwei oder mehr Vertragsparteien 
geschlossen haben, um die Be¬ 
stimmungen dieses Vertrags in be¬ 
zug auf jeden Tätigkeitsbereich 
oder jede Tätigkeitsart, die unter 
diesen Vertrag fallen, oder die un¬ 
ter Titel III der Charta genannten 
Bereiche der Zusammenarbeit zu 
vervollständigen, zu ergänzen, 
auszudehnen oder zu erweitern; 

b) bedeutet „Energiechartaerklärung“ 
oder „Erklärung“ ein nicht binden¬ 
des Rechtsinstrument, dessen 
Aushandlung die Chartakonferenz 
genehmigt und dessen Wortlaut sie 
gebilligt hat und das von zwei oder 
rrrehr Vertragsparteien zur Ergän¬ 
zung oder Vervollständigung die¬ 
ses Vertrags geschlossen wurde; 

14. bedeutet „frei konvertierbare Währung“ 
eine Währung, die in erheblichem Um¬ 
fang an den internationalen Devisen¬ 
märkten gehandelt und in erheblichem 
Umfang bei internationalen Transaktio¬ 
nen verwendet wird. 

Artikel 2 

Zweck des Vertrags 

Dieser Vertrag schafft den rechtlichen 
Rahmen für die Förderung langfristiger Zu¬ 
sammenarbeit im Energiebereich auf der 
Grundlage der gegenseitigen Ergänzung 
und des gegenseitigen Nutzens im Einklang 
mit den Zielen und Grundsätzen der Char¬ 
ta. 


(d) “Related Instruments” means, as 
appropriate; 

(i) agreements, arrangements or 
other legal Instruments, includ- 
ing decisions, declarations and 
understandings, concluded un- 
der the auspices of GATT 1947 
as subsequently rectified, 
amended or modified; or 


(ii) the Agreement Establishing the 
World Trade Organization in- 
cluding its Annex 1 (except 
GATT 1994), its Annexes 2, 3 
and 4, and the decisiorts, de¬ 
clarations and understandings 
related thereto, as subsequent¬ 
ly rectified, amended or modi¬ 
fied. 

(12) “Intellectual Property” includes Co¬ 
pyrights and related rights, trademaiks, 
geographical indications, industrial 
designs, patents, layout designs of in- 
tegrated ciicuits and the protection of 
undisclosed Information. 


(13) (a) “Energy Charter ProtocoF or “Pro- 

tocol” means a treaty, the negoti- 
ation of which is authorized and the 
text of which is adopted by the 
Charter Conference, which is en¬ 
tered into by two or more Contract¬ 
ing Parties in order to complement, 
Supplement, extend or amplify the 
provisions of this Treaty with re- 
spect to any specific sector or cat- 
egory of activity within the scope of 
this Treaty, or to areas of Coopera¬ 
tion pursuant to Title III of the 
Charter. 

(b) “Energy Charter Declaration” or 
“Declaration” means a non-binding 
Instrument, the negotiation of which 
is authorized and the text of which 
is approved by the Charter Con¬ 
ference, which is entered into by 
two or more Contracting Parties to 
complement or Supplement the 
provisions of this Treaty. 

(14) “Freely Convertible Currency” means a 
cumency which is widely traded in inter¬ 
national foreign exchange markets and 
widely used in international transac- 
tions. 

Artlcle2 

Purpose of the Treaty 

This Treaty establishes a legal framework 
in Order to promote long-term Cooperation in 
the energy field, based on complementar- 
ities and mutual berrefits, in accordance with 
the objectives and principles of the Char¬ 
ter. 


d) «Instruments connexes» dösigne, 
selon le cas; 

i) les accords, arrangements ou 
autres Instruments juridiques, y 
compris les döcisions, döclara- 
tions et clauses interprätatives, 
condus SOUS les auspices du 
GATT 1947, tels que rectifiös, 
amendös ou modifiäs ultärieu- 
rement; ou 

ii) l'accord ätablissant l’Organisa- 
tion mondiale du commerce, y 
compris son annexe 1 (ä l'exclu- 
sion du GATT 1994), ses an- 
nexes 2,3 et 4, et les döcisions, 
däciarations et clauses interprä- 
tatives y relatives, tels que rec- 
tifiös, amendös ou modifiäs ul- 
törieurement. 

12) «Propriötä intellectuelle» comprend les 
droits d'auteur et les droits connexes, 
les marques commerciales, les indica¬ 
tions g^raphiques, les dessins et 
modöles industriels, les brevets, les 
topographies des circuits intögrös et la 
protection d’informations non divul- 
guäes. 

13) a) «Protocole sur la Charte de l'äner- 

gie» ou «protocole» dösignent un 
traitö dont la nögociation est autori- 
söe et le texte adoptä par la Confö- 
rence de la Charte et qui est conclu 
par deux ou plusieurs parties 
contractantes en vue de complöter, 
remplacer, ätendre ou amplifier les 
dispositions du präsent traitä pour 
un secteur ou une catägorie d’acti- 
vltä späcifiques entrant dans le 
champ d'applicatlon du präsent 
traltä, ou pour les domalnes de co- 
opäration visäs au titre III de la 
Charte. 

b) «Däciaration de la Charte de 
l'änergie» ou «däciaration» däsi- 
gnent un Instrument non contrai- 
gnant dont la nägociation est auto- 
risäe et le texte approuvä par la 
Confärence de la Charte et qui est 
conclu par deux ou plusieurs par¬ 
ties contractantes en vue de präci- 
ser ou compläter les dispositions 
du präsent traitä. 

14) «Devise librement convertible» däsi- 
gne une devise largement nägociäe 
sur les marchäs des changes intema- 
tionaux et largement utilisäe dans les 
transactions internationales. 


Article 2 
Objet du traitä 

Le präsent traitä ätablit un cadre juridique 
destinä ä promouvoir la coopäration ä long 
terme dans le domaine de l’änergie, et fon- 
dä sur la complämentaritä et les avantages 
mutuels, conformäment aux objectifs et aux 
principes de la Charte. 
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Teil II 
Handel 

Artikel 3 

Internationale Märkte 

Die Vertragsparteien wirken darauf hin, 
für Primärenergieträger und Energieerzeug¬ 
nisse den Zugang zu den internationalen 
Märkten unter marktüblichen Bedingungen 
zu erleichtern und ganz allgemein einen 
offenen und wettbewerblichen Markt zu 
entwickeln. 

Artikel 4 

Nichtbeeinträchtigung des GATT 
und der dazugehörigen 
Rechtsinstrumente 

Dieser Vertrag beeinträchtigt nicht zwi¬ 
schen einzelnen Vertragsparteien, die Ver¬ 
tragsparteien des GATT sind, die Bestim¬ 
mungen des GATT und der dazugehörigen 
Rechtsinstrumente, wie sie zwischen die¬ 
sen Vertragsparteien Anwendung finden. 

Artikel 5 

Handelsbezogene 

Investitionsmaßnahmen 

(1) Eine Vertragspartei wendet handels¬ 
bezogene Investitionsmaßnahmen nicht an, 
die mit Artikel III oder XI des GATT unver¬ 
einbar sind; dieses gilt unbeschadet der 
Rechte und Pflichten der Vertragspartei aus 
dem GATT und den dazugehörigen Rechts¬ 
instrumenten sowie Artikel 29. 


(2) Solche Maßnahmen schließen jede 
Investitionsmaßnahme ein, die aufgrund in¬ 
ländischer Rechtsvorschriften oder auf¬ 
grund von Verwaltungsentscheidungen 
zwingend vorgeschrieben oder durchsetz¬ 
bar oder deren Einhaltung zur Erlangung 
eines Vorteils notwendig ist und derzufol- 

ge 

a) ein Unternehmen Waren inländischen 
Ursprungs oder inländischer Herkunft 
kaufen oder verwenden muß, wobei be¬ 
stimmte Waren, eine Warenmenge oder 
ein Warenwert oder ein Anteil an der 
Menge oder dem Wert seiner einheimi¬ 
schen Produktion vorgeschrieben sein 
können, oder 

b) der Kauf oder die Verwendung einge¬ 
führter Waren durch ein Unternehmen 
auf einen Umfang beschränkt wird, der 
sich nach der Menge oder dem Wert 
einheimischer Waren, die es ausführt, 
richtet 

oder die 

c) die Einfuhr von Waren durch ein Unter¬ 
nehmen, die bei dessen einheimischer 
Produktion verwendet werden oder die¬ 
se Produktion betreffen, sei es generell 
oder auf einen Umfang beschränkt, der 
sich nach der Menge oder dem Wert der 
von dem Unternehmen ausgeführten 
einheimischen Produktion richtet; 


Part II 
Commerce 

Article 3 

International markets 

The Contracting Parties shall work to 
promote access to international markets on 
commercial terms, and generally to develop 
an open and competitive market, for Energy 
Materials and Products. 


Article 4 

Non-derogatlon from GATT 
and Related Instruments 

Nothing in this Treaty shall derogate, as 
between particular Contracting Parties 
which are parties to ttie GATT, from the 
provisions of the GATT and Related Instru¬ 
ments as they are applied between those 
Contracting Parties. 


Article 5 

Trade-related 
Investment measures 

(1) A Contracting Party shall not apply 
any trade-related Investment measure that 
is inconsistent with the provisions of article 
III or XI of the GATT; this shall be without 
prejudice to the Contracting Party's rights 
and Obligations under the GATT and Relat¬ 
ed Instruments and Article 29. 


(2) Such measures include any Invest¬ 
ment measure which is mandatory or en- 
forceable under domestic law or under any 
administrative ruling, or compliance with 
which is necessary to obtain an advantage, 
and which requires: 


(a) the purchase or use by an enterprise of 
Products of domestic origin or from any 
domestic source, whether specified in 
terms of particular products, in terms of 
volume or value of products, or in terms 
of a Proportion of volume or value of its 
local production; or 

(b) that an enterprise’s purchase or use of 
imported products be limited to an 
amount related to the volume or value of 
local products that it exports; 


or which restricts; 

(c) the importation by an enterprise of prod:L 
ucts used in or related to its local pro¬ 
duction, generally or to an amount relat¬ 
ed to the volume or value of local pro¬ 
duction that it exports; 


Partie II 
Commerce 

Article 3 

Marchäs intemationaux 

Les parties contractantes ceuvrent en vue 
de promouvoir Taccäs aux marchäs intema¬ 
tionaux des matiäres et produits änergäti- 
ques ä des conditions commerciales et, de 
maniäre gänärale, de dävelopper un mar- 
chä ouvert et concurrentiel de l’änergie. 

Article 4 

Non-därogation au GATT 
et aux Instruments connexes 

Aucune disposHion du präsent traitä ne 
däroge, dans les relations entre parties 
contractantes qui sont parties au GATT, aux 
dispositions du GATT et des instruments 
connexes telles qu’elles sont appliquäes 
entre ces parties contractantes. 

Article 5 

Mesures 

dTnvestissement liäes au commerce 

1. Aucune Partie contractante ne peut 
appliquer des mesures d'investissement 
liäes au commerce qui sont incompatibles 
avec les dispositions des articles III ou XI du 
GATT; cette disposition s’entend sans prä- 
judice des droits et obligations des parties 
contractantes däcoulant du GATT et des 
instruments connexes ainsi que de l'arti- 
cle 29. 

2. Les mesures en question comprennent 
toute mesure d'investissement qui est obli- 
gatoire ou exäcutable en vertu du droit na¬ 
tional ou de tout räglement administratif, ou 
dont le respect est näcessaire pour l'obten- 
tion d’un avantage, et qui requiert; 


a) l'achat ou Tutilisation par une entreprise 
de produits d'origine nationale ou de 
toute autre source nationale, que ce soit 
en termes de produits particuliers, en 
termes de volume ou de valeur des 
produits, ou en termes de proportion de 
volume ou de valeur de sa production 
locale; ou 

b) un achat ou une utilisation, par une en¬ 
treprise, de produits ou Services impor¬ 
täs qui soient limitäs ä un montant pro- 
portionnel au volume ou ä la valeur des 
produits ou Services locaux qu'il expor- 
te, 

ou qui restreint: 

c) l'importation, par une entreprise, de pro¬ 
duits utilisäs dans sa production locale 
ou en rapport avec eile de fagon gänära¬ 
le ou ä un montant proportionnel au 
volume ou ä la valeur de la production 
locale qu'elle exporte; 
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d) die Einfuhr von Waren durch ein Unter¬ 
nehmen, die bei dessen einheimischer 
Produktion venwendet werden oder die¬ 
se Produktion betreffen, durch Be¬ 
schränkung des Zugangs zu Devisen 
auf einen Betrag beschränkt, der sich 
nach den dem Unternehmen anzurech¬ 
nenden Devisenzuflüssen richtet, oder 

e) die Ausfuhr oder den Verkauf zur Aus¬ 
fuhr von Waren durch ein Unternehmen 
beschränkt, wobei bestimmte Waren, 
eine Warenmenge oder ein Warenwert 
oder ein Anteil an der Menge oder dem 
Wert seiner einheimischen Produktion 
vorgeschrieben sein können. 

(3) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als 
werde eine Vertragspartei daran gehindert, 
die in Absatz 2 Buchstaben a und c be¬ 
schriebenen haiKtelsbezogenen investi- 
tionsmaßnahmen als Voraussetzung für die 
Berechtigung zu Ausfuhrförderung, Aus¬ 
landshilfe, öffentlicher Beschaffung oder 
Präferenzprogramme für Zölle oder Kontin¬ 
gente anzuwenden. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 1 kann eine 
Vertragspartei handelsbezogene Investi¬ 
tionsmaßnahmen, die mehr als 180 Tage in 
Kraft waren, bevor die Vertragspartei diesen 
Vertrag unterzeichnet hat, vorbehaltlich der 
Bestimmungen über Notifikationen und 
Übergangsbestimmungen in Anlage TRM, 
vorläufig beibehalten. 

Artikel« 

Wettbewerb 

(1) Jede Vertragspartei wirkt darauf hin, 
Marktverzerrungen und Wettbewerbsbe¬ 
schränkungen bei einer Wirtschaftstätigkeit 
im Energiebereich zu verringern. 

(2) Jede Vertragspartei sorgt dafür, daß 
innerhalb ihrer Zuständigkeit Gesetze vor¬ 
handen sind und durchgesetzt werden, die 
erforderlich und geeignet sind, gegen ein¬ 
seitiges und abgestimmtes wettbewerbs¬ 
widriges Verhalten bei einer Wirtschafts¬ 
tätigkeit im Energiebereich vorzugehen. 

(3) Vertragsparteien, die in der Anwen¬ 
dung von Wettbewerbsregeln bereits Erfah¬ 
rung haben, prüfen umfassend, gegenüber 
arnferen Vertragsparteien auf Ersuchen und 
im Rahmen verfügbarer Mittel technische 
Hilfe bei der Entwicklung und Umsetzung 
von Wettbewerbsregeln zu leisten. 


(4) Die Vertragsparteien können bei der 
Durchsetzung ihrer Wettbewerbsregeln 
durch Konsultationen und Informationsaus¬ 
tausch Zusammenarbeiten. 

(5) Ist eine Vertragspartei der Auffassung, 
daß ein bestimmtes wettbewerbswidriges 
Verhalten im Gebiet einer anderen Ver¬ 
tragspartei sich auf wichtige Interessen 
nachteilig auswirkt, die für die Zwecke die¬ 
ses Artikels von Bedeutung sind, so kann 
die Vertragspartei dies der anderen Vertrags¬ 
partei mitteilen und diese darum ersuchen, 
daß ihre Wettbewerbsbehörden geeignete 


(d) the importation by an enterprise of prod¬ 
ucta used in or related to its local pro- 
duction by restricting its access to for- 
eign exchange to an amount related to 
the foreign exchange inflows attributable 
to the enterprise; or 


(e) the exportation or sale for export by an 
enterprise of products, whether speci- 
fied in terms of particular products, in 
terms of votume or value of products, or 
in terms of a proportion of volume or 
value of its local production. 

(3) Nothing in paragraph (1) shall be con- 
strued to prevent a Contracting Party from 
applying the trade-related investment 
measures described in subparagraphs 

(2)(a) and (c) as a condition of eligibility for 
export Promotion, foreign aid, govemment 
Procurement or preferential tariff or quota 
programmes. 

(4) Notwithstanding paragraph (1), a Con¬ 
tracting Party may temporarily continue to 
maintain trade-related investment measures 
which were in effect more than 180 days 
betöre its signature of this Treaty, subject to 
the notif ication and phase-out provisions set 
out in Annex TRM. 


Aiticiee 

Compelitlon 

(1) Each Contracting Party shall work to 
alleviate market distortions and barriers to 
competition in Economic Activity in the 
Energy Sector. 

(2) Each Contracting Party shall ensure 
that within its jurisdiction it has and enforces 
such laws as are necessary and appropriate 
to address unilateral and concerted anti- 
competitive conduct in Economic Activity in 
the Energy Sector. 

(3) Contracting Parties with experience in 
applying competition rules shall give full 
conskferation to providing, upon request 
and withki available resources, technical 
assistance on the development and Im¬ 
plementation of competition rules to other 
Contracting Parties. 


(4) Contractirtg Parties may cooperate in 
the enforcement of their competition rules 
by Consulting and exchanging infomnation. 

(5) If a Contracting Party considers that 
any specified anti-competitive corKfuct car- 
ried out within the Area of another Contract¬ 
ing Party is adversety affecUng an important 
Interest relevant to the purposes kfentified 
in this Article, the Contracting Party may 
notify the other Contracting Party and may 
request that its competition authorities initi- 
ate appropriate enforcement action. The no- 


d) l'importation, par une entreprise, de pro- 
duits ou Services utilisäs dans sa pro¬ 
duction locale ou en rapport avec cel- 
le-ci, l’accös de l'entreprise ätant limitö 
au Change pour un montant proportion- 
nel ä l'affhix de devises ätrangöres qui 
est attrTbuable ä celle-ci; ou 

e) l’exportation ou la venta pour exporta¬ 
tion de produits par une entreprise, que 
ce soit en termes de produits particu- 
liers, en termes de volume ou de valeur 
des produits ou en termes cfune Propor¬ 
tion du volume ou de la valeur de sa 
production locale. 

3. Aucune disposition du paragraphe 1 ne 
peut ätre interprätäe comme empächant 
une Partie contractante d'appliquer les me- 
sures d’investissement liäes au commerce 
däcrites au paragraphe 2 points a) et c) en 
tant que condition d'äligibilitä ä la promotion 
des exportations, ä l'aide ätran^re, aux 
rrrarchäs publics ou aux programmes de 
tarifs ou de quotas präförentiels. 

4. Nonobstant le paragraphe 1, une partie 
contractante peut temporairement maintenir 
les mesures d’investisseinent liäes au com¬ 
merce qui ätaient appliquäes depuis plus de 
180 jours ä la date de la sigrrature du prä¬ 
sent traitä, sous räserve des dispositions de 
l’annexe TRM relatives ä la notification et ä 
l’älimination progressive. 

Articia« 

Concunenoa 

1. Chaque partie contractante oeuvre en 
vue de lütter contra les distorsions de mar- 
chä et les entrewes ä la concurrence dans 
les activitäs äconomiques du secteur de 
ränergie. 

2. Chaque partie contractante s’assure 
que, dans les limites de sa juridiction, eile a 
et applique les dispositions lägislatives nä- 
cessaires et appropriäes pour faire face ä 
tout comportement anticoncurrentiel unita- 
täral et concertä dans les activitäs äconomi¬ 
ques du secteur de l’änergie. 

3. Les parties contractantes disposant 
(fune expärience dans l’appiication des rä- 
gles rägissant la concurrence examinent 
avec attention la possibilitä de foumir, sur 
demande et dans les limites des ressources 
disponibles, une assistance technique aux 
autres parties contractantes pour l'älabora- 
tion et la mise en oeuvre de rägles de 
concurrence. 

4. Les parties contractantes peuvent co- 
opärer dans l’application de leurs rägles de 
concurrence en procädant ä des consulta- 
tions et des ächanges d'informations. 

5. Lorsqu’une partie contractante estime 
qu'un comportement anticoncurrentiel dä- 
terminä observä dans la zone cfune autre 
partie contractante a un effet rtägatif sur un 
intärät important relatif aux objectifs c^finis 
au präsent article, eile peut le rrotifier ä 
rautre partie contractante et demander que 
les autoritäs de celle-ci compätentes en ma- 
tiäre de concurrertce entament une action 
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Durchsetzungsmaßnahmen ergreifen. Die 
notifizierende Vertragspartei macht in ihrer 
Notifikation ausreichende Angaben, damit 
die andere Vertragspartei das in der Notifi¬ 
kation eingesprochene wettbewerbswidrige 
Verhalten feststellen kann; die notifizieren¬ 
de Vertragspartei bietet weitere Infomnatio- 
nen und ihre Zusammenarbeit an, soweit 
sie dazu in der Lage ist. Die Vertragspartei, 
welche die Notifikation erhalten hat, bezie¬ 
hungsweise ihre zuständigen Wettbewerbs¬ 
behörden können die Wettbewerbsbehör- 
den der notifizierenden Vertragspartei kon¬ 
sultieren und prüfen umfassend das Ersu¬ 
chen der notifizierenden Vertragspartei, 
wenn sie darüber entscheiden, ob sie 
Durchsetzungsmaßnahmen gegen das in 
der Notifikation behauptete wettbewerbswi¬ 
drige Verhalten einleiten. Die Vertragspar¬ 
tei, welche die Notifikation erhalten hat, teilt 
der notifizierenden Vertragspartei ihre Ent¬ 
scheidung beziehungsweise die Entschei¬ 
dung ihrer zuständigen Wettbewerbsbehör¬ 
den mit; sie kann, falls sie es wünscht, der 
notifizierenden Vertragspartei die Gründe 
für ihre Entscheidung angeben. Werden 
Durchsetzungsmaßnahmen eingeleitet, so 
teilt die Vertragspartei, welche die Notifika¬ 
tion erhalten hat, der notifizierenden Ver¬ 
tragspartei das Ergebnis und, soweit mög¬ 
lich, wesentliche zwischenzeitliche Entwick¬ 
lungen mit. 

(6) Dieser Artikel verlangt von einer Ver¬ 
tragspartei nicht die Erteilung von Informa¬ 
tionen, die ihren Gesetzen Ober die Preisga¬ 
be von Informationen, die Vertraulichkeit 
oder das Geschäftsgeheimnis entgegen¬ 
stehen. 

(7) Die Verfahren nach Absatz 5 und Arti¬ 
kel 27 Absatz 1 sind im Rahmen dieses 
Vertrags das einzige Mittel zur Beilegung 
von Streitigkeiten, die bei der Durchführung 
oder Auslegung dieses Artikels entstehen 
können. 

Artikel 7 
Transit 

(1) Jede Vertragspartei trifft die erforderli¬ 
chen Maßnahmen, um den Transit von Pri¬ 
märenergieträgem und Energieerzeugnis¬ 
sen zu erieichtem, im Einklang mit dem 
Grundsatz der Transitfreiheit und ohne Un¬ 
terscheidung hinsichtlich des Ursprungs, 
der Bestimmung oder des Eigentums der 
Primärenergieträger und Energieerzeugnis¬ 
se oder Diskriminieoing bei der Preisfest¬ 
setzung auf der Grundlage dieser Unter¬ 
scheidungen, ohne unangemessene Ver¬ 
zögerungen, Beschränkungen oder Abga¬ 
ben aufzuerlegen. 

(2) Die Vertragsparteien ermutigen die 
zuständigen Stellen zur Zusammenarbeit in 
folgenden Bereichen; 

a) Modernisierung der Energiebeförde¬ 
rungseinrichtungen, die zum Transit von 
Primärenergieträgem und Energieer¬ 
zeugnissen erforderlich sind; 

b) Entwicklung und Betrieb von Energie¬ 
beförderungseinrichtungen, mit denen 
das Gebiet von mehr als einer Vertrags¬ 
partei versorgt wird; 


tifying Contracting Party shall include in 
such notification sufficient information to 
permit the notified Contracting Party to iden- 
tify the anti-competitive conduct that is the 
subject of the notification and shall include 
an offer of such further information and 
Cooperation as the notifying Contracting 
Party is able to provide. The notified Con¬ 
tracting Party or, as the case may be, the 
relevant competition authorities may consult 
with the competition authorities of the notify¬ 
ing Contracting Party and shall accord full 
consideration to the request of the notifying 
Contracting Party in deciding whether or not 
to initiate enforcement action with respect to 
the alleged anti-competitive conduct identi- 
fied in the notification. The notified Contract¬ 
ing Party shall inform the notifying Contract¬ 
ing Party of Hs decision or the decision of 
the relevant competition authorities and 
may if H wishes inform the notifying Con¬ 
tracting Party of the grounds for the deci¬ 
sion. If enforcement action is inHiated, the 
notified Contracting Party shall advise the 
notifying Contracting Party of Hs outcome 
and, to the extent possible, of any signi- 
ficant interim development. 


(6) Nothing in this Article shall require the 
Provision of Information by a Contracting 
Party contrary to Hs laws regarding dis- 
closure of information, confidentiality or 
business secrecy. 

(7) The procedures set forth in paragraph 
(5) and Article 27(1) shall be the exclusive 
means within this Treaty of resotving any 
disputes that may arise over the Implemen¬ 
tation or Interpretation of this Article. 


Article 7 
Transit 

(1) Each Contracting Party shall take the 
necessary measures to facilitate the Transit 
of Energy Materials and Products consistent 
with the principle of freedom of transH and 
without distinction as to the origin, destina- 
tion or ownership of such Energy Materials 
and Products or discrimination as to pricing 
on the basis of such distinctions, and with¬ 
out imposing any unreasonable delays, re- 
strictions or charges. 


(2) Contracting Parties shall encourage 
relevant entities to cooperate in: 


(a) modemizing Energy Transport Facilities 
necessary to the TransH of Energy Mat¬ 
erials and Products; 

(b) the development and Operation of Ener¬ 
gy Transport Facilities serving the Areas 
of more than one Contracting Party; 


coercitive appropriäe. La partie contractante 
qui procöde ä la notification inclut dans cet- 
te demiere des informations süffisantes 
pour permettre ä la partie contractante qui 
regelt la notification d'identifier le comporte- 
ment anticoncurrentiel qui fait l’objet de la 
notification et propose en möme temps tau¬ 
te autre information et taute coopöration 
qu'elle est en mesure de foumir. La partie 
contractante qui regoit la notification ou, le 
cas ächäant, ses autorttäs compätentes en 
matiöre de concumence peuvent consulter 
les autoritäs responsables en matiäre de 
concurrence de la partie contractante qui a 
proeädä ä la notification et prennent pleine- 
ment en considäration la requöte de l’autre 
partie contractante lorsqu'elles döcident s'il 
y a lieu ou non d'entamer une action coerci¬ 
tive en rapport avec le comportement anti¬ 
concurrentiel alläguä indiquä dans la notifi¬ 
cation. La partie contractante qui a regu la 
notification informe l’autre partie contractan¬ 
te de sa däcision ou de la däcision de ses 
autoritäs compötentes en matiöre de 
concumence et lui fait connaitre, si eile le 
souhaite, les motifs de la däcision. Si l’ac- 
tion coercitive est engagäe, la partie 
contractante qui a regu la notification avise 
l'autre partie contractante de son räsultat et, 
dans la mesure du possible, de taute ävolu- 
tion intermädiaire significative. 

6. Aucune disposition du präsent article 
n’impose ä une partie contractante de four- 
nir des informations contraires ä ses lois sur 
la divulgation de renseignements, la confi- 
dentialitä ou le secret commercial. 

7. Les proeädures däerites au paragra- 
phe 5 et ä l’article 27 paragraphe 1 consti- 
tuent les seuls moyens prävus par le prä¬ 
sent traltä pour le räglement des diffärends 
qui pourraient survenir au sujet de l’applica- 
tion ou de l'interprätation du präsent article. 

Article 7 

Transit 

1. Chaque partie contractante prend les 
mesures näcessaires pour faciliter le transit 
des matiäres et produits änergätiques en 
conformitä avec le principe de libre transit et 
Sans distinction quant ä l’origine, ä la desti- 
nation ou ä la propriätä de ces matiäres et 
produHs änergätiques, ni discrimination 
quant ä une formation des prix faHe sur la 
base de telles distinctions, de mäme que 
Sans imposer de retards, de restrictions ou 
de taxes däraisonnables. 


2. Les parties contractantes encouragent 
les instances compätentes ä coopiärer'. 

a) ä la modemisation des äquipements de 
transport d'änergie näcessaires au tran¬ 
sit des matiäres et produits änergäti¬ 
ques; 

b) au dävelof>pement et au fonctionnement 
des äquipements de transport d’änergie 
desservant la zone de plus d’une partie 
contractante; 
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c) Maßnahmen zur Milderung der Auswir¬ 
kungen von Ausfällen bei der Versor¬ 
gung mit Primärenergieträgem und 
Energieerzeugnissen; 

d) Erleichterung des Verbunds von Ener¬ 
giebeförderungseinrichtungen. 

(3) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, 
dafür zu sorgen, daß in ihren Vorschriften 
über die Beförderung von Primärenergie¬ 
trägem und Energieerzeugnissen und die 
Nutzung von Energiebeförderungseinrich¬ 
tungen Primärenergieträger und Energie¬ 
erzeugnisse im Transit nicht weniger gün¬ 
stig behandelt werden als Primärenergieträ¬ 
ger und Energieerzeugnisse, deren Ur¬ 
sprung oder Bestimmung in ihrem eigenen 
Gebiet liegt, sofern eine geltende internatio¬ 
nale Übereinkunft nichts anderes be¬ 
stimmt. 

(4) Kann der Transit von Primärenergie¬ 
trägem und Energieerzeugnissen nicht zu 
marktüblichen Bedingungen mit Hilfe von 
Energiebeförderungseinrichtungen erreicht 
werden, so legen die Vertragsparteien der 
Schaffung neuer Kapazitäten keine Hinder¬ 
nisse in den Weg, sofern anwendbare 
Rechtsvorschriften, die mit Absatz 1 verein¬ 
bar sind, nichts anderes bestimmen. 

(5) Eine Vertragspartei, durch deren Ge¬ 
biet Primärenergieträger und Energieer¬ 
zeugnisse im Transit geleitet werden kön¬ 
nen, ist nicht verpflichtet, 

a) den Bau oder die Änderung von Ener¬ 
giebeförderungseinrichtungen zu ge¬ 
statten oder 

b) einen neuen oder zusätzlichen Transit 
durch bestehende Energiebeförde¬ 
rungseinrichtungen zu gestatten, 

wenn sie den anderen beteiligten Vertrags¬ 
parteien nachweist, daß dies die Sicherheit 
oder Effizienz ihrer Energienetze ein¬ 
schließlich der Versorgungssicherheit ge¬ 
fährden würde. 

Vorbehaltlich der Absätze 6 und 7 sichern 
die Vertragsparteien den seit langem beste¬ 
henden Fluß von Primärenergieträgem und 
Energieerzeugnissen zu, von und zwischen 
den Gebieten anderer Vertragsparteien. 

(6) Eine Vertragspartei, durch deren Ge¬ 
biet der Transit von Primärenergieträgem 
und Energieerzeugnissen verläuft, darf im 
Fall einer Streitigkeit über eine Frage im 
Zusammenhang mit diesem Transit den 
Transit weder unterbrechen noch verrin¬ 
gern, und sie darf nicht einer ihrer Aufsicht 
unterstehenden Stelle gestatten oder eine 
ihrer Gerichtsbarkeit unterstehende Stelle 
auffordem, den vorhandenen Fluß der 
Primärenergieträger und Energieerzeugnis¬ 
se zu unterbrechen oder zu verringern, be¬ 
vor das in Absatz 7 vorgesehene Streitbeile¬ 
gungsverfahren abgeschlossen ist, es sei 
denn, dies ist in einem privatrechtlichen 
Vertrag oder einer anderen Vereinbarung 
über den Transit ausdrücklich vorgesehen 
oder nach Maßgabe der Entscheidung des 
Schlichters erlaubt. 


(c) measures to mitigate the effects of inter- 
ruptions in the supply of Energy Mater¬ 
ials and Products; 

(d) facilitating the interconnection of Energy 
Transport Facilities. 

(3) Each Contr^ng Party undertakes 
that its provisions relating to transport of 
Energy Materials and Products and the use 
of Energy Transport Facilities shall treat 
Energy Materials and Products in Transit in 
no less favourable a manner than its provi¬ 
sions treat such materials and products ori- 
ginating in or destined for its own Area, 
unless an existing international agreement 
provides otherwise. 


(4) In the event Ihat Transit of Energy 
Materials and Products cannot be achieved 
on commercial terms by means of Energy 
Transport Facilities the Contracting Parties 
shall not place obstacles in the way of new 
capacity being estabiished, except as may 
be otherwise provided in applicable legisla- 
tion which is consistent wift paragraph (1). 


(5) A Contracting Party through whose 
Area Energy Materials and Products may 
transit shall not be obliged to 

(a) permit the construction or modification 
of Energy Transport Facilities; or 

(b) permit new or additional Transit through 
existing Energy Transport Facilities, 


which it demonstrates to the other Contract¬ 
ing Parties concemed would endanger the 
Security or efficiency of its energy Systems, 
Including the secui% of supply. 

Contracting Parties shall, subject to para- 
graphs (6) and (7), secure estabiished flows 
of Energy Materials and Products to, from or 
between the Areas of other Contracting 
Parties. 


(6) A Contracting Party through whose 
Area Energy Materials and Products transit 
shall not, in the event of a dispute over any 
matter arising from that Transit, Interrupt or 
reduce, permit any entity subject to its con- 
trol to Interrupt or reduce, or require any 
entity subject to its jurisdiction to Interrupt or 
reduce the existing flow of Energy Materials 
and Products prior to the conclusion of the 
dispute resolution procedures set out in 
Paragraph (7), except where this is specific- 
ally provided for in a contract or other agree¬ 
ment governing such Transit or permitted in 
accordance with the conciliatoris decision. 


c) aux mesures visant ä compenser les 
effets des interruptions de l'approvision- 
nement en matiäres et produits änergä- 
tiques; 

d) ä la facilitation de l’interconnexion des 
equipements de transport d’änergie. 

3. Chaque partie contractante s'engage ä 
ce que ses dispositions relatives au trans¬ 
port des matiäres et produits änergätiques 
et l'utilisation des äquipements de transport 
(fänergie traitent les matiäres et produits 
änergätiques en transit d’une maniäre rran 
moins favorable que les matiäres et produits 
originaires de sa propre zone ou destinäs ä 
celle-ci, ä moins qu’un accord international 
existant n'en dispose autrement. 


4. Dans le cas oü les äquipements de 
transport d'änergie ne permettent pas un 
transit de matiäres et produits önergätiques 
ä des conditions commerciales, les parties 
contractantes ne cräent aucun obstacle ä 
l’ätablissement de nouveiles capacitäs, sauf 
disposition contraire d’une lägislation appli¬ 
cable et conforme au paragraphe 1. 

5. Une partie contractante dans la zone 
de laquelle transrtent des matiäres et pro¬ 
duits änergätiques n’est pas tenue: 

a) de pemiettre la construction ou la modi¬ 
fication d’äquipements de transport 
d’änergie; ou 

b) de permettre (fautres transits ou des 
transits supplämentaires utilisant les 
äquipemente de treuisport d’änergie 
existants, 

si eile peut prouver aux autres parties con¬ 
tractantes concemäes que la säcuritä ou 
l’efficacitä de ses systämes änergätiques, y 
compris sa säcuritä d’approvisionnement, 
seraient ainsi mises en päril. 

Les parties contractantes garantissent, 
SOUS räserve des paragraphes 6 et 7, le 
transit de flux ätablis de matiäres et produits 
änergätiques ä destination ou en provenan- 
ce des zones d’autres parties contractantes 
ou entre ces zones. 

6. Une partie contractante dans la zone 
de laquelle transitent des matiäres et pro¬ 
duits änergätiques s’abstient, en cas de 
diffärend portant sur une question quelcon- 
que souleväe par ce transit, d’interrompre 
ou de räduire le flux existant de matiäres et 
produits änergätiques, ou de permettre ä 
toute entitä soumlse ä son contröle ou d'en- 
Joindre ä une entitä relevarrt de sa juridiction 
d’interrompre ou de räduire ce flux, avant 
l'achävement des procädures de räglement 
de diffärend däcrites au paragraphe 7, sauf 
si cela est expressäment prävu par un con- 
trat ou un autre accord r^issant ce transit 
ou autorisä en conformitä avec la däcision 
du conciliateur. 
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(7) Folgende Bestimmungen finden auf 
eine in Absatz 6 beschriebene Streitigkeit 
Anwendung, jedoch erst, nachdem alle ein¬ 
schlägigen vertraglichen oder sonstigen 
Mittel der Streitbeilegung erschöpft sind, die 
zuvor zwischen den Vertragsparteien, die 
Streitparteien sind, oder zwischen einem in 
Absatz 6 genannten Rechtsträger und ei¬ 
nem Rechtsträger einer anderen Vertrags¬ 
partei, die Streitparteien sind, vereinbart 
wurden. 

a) Eine Vertragspartei, die Streitpartei ist, 
kann die Streitigkeit an den Generalse¬ 
kretär in einer Notifikation verweisen, in 
der die strittigen Fragen zusammenge- 
faßt sind. Der Generalsekretär unter¬ 
richtet alle Vertragsparteien von der 
Notifikation. 

b) Binnen 30 Tagen nach Eingang dieser 
Notifikation bestellt der Generalsekretär 
in Konsultation mit den SIreitparteien 
und den anderen betroffenen Vertrags¬ 
parteien einen Schlichter. Dieser muß 
über Erfahrung in den strittigen Angele¬ 
genheiten verfügen und darf weder 
Staatsangehöriger oder Bürger einer 
Streitpartei oder einer der anderen be¬ 
troffenen Vertragsparteien sein noch in 
einer von ihnen seinen ständigen Auf¬ 
enthalt haben. 

c) Der Schlichter bemüht sich um die Zu¬ 
stimmung der Streitparteien zu einer 
Streitbeilegung oder zu einem Verfah¬ 
ren, durch das die Streitbeilegung her¬ 
beigeführt wird. Ist es dem Schlichter 
innerhalb von 90 Tagen nach seiner Be¬ 
stellung nicht gelungen, eine solche Zu¬ 
stimmung herbeizuführen, so empfiehlt 
er eine Beilegung der Streitigkeit oder 
ein Verfahren zur Beilegung der Streitig¬ 
keit und entscheidet über einstweilige 
Tarife und sonstige Bedingungen für 
den Transit, die von einem von ihm zu 
bestimmenden Zeitpunkt an einzuhalten 
sind, bis die Streitigkeit beigelegt ist. 

d) Die Vertragsparteien verpflichten sich 
zur Einhaltung und sorgen für die Ein¬ 
haltung jeder einstweiligen Entschei¬ 
dung nach Buchstabe c über Tarife und 
Bedingungen durch die ihrer Aufsicht 
oder Gerichtsbarkeit unterstehenden 
Stellen in den 12 Monaten nach der 
Entscheidung des Schlichters oder bis 
zur Beilegung der Streitigkeit, falls die¬ 
ser Zeitpunkt früher ist. 

e) Ungeachtet des Buchstabens b kann 
sich der Generalsekretär entschließen, 
keinen Schlichter zu bestellen, wenn er 
der Auffassung ist, daß die Streitigkeit 
einen Transit betrifft, der bereits Gegen¬ 
stand des unter den Buchstaben a bis d 
vorgesehenen Streitbeilegungsverfah¬ 
rens ist oder war, das nicht zu einer 
Beilegung der Streitigkeit geführt hat. 

f) Die Chartakonferenz beschließt Stan¬ 
dardbestimmungen über den Verlauf 
des Vergleichsverfahrens und die Ver¬ 
gütung der Schlichter. 

(8) Die Rechte und Pflichten einer Ver¬ 
tragspartei aufgrund des Völkerrechts, ein- 


(7) The following provisions shall apply to 
a dispute described in paragraph (6), but 
only following the exhaustion of all relevant 
contractual or other dispute resolution re- 
medies previously agreed between the Con¬ 
tracting Parties party to the dispute or be¬ 
tween arry entity referred to in paragraph (6) 
and an entity of another Contracting Party 
party to the dispute; 


(a) A Contracting Party party to the dispute 
may refer it to the Secretary-General by 
a notification summarizing the matters in 
dispute. The Secretary-General shall 
notify all Contracting Parties of any such 
referral. 


(b) Within 30 days of receipt of such a noti¬ 
fication, the Secretary-General, in con- 
sultation with the parties to the dispute 
and the other Contracting Parties con- 
cemed, shall appoint a conciliator. Such 
a conciliator shall have experience in the 
matters subject to dispute and shall not 
be a national or Citizen of or permanently 
resident in a party to the dispute or one 
of the other Contracting Parties con- 
cemed. 

(c) The conciliator shall seek the agreement 
of the parties to the dispute to a reso¬ 
lution thereof or upon a procedure 
to achieve such resolution. If within 
90 days of his appoinfment he has faiied 
to secure such agreement, he shall re- 
commend a resolution to the dispute or 
a procedure to achieve such resolution 
and shall decide the interim tariffs and 
other terms and conditions to be ob- 
served for Transit from a date which he 
shall specify until the dispute is re- 
solved. 


(d) The Contracting Parties undertake to 
observe and ensure that the entities un- 
der their control or jurisdiclion observe 
any interim decision under subpara- 
graph (c) on tariffs, terms and conditions 
for 12 months following the conciliator’s 
decision or until resolution of the dis¬ 
pute, whichever is earlier. 


(e) Notwithstanding subparagraph (b) the 
Secretary-General may elect not to ap¬ 
point a conciliator if in his judgemenf the 
dispute concems Transit that is or has 
been the subject of the dispute resolu¬ 
tion procedures set out in subpara- 
graphs (a) to (d) and those proceedings 
have not resulted in a resolution of the 
dispute. 

(f) The Charter Conference shall adopt 
Standard provisions conceming the con- 
duct of conciliation and the compensa- 
tion of conciliators. 

(8) Nothing in this Article shall derogate 
from a Contracting Party’s rights and obliga- 


7. Les dispositions qui suivent s’appli- 
quent au difförend döcrit au paragraphe 6, 
mais uniquement aprös öpuisement de tous 
les moyens contractuels ou autres de rögle- 
ment des difförends pröalablement conve- 
nus entre les parties contractantes parties 
au difförend ou entre toute entitö visöe au 
paragraphe 6 et une entitö d'une autre Par¬ 
tie contractante partie au difförend; 


a) . Une partie contractante partie au diffö- 

rend peut döförer celui-ci au Secrötaire 
gönöral par une notification rösumant 
l’objet du diffärend. Le Secrötaire gönö- 
ral notifie cette saisine ä toutes les par¬ 
ties contractantes. 

b) Dans les 30 jours suivant la röception de 
cette notification, le Secrötaire gönöral, 
en consultation avec les parties au diffö- 
rertd et les autres parties contractantes 
concemöes, nomme un corKiliateur. Ce 
conciliateur doit avoir une expörience 
des questions faisant l'objet du difförend 
et ne doit pas ötre un ressortissant, un 
citoyen ou un rösident permanent sur le 
terhtoire d'une partie au difförend ou de 
l’une ou l'autre des parties contractantes 
concemöes. 

c) Le conciliateur recherche l'accord des 
parties au difförend sur une solution de 
celui-ci ou sur une procödure pemnettant 
de parvenir ä une teile rösolution. Si, 
dans les 90 jours de sa nominatlon, il 
n'est pas parvenu ä dögager un tel ac- 
cord, il recommande une rösolution du 
difförend ou une procödure permettant 
de parvenir ä une teile rösolution et II 
döcide des tarifs douaniers provisoires 
et d’autres conditions et modalitös de- 
vant etre respectöes pour le transit ä 
partir de la date qu'il dötermine jusqu'au 
röglement du difförend. 

d) Les parties contractantes s'engagent ä 
observer et ä garantir que les entitös 
soumises ä leur contröle ou relevant de 
leur juridiction observent toute döcision 
provisoire prise au titre du poInt c) en 
ce qui conceme les tarifs douaniers et 
les conditions et modalitös au cours des 
12 mois suivant la döcision du concilia¬ 
teur ou jusqu'au röglement du difförend, 
l'öchöance retenue ötant celle qui se 
produit en premier Neu. 

e) Nonobstant le point b), le Secrötaire gö¬ 
nöral peut choisir de ne pas nommer de 
conciliateur s'il juge que le difförend 
concerne un transit qui fait ou a fait 
Pobjet des procödures de röglement du 
difförend prövues aux points a) ä d) et 
que ces procödures n’ont pas abouti ä 
un röglement du difförend. 

f) La Conförence de la Charte adopte des 
dispositions types sur le döroulement de 
la procödure de conciliation et sur la 
römunöration des conciliateurs. 

8. Aucune disposition du prösent article 

ne döroge aux droits et obligations des par- 
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schließlich des Vöikergewohnheitsrechts, 
aus bestehenden zweiseitigen oder mehr¬ 
seitigen Übereinkünften einschließlich der 
Regeln über unterseeische Kabel und Rohr¬ 
leitungen bleiben durch diesen Artikel un¬ 
berührt. 

(9) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, 
als verpflichte er eine Vertragspartei, die 
nicht über eine bestimmte Art von Energie¬ 
beförderungseinrichtungen für den Transit 
verfügt, aufgrund dieses Artikels Maßnah¬ 
men In bezug auf diese Art der Einrichtung 
zu treffen. Diese Vertragspartei ist jedoch 
verpflichtet, Absatz 4 einzuhalten. 


(10) Im Sinne dieses Artikels 

a) bedeutet „Transit“ 

i) die Beförderung durch das Gebiet 
einer Vertragspartei oder zu oder 
aus Hafenanlagen in ihrem Gebiet 
zum Be- und Entladen von Primär¬ 
energieträgem und Energieerzeug¬ 
nissen, die ihren Ursprung im Gebiet 
eines anderen Staates und ihre Be¬ 
stimmung im Gebiet eines dritten 
Staates haben, solange entweder 
der andere Staat oder der dritte 
Staat Vertragspartei ist, 

ii) die Beförderung durch das Gebiet 
einer Vertragspartei von Primärener¬ 
gieträgem und Energieerzeugnis¬ 
sen, die ihren Ursprung im Gebiet 
einer anderen Vertragspartei und ih¬ 
re Bestimmung im Gebiet dieser an¬ 
deren Vertragspartei haben, sofern 
die beiden beteiligten Vertragspar¬ 
teien nichts anderes beschließen 
und ihren Beschluß gemeinsam in 
die Anlage N eintragen. Die beiden 
Vertragsparteien können ihre Eintra¬ 
gung in Anlage N löschen, indem sie 
diese Absicht dem Sekretariat, in ei¬ 
ner gemeinsamen schriftlichen Noti¬ 
fikation mitteilen, dieses leitet die 
Notifikation an alle übrigen Vertrags¬ 
parteien weiter. Die Löschung wird 
vier Wochen nach der ersten Notifi¬ 
kation wirksam; 

b) bestehen „Energiebeförderungseinrich¬ 
tungen“ aus Gas-Hochdruckrohrleitun- 
gen, Hochspannungsnetzen und -leitun- 
gen, Rohölfemleitungen, Schlammkoh¬ 
le-Rohrleitungen, Rohrleitungen für Mi¬ 
neralölprodukte und anderen ortsfesten 
Einrichtungen speziell für den Umgang 
mit Primärenergieträgern und Energie¬ 
erzeugnissen. 


Artikel 8 

Weitergabe von Technologie 

(1) Die Vertragsparteien kommen über¬ 
ein, den Zugang zu Energietechnologie und 
die Weitergabe dieser Technologie auf 
marktüblicher und nichtdiskriminierender 
Grundlage zu fördern, um den wirksamen 
Handel mit Primärenergieträgem und Ener- 


tions under international law including cus- 
tomary international law, existing bilateral or 
multilateral agreements, including rules 
cortceming submarine cables and Pipe¬ 
lines. 


(9) This Article shail not be so interpreted 
as to oblige any Contracting Party which 
does not have a certain type of Energy 
Transport Facilities used for Transit to take 
any measure under this Article with respect 
to that type of Energy Transport Facilities. 
Such a Contracting Party is, however, ob- 
liged to comply with paragraph (4). 


(10) For the purposes of this Article: 

(a) Transir means 

(i) the carrlage through the Area of a 
Contracting Party, or to or from port 
facilities in its Area for loading or 
unloading, of Energy Materials and 
Products originating in the Area of 
another state and destined for the 
Area of a third state, so long as 
either the other state or the third 
state is a Contracting Party; or 


(ii) the carriage through the Area of a 
Contracting Patty of Energy Mater¬ 
ials and Products originating in the 
Area of another Contracting Party 
and destined for the Area of that 
other Contracting Party, unless the 
two Contracting Parties concemed 
decide otherwise and record their 
decision by a joint entry in Annex N. 
The two Contracting Parties may de- 
lete their listing in Annex N by de- 
iivering a joint written notification of 
their intentions to the Secretariat, 
which shail transmit that notification 
to all other Contracting Parties. The 
deletion shail take effect four weeks 
after such former notification. 


(b) “Energy Transport Facilities” consist of 
high-pressure gas transmission pipe- 
lines, high-voltage electricity transmis¬ 
sion grids and lines, crude oil transmis¬ 
sion Pipelines, coal slurry pipelines, oil 
product Pipelines, and other fixed facil¬ 
ities specifically for handling Energy 
Materials and Products. 


Article 8 

Transfer of technology 

(1) The Contracting Parties agree to 
promote access to and transfer of energy 
technology on a commercial and non-dis- 
criminatory basis to assist effective trade in 
Energy Materials and Products and Invest¬ 
ment and to Implement the objectives of the 


ties contractantes däcoulant du droit inter¬ 
national, y compris le droit international 
coutumier, et des accords bilatäraux ou 
multilatäraux existants, y compris les rögles 
relatives aux cäbles et pipelines sous-ma- 
rins. 

9. Le präsent article ne peut ätre interprä- 
tä comme obligeant une partie contractante 
qui ne dispose pas d'un type däterminä 
d’äquipements de transport d’änergie pour 
le transit ä prendre des mesures au titre de 
cet article en ce qui conceme ce type d'ä- 
quipements de transport cTänergie. Une tei¬ 
le Partie contractante est toutefois tenue de 
se confomier aux dispositions du paragra- 
phe 4. 

10. Aux fins du präsent article: 

a) «Transit» däsigne: 

i) le transport, ä travers la Zone d'une 
Partie contractante ou ä destination 
ou en provenance des installations 
portuaires situäes dans sa zone ä 
des fins de chargement ou de dä- 
chargement, de produits et matiäres 
änergätiques originaires de la zone 
d’un autre Etat et destinäs ä la zone 
d’un troisiäme Etat, pour autant que 
l’autre Etat ou le troisiäme Etat seit 
une Partie contractante; ou 

ii) le transport, ä travers la zone d’une 
partie contractante, de produits et 
matiäres änergätiques originaires de 
la Zone d’une autre partie contractan¬ 
te et destinäs ä la zone de cette autre 
partie contractante, sauf si les deux 
parties contractantes concemäes en 
däcident autrement et qu’elles enre- 
gistrent leur däcision par une inscrip- 
tion commune ä l’annexe N. Les 
deux parties contractantes peuvent 
supprimer leur inscription ä l’an- 
nexe N en notifiant conjointement, 
par äcrit, leur Intention au Secräta- 
riat, qui transmet cette notification ä 
toutes les autres parties contractan¬ 
tes. La Suppression prend effet qua- 
tre semaines apräs cette notifica¬ 
tion. 

b) «Equipements de transport d’änergie» 
däsigne les gazoducs ä haute pression, 
les räseaux et lignes de transmission 
d’älectricitä ä haute tension, les oläo- 
ducs pour pätrole brut, les conduites 
pour l’acheminement de boues de 
charbon, les conduites pour produits pä- 
troliers et tous autres äquipements fixes 
späcifiquement destinäs ä la manuten- 
tlon de matiäres et produits änergäti¬ 
ques. 

Article 8 

Transfer! de technologie 

1. Les parties contractantes conviennent 
de promouvoir l’accäs ä la technologie de 
l’änergie et les transferts de celle-ci sur une 
base commerciale et non discriminatoire 
afin de favoriser des ächanges efficaces de 
produits et matäriaux änergätiques et des 
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gieerzeugnissen und Investitionen zu be¬ 
günstigen und die Ziele der Charta nach 
Maßgabe ihrer Gesetze und sonstigen 
Rechtsvorschriften und des Schutzes des 
geistigen Eigentums zu verwirklichen. 

(2) Demgemäß, soweit es zur Durchfüh¬ 
rung des Absatzes 1 erforderlich ist, beseiti¬ 
gen die Vertragsparteien bestehende 
Hemmnisse und schaffen keine neuen 
Hemmnisse für die Weitergabe von Techno¬ 
logie auf dem Gebiet der Primärenergieträ¬ 
ger und Energieerzeugnisse und verwand¬ 
ter Ausrüstungen und Dienstleistungen, vor¬ 
behaltlich der Verpflichtungen wegen der 
Nichtverbreitung und sonstiger internationa¬ 
ler Verpflichtungen. 

Artikel 9 

Zugang zu Kapital 

(1) Die Vertragsparteien erkennen die Be¬ 
deutung offener Kapitalmärkte für die För¬ 
derung des Kapitalflusses zur Finanzierung 
des Handels mit Primärenergieträgern und 
Energieerzeugnissen und zur Vornahme 
und Unterstützung von Investitionen in eine 
Wirtschaftstätigkeit im Energiebereich in 
den Gebieten anderer Vertragsparteien an, 
insbesondere derjenigen, deren Wirtschaft 
sich im Übergang befindet. Jede Vertrags¬ 
partei ist daher bestrebt, die Bedingungen 
für den Zugang von Gesellschaften und 
Staatsangehörigen anderer Vertragspartei¬ 
en zu ihrem Kapitalmarkt zum Zweck der 
Finanzierung des Handels mit Primärener¬ 
gieträgern und Energieerzeugnissen und 
zum Zweck der Investition in eine Wirt¬ 
schaftstätigkeit im Energiebereich in den 
Gebieten jener anderen Vertragsparteien 
auf einer Grundlage zu fördern, die nicht 
weniger günstig ist als diejenige, die sie 
unter vergleichbaren Umständen ihren eige¬ 
nen Gesellschaften und Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften und Staatsangehöri¬ 
gen einer anderen Vertragspartei oder ei¬ 
nes dritten Staates einräumt, je nachdem, 
welche die günstigste ist. 

(2) Eine Vertragspartei kann Programme 
für den Zugang zu öffentlichen Darlehen, 
Zuschüssen, Garantien oder Versicherun¬ 
gen zur Erleichterung des Außenhandels 
oder der Auslandsinvestitionen verabschie¬ 
den und beibehalten. Sie stellt diese Ein¬ 
richtungen im Einklang mit den Zielen. Be¬ 
schränkungen und Kriterien dieser Pro¬ 
gramme (einschließlich Ziele, Beschränkun¬ 
gen oder Kriterien in bezug auf den Ort der 
Geschäftstätigkeit eines Antragstellers für 
die Inanspruchnahme einer solchen Einrich¬ 
tung oder den Ort der Lieferung von Waren 
oder Dienstleistungen, die mit Hilfe einer 
solchen Einrichtung bereitgestellt werden) 
für Investitionen in die Wirtschaftstätigkeit 
im Energiebereich anderer Vertragsparteien 
oder für die Finanzierung des Handels mit 
Primärenergieträgem und Energieerzeug¬ 
nissen mit anderen Vertragsparteien zur 
Verfügung. 

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich, 
bei der Durchführung von Programmen für 
die Wirtschaftstätigkeit im Energiebereich, 
die darauf abzielen, die wirtschaftliche Sta- 


Charter subject to their laws and regula- 
tions, and to fhe protection of Intellectual 
Property rights. 


(2) Accordingly, to the extent necessary 
to give effect to paragraph (1) the Contract¬ 
ing Parties shall elimlnate exlsting and 
create no new obstacles to the transfer of 
technology in the field of Energy Materials 
and Products and related equipment and 
Services, subject to non-proliferation and 
other international obligations. 


Article 9 

Access to Capital 

(1) The Contracting Parties acknowledge 
the importance of open Capital markets in 
encouraging the flow of Capital to finance 
trade in Energy Materials and Products and 
for the making of and assisting with regard 
to Investments in Economic Activity in the 
Energy Sector in the Areas of other Con¬ 
tracting Parties, particularly those with eco¬ 
nomles in transition. Each Contracting Party 
shall accordingly endeavour to promote 
conditions for access to its Capital market by 
Companies and nationale of other Contract¬ 
ing Parties, for the purpose of financing 
trade in Energy Materials and Products and 
for the purpose of Investment in Economic 
Activity in the Energy Sector in the Areas of 
those other Contracting Parties, on a basis 
no less favourable than that which it ac- 
cords in like circumstances to its own Com¬ 
panies and nationale or Companies and na¬ 
tionale of any other Contracting Party or any 
third state, whichever is the most favour¬ 
able. 


(2) A Contracting Party may adopt and 
maintain programmes providing for access 
to public loans, grants, guarantees or Insur¬ 
ance for facilitating trade or Investment 
abroad. It shall make such facilities avail- 
able, consistent with the objectives, con- 
straints and criteria of such programmes 
(including any objectives, constraints or 
criteria relating to the place of business of 
an applicant for any such facility or the place 
of delivery of goods or Services supplied 
with the Support of any such facility) for 
Investments in the Economic Activity in the 
Energy Sector of other Contracting Parties 
or for financing trade in Energy Materials 
and Products with other Contracting Par¬ 
ties. 


(3) Contracting Parties shall, in imple- 
menting programmes in Economic Activity 
in the Energy Sector to improve the eco¬ 
nomic stabllity and Investment climates of 


investissements et de mettre en ceuvre les 
objectifs de la Charte, sous räserve de leurs 
lois et röglements et de la protection des 
droits de propriätö intellectuelle. 

2. En consöquence, dans la mesure nä- 
cessaire pour donner effet au paragraphe 1. 
les parties contractantes äliminent les ob¬ 
stacles existants et n’en cröent pas de nou- 
veaux au transfert de technologie dans le 
domaine des matiöres et produits önergöti- 
ques et des äquipements et Services con- 
nexes, sous röserve des obligations de 
non-proliföration et des autres obligations 
internationales. 

Article 9 

Accäs aux capitaux 

1. Les parties contractantes reconnais- 
sent l’importance des marchäs ouverts de 
capitaux pour encourager les flux de capi¬ 
taux destinäs ä financer les ächanges de 
matiäres et produits änergätiques et jjour 
räaliser et faciliter les investissements dans 
les activitäs äconomiques du secteur de 
l'änergie dans les zones des autres parties 
contractantes, en particulier de celles qui 
connaissent une äconomie de transition. 
Par consäquent, chaque partie contractante 
s'efforce de favoriser l'accäs ä son marchö 
des capitaux aux entreprises et ressortis- 
sants des autres parties contractantes, aux 
fins du financement des ächanges de ma- 
tiäres et produits änergätiques et aux fins 
des investissements concemant les activl- 
täs äconomiques du secteur de l’änergie 
dans les zones de ces autres parties con¬ 
tractantes, sur la base d'un traitement non 
moins favorable que celui qui est accordä 
dans des circonstances similaires ä ses pro¬ 
pres entreprises et ressortissants ou aux 
entreprises et ressortissants de toute autre 
partie contractante ou de tout pays tiers, le 
rägime ä retenir ätant celui qui est le plus 
favorable. 

2. Une partie contractante peut adopter et 
appliquer des programmes prävoyant l’ac- 
cäs ä des präts, subventions, garanties ou 
assurances publics afin de faciliter les 
ächanges ou les investissements ä l'ätran- 
ger. Elle foumit ces facllltäs, en conformitä 
avec les objectifs, limitations et critöres de 
ces programmes (y compris les motifs, ob¬ 
jectifs, limitations ou critöres concemant le 
siöge de l'entreprise du demandeur de tel- 
les facilitäs ou le lieu de livraison des biens 
et Services foumis dans le cadre de telles 
facilitäs), pour tout investissement dans les 
activitäs äconomiques du secteur de l'äner- 
gie d’autres parties contractantes ou pour le 
financement des ächanges de matiöres et 
produits änergätiques avec d'autres parties 
contractantes. 


3. Dans la mise en ceuvre de program¬ 
mes d’activitäs äconomiques dans le sec¬ 
teur de l'änergie destinäs ä amäliorer la 
stabilite economique et le climat financier 
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bilität und das Investitionsklima in den Ver¬ 
tragsparteien zu verbessern, gegebenen¬ 
falls die Tätigkeit maßgeblicher internatio¬ 
naler Rnanzinstitutionen anzuregen und 
deren Sachkenntnis zu nutzen. 

(4) Dieser Artikel hindert nicht daran, 

a) daß Finanzinstitutionen nach marktwirt¬ 
schaftlichen Grundsätzen und unter Be¬ 
rücksichtigung der Aufsichtsvorschriften 
ihre eigenen Kredit- oder Emissions¬ 
praktiken anwenden oder 

b) daß eine Vertragspartei 

i) aufsichtsrechtlich begründete Maß¬ 
nahmen trifft, einschließlich solcher 
zum Schutz von Investoren, Ver¬ 
brauchern, Einlegern, Versiche¬ 
rungsnehmern oder Personen, de¬ 
nen ein Finanzdienstleister eine 
Treuepflicht schuldet, oder 

ii) Maßnahmen trifft, die die Integrität 
und Stabilität ihres Finanzsystems 
und ihrer Kapitalmärkte sicherstel¬ 
len. 

Teil III 

Förderung und Schutz 
von Investitionen 

Artikel 10 

Förderung, Schutz 
und Behandlung von Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei fördert und schafft 
im Einklang mit diesem Vertrag stabile, ge¬ 
rechte, günstige und transparente Bedin¬ 
gungen für Investoren anderer Vertrags¬ 
parteien, in ihrem Gebiet Investitionen vor¬ 
zunehmen. Diese Bedingungen umfassen 
die Verpflichtung, den Investitionen von In¬ 
vestoren anderer Vertragsparteien stets ei¬ 
ne faire und gerechte Behandlung zu ge¬ 
währen. Diese Investitionen genielten auch 
auf Dauer Schutz und Sicherheit, und keine 
Vertragspartei darf deren Verwaltung, Auf¬ 
rechterhaltung, Venwendung, Nutzung oder 
Veräußerung in irgendeiner Weise durch 
unangemessene oder diskriminierende 
Maßnahmen behindern. Diese Investitionen 
dürfen keinesfalls weniger gürrstig behan¬ 
delt werden, als dies nach dem Völkerrecht, 
einschließlich vertraglicher Verpflichtungen, 
vorgeschrieben ist. Jede Vertragspartei er¬ 
füllt alle Verpflichtungen, die sie gegenüber 
einem Investor oder einer Investition eines 
Investors einer anderen Vertragspartei ein¬ 
gegangen ist. 


(2) Jede Vertragspartei ist bestrebt, Inve¬ 
storen anderer Vertragsparteien hinsichtlich 
der Vornahme von Investitionen in ihrem 
Gebiet die in Absatz 3 beschriebene Be¬ 
handlung zu gewähren. 

(3) Im Sinne dieses Artikels bedeutet 
.Behandlung“ die von einer Vertragspartei 


the Contracting Parties, seek as appropriate 
to encourage the operations and take ad- 
vantage of the expertise of relevant interna¬ 
tional financial institutions. 

(4) Nothing in this Article shall prevent; 

(a) financial institutions from applying their 
own lending or Underwriting practices 
based on market principles and Pruden¬ 
tial considerations; or 


(b) a Contracting Party from taking 
measures: 

(i) for Prudential reasons, including the 
protection of Investors, consumers, 
depositors, poiicy-holders or per- 
sons to whom a fkfuciary duty is 
owed by a financial Service supplier; 
or 


(ii) to ensure the integrity and stability of 
its financial System and Capital mar- 
kets. 


Part III 

Investment promotion 
and protection 

Article 10 

Promotion, protection, 
and treatment of Investments 

(1) Each Contracting Party shall, in ac- 
cordance with the provisions of this Treaty, 
encourage and create stable, equitable, fa- 
vourable and transparent conditions for In¬ 
vestors of other Contracting Parties to Make 
Investments in its Area. Such conditions 
shall include a commitment to accord at all 
times to Investments of Investors of other 
Contracting Parties fair and equitable 
treatment. Such Investments shall also en- 
joy the most constant protection and Secur¬ 
ity and no Contracting Party shall in any way 
impair by unreasonable or discriminatory 
measures their management, maintenance, 
use, enjoyment or disposal. In no case shall 
such Investments be accorded treatment 
less favourable th^m that required by inter¬ 
national law, including treaty obligations. 
Each Contracting Party shall observe any 
obligations it has entered into with an Inves¬ 
tor or an Investment of an Investor of any 
other Contracting Party. 


(2) Each Contracting Party shall en- 
deavour to accord to Investors of other Con¬ 
tracting Parties, as regards the Making of 
Investments in its Area, the Treatment de- 
scribed in paragraph (3). 

(3) For the purposes of this Article, 
“Treatment” means treatment accorded by a 


des parties contractantes, celles-ci cher- 
chent ä encourager les opärations et ä utili- 
ser pleinement rexpärience des institutions 
finartciöres internationales pertinentes. 

4. Aucune disposition du präsent article 
n’empöche: 

a) les institutions finarwiäres d'appliquer 
leurs pratiques de präts ou de garanties 
fondäes sur les principes du marchä et 
les considärations prudentielles; ou 

b) une Partie contractante de prendre des 
mesures: 

i) pour des raisons prudentielles, y 
compris pour assurer la protection 
des investisseurs, des consomma- 
teurs, des däposants, des titulaires 
de Police ou des personnes bönäfi- 
ciant cfune Obligation fiduciaire de la 
part d'un prestataire de Services fi- 
nanciers; ou 

ii) pour assurer l'integralitä et la stabilitä 
du systäme financier et des marchäs 
des capitaux. 

Partie III 

Promotion et protection 
des investissements 

Article 10 

Promotion, protection 
et traKement des Investissements 

1. Chaque partie contractante encourage 
et cräe, confomnäment aux dispositions du 
präsent traitä, des conditions stables, äqui- 
tables, favorables et transparentes pour la 
räalisation d'investissements dans sa zone 
par les investisseurs des autres parties 
contractantes. Ces conditions comprennent 
l’engagement cTaccorder, ä tout instant, un 
traitement loyal et äquitable aux investisse¬ 
ments des investisseurs des autres prarties 
contractantes. Ces investissements bänäfi- 
cient ägalement d'une protection et d’une 
säcuritä les plus constantes possible, et 
aucune partie contractante n’entrave, en 
aucune maniäre, par des mesures därai- 
sonnables ou discriminatoires, leur gestion, 
maintien, utilisation, jouissance ou disposi¬ 
tion. En aucun cas, ces investissements ne 
peuvent ätre traitäs d'une maniäre moins 
favorable que celle requise par le droit in¬ 
ternational, y compris les obligations con- 
ventionnelles. Chaque partie contractante 
respecte les obligations qu'elle a contrac- 
täes vis-ä-vis d'un investisseur ou ä l'ägard 
des investissements d’un investisseur d’une 
autre partie contractante. 

2. Chaque partie contractante s'efforce 
d’accorder aux investisseurs des autres 
parties contractantes, en ce qui conceme la 
räalisation d'investissements dans sa zone, 
le traitement däfini au paragraphe 3. 

3. Aux fins du präsent article, on entend 
par «traitement» le traitement quI est ac- 
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gewährte Behandlung, die nicht weniger 
günstig ist als die, welche sie ihren eigenen 
Investoren oder den Investoren einer ande¬ 
ren Vertragspartei oder eines dritten Staa¬ 
tes gewährt, je nachdem, welche die gün¬ 
stigste ist. 

(4) Ein Zusatzvertrag verpflichtet vorbe¬ 
haltlich der darin festzulegenden Bedingun¬ 
gen jede seiner Vertragsparteien, Investo¬ 
ren anderer Vertragsparteien hinsichtlich 
der Vornahme von Investitionen in ihrem 
Gebiet die in Absatz 3 beschriebene Be¬ 
handlung zu gewähren. Dieser Zusatzver¬ 
trag liegt für die Staaten und Organisatio¬ 
nen der regionalen Wirtschaftsintegration, 
die den vorliegenden Vertrag unterzeichnet 
haben oder ihm beigetreten sind, zur Unter¬ 
zeichnung auf. Die Verhandlungen über 
den Zusatzvertrag beginnen spätestens am 
1. Januar 1995 mit dem Ziel, ihn bis zum 
1. Januar 1998 abzuschließen. 

(5) Jede Vertragspartei ist in bezug auf 
die Vornahme von Investitionen in ihrem 
Gebiet bestrebt, 

a) die Ausnahmen von der in Absatz 3 
beschriebenen Behandlung auf ein Min¬ 
destmaß zu beschränken, 

b) die bestehenden Beschränkungen für 
Investoren anderer Vertragsparteien 
fortschreitend abzubauen. 

( 6 ) 

a) Eine Vertragspartei kann in bezug auf 
die Vornahme von Investitionen in ihrem 
Gebiet jederzeit freiwillig gegenüber der 
Chartakonferenz über das Sekretariat 
ihre Absicht erklären, keine neuen Aus¬ 
nahmen von der in Absatz 3 beschriebe¬ 
nen Behandlung einzuführen. 

b) Eine Vertragspartei kann sich ferner je¬ 
derzeit freiwillig dazu verpflichten, Inve¬ 
storen anderer Vertragsparteien in be¬ 
zug auf die Vornahme von Investitionen 
in einigen oder allen Wirtschaftstätigkei¬ 
ten im Energiebereich in ihrem Gebiet 
die in Absatz 3 beschriebene Behand¬ 
lung zu gewähren. Derartige Verpflich¬ 
tungen werden dem Sekretariat notifi¬ 
ziert und in Anlage VC genannt; sie sind 
aufgrund dieses Vertrags bindend. 

(7) Jede Vertragspartei gewährt in ihrem 
Gebiet den Investitionen von Investoren an¬ 
derer Vertragsparteien und deren damit zu¬ 
sammenhängenden Tätigkeiten einschließ¬ 
lich Verwaltung, Aufrechterhaltung, Ver¬ 
wendung, Nutzung oder Veräußerung keine 
weniger günstige Behandlung, als sie Inve¬ 
stitionen ihrer eigenen Investoren oder von 
Investoren einer anderen Vertragspartei 
oder eines dritten Staates und deren damit 
zusammenhängenden Tätigkeiten ein¬ 
schließlich Verwaltung, Aufrechterhaltung, 
Verwendung, Nutzung oder Veräußerung 
gewährt, je nachdem, welche die günstigste 
ist. 

(8) Die Modalitäten der Anwendung des 
Absatzes 7 im Zusammenhang mit Pro- 


Contracting Party virhich is no less favour- 
able than that which it accords to its own 
Investors or to Investors of any other Con¬ 
tracting Party or any third state, whichever is 
the most favourable. 


(4) A supplementary treaty shall, subject 
to conditions to be laid down therein, oblige 
each party thereto to accord to Investors of 
other partles, as regards the Making of In¬ 
vestments in its Area, the Treatment de- 
scribed in paragraph (3). That treaty shall be 
open for signature by the States and Re¬ 
gional Economic Integration Organizations 
which have signed or acceded to this 
Treaty. Negotiations towards the sup¬ 
plementary treaty shall commence not later 
than 1 January 1995, with a view to con- 
cluding it by 1 January 1998. 


(5) Each Contracting Party shall, as re¬ 
gards the Making of Investments in its Area, 
endeavour to: 

(a) limit to the minimum the exceptions to 
the Treatment described in paragraph 
(3): 

(b) progressively remove existing restric- 
tions affecting Investors of other Con¬ 
tracting Parties. 

( 6 ) 

(a) A Contracting Party may, as regards the 
Making of Investments in its Area, at any 
time declare voluntarily to the Charter 
Conference, through the Secretariat, its 
Intention not to introduce new excep¬ 
tions to the Treatment described in para¬ 
graph (3). 

(b) A Contracting Party may, furthemnore, at 
any time make a voluntary commitment 
to accord to Investors of other Contract¬ 
ing Parties, as regards the Making of 
Investments in some or all Economic 
Activities in the Energy Sector in its 
Area, the Treatment described in para¬ 
graph (3). Such commitments shall be 
notified to the Secretariat and llsted in 
Annex VC and shall be binding under 
this Treaty. 

(7) Each Contracting Party shall accord to 
Investments in its Area of Investors of other 
Contracting Parties, and their related activ¬ 
ities including management, maintenance, 
use, enjoyment or disposal, treatment rto 
less favourable than that which it accords to 
Investments of its own Investors or of the 
Investors of any other Contracting Party or 
any third state and their related activities 
including management, maintenance, use, 
enjoyment or disposal, whichever is the 
most favourable. 


(8) The modalities of application of para¬ 
graph (7) in relatlon to programmes under 


cordä par une partie contractante et qui 
n'est pas moins favorable que celui qu'elle 
accorde ä ses propres investisseurs ou aux 
investisseurs de toute autre partie contrac¬ 
tante ou de tout Etat tiers, le traitement ä 
retenir ätant celui qui est le plus favorable. 

4. Un traitä complämentaire obligera tou¬ 
te partie ä celui-ci, aux conditions qui y 
seront stipuläes, ä accorder aux investis¬ 
seurs des autres parties, pour la räalisation 
d'investissements dans sa Zone, le traite¬ 
ment däfini au paragraphe 3. Ce traitä sera 
ouvert ä la signature des Etats et des orga- 
nisations d'intägration äconomique rägiona- 
le qui ont signä le präsent traitä ou y ont 
adhärä. Les nägociations relatives ä ce trai- 
tä complämentaire commenceront au plus 
tard le 1” janvier 1995, la conclusion de 
celui-ci ätant prävue d’ici au 1" janvier 
1998. 

5. Chaque partie contractante s'efforce, 
en ce qui conceme la räalisation d’investis- 
sements dans sa zone: 

a) de limiter au maximum les exceptions 
au traitement däfini au paragraphe 3; 

b) de supphmer progressivement les res- 
trictions existentes qui touchent les inve¬ 
stisseurs des autres parties contractan- 
tes. 

6 . 

a) Une partie contractante peut, en ce qui 
conceme la räalisation d'investisse¬ 
ments dans sa zone, däciarer volontai- 
rement ä tout moment ä la Confärence 
de la Charte, par l’intermädiaire du Se- 
crätarjat, qu’elle a l'intention de ne pas 
introduire de nouvelles exceptions au 
traitement däfinl au paragraphe 3. 

b) En outre, une partie contractante peut ä 
tout moment s’engager volontairement ä 
accorder aux investisseurs des autres 
parties contractantes pour la räalisation, 
dans sa zone, d'investissements portant 
sur certaines ou l’ensemble des activitäs 
äconomiques du secteur de l’änergie, le 
traitement däfini au paragraphe 3. Ces 
engagements sont notifiäs au Secräta- 
riat et corrsignäs ä l’annexe VC et sont 
contraignants dans le cadre du präsent 
traitä. 

7. Chaque partie contractante accorde 
aux investissements räalisäs dans sa zone 
par des investisseurs d'autres parties con¬ 
tractantes, ainsl qu’ä leurs activitäs conne- 
xes, y compris leur gestion, entretien, utili- 
sation, jouissance ou disposition, un traite¬ 
ment aussi favorable que celui qu’elle ac¬ 
corde aux investissements de ses propres 
investisseurs ou des investisseurs de toute 
autre partie contractante ou de tout Etat 
tiers, ainsi qu’ä leur gestion, entretien, utili- 
sation, jouissance ou disposition, le traite¬ 
ment ä retenir ätant celui qui est le plus 
favorable. 

8. Les modalitäs d’application du para¬ 
graphe 7 dans le cadre des programmes en 
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grammen, in deren Reihmen eine Vertrags¬ 
partei Zuschüsse oder sonstige Finanzie¬ 
rungshilfen für die Forschung und Entwick¬ 
lung auf dem Gebiet der Energietechnolo¬ 
gie gewährt oder Verträge schließt, bleiben 
dem in Absatz 4 beschriebenen Zusatzver¬ 
trag Vorbehalten. Jede Vertragspartei hält 
die Chartakonferenz über das Sekretariat 
über die Modalitäten, die sie auf die in die¬ 
sem Absatz beschriebenen Programme 
anwendet, auf dem lauferufen. 

(9) Jeder Staat oder jede Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegration, die 
diesen Vertrag unterzeichnen oder ihm bei¬ 
treten, übermitteln dem Sekretariat an dem 
Tag, an dem sie den Vertrag unterzeichnen 
oder ihre Beitrittsurkunde hinterlegen, einen 
Bericht, in dem alle Gesetze, sonstigen 
Rechtsvorschriften oder anderen Maßnah¬ 
men zusammengefaßt sind, die sich auf 
folgendes beziehen: 

a) die Ausnahmen zu Absatz 2 oder 

b) die in Absatz 8 bezeichneten Programme. 

Eine Vertragspartei hält ihren Bericht auf 
aktuellem Stand, indem sie dem Sekretariat 
umgehend Änderungen mitteilt. Die Charta¬ 
konferenz überprüft diese Berichte in regel¬ 
mäßigen Abständen. 

Hinsichtlich des Buchstabens a kann der 
Bericht Teile des Energiebereichs be¬ 
zeichnen, in denen eine Vertragspartei den 
Investoren anderer Vertragsparteien die in 
Absatz 3 beschriebene Behandlung ge¬ 
währt. 

Hinsichtlich des Buchstabens b kann die 
Überprüfung durch die Chartakonferenz 
auch den Auswirkungen dieser Programme 
auf Wettbewerb und Investitionen gelten. 

(10) Ungeachtet aller anderen Bestim¬ 
mungen dieses Artikels findet die in den 
Absätzen 3 und 7 beschriebene Behand¬ 
lung auf den Schutz des geistigen Eigen¬ 
tums keine Anwendung; statt dessen wird 
die Behandlung angewandt, die in den ent¬ 
sprechenden Bestimmungen der anwend¬ 
baren internationalen Übereinkünfte zum 
Schutz der Rechte des geistigen Eigentums 
vorgeschrieben ist, deren Vertragsparteien 
die betreffenden Vertragsparteien des vor¬ 
liegenden Vertrags sind. 

(11) Für die Zwecke das Artikels 26 gilt 
die Anwendung einer in Artikel 5 Absätze 1 
und 2 beschriebenen handelsbezogenen 
Investitionsmaßnahme durch eine Vertrags¬ 
partei auf die Investition eines Investors ei¬ 
ner anderen Vertragspartei, die zum Zeit¬ 
punkt einer solchen Anwendung besteht, 
vorbehaltlich des Artikels 5 Absätze 3 und 4 
als Verletzung einer Verpflichtung der erst¬ 
genannten Vertragspartei aus diesem Teil. 

(12) Jede Vertragspartei stellt sicher, daß 
ihr innerstaatliches Recht wirksame Mittel 
zur Geltendmachung von Ansprüchen und 
zur Durchsetzung von Rechten in bezug auf 
Investitionen, Investitionsvereinbarungen 
und Investitionsgenehmigungen vorsieht. 


which a Contracting Party provides grants 
or other financial assistance, or enters into 
contracts, for energy technology research 
and development, shall be resen/ed for the 
supplementary treaty described in Para¬ 
graph (4). Each Contracting Party shall 
through the Secretariat keep the Charter 
Conference informed of the modalities it 
applies to the programmes described in this 
Paragraph. 


(9) Each state or Regional Economic Inte¬ 
gration Organization which signs or ac- 
cedes to this Treaty shall, on the dato it 
signs the Treaty or deposits its Instrument of 
accession, submit to the Secretariat a report 
summarizing all iaws, regulations or other 
measures relevant to: 


(a) exceptions to paragraph (2); or 

(b) the programmes referred to in para¬ 
graph (8). 

A Contracting Party shall keep its report up 
to dato by promptly submitting amendments 
to the Secretariat. The Charter Conference 
shall review these reports periodically. 

In respect of subparagraph (a) the report 
may designate parts of the energy sector in 
which a Contracting Party accords to Inves¬ 
tors of other Contracting Parties the Treat¬ 
ment described in paragraph (3). 

In respect of subparagraph (b) the review by 
the Charter Conference may consider the 
effects of such programmes on competition 
and Investments. 


(10) Notwithstanding any other Provision 
of this Article, the treatment described in 
paragraphs (3) and (7) shall not 64 >ply to the 
protection of Intellectual Property; instead, 
the treatment shall be as specified in the 
corresponding provisions of the applicable 
international agreements for the protection 
of Intellectual Property rights to which the 
respective Contracting Parties are parties. 


(11) For the purposes of Article 26, the 
application by a Contracting Party of a 
trade-related Investment measure as de¬ 
scribed in Article 5(1) and (2) to an Invest¬ 
ment of an Investor of another Contracting 
Party existing at the time of such application 
shall, subject to Article 5(3) and (4), be 
considered a breach of an Obligation of the 
former Contracting Party under this Part. 


(12) Each Contracting Party shall ensure 
that its domestic law provides effective 
means for the assertion of Claims and the 
enforcement of rights with respect to In¬ 
vestments, Investment agreements, and In¬ 
vestment authorizations. 


vertu desquels une partie contractante oc- 
troie une Subvention ou une autre aide fi- 
nanciäre ou passe un contrat de recherche 
et de däveloppement technologique dans le 
domaine de l’änergie sont räserväes au trai- 
tä complämentaire visä au paragraphe 4. 
Chaque partie contractante informe la Con- 
färence de la Charte, par l'intennädiaire du 
Secrätariat, des modalitäs qu'elle applique 
aux programmes visäs au präsent para¬ 
graphe. 

9. Chaque Etat ou Organisation d’intägra- 
tion äconomique rägionale qui signe le 
präsent traitä ou y adhäre präsente au Se- 
crätariat, ä la date ä laquelle il signe le traitä 
ou däpose son instrument d'adhäsion, un 
rapport räsumant l'ertsemble des disposi- 
tions lägislatives, räglementaires ou autres 
relatives; 


a) aux exceptions au paragraphe 2; ou 

b) aux programmes visäs au paragraphe 8. 

Les parties contractantes tiennent leur rap¬ 
port ä jour en communiquant rapidement les 
changements au Secrätariat. La Confären- 
ce de la Charte examine ces rapports 
päriodiquement. 

En ce qui corrceme le point a), le rapport 
peut indiquer les Segments du secteur de 
l’änergie dans lesquels une partie contrac¬ 
tante accorde aux investisseurs des autres 
parties contractantes le traitement däfini au 
paragraphe 3. 

En ce qui conceme le point b), l’examen 
effectuä par la Confärence de la Charte 
peut considärer les effets des programmes 
en question sur la concurrence et les inves- 
tissements. 

10. Nonobstant les autres dtspositions du 
präsent article. le traitement däfini aux para- 
graphes 3 et 7 rte s’applique pas ä la protec¬ 
tion de la propriätä intellectuelle; le traite¬ 
ment entrant en ligne de compte est celui 
qui est prävu par les dispositions correspon- 
dantes des accords intemationaux applica¬ 
bles ä la protection des droits de propriätä 
intellectuelle auxquelles les parties contrac¬ 
tantes respectives sont parties. 


11. Aux fins de l'article 26, l'application 
par une partie contractante cfune des mesu- 
res d'investissement liäes au commerce 
däcrites ä l'article 5 paragraphes 1 et 2 ä un 
investissement d'un investisseur d'une au¬ 
tre Partie contractante existant au moment 
de cette application est considäräe, sous 
räserve de l’article 5 paragraphes 3 et 4, 
comme une Violation d’une Obligation de la 
Premiere partie contractante au titre de la 
präsente partie. 

12. Chaque partie contractante veilie ä ce 
que son droit interne offre des moyens effi- 
caces pour introduire des revendications et 
faire valoir des droits en ce qui conceme les 
investissements, les accords d’investisse- 
ment et les autorisations d’investissement. 
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Artikel 11 

Personal In Schlüsselpositionen 

(1) Eine Vertragspartei prüft vorbehaltlich 
ihrer Gesetze und sonstigen Vorschriften 
über die Einreise, den Aufenthalt und die 
Beschäftigung natürlicher Personen nach 
Treu und Glauben die Anträge von Investo¬ 
ren einer anderen Vertragspartei und von 
Personal in Schlüsselpositionen, das von 
solchen Investoren oder für Investitionen 
solcher Investoren beschäftigt wird und in 
ihr Gebiet einreisen und sich dort vorüber¬ 
gehend aufhalten will, um Tätigkeiten im 
Zusammenhang mit der Vornahme oder der 
Entwicklung, Verwaltung, Aufrechterhal¬ 
tung, Verwendung, Nutzung oder Veräuße¬ 
rung der betreffenden Investitionen auszu¬ 
üben, einschließlich der Erbringung von Be¬ 
ratungsdiensten oder maßgeblichen techni¬ 
schen Diensten. 

(2) Eine Vertragspartei erlaubt Investoren 
einer anderen Vertragspartei, die in ihrem 
Gebiet Investitionen getätigt haben, und In¬ 
vestitionen dieser Investoren, eine Person 
in Schlüsselposition nach Wahl des Inve¬ 
stors oder der Investition ungeachtet ihrer 
Staatsangehörigkeit und Staatsbürger¬ 
schaft zu beschäftigen, sofern dieser Per¬ 
son bewilligt worden ist, in das Gebiet der 
ersteren Vertragspartei einzureisen, sich 
dort aufzuhalten und dort zu arbeiten und 
die betreffende Beschäftigung den in der 
Bewiiligung für diese Person genannten 
Bedingungen, Aufiagen und Fristen ent¬ 
spricht. 

Artikel 12 

Entschädigung für Verluste 

(1) Sofern nicht Artikel 13 Anwendung 
findet, wird einem Investor einer Vertrags¬ 
partei, der in bezug auf eine Investition im 
Gebiet einer anderen Vertragspartei infolge 
von Krieg oder einer anderen bewaffneten 
Auseinandersetzung, nationalem Notstand, 
Unruhen oder einem ähnlichen Ereignis im 
Gebiet dieser anderen Vertragspartei Verlu¬ 
ste erleidet, von dieser Vertragspartei bei 
der Rückerstattung, Abfindung, Entschädi¬ 
gung oder sonstigen Regelung die günstig¬ 
ste BeharKlIung gewährt, die diese Ver¬ 
tragspartei jedem anderen Investor, sei es 
ihrem eigenen Investor oder dem Investor 
einer anderen Vertragspartei oder sei es 
dem Investor eines dritten Staates zuteil 
werden läßt. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 erhält 
der Investor einer Vertragspartei, der in ei¬ 
nem in Absatz 1 genannten Fall im Gebiet 
einer anderen Vertragspartei wegen 

a) vollständiger oder teilweiser Beschlag¬ 
nahme seiner Investition durch die 
Streitkräfte oder Behörden dieser Ver¬ 
tragspartei oder 

b) vollständiger oder teilweiser Zerstörung 
seiner Investition durch die Streitkräfte 
oder Behörden dieser Vertragspartei, 
welche unter den gegebenen Umstän¬ 
den nicht erforderlich war. 


Artlcle 11 
Key personnel 

(1) A Contracting Party shall, subject to its 
laws and regulations relating to the entry, 
stay and work of natural persons, examine 
in good faith requests by Investors of an- 
other Contracting Party, and key personnel 
who are employed by such Investors or by 
Investments of such Investors, to enter and 
remain temporarily in Ks Area to engage in 
activities connected with the making or the 
development management maintenance, 
use, enjoyment or disposal of relevant In¬ 
vestments, including the Provision of advice 
or key technical Services. 


(2) A Contracting Party shall pennit Inves¬ 
tors of another Contracting Party which 
have Investments in its Area, and Invest¬ 
ments of such Investors, to employ any key 
person of the Investor’s or the Investments 
choice regardless of nationality and citizen- 
ship provided that such key person has 
been permitted to enter, stay and work in 
the Area of the former Contracting Party and 
that the employment concemed conforms to 
the terms, cor^itions and time limits of the 
permission granted to such key person. 


Artlcle 12 

Compensatlon for losses 

(1) Except where Article 13 applies, an 
Investor of any Contracting Party which suf- 
fers a loss with respect to any Investment in 
the Area of another Contracting Party owing 
to war or other armed conflict, state of na¬ 
tional emergency, civil disturbance, or other 
similar event in that Area, shali be accorded 
by the latter Contracting Party, as regards 
restitution, indemnification, compensation 
or other settlement, treatment which is the 
most favourable of that which that Contract¬ 
ing Party accords to any other Investor, 
whether jts own Investor, the Investor of any 
other Contracting Party, or the Investor of 
any third state. 


(2) Without prejudice to paragraph (1), an 
Investor of a Contracting Party which, in any 
of the situations referred to in that para¬ 
graph, suffers a loss in the Area of another 
Contracting Party resulting from 

(a) requisitioning of its Investment or part 
thereof by the latter’s forces or authori- 
ties; or 


(b) destruction of its Investment or part 
thereof by the latter’s forces or authori- 
ties, which was not required by the 
necessity of the Situation, 


Article 11 

Personnel de base 

1. Sous röserve de ses lois et räglements 
concemant l’enfräe, le säjour et le travail 
des personnes physiques, chaque partie 
contractante examine de bonne foi les de- 
mandes formuläes par les investisseurs d’u- 
ne autre partie contractante et par le per¬ 
sonnel qui est employä par ces investis¬ 
seurs ou dans le cadre des investissements 
de ces investisseurs pour ätre autorisäs ä 
entrer et ä säjoumer temporairement dans 
sa Zone en vue de s'engager dans des 
activitäs liäes ä la räalisation ou au döve- 
loppement, ä la gestion, ä la maintenance, ä 
l’utilisation, ä la joulssance ou ä la disposi- 
tion des investissements en question, y 
compris la foumiture de consells ou de Ser¬ 
vices techniques de base. 

2. Toute partie contractante permet aux 
investisseurs d'une autre partie contractan¬ 
te qui ont des investissements dans sa Zo¬ 
ne, ainsi qu’aux investissements de ces in¬ 
vestisseurs d’employer du personnel de ba¬ 
se choisi par ces investisseurs ou ces inves¬ 
tissements Sans considäration de nationa- 
litä ou da cHoyennetä pour autant que ce 
personnel de base ait ätä autorisä ä entrer, 
ä säjoumer et ä travailler dans la zone de la 
premiäre partie contractante et que le recru- 
tement en question soit conforme aux con- 
ditions, modalitäs et aux limites de duräe de 
l'autorisation accordäe ä ce personnel de 
base. 

Article 12 

Compensation pour perte 

1. Saut dans les cas oü Tarticle 13 s'ap- 
plique, un investisseur d’une partie contrac¬ 
tante qui subit des pertes corrcemant un 
investissement räalisä dans la zone d'une 
autre partie contractante en raison d'une 
guerre ou de tout autre conflit armä, d'un 
ätat d'urgence national, de troubles civils ou 
d'autres ävänements similaires survenant 
dans cette zone bänäficie de la part de cette 
autre partie contractante, en ce qui cortcer- 
ne toute restitution, indemnisation ou com¬ 
pensation ou tout autre räglement, du traite- 
ment le plus favorable que cette partie con¬ 
tractante accorde aux autres investisseurs, 
qu'il s'agisse de ses propres investisseurs, 
des investisseurs d’une autre partie con¬ 
tractante ou d’un Etat tiers. 

2. Sans präjudice du paragraphe 1, un 
investisseur d'une partie contractante qui, 
dans une des sHüations visäes audit para¬ 
graphe, subit des pertes dans la zorte d’une 
autre partie contractante qui räsulte: 

a) de ia räquisition de ses investissements 
ou d'une partie de ceux-ci par les forces 
ou les autoritäs de cette demiäre; ou 

b) de la destruction de ses investissements 
ou d'une partie de ceux-ci par les forces 
ou les autoritäs de cette demiäre, qui 
n’ätait pas requise par les näcessitäs da 
la Situation, 
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Verluste erleidet, eine Rückerstattung oder 
Entschädigung, die in jedem Fall umge¬ 
hend, wertentsprechend und tatsächlich 
venwertbar sein muß. 

Artikel 13 
Enteignung 

(1) Investitionen von Investoren einer 
Vertragspartei im Gebiet einer anderen Ver¬ 
tragspartei dürfen nicht verstaatlicht, enteig¬ 
net oder einer Maßnahme gleicher Wirkung 
wie Verstaatlichung oder Enteignung (im 
folgenden als „Enteignung“ bezeichnet) un¬ 
terworfen werden; davon ausgenommen 
sind Enteignungen, die 

a) im öffentlichen Interesse liegen, 

b) nicht diskriminierend sind, 

c) nach den rechtsstaatlichen Grundsät¬ 
zen erfolgen und 

d) mit einer umgehenden, wertentspre¬ 
chenden und tatsächlich verwertbaren 
Entschädigung einhergehen. 

Die Höhe der Entschädigung muß dem an¬ 
gemessenen Marktwert der enteigneten In¬ 
vestition entsprechen, den sie unmitteibar 
vor dem sich auf den Wert der Investition 
auswirkenden Bekanntwerden der Enteig¬ 
nung oder bevorstehenden Enteignung hat¬ 
te (im folgenden als .Bewertungszeitpunkt“ 
bezeichnet). 

Dieser angemessene Marktwert wird auf 
Antrag des Investors in einer frei konvertier¬ 
baren Währung auf der Grundlage des zum 
Bewertungszeitpunkt am Markt geltenden 
Wechselkurses der betreffenden Währung 
angegeben. Die Entschädigung umfaßt 
auch Zinsen zu einem marktgerechten, han¬ 
delsüblichen Zinssatz für die Zeit vom Tag 
der Enteignung bis zum Tag der Zahlung. 

(2) Der betroffene Investor hat das Recht, 
nach den Gesetzen der die Enteignung vor¬ 
nehmenden Vertragspartei, seinen Fall, die 
Bewertung seiner Investition und die Ent¬ 
schädigungszahlung von einem Gericht 
oder einer anderen zuständigen und unab¬ 
hängigen Behörde dieser Vertragspartei im 
Einklang mit den in Absatz 1 aufgestellten 
Grundsätzen umgehend Oberprüfen zu 
lassen. 

(3) Enteignung umfaßt auch den Sach¬ 
verhalt, in dem eine Vertragspartei die Ver¬ 
mögenswerte einer Gesellschaft oder eines 
Unternehmens in ihrem Gebiet enteignet, 
an denen ein Investor einer anderen Ver¬ 
tragspartei in Form einer Investition beteiligt 
ist, einschließlich durch Anteilsrechte. 

Artikel 14 

Transfers Im Zusammenhang 
mK Investitionen 

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet in 
bezug auf Investitionen in ihrem Gebiet von 
Investoren einer anderen Vertragspartei die 
Freiheit des Transfers in ihr Gebiet und aus 


shall be accorded restitution or compensa- 
tion which in either case shall be prompt, 
adequate and effective. 


Articie 13 
Expropriation 

(1) Investments of Investors of a Con¬ 
tracting Party in the Area of any other Con¬ 
tracting Party shall not be nationalized, ex- 
propriated or subjected to a measure or 
measures having effect äquivalent to na- 
tionalization or expropriation (hereinafter re- 
ferred to as “Expropriation”) except where 
such Expropriation is: 


(a) for a purpose which is in the public In¬ 
terest; 

(b) not discriminatory; 

(c) carried out under due process of law; 
and 

(d) accompanied by the payment of prompt, 
adequate and effective compensation. 

Such compensation shall amount to the fair 
market value of the Investment expropriated 
at the time immediately before the Expropri¬ 
ation or impending Expropriation became 
known in such a way as to affect the value 
of the Investment (hereinafter referred to as 
the “Valuation Date”). 

Such fair market value shall at the request 
of the Investor be expressed in a Freely 
Convertible Currency on the basis of the 
market rate of exchange existing for that 
currency on the Valuation Date. Compensa¬ 
tion shall also include interest at a commer- 
cial rate established on a market basis from 
the date of Expropriation until the date of 
payment 

(2) The Investor affected shall have a 
right to prompt review, under the law of the 
Contracting Party making the Expropriation, 
by a judicial or other competent and in¬ 
dependent authority of that Contracting 
Party, of its case, of the valuation of its 
Investment, and of the payment of com¬ 
pensation, in accordance with the principles 
set out in paragraph (1). 

(3) For the avoidance of doubt, Expropri¬ 
ation shall include situations virhere a Con¬ 
tracting Party expropriates the assets of a 
Company or enterprise in its Area in which 
an Investor of any other Contracting Party 
has an Investment, including through the 
ownership of shares. 


Articie 14 

Transfers related 
to Investments 

(1) Each Contracting Patty shall with re- 
spect to Investments in its Area of Investors 
of any other Contracting Party guarantee 
the freedom of transfer into and out of its 


se voit accorder une restitution ou une com¬ 
pensation qui, dans les deux cas, doit ötre 
prompte, adäquate et effective. 

Articie 13 
Expropriation 

1. Les investissements d'un investisseur 
d’une Partie contractante räalisäs dans la 
Zone d’une autre partie contractante ne sont 
pas nationalisäs, expropriäs ou soumis ä 
une ou plusieurs mesures ayant des effets 
äquivalente ä une nationalisation ou ä une 
expropriation, dänommäes ci-apres «ex- 
propriation», sauf lorsque cette expro¬ 
priation; 

a) est effectuäe pour des motifs d'intärät 
public; 

b) n'est pas discriminatoire; 

c) est effectuäe avec les garanties prävues 
par la loi; et 

d) est accompagnäe du prompt versement 
d’une compensation adäquate et effec¬ 
tive. 

Cette compensation äquivaut ä la valeur 
marchande äquitable de l’investissement 
expropriä au moment qui präcäde im- 
mädiatement celui oü l’expropriation ou l’an- 
nonce de l’expropriation a ätä officiellement 
connue et a affectä la valeur de l’investis- 
sement, ci-apräs dänommä «date d’estima- 
tion». 

Cette valeur marchande äquitable est ex- 
primäe, selon le choix de l’investisseur, 
dans une devise librement convertible, sur 
la base du taux de change prävalant sur le 
marchä pour cette devise ä la date d’esti- 
mation. La compensation inclut ägalement 
un intärät ä un taux commercial ätabli sur la 
base du marchä ä partir de la date d’expro- 
priation jusqu’ä la date de paiement. 

2. L’investisseur concemä a le droit de 
faire procäder ä un prompt räexamen, selon 
la loi de la partie contractante qui exproprie, 
par une autoritä judiciaire ou une autre au- 
toritä compätente et indäpendante de cette 
partie contractante, de son cas, de Pestima- 
tion de son investissement et du paiement 
de la compensation, conformäment aux 
principes änoncäs au paragraphe 1. 

3. Pour prävenir toute äquivoque, Pexpro- 
priation couvre les situations dans lesquel- 
les une partie contractante exproprie les 
avoirs d’une Compagnie ou d’une entreprise 
qui opäre dans sa zone et dans laquelle un 
investisseur d’une autre partie contractante 
a un investissement, y compris par le biais 
de la dätention de titres. 

Articie 14 

Transfert des palements 
affärents aux investissements 

1. Chaque partie contractante garantit, en 
ce qui coiKeme les investissements effec- 
tuäs dans sa zone par des investisseurs 
d’une autre partie contractante, la libertä 
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ihrem Gebiet einschließlich des Transfers 

a) des Gründungskapitals und jedes weite¬ 
ren Kapitals zur Aufrechterhaltung und 
Entwicklung einer Investition; 

b) der Erträge; 

c) der Zahlungen im Rahmen eines Ver¬ 
trags, einschließlich der Tilgung von Ka¬ 
pital und aufgelaufenen Zinsen aufgrund 
eines Darlehensvertrags; 

d) der nicht ausgegebenen Einkünfte und 
sonstigen Vergütungen des Personals, 
das im Zusammenhang mit der Investi¬ 
tion aus dem Ausland angeworben 
wurde; 

e) der Erlöse aus dem Verkauf oder der 
Liquidation einer Investition oder eines 
Teiles derselben; 

f) der Zahlungen infolge der Beilegung ei¬ 
ner Streitigkeit und 

g) der Entschädigungszahlungen nach den 
Artikeln 12 und 13. 

(2) Transfers nach Absatz 1 erfolgen un¬ 
verzüglich und (außer im Fall eines Ertrags 
in Naturalien) in einer frei konvertierbaren 
Währung. 

(3) Transfers werden zu dem am Tag des 
Transfers am Markt geltenden Wechselkurs 
für Spotgeschäfte in der zu transferierenden 
Währung vorgenommen. In Ermangelung 
eines Devisenmarkts ist - je nachdem, was 
für den Investor günstiger ist - der letztgülti¬ 
ge Kurs für in das Gastland gerichtete Di¬ 
rektinvestitionen oder der letztgültige Kurs 
für die Umrechnung von Devisen in Sonder¬ 
ziehungsrechte heranzuziehen. 


(4) Ungeachtet der Absätze 1 bis 3 kann 
eine Vertragspartei die Rechte von Gläubi¬ 
gem schützen oder die Einhaltung der Ge¬ 
setze über die Ausgabe, den Handel und 
den Verkehr mit Wertpapieren oder die Voll¬ 
streckung von Urteilen zivil-, verwaltungs- 
und strafrechtlicher Verfahren gewährlei¬ 
sten, indem sie ihre Gesetze und sonstigen 
Rechtsvorschriften in gerechter und nicht- 
diskriminierender Weise nach Treu und 
Glauben anwendet. 

(5) Ungeachtet des Absatzes 2 können 
Vertragsparteien, die Staaten sind, welche 
die ehemalige Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken bildeten, untereinander 
Übereinkünfte schließen, wonach Transfers 
von Zahlungen in ihren Währungen erfol¬ 
gen, sofern diese Übereinkünfte Investitio¬ 
nen in ihren Gebieten von Investoren ande¬ 
rer Vertragsparteien nicht weniger günstig 
behandeln als entweder Investitionen von 
Investoren der Vertragsparteien, die diese 
Übereinkünfte geschlossen haben, oder In¬ 
vestitionen von Investoren eines dritten 
Staates. 


(6) Ungeachtet des Absatzes 1 Buchsta¬ 
be b kann eine Vertragspartei den Transfer 


Area, including the transfer of; 

(a) the initial Capital plus any additional Ca¬ 
pital for the maintenance and develop¬ 
ment of an Investment; 

(b) Returns; 

(c) payments under a contract, including 
a.mortization of principal and accrued 
interest payments pursuant to a loan 
agreement; 

(d) unspent eamings and other remunera- 
tion of personnel engaged from abroad 
in Connection with that Investment; 


(e) proceeds from the sale or liquidation of 
all or any part of an Investment; 

(f) payments arising out of the Settlement of 
a dispute; 

(g) payments of compensafion pursuant to 
Articles 12 and 13. 

(2) Transfers under paragraph (1) shall be 
effected without delay and (except in case 
of a Return in kind) in a Freely Convertible 
Currency. 

(3) Transfers shall be made at the market 
rate of exchange existing on the date of 
transfer with respect to spot transactions in 
the currency to be transferred. In the ab- 
sence of a market for foreign exchange, the 
rate to be used will be the most recent rate 
applied to inward investments or the most 
recent exchange rate for conversion of cur- 
rencies into Special Drawing Rights, which- 
ever is more favourable to the Investor. 


(4) Notwithstanding paragraphs (1) to (3), 
a Contracting Party may protect the rights of 
creditors, or ensure compliance with laws 
on the issuing, trading and dealing in Secur¬ 
ities and the satisfaction of judgements in 
civil, administrative and criminal adjudlcat- 
ory proceedings, through the equitable, 
non-discriminatory, and good faith applica- 
tion of its laws and regulations. 


(5) Notwithstanding paragraph (2), Con¬ 
tracting Parties which are States that were 
constituent parts of the former Union of So- 
viet Socialist Republics may provide in 
agreements concluded between them that 
transfers of payments shall be made in the 
currencies of such Contracting Parties, pro- 
vided that such agreements do not treat 
Investments in their Areas of Investors of 
other Contracting Parties less favourably 
than either Investments of Investors of the 
Contracting Parties which have entered into 
such agreements or Investments of Inves¬ 
tors of any third state. 


(6) Notwithstanding subparagraph (1)(b), 
a Contracting Party may restrict the transfer 


des transferts dans sa zone et hors de 
celle-ci, y compris le transferf: 

a) du Capital initial plus tout Capital addi- 
tionnel näcessaire au maintien et au 
däveloppement d'un investissement; 

b) des rendements; 

c) des paiements effectuäs au titre d’un 
contrat, et notamment de l'amortisse- 
ment du principal et des paiements d’ln- 
täräts dus au titre d’un accord d’em- 
prunt; 

d) des recettes non däpensäes et des au- 
tres rämunärations de personnel enga- 
gö ä l'ätranger en rapport avec cet in¬ 
vestissement; 

e) du produit de la vente ou de la liquida¬ 
tion de tout ou Partie d'un investisse¬ 
ment; 

f) des paiements rösultant du röglement 
d’un diffärend; 

g) des paiements de compensations en 
application des articles 12 et 13. 

2. Les transferts visös au paragraphe 1 
sont effectuäs sans däial et (sauf en cas de 
rendements en nature) dans une devise 
librement convertible. 

3. Les transferts sont effectuäs au taux de 
Change prävalant sur le marchä ä la date du 
transfert en ce qui conceme les transactions 
au comptant effectuäes dans la devise ä 
transfärer. En l’absence de marchä des 
changes, le taux ä utiliser est le taux le plus 
räcent appliquä aux investissements natio- 
naux ou le taux de change le plus räcent 
pour la conversion de devises en droits de 
tirage späciaux, le taux ä retenir ätant celui 
qui est le plus favorable pour l’investis- 
seur. 

4. Nonobstant les paragraphes 1 ä 3, une 
Partie contractante peut protäger les droits 
des cräanciers ou assurer le respect des 
lois sur l’ämission, le commerce et l’ächan- 
ge d'obligatlons et l’exäcution de jugements 
dans des procädures civlles, administrati¬ 
ves et pänales, par l’application äquitable, 
non discriminatoire et de bonne foi de ses 
lois et rägles. 


5. Nonobstant le paragraphe 2, les par- 
ties contractantes qui ätaient des Etats 
membres de l’ancienne Union des räpubli- 
ques socialistes soviätiques peuvent prävoir 
dans des accords conclus entre eiles que 
les transferts de paiements sont effectuäs 
dans les monnaies de ces parties contrac¬ 
tantes, pour autant que les accords en 
question ne traitent pas les investissements 
des investisseurs des autres parties con¬ 
tractantes räalisäs dans leur zone d'une 
maniäre moins favorable que les investisse¬ 
ments des investisseurs des parties con¬ 
tractantes qui ont conclu ces accords ou le:« 
investissements des investisseurs d'un Etat 
tiers. 

6. Nonobstant le paragraphe 1 point b), 
une Partie contractante peut restreindre le 
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eines Ertrags in Naturalien einschränken, 
falls es der Vertragspartei nach Artikel 29 
Absatz 2 Buchstabe a oder nach dem GATT 
und den dazugehörigen Rechtsinstrumen¬ 
ten unter Umständen erlaubt ist, die Ausfuhr 
oder den Exportverkauf des Erzeugnisses, 
das den Ertrag in Naturalien darstellt, zu 
beschränken; dies gilt jedoch mit der Maß¬ 
gabe, daß eine Vertragspartei Transfers 
von Erträgen in Naturalien gestattet, die in 
einer Investitionsvereinbarung, Investitions¬ 
genehmigung oder sonstigen schriftlichen 
Vereinbarung zwischen der Vertragspartei 
und einem Investor einer anderen Vertrags¬ 
partei beziehungsweise deren Investition 
genehmigt oder festgelegt sind. 

Artikel 15 

Übertragung von Rechten 

(1) Leistet eine Vertragspartei oder die 
von ihr bestimmte Stelle (im folgenden als 
„entschädigende Partei“ bezeichnet) eine 
Zahlung aufgrund einer Entschädigungs¬ 
verpflichtung oder Garantie für eine Investi¬ 
tion eines Investors (im folgenden als „ent¬ 
schädigte Partei“ bezeichnet) im Gebiet ei¬ 
ner anderen Vertragspartei (im folgenden 
als „gastgebende Partei* bezeichnet), so 
erkennt die gastgebende Partei folgendes 
an: 

a) die Abtretung aller Rechte und Ansprü¬ 
che an die entschädigende Partei in be¬ 
zug auf eine solche Investition und 

b) das Recht der entschädigenden Partei, 
alle diese Rechte auszuüben und diese 
Ansprüche aufgrund der Übertragung 
durchzusetzen. 

(2) Die entschädigende Partei hat unter 
allen Umständen Anspruch auf 

a) dieselbe Behandlung in bezug auf die 
Rechte und Ansprüche, die sie aufgrund 
der Abtretung nach Absatz 1 erworben 
hat, und 

b) dieselben Zahlungen aufgrund solcher 
Rechte und Ansprüche, 

welche die entschädigte Partei aufgrund 
dieses Vertrags in bezug auf die betreffen¬ 
de Investition zu erhalten berechtigt war. 

(3) In einem Verfahren nach Artikel 26 
darf eine Vertragspartei nicht als Einwand, 
als Gegenforderung, als Ausgleichsforde¬ 
rung oder mit irgendeiner anderen Begrün¬ 
dung geltend machen, daß eine Abfindung 
oder eine sonstige Entschädigung für den 
gesamten behaupteten Schaden oder einen 
Teil davon im Zuge eines Versicherungs¬ 
oder Garantievertrags geleistet wurde oder 
geleistet werden wird. 

Artikel 16 

Beziehung zu anderen Übereinkünften 

Haben zwei oder mehr Vertragsparteien 
früher eine internationale Übereinkunft ge¬ 
schlossen oder schließen sie später eine 
solche Übereinkunft, deren Bestimmungen 
die in Teil III oder V dieses Vertrags behan¬ 
delten Angelegenheiten betreffen. 


of a Return in kind in circumstances where 
the Contracting Party is permitted under 
Article 29(2)(a) or the GATT and Related 
Instruments to restrict or prohibit the expor- 
tation or the sale for export of the product 
constituting the Return in kind; provided that 
a Contracting Party shall permit transfers of 
Returns in kind to be effected as authorized 
or specified in an Investment agreement, 
Investment authorization, or other written 
agreement between the Contracting Party 
and either an Investor of another Contract¬ 
ing Party or its Investment. 


Article 15 
Subrogation 

(1) If a Contracting Party or its designated 
agency (hereinafter referred to as the “In- 
demnifying Party”) makes a payment under 
an Indemnity or guarantee given in respect 
of an Investment of an Investor (hereinafter 
referred to as the “Party Indemnified”) in the 
Area of another Contracting Party (herein¬ 
after referred to as the “Host Part/), the 
Host Party shall recognize: 


(a) the assignment to the Indemnifying Par¬ 
ty of all the rights and Claims in respect 
of such Investment; and 

(b) the right of the Indernnifying Party to 
exercise all such rights and enforce 
such Claims by virtue of Subrogation. 

(2) The Indemnifying Party shall be en- 
titled in all circumstances to; 

(a) the same treatment in respect of the 
rights and Claims acquired by it by virtue 
of the assignment referred to in Para¬ 
graph (1); and 

(b) the same payments due pursuant to 
those rights and Claims, 

as the Party Indemnified was entitied to 
receive by virtue of this Treaty in respect of 
the Investment concemed. 

(3) In any proceeding under Article 26, a 
Contracting Party shall rtot assert £is a de- 
fence, counterclaim, right of set-off or for 
any other reason, that indemnification or 
other compensation for all or part of the 
alleged damages has been recetved or will 
be received pursuant to an Insurance or 
guarantee contract. 


Article 16 

Relation to other agreement« 

Where two or more Contracting Parties 
have entered into a prior international 
agreement, or enter into a subsequent inter¬ 
national agreement, whose terms in either 
case concem the subject matter of Part III 
or V of this Treaty, 


transfert dün rendement en nature lorsque 
la Partie contractante est autorisäe par l’ar- 
ticle 29 paragraphe 2 point a) ou par le 
GATT et les Instruments connexes ä res- 
treindre ou ä interdire les exportations ou la 
vente ä l’exportation de produits constituant 
un rendement en nature, pour autant que 
cette Partie contractante permette d'effec- 
tuer des transferts de rendements en nature 
tels qu’autorisäs ou späcifiäs dans un ac- 
cord d’investissement, une autorisation d’ln- 
vestissement ou tout autre accord äcrit 
conclu entre eile et un investisseur düne 
autre partie contractante ou son investis- 
sement. 

Article 15 
Subrogation 

1. Si une partie contractante ou une Insti¬ 
tution dösignäe par eile, ci-apräs dänom- 
mäe «partie indemnisante», effectue un 
paiement ä titre d'indemnitä ou de garantie 
octroyöe pour un investissement röalisä par 
un investisseur, ci-apräs dönommäe «partie 
indemnisäe», räalisä dans la zone düne 
autre partie contractante, ci-apräs dänom- 
mee «partie höte», la partie höte recon- 
nait; 

a) la cession ä la partie indemnisante de 
tous les droits et de toutes les cröances 
relatifs ä un tel investissement; et 

b) le droit de la partie indemnisante d'exer- 
cer ces droits et de faire valoir ces 
cräances par voie de Subrogation. 

2. La partie indemnisante est en droit, en 
toute circonstance; 

a) de bönäficier du mäme traitement en ce 
qui conceme ses droits et cräances ac- 
quis en vertu de la cession visäe au 
paragraphe 1, et 

b) de percevoir les mömes paiements dus 
au titre de ces droits et de ces cräan- 
ces, 

que ceux auxquels la partie indemnisäe 
avait droit en vertu du präsent traitä pour 
l’investissement en question. 

3. Dans toute procädure engagöe au titre 
de l’article 26, une partie contractante ne 
peut invoquer pour sa däfense, aux Ans 
düne demande reconventionnelle ou dün 
droit de compensation ou pour toute autre 
raison, que l'indemnisation ou toute autre 
compensation pour tout ou partie du dom- 
mage alleguä a ätä regue ou sera regue en 
application dün contrat d'assurance ou de 
garantie. 

Article 16 

Relation avec d'autres accord« 

Lorsque deux ou plusieurs parties con- 
tractantes ont corrclu un accord internatio¬ 
nal antärieur ou concluent postärieurement 
un accord international dont les dispositions 
portent dans les deux cas sur l’objet des 
parties III ou V du präsent traitä: 
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1. so darf Teil III oder V dieses Vertrags 
nicht so ausgelegt werden, als weiche er 
von Bestimmungen der anderen Über¬ 
einkunft oder von dem Recht auf diesbe¬ 
zügliche Streitbeilegung aufgrund der 
Übereinkunft ab, und 

Z. so darf keine Bestimmung der anderen 
Übereinkunft so ausgelegt werden, als 
weiche sie von einer Bestimmung in 
Teil III oder V dieses Vertrags oder von 
dem Recht auf diesbezügliche Streitbei¬ 
legung aufgrund dieses Vertrags ab, 

soweit eine derartige Bestimmung für den 

Investor oder die Investition günstiger ist. 


Artikel 17 

Nichtanwendung des Teiles III 
unter bestimmten Umständen 

Jede Vertragspartei behält sich das Recht 
vor, die Vorteile aus diesem Teil gegenüber 
folgenden zu venweigem: 

1. einer juristischen Person, wenn Staats¬ 
bürger oder Staatsangehörige eines 
dritten Staates Eigentümer dieser juristi¬ 
schen Person sind oder diese kontrollie¬ 
ren und wenn diese juristische Person 
keine nennenswerte Geschäftstätigkeit 
im Gebiet der Vertragspartei ausübt, in 
der sie gegründet wurde; 

2. einer Investition, wenn die verweigernde 
Vertragspartei feststellt, daß es sich um 
die Investition eines Investors eines drit¬ 
ten Staates handelt, mit dem oder hin¬ 
sichtlich dessen die verweigernde Ver¬ 
tragspartei 

a) keine diplomatischen Beziehungen 
unterhält oder 

b) Maßnahmen beschließt oder bei¬ 
behält, 

i) die Transaktionen mit Investoren 
jenes Staates verbieten oder 

ii) die verletzt oder umgangen 
wurden, falls die Vorteile aus die¬ 
sem Teil den Investoren jenes 
Staates oder ihren Investitionen 
gewährt würden. 

Teil IV 

Andere Bestimmungen 

Artikel 18 

Souveränität 
über Energtevorkommen 

(1) Die Vertragsparteien erkennen die 
Souveränität des Staates und seine souve¬ 
ränen Rechte über die Energievorkommen 
an. Sie bekräftigen, daß diese in Überein¬ 
stimmung mit den Regeln des Völkerrechts 
und nach Maßgabe dieser Regeln ausgeübt 
werden müssen. 

(2) Ungeachtet der Zielsetzung, den Zu¬ 
gang zu Energievorkommen und deren Auf¬ 
suchung und Erschließung auf kommerziel- 


(1) nothing in Part III or V of this Treaty shall 
be construed to derogate from any Pro¬ 
vision of such terms of the other agree- 
ment or from any right to dispute resolu- 
tion with resprect thereto under that 
agreement; and 

(2) nothing in such terms of the other agree¬ 
ment shall be construed to derogate 
from any Provision of Part III or V of this 
Treaty or from any right to dispute re- 
solution with respect thereto under this 
Treaty. 

where any such Provision is more favour- 
able to the Investor or Investment. 


Article 17 

Non-appiication of Part III 
In certain clrcumstances 

Each Contracting Party reserves the right 
to deny the advantages of this Part to: 

(1) a legal entity if citizens or nationale of a 
third state own or control such entity and 
if that entity has no substantial business 
activities in the Area of the Contracting 
Party in which it is organized; or 


(2) an Investment, if the denying Contract¬ 
ing Party estabiishes that such Invest¬ 
ment is an Investment of an Investor of a 
third state with or as to which the deny¬ 
ing Contracting Party: 

(a) does not maintain a diplomatic rela- 
tionship; or 

(b) adopts or maintains measures that: 

(i) prohibit transactions with Inves¬ 
tors of that state: or 

(ii) would be violated or circum- 
vented if the benefits of this Part 
were accorded to Investors of 
that state or to their Investments. 


Pan IV 

Miscellaneous provisions 

Article 18 

Soverelgnty 
over energy resources 

(1) The Contracting Parties recognize 
state sovereignty and sovereign rights over 
energy resources. They reaffirm that these 
must be exercised in accordance with and 
subject to the rules of international law. 


(2) Without affecting the objectives of 
promoting access to energy resources, and 
exploration and development thereof on a 


1) aucune disposition des parties III ou V 
du präsent traitä ne peut ötre interprätäe 
comme därogeant aux dispositions de 
cet autre accord ni au droit d'exiger un 
röglement du diffärend concernant ce 
point conformäment ä cet accord; et 

2) aucune disposition de l'autre accord ne 
peut ätre interprötäe comme därogeant 
aux dispositions des parties III ou V du 
präsent traitä ni au droit d'exiger un rä- 
glement du diffärend concernant ce 
point conformäment au präsent traitä, 

lorsque de telles dispositions sont plus favo- 
rables pour l’investisseur ou l'investisse- 
ment. 

Article 17 

Non-appllcatlon de la partie III 
dans certaines circonstances 

Chaque partie contractante se räserve le 
droit de refuser le bänäfice de la präsente 
Partie; 

1) ä toute entitä juridique sl les citoyens ou 
les ressortissants d’un Etat tiers sont 
propriätaires ou ont le contröle de cette 
entitä et si celle-ci n’exerce pas d'activi- 
täs commerciales substantielles dans la 
Zone de la partie contractante dans la- 
quelle eile est constituäe; ou 

2) ä un investissement si la partie contrac¬ 
tante qui refuse ätablit qu’il s'agit d’un 
investissement d’un investisseur d’un 
Etat tiers avec lequel ou ä l’ägard duquel 
eile: 

a) n’entretient pas de relations diplo- 
matiques, ou 

b) adopte ou maintient des mesures 
qui: 

i) interdisent des transactions avec 
les investisseurs de cet Etat, ou 

ii) seraient enfreintes ou contour- 
näes si les avantages prävus 
dans la präsente partie ätaient 
accordäs aux investisseurs de 
cet Etat ou ä leurs investisse- 
ments. 


Partie IV 

Dispositions diverses 

Article 18 
Souveralnetä 

sur les ressources änergätiques 

1. Les parties contractantes reconnais- 
sent la souveralnetä nationale et les droits 
souverains sur les ressources änergäti¬ 
ques. Elles räaffirment qu’ils doivent ätre 
exercäs en conformitä et sous räserve des 
rägles du droit international. 

2. Sans affecter les objectifs de promotlon 
de l’accäs aux ressources änergätiques ain- 
sl que de leur exploration et de leur explolta- 
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ler Grundlage zu fördern, läßt der Vertrag 
die in den Vertragsparteien für Energievor¬ 
kommen geltende Eigentumsordnung un¬ 
berührt. 

(3) Jeder Staat behält insbesondere wei¬ 
terhin das Recht, über die geographischen 
Bereiche innerhalb seines Gebiets zu ent¬ 
scheiden, die für die Aufsuchung und Er¬ 
schließung seiner Energievorkommen so¬ 
wie die Optimierung ihrer Rückgewinnung 
zur Verfügung gestellt werden, und wie und 
in welchem Tempo sie abgebaut oder auf 
andere Weise erschlossen werden, und er 
hat das Recht, Steuern, Lizenzentgelte oder 
sonstige finanzielle Leistungen für die Auf¬ 
suchung und Ausbeutung festzusetzen und 
zu erheben, Vorschriften über Umwelt- und 
Sicherheitsaspekte für die Aufsuchung, Er¬ 
schließung und Nutzbarmachung In seinem 
Gebiet zu erlassen und sich an der Aufsu¬ 
chung und Ausbeutung unter anderem 
durch unmittelbare Mitwirkung der Regie¬ 
rung oder über Staatsuntemehmen zu be¬ 
teiligen. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, 
den Zugang zu Energievoikommen unter 
anderem dadurch zu erleichtern, daß sie in 
nichtdiskriminierender Weise auf der 
Grundlage veröffentlichter Kriterien Ge¬ 
nehmigungen, Lizenzen, Konzessionen und 
privatrechtliche Verträge zur Aufsuchung 
und Erforschung sowie zur Ausbeutung 
Oder Förderung von Energievorkommen er¬ 
teilen. 

Artikel 19 
Umweltaspekte 

(1) Jede Vertragspartei ist in dem Bemü¬ 
hen um eine nachhaltige Entwicklung und 
unter Berücksichtigung ihrer Verpflichtun¬ 
gen aus internationalen Übereinkünften be¬ 
treffend die Umwelt, deren Vertragspartei 
sie ist, bestrebt, schädliche Umweltauswir¬ 
kungen, die innerhalb oder außerhalb ihres 
Gebiets durch alle Vorgänge innerhalb des 
Energiekreislaufs in ihrem Gebiet entste¬ 
hen, auf wirtschaftlich effiziente Weise auf 
ein Mindestmaß zu beschränken und dabei 
die Sicherheit angemessen zu berücksich¬ 
tigen. Dabei handeln die Vertragsparteien 
kostengünstig. In ihren politischen Ausrich¬ 
tungen und ihren Handlungen ist jede Ver¬ 
tragspartei bestrebt, eine Schädigung der 
Umwelt durch Vorsorgemaßnahmen zu ver¬ 
hüten oder auf ein Mindestmaß zu be¬ 
schränken. Die Vertragsparteien kommen 
überein, daß grundsätzlich der Verursacher 
die Kosten der Verschmutzung, einschließ¬ 
lich der grenzüberschreitenden Ver¬ 
schmutzung, zu tragen hat, wobei das öf¬ 
fentliche Interesse gebührend berücksich¬ 
tigt wird und Investitionen in den Energie¬ 
kreislauf oder der internationale Handel 
nicht verzerrt werden dürfen. Die Vertrags¬ 
parteien werden daher 

a) bei der Ausarbeitung und Umsetzung 
ihrer Energiepolitik Umweltüberlegun¬ 
gen berücksichtigen; 


commercial basis, the Treaty shall in no way 
prejudice the rules in Contracting Parties 
governing the System of propeily ownership 
of energy resources. 

(3) Each state continues to hold in par- 
ticular the rights to decide the geographical 
areas within its Area to be made avaiiable 
for exploration and development of its ener¬ 
gy resources, the optimalization of their re¬ 
covery and the rate at which they may be 
depleted or otherwise exploited, to specify 
and enjoy any taxes, royalties orother finan¬ 
cial payments payable by virtue of such 
exploration and exploitation, and to regulate 
the environmental and safety aspects of 
such exploration, development and recla- 
mation within its Area, and to participate in 
such exploration and exploitation, Inter alia, 
through direct participation by the govem- 
ment or through state enterprises. 


(4) The Contracting Parties undertake to 
facilitate access to energy resources, inter 
alia, by allocating in a non-discriminatory 
manner on the basis of published criteria 
authorizations, ilcences, concessions and 
contracts to prospect and explore for or to 
exploit or extract energy resources. 


Article 19 

Environmental aspects 

(1) In pursuit of sustainable development 
and taking into account its obligations under 
those international agreements conceming 
the environment to which it is party, each 
Contracting Party shall slrive to minimize in 
an economically efficient manner harmfui 
Environmental Impacts occurring either 
within or outside its Area from all operations 
within the Energy Cycle in its Area, taking 
proper account of safety. In doing so each 
Contracting Party shall act in a Cost-Effect- 
ive manner. In its policies and actions each 
Contracting Party shall strive to take pre- 
cautionary measures to prevent or minimize 
environmental degradation. The Contract¬ 
ing Parties agree that the polluter in the 
Areas of Contracting Parties, should, in 
principle, bear the cost of pollution, includ- 
ing transboundary pollution, with due regard 
to the public Interest and without distorting 
Investment in the Energy Cycle or interna¬ 
tional trade. Contracting Parties shall ac- 
cordingly: 


(a) take account of environmental con- 
siderations throughout the formulation 
and Implementation of their energy po¬ 
licies; 


tion sur une base commerciale, le präsent 
traitä ne porte en rien präjudice aux rägles 
des parties contractantes qui rägissent le 
rägime de propriätä des ressources äner- 
gätiques. 

3. Chaque Etat conserve en particulier le 
droit de däcider des secteurs gäographi- 
ques de sa Zone qui sont destinäs ä dtre 
mis ä disposition pour l’exploration et l'ex- 
ploitation de ses ressources änergätiques, 
de l'optimalisation de leur räcupäration et du 
rythme auquel eiles peuvent ätre extraites 
ou autrement exploitäes, de däterminer et 
de percevoir les taxes, redevances ou au- 
tres paiements financiers qui sont payables 
au titre de cette exploration et de cette 
exploitation et de rägir les aspects environ- 
nementaux et de säcuritä de cette explora¬ 
tion, de cette exploitation et de cette mise 
en valeur dans sa Zone, ainsi que de partici- 
per ä cette exploration et cette exploitation, 
notamment par une participation directe de 
son gouvemement ou des entreprises 
d'Etat. 

4. Les parties contractantes s’engagent ä 
faciliter l’accäs aux ressources änergäti- 
ques, notamment en octroyant (furte maniä- 
re non discriminatoire, sur la base de critä- 
res pubiiös, des autorisations, des licertces, 
des concessions et des contrats de pros- 
pection et d’exploration en vue de l’exploita- 
tion ou l'extraction des ressources energä- 
tiques. 

Article 19 

Aspects environnementaux 

1. En poursuivant l’objectif de däveloppe- 
ment durable et en tenant compte des obli¬ 
gations qui lui incombent en vertu des ac- 
cords intemationaux concemant l’environ- 
nement auxquels eile est partie, chaque 
Partie contractante s’efforce de räduire ä un 
minimum, düne maniäre äconomiquement 
efficace, tout impact nuislble ä l’environ- 
nement, produit ä l’intärieur ou ä l’extärieur 
de sa Zone par toutes les opärations du 
cycle änergätique menäes dans cette zone, 
en veillant au respect des normes de säcu- 
ritä. Pour ce faire, chaque partie contractan¬ 
te agit de maniäre efficace au niveau des 
coüts. Dans ses politiques et ses actions, 
chaque partie contractante s'efforce de 
prendre des mesures präventives pour em- 
pächer ou räduire ä un minimum les dom- 
mages ä l’environnement. Les parties con¬ 
tractantes conviennent que le pollueur opä- 
rant dans leurs zones devrait, en principe, 
supporter le coüt de cette pollution, y com- 
pris ia pollution transfrontiäre, dans le res¬ 
pect de l’intärät public et sans que soient 
faussäs les investissements dans le cycle 
energätique ou le commerce international. 
A cette fin, les parties contractantes: 

a) tiennent compte des considärations en- 
vironnementales lors de la formulation 
et de la mise en oeuvre de leurs politi¬ 
ques änergätiques; 
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b) eine marklorientierte Preisbildung und 
eine umfassendere Einbeziehung von 
Umweltkosten und -nutzen im gesamten 
Energiekreislauf fördern; 

c) unter Berücksichtigung des Artikels 34 
Absatz 4 die Zusamrnenarbeit bei der 
Verwirklichung der Umweltziele der 
Charta und die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der internationalen Umwelt¬ 
normen für den Energiekreislauf ermuti¬ 
gen und dabei die Unterschiede bei den 
nachteiligen Auswirkungen und den Ko¬ 
sten der Bekämpfung von Umweltbela¬ 
stungen zwischen den Vertragsparteien 
in Betracht ziehen; 

d) insbesondere die Energieeffizienz ver¬ 
bessern, Quellen für erneuerbare Ener¬ 
gien erschließen und nutzen, die Ver¬ 
wendung saubererer Brennstoffe för¬ 
dern und Technologien und technologi¬ 
sche Mittel einsetzen, welche die Ver¬ 
schmutzung verringern; 

e) die Zusammenstellung und den Aus¬ 
tausch von Informationen zwischen den 
Vertragsparteien über eine umweltver¬ 
trägliche und wirtschaftlich effiziente 
Energiepolitik und kostengünstige Me¬ 
thoden und Technologien fördern; 

f) dais Bewußtsein der Öffentlichkeit für die 
Umweltauswirkungen von Energiesy¬ 
stemen, die Möglichkeiten zur Verhü¬ 
tung oder Bekämpfung ihrer nachteili¬ 
gen Umweltauswirkungen und die Ko¬ 
sten wecken, die mit den verschiedenen 
Maßnahmen zur Verhütung oder Be¬ 
kämpfung solcher Auswirkungen ein¬ 
hergehen; 

g) die Erforschung, Entwicklung und An¬ 
wendung energieeffizienter und umwelt¬ 
verträglicher Technologien, Methoden 
und Verfahren fördern, die schädliche 
Umweltauswirkungen in allen Aspekten 
des Energiekreislaufs auf wirtschaftlich 
wirksame Weise auf ein Mindestmaß 
beschränken, und dabei Zusammenar¬ 
beiten; 

h) günstige Rahmenbedingungen für die 
Weitergabe und die Verbreitung solcher 
Technologien im Einklang mit einem an¬ 
gemessenen und wirksamen Schutz der 
Rechte des geistigen Eigentums anre- 
gen; 

i) frühzeitig vor einer Entscheidung eine 
transparente Bewertung der Umwelt¬ 
auswirkungen ökologisch bedeutsamer 
Investitionsvorhaben im Energiebereich 
und eine spätere Überwachung för¬ 
dern; 

j) das internationale Bewußtsein und den 
Austausch von Informationen über die 
einschlägigen Umweltprogramme und 
-normen der Vertragsparteien sowie 
über die Umsetzung dieser Programme 
und Normen fördern; 

k) auf Ersuchen und im Rahmen ihrer ver¬ 
fügbaren Mittel an der Entwicklung und 


(b) promote market-oriented price foimation 
and a fuller reflection of environmental 
costs and benefits throughout the Ener¬ 
gy Cycle; 

(c) having regard to Article 34(4), encour- 
age Cooperation in the attainment of the 
environmental objectives of the Charter 
and Cooperation in the field of interna¬ 
tional environmental Standards for the 
Energy Cycle, takirtg into account differ- 
ences in adverse effects and abatement 
costs between Contracting Parties; 


(d) have particular regard to Improving 
Energy Efficiency, to developing and 
using renewable energy sources, to pro- 
moting the use of cleaner fuels and 
to employing technologies and techno- 
logical means that reduce pollution; 


(e) promote the collection and sharing 
among Contracting Parties of informa- 
tion on environmentally sound and eco- 
nomically efficient energy policies and 
Cost-Effective practices and technolo¬ 
gies; 

(f) promote public awareness of the En¬ 
vironmental Impacts of energy Systems, 
of the scope for the prevention or abate¬ 
ment of their adverse Environmental 
Impacts, and of the costs associated 
with various prevention or abatement 
measures; 


(g) promote and cooperate in the research, 
development and application of energy 
efficient and environmentally sound 
technologles, practices and processes 
which will minimize harmfui Environ¬ 
mental Impacts of all aspects of the 
Energy Cycle in an economically effi¬ 
cient manner; 

(h) encourage favourable conditions for the 
transfer and dissemination of such tech¬ 
nologies consistent with the adequate 
and effective protection of Intellectual 
Property rights; 

(i) promote the transparent assessment at 
an early stage and prior to decision, and 
subsequent monitoring, of Environment¬ 
al Impacts of environmentally signlficant 
energy Investment projects; 


(j) promote international awareness and In¬ 
formation exchange on Contracting 
Parties' relevant environmental pro- 
grammes and Standards and on the Im¬ 
plementation of those programmes and 
Standards; 

(k) participate, upon request, and within 
their available resources, in the develop- 


b) favorisent une formation des prix axöe 
sur le marchö et une meilleure prise en 
considöration des coüts et des avanta- 
ges environnementaux sur l'ensemble 
du cycle änergätique; 

c) eu ägard ä l'article 34 paragraphe 4, 
encouragent la coopäration dans la räa- 
lisation des objectifs environnementaux 
de la Charte et la coopäration dans le 
domaine des normes environnementa- 
les internationales applicables au cycle 
änergötique, compte tenu des diffören- 
ces qui existent entre les parties con- 
tractantes quant aux effets näfastes et 
aux coüts de räduction; 

d) prennent particuliörement en considära- 
tion l'amölioration de l'efficacitä änergä- 
tique, le döveloppement et l'utilisation 
des sources d’änergie renouvelable, la 
Promotion de l’utilisation de combusti- 
bles plus propres et l'emploi de techno¬ 
logies et de moyens technologiques qui 
röduisent la pollution; 

e) favorisent la collecte et le partage entre 
les parties contractantes des informa- 
tions sur des polltiques änergötiques 
äcologiquement saines et äconomique- 
ment rentables ainsi que sur les prati- 
ques et technologies rentables; 

f) favorisent la sensibilisation du public ä 
l’impact environnemental des systömes 
änergötiques, ä l'importance de la prä- 
vention et de la räduction de leur impact 
environnemental nägatif et ä la räalitä 
des frais liäs aux diffärentes mesures de 
prävention ou de räduction; 


g) contribuent et coopärent ä la recherche, 
au däveloppement et ä l’application de 
technologies, pratiques et procädäs effi- 
caces d'un point de vue änergätique et 
äcologiquement sains, qui räduiront ä 
un minimum, d’une maniäre äconomi- 
quement rentable, les effets näfastes 
pour l'environnement de tous les 
aspects du cycle änergätique; 

h) encouragent l'instauration de conditions 
favorables pour le transfert et la diffu- 
sion de ces technologies qui soient com- 
patibles avec une protection adäquate 
et effective des droits de propriätä intel- 
lectuelle; 

i) favorisent l’ävaluation transparente, ä 
un stade präcoce et präalable ä toute 
däcision, et le contröle ultärieur de l’im- 
pact environnemental des projets d'in- 
vestissement en matiäre d’änergie qui 
präsente un intärät significatif pour l'en- 
vironnement; 

j) favorisent la sensibilisation internationa¬ 
le et l’ächange d'informations en ce qui 
conceme les programmes et les normes 
pertinents des parties contractantes en 
matiäre d’environnement ainsi que la 
mise en ceuvre de ces programmes et 
de ces normes; 

k) participent, sur demande et dans les 
limites de leurs ressources disponibles, 
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Durchführung geeigneter Umweltpro¬ 
gramme in den Vertragsparteien teil¬ 
nehmen. 

(2) Auf Ersuchen einer oder mehrerer 
Vertragsparteien werden Streitigkeiten über 
die Anwendung oder Auslegung von Be¬ 
stimmungen dieses Artikels, sofern es für 
die Prüfung solcher Streitigkeiten keine an¬ 
deren geeigneten internationalen Foren 
gibt, von der Chartakonferenz überprüft, die 
sich um eine Lösung bemüht. 

(3) Im Sinne dieses Artikels 

a) bedeutet .Energiekreislauf“ die gesamte 
Energiekette, einschließlich der Tätigkei¬ 
ten im Zusammenhang mit der Erkun¬ 
dung, Aufsuchung, Produktion, Um¬ 
wandlung, Lagerung, Beförderung, Ver¬ 
teilung und des Verbrauchs der ver¬ 
schiedenen Energieformen, der Abfall¬ 
behandlung und -entsorgung sowie der 
Außerbetriebnahme, Stillegung oder 
Beendigung dieser Tätigkeiten bei 
gleichzeitiger Beschränkung der schäd¬ 
lichen Umweltauswirkungen auf ein 
Mindestmaß; 

b) bedeutet .Umweltauswirkung“ eine von 
einer gegebenen Tätigkeit ausgeherrde 
Wirkung auf die Umwelt, einschließlich 
der menschlichen Gesundheit und Si¬ 
cherheit, der Pflanzen- und Tierwelt, des 
Bodens, der Luft, des Wassers, des 
Klimas, der Landschaft und der histori¬ 
schen Denkmäler oder sonstiger Bauten 
oder die Wechselwirkungen zwischen 
diesen Faktoren; der Begriff umfaßt 
auch Wirkungen auf das Kulturerbe oder 
auf wirtschaftlich-soziale Verhältnisse, 
die sich aus Veränderungen dieser Fak¬ 
toren ergeben; 

c) bedeutet .Energieeffizienz verbessern“ 
darauf hinwirken, den unveränderten 
mengenmäßigen Ertrag (einer Ware 
oder einer Dienstleistung) ohne Quali- 
täts- oder Leistungseinbuße zu erhalten 
bei gleichzeitiger Verringerung der zur 
Produktion dieses Ertrags eingesetzten 
Energiemenge; 

d) bedeutet J<ostengünstig‘ das Erreichen 
eines gesetzten Zieles bei geringsten 
Kosten oder das Erreichen des größten 
Nutzens bei gegeberten Kosten. 


Artikel 20 
Transparenz 

(1) Gesetze, sonstige Rechtsvorschriften, 
gerichtliche Entscheidungen und Verwal¬ 
tungsverfügungen allgemeiner Anwendung, 
die sich auf den Handel mit Primärenorgie¬ 
trägem und Energieerzeugnissen beziehen, 
gehören in Übereinstimmung mit Artikel 29 
Absatz 2 Buchstabe a zu den Maßnahmen, 
die den Transparenzregeln des GATT und 
den in Frage kommenden dazugehörigen 
Rechtsinstrumenten unterliegen. 

(2) Gesetze, sonstige Rechtsvorschriften, 
gerichtliche Entscheidungen und Verwal¬ 
tungsverfügungen allgemeiner Anwendung, 


ment and Implementation of appropriate 
environmental programmes in the Con¬ 
tracting Parties. 

(2) At the reguest of one or more Con¬ 
tracting Parties, disputes conceming the ap- 
plication or Interpretation of provisions of 
this Article shall, to the extent that arrange- 
ments for the consideration of such disputes 
do not exist in other appropriate internation¬ 
al fora, be reviewed by the Charter Confer¬ 
ence aiming at a solution. 

(3) For the purposes of this Article; 

(a) “Energy Cycle" means the entire energy 
Chain, irKluding activities related to 
prospecting for, exploration, production, 
conversion, storage, transport, distribu- 
tion and consumption of the various 
forms of energy, and the treatment and 
disposal of wastes, as well eis the de- 
commissioning, cessation or closure of 
these activities, minimizing harmful En¬ 
vironmental Impacts; 


(b) “Environmental Impacf means any ef- 
fect caused by a given activity on the 
environment, inciuding human health 
and safety, flora, fauna, soll, air, water, 
climate, landscape and historical monu- 
ments or other physical structures or the 
interactions among these factors; it also 
includes effects cm cnrltural heritage or 
socio-economic conditions resulting 
from alterations to those factors; 


(c) “Impioving Energy Efficiency” means 
acting to maintain the same unit of out¬ 
put (of a good or service) without redu- 
cing the quality or perfoimance of the 
output, while reducing the amount of 
energy required to produce that output; 


(d) “Cost-Effective” means to achieve a de- 
fined objective at the lowest cost or to 
achieve the greatest benefit at a given 
cost. 


Article 20 
Transparency 

(1) Laws, regulations, judicial decisions 
and administrative rulings of general ap- 
plic;ation which affect trade in Energy Mater¬ 
ials and Products are, in accordance with 
Article 29(2)(a), among the measures sub- 
ject to the transparency disciplines of the 
GATT and relevant Related Instruments. 


(2) Laws, regulations, judicial decisions 
and administrative rulings of general ap- 
plication made affective by any Contracting 


ä l'älaboration et ä la mise en oeuvre de 
programmes environnementaux appro- 
priös dans les parties contractantes. 

2. A la dem 2 mde d'une ou de plusieurs 
parties contractantes, les diffärends relatifs 
ä l'application ou ä finterprötation des dis- 
positkms du präsent article sont examinäs 
par la Confärence de la Charte en vue de 
leur räglement, pour autant qu’il n'existe pas 
(faccords concemant rexamen de cea diffä- 
lends dans d’autres enceintes internationa¬ 
les appropriäes. 

3. Aux fins du präsent article: 

a) «Cycle änergätique» däsigne la chaine 
änergätique compläte, y compris les ac- 
tivitäs liäes ä la prospection, ä l'explora- 
tion, ä la productkm, ä la conversion, au 
stockage, au transport, ä la distribution 
et ä la consommation des diffärentes 
formes d’änergie, le traitement et l'älimi- 
nation des dächets, ainsi que le däclas- 
sement, la cessation ou la clöture de ces 
activitäs, l'impact näfaste pour l’environ- 
nement devant ätre räduit ä un mini- 
mum. 

b) «Impact environnemental» däsigne tout 
effet causä par une activitä däterminäe 
sur l’envircmnemenL y compris la santä 
et la säcuritä humaines, la flore, la fau- 
ne, le sol, l’air, l'eau, le climat, le paysa- 
ge et les monuments historiques ou les 
autres structures physiques ou l’interac- 
tion entre ces facteurs; ce terme couvre 
ägalement les effets sur le patrimoine 
culturel ou les conditions socio-äcono- 
miques räsultant de l’altäration de ces 
facteurs. 


c) «Amäliorer l'efficacitä änergätique» dä¬ 
signe le fait d’agir pour maintenir la mä- 
me unitä de production (d’un bien ou 
cTun Service) sans räduire la qualltä ou 
le rendement de la production, tout en 
räduisant la quantitä d'änergie requise 
pour gänärer cette production. 

d) «Mesures efficaces au niveau des 
coüts» däsigne le fait d'atteindre un ob- 
jectif däfini au plus faible coöt ou de tirer 
le plus grand avantage possible ä un 
coüt däterminä. 

Article 20 
Transparence 

1. Les lois, räglements, däcisions judiciai- 
res et mesures administratives d’application 
gänärale qui affectent les ächanges de ma- 
tiäres et produits änergätiques font partie, 
aux termes de l’article 29 paragraphe 2 
point a), des mesures qui sont sujettes aux 
disciplines de transparence du GATT et des 
Instruments connexes pertinents. 


2. Les lois, räglements, däcisions judiciai- 
res et mesures administratives d’application 
gänärale qui sont rendus effectifs par une 
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die in einer Vertragspartei rechtswirksam 
geworden sind, und in Kraft befindliche 
Übereinkünfte zwischen Vertragsparteien, 
die sich auf andere unter diesen Vertrag 
fallende Angelegenheiten beziehen, wer¬ 
den ebenfalls umgehend veröffentlicht, so 
daß die Vertragsparteien und Investoren 
sich damit vertraut machen können. Dieser 
Absatz verlangt nicht von einer Vertrags¬ 
partei, vertrauliche Informationen offenzu¬ 
legen, welche die Durchsetzung ihrer Ge¬ 
setze behindern, sonst gegen das öffentli¬ 
che Interesse verstoßen oder die berechtig¬ 
ten kommerziellen Interessen eines Inve¬ 
stors beeinträchtigen würden. 

(3) Jede Vertragspartei bestimmt eine 
oder mehrere Auskunftsstellen, an die An¬ 
fragen über die genannten Gesetze, sonsti¬ 
gen Rechtsvorschriften, gerichtlichen Ent¬ 
scheidungen und Verwaltungsverfügungen 
zu richten sind, und teilt diese Stellen umge¬ 
hend dem Sekretariat mit, das auf Anfrage 
hierüber Auskunft erteilt. 

Artikel 21 
Besteuerung 

(1) Sofern in diesem Artikel nichts ande¬ 
res vorgesehen ist, begründet dieser Ver¬ 
trag keine Rechte oder Verpflichtungen in 
bezug auf steuerliche Maßnahmen der Ver¬ 
tragsparteien. Bei Widersprüchlichkeit zwi¬ 
schen diesem Artikel und einer anderen 
Bestimmung des Vertrags ist dieser Artikel 
insoweit maßgebend. 

(2) Artikel 7 Absatz 3 findet auf steuerli¬ 
che Maßnahmen mit Ausnahme der Steu¬ 
ern vom Einkommen oder vom Vermögen 
Anwendung; diese Bestimmung gilt jedoch 
nicht für 

a) eine Vergünstigung, die von einer Ver- 
tragsFrartei aufgrund der steuerlichen 
Bestimmungen eines Übereinkommens, 
eines Abkommens oder einer Vereinba¬ 
rung nach Absatz 7 Buchstabe a Ziffer li 
gewährt wird, oder 

b) eine steuerliche Maßnahme, die eine 
wirksame Steuererhebung sicherstellen 
soll, es sei denn, die Maßnethme einer 
Vertragspartei diskriminiert willkürlich 
Primärenergieträger und Energieer¬ 
zeugnisse mit Ursprung in einem Gebiet 
einer anderen Vertragspartei oder Be¬ 
stimmung für ein solches Gebiet oder 
schränkt die aufgrund des Artikels 7 Ab¬ 
satz 3 gewährten Vorteile willkürlich 
ein. 

(3) Artikel 10 Absätze 2 und 7 finden auf 
steuerliche Maßrrahmen der Vertragspar¬ 
teien Anwendung, mit Ausnahme der Steu¬ 
ern vom Einkommen oder vom Vermögen; 
diese Bestimmungen gelten jedoch nicht 
für 

a) die Auferlegung von Verpflichtungen zur 
Meistbegünstigung in bezug auf Ver¬ 
günstigungen, die von einer Vertrags¬ 
partei aufgrund der Steuerbestimmun¬ 
gen in einem in Absatz 7 Buchstabe a 
Ziffer ii beschriebenen Übereinkommen, 


Party, and agreements in force between 
Contracting Parties, which affect other mat- 
ters covered by this Treaty shall also be 
published promptly in such a manner as to 
enable Contracting Parties and Investors to 
become acquainted with them. The provi- 
sions of this paragraph shall not require any 
Contracting Party to disclose confidential 
Information which would impede law en- 
forcement or otherwise be contrary to the 
public Interest or would prejudice the legiti¬ 
mste commercial Interests of any Investor. 


(3) Each Contracting Party shall desig- 
nate one or more enquiry points to which 
requests for Information about the above- 
mentioned laws, regulations, judicial deci- 
sions and administrative rulings may be ad- 
dressed and shall communicate promptly 
such designation to the Secretariat which 
shall make it available on request. 


Article 21 
Taxation 

(1) Except as othenvise provided in this 
Article, nothing in this Treaty shall create 
rights or impose obligations with respect to 
Taxation Measures of the Contracting Par¬ 
ties. In the event of any inconsistency be¬ 
tween this Article and any other Provision of 
the Treaty, this Article shall prevail to the 
extent of the inconsistency. 

(2) Article 7(3) shall apply to Taxation 
Measures other than those on income or on 
Capital, except that such Provision shall not 
apply to; 

(a) an advantage accorded by a Contract¬ 
ing Party pursuant to the tax provisions 
of any convention, agreement or ar- 
rangement described in subparagraph 
(7)(a)(ii); or 

(b) any Taxation Measure aimed at ensur- 
ing the effective Collection of taxes, ex¬ 
cept where the measure of a Contract¬ 
ing Party arbitrariiy discriminates against 
Energy Materials and Products originat- 
ing in, or destined for the Area of an- 
other Contracting Party or arbitrariiy re- 
stricts benefits accorded under Article 
7(3). 


(3) Article 10(2) and (7) shall apply to 
Taxation Measures of the Contracting Par¬ 
ties other than those on income or on Capi¬ 
tal, except that such provisions shall not 
apply to: 

(a) impose most favoured nation obligations 
with respect to advantages accorded by 
a Contracting Party pursuant to the tax 
provisions of any convention, agree¬ 
ment or arrangement described in sub¬ 
paragraph (7)(a)(ii) or resulting from 


Partie contractante, ainsi que les accords en 
vigueur entre les parties contractantes qui 
affectent d'autres matiöres couvertes par le 
präsent traitä, sont ägalement publiäs rapi¬ 
dement de maniäre ä permettre aux parties 
contractantes et aux investisseurs d’en 
prendre connaissartce. Les dispositions du 
präsent paragraphe n’imposent pas ä une 
Partie contractante de divulguer des infor- 
mations confidentielles si cette divulgation 
empäche l’application du droit ou est con- 
traire de toute autre maniäre ä l’intärät pu¬ 
blic ou porte präjudice aux intäräts commer- 
ciaux lägitimes de tout investisseur. 

3. Chaque partie contractante däsigne un 
ou plusieurs bureaux de renseignements 
auxquels peuvent ätre adressäes les de- 
mandes d'information concemant les lois, 
räglements, däcisions judiciaires et mesu- 
res administratives visäs ci-dessus et com- 
munique rapidement ia localisation de ces 
bureaux au Secrätariat, qui les foumit ä 
toute personne qui le demande. 

Article 21 
FiscalKä 

1. A moins que le präsent article n'en 
dispose autrement, aucune disposition du 
präsent traitä ne cräe des droits ni impose 
des obligations en cs qui conceme les me- 
sures fiscales des parties contractantes. En 
cas d’incompatibilitä entre le präsent article 
et toute autre disposition du traitä, le prä¬ 
sent article prävaut, dans Ia mesure oü il y a 
incompatibilitä. 

2. Le paragraphe 3 de l'article 7 s'appli- 
que aux mesures fiscales autres que les 
impöts sur le revenu ou sur Ia fortune; tou- 
tefois, il ne s'applique pas; 

a) ä un avantage accordä par une partie 
contractante en application des disposi¬ 
tions en matiäre fiscale contenues dans 
une convention, un accord ou un arran¬ 
gement tels que visäs au paragraphe 7 
point a) ii); ou 

b) ä une mesure fiscale visant ä garantir Ia 
perception effective d’impöts, sauf lors- 
qu'une teile mesure cfune partie con¬ 
tractante ätablit une discrimination arbi- 
traire ä l'encontre des matiäres et pro- 
duits änergätiques qui sont originaires 
de ia Zone d'une autre partie contractan¬ 
te ou destinäs ä une teile zone ou res- 
treint de maniäre arbitraire les avanta- 
ges accordäs confonnäment ä l’article 7 
paragraphe 3. 

3. Les paragraphes 2 et 7 de l’article 10 
s’appliquent aux mesures fiscales des par¬ 
ties contractantes autres que ies impöts sur 
le revenu ou sur Ia fortune; toutefois, ils ne 
s’appliquent pas: 

a) pour l'imposition d'obllgations de Ia na¬ 
tion Ia plus favorisäe par rapport aux 
avantages accordäs par une partie con¬ 
tractante en application des dispositions 
fiscales d’une converition, d’un accord 
ou d’un arrangement tels que visäs au 
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Abkommen oder einer dort genannten 
Vereinbarung gewährt werden oder sich 
aus der Mitgliedschaft in einer Organisa¬ 
tion der regionalen Wirtschaftsintegra¬ 
tion ergeben, oder 

b) eine steuerliche Maßnahme zur Sicher¬ 
stellung der wirksamen Erhebung von 
Steuern, es sei denn, die Maßnahme 
diskriminiert wiliküriich einen Investor 
einer anderen Vertragspartei oder 
schränkt die aufgrurxd der Investitions¬ 
bestimmungen dieses Vertrags gewähr¬ 
ten Vergünstigungen willkürlich ein. 

(4) Artikel 29 Absätze 2 bis 6 gilt für 
steuerliche Maßnahmen, die nicht das Ein¬ 
kommen oder das Vermögen betreffen. 

(5) 

a) Artikel 13 findet auf Steuern Anwen¬ 
dung. 

b) Ergibt sich aufgrund des Artikels 13 die 
Frage, ob eine Steuer eine Enteignung 
darstellt oder ob eine Steuer, die angeb¬ 
lich eine Enteignung darstellt, diskrimi¬ 
nierend ist, so finden folgende Bestim¬ 
mungen Anwendung: 

i) Der Investor oder die Vertragspartei, 
welche die Enteignung behauptet, 
legt die Frage, ob die Maßnahme 
eine Enteignung darstellt oder die 
Steuer diskriminierend ist, der zu¬ 
ständigen Steuerbehörde vor. Unter¬ 
läßt es der Investor oder die Ver¬ 
tragspartei, die Frage vorzulegen, so 
legen die Gremien, (tie nach Arti¬ 
kel 26 Absatz 2 Buchstabe c oder 
Artikel 27 Absatz 2 zur Beilegung 
von Streitigkeiten angerufen wer¬ 
den, die Frage den zuständigen 
Steuerbehörden vor. 

ii) Die zuständigen Steuerbehörden 
bemühen sich, die ihnen vorgeleg¬ 
ten Fragen innerhalb von sechs Mo¬ 
naten zu klären. Handelt es sich um 
Fragen der Gleichbehandlung, so 
wenden die zuständigen Steuerbe¬ 
hörden die Gleichbehandlungsbe¬ 
stimmungen der einschlägigen Steu¬ 
erübereinkunft an oder, falls diese 
Übereinkunft keine auf die steuerli¬ 
che Maßncthme anwendbare Gleich¬ 
behandlungsbestimmung enthält 
oder zwischen den betreffenden 
Vertragsparteien keine derartige 
Steuerübereinkunft in Kraft ist, so 
Wenden sie die Gleichbehandlungs¬ 
grundsätze des Musterabkommens 
auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen der 
Organisation für Wirtschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit und Entwicklung an. 

iii) Die zur Beilegung von Streitigkeiten 
nach Artikel 26 Absatz 2 Buchsta¬ 
be c oder Artikel 27 Absatz 2 ange¬ 
rufenen Gremien können alle 
Schlußfolgerungen der zuständigen 
Steuerbehörden zu der Frage be¬ 
rücksichtigen, ob die Steuer eine 
Enteignung darstellt. Diese Gremien 


membership of any Regional Economic 
Integration Organization; or 


(b) any Taxation Measure aimed at ensur- 
ing the effective collection of taxes, ex- 
cept where the measure arbitrarily dis- 
criminates against an Investor of an- 
other Contracting Party or arbitrarily 
restricts benefits accorded under the 
Investment provisions of this Treaty. 


(4) Article 29(2) to (6) shall apply to Taxa¬ 
tion Measures other than those on income 
or on Capital. 

(5) 

(a) Article 13 shall apply to taxes. 

(b) Whenever an issue arises under Arti¬ 
cle 13, to the extent it pertains to wheth- 
er a tax constitutes an expropriation or 
whether a tax aileged to constitute an 
expropriation is discriminatory, the foi- 
lowing provisions shall apply: 


(i) The Investor or the Contracting Par¬ 
ty alleging expropriation shall refer 
the issue of whether the tax is an 
expropriation or whether the tax is 
discriminatory to the relevant Com- 
petent Tax Authority. Failing such 
referral by the Investor or the Con¬ 
tracting Party, bodies calied upon 
to settle disputes pursuant to Arti¬ 
cle 26(2)(c) or 27(2) shall make a 
referal to the relevctnt Competent 
Teix Authorities; 


(ii) The Competent Tax Authorities 
shall, within a period of six months of 
such referral, strive to resolve the 
issues so referred. Where non-dis- 
crimination issues are concemed, 
the Competent Tax Authorities shall 
apply the non-discrimination provi¬ 
sions of the relevant tEix convention 
or, if there is no non-discrimination 
Provision in the relevant tax conven¬ 
tion applicable to the tax or no such 
tax Convention is in force between 
the Contracting Parties corx:emed, 
they shall apply the non-discrimina¬ 
tion principles under the Model Tax 
Convention on Income and Capital 
of the Organisation for Economic 
Cooperation and Development; 


(iii) Bodies calied upon to settle disputes 
pursuant to Article 26(2)(c) or 27(2) 
may take into account any conclu- 
sions arrived at by the Competent 
Tax Authorities regarding whether 
the tax is an expropriation. Such 
bodies shall take into account any 
conclusions arrived at within the six- 


paragraphe 7 point a) ii) ou rösultant de 
l’adhösion düne Organisation d’intögra- 
tion öconomique rögionale; ou 


b) ä une mesure fiscale visant ä assurer la 
perception effective d’impöts, sauf lors- 
que cette mesure ötablit une dlscrimina- 
tion arbitraire ä l'encontre dün investis- 
seur düne autre partie contractante ou 
restreint de maniöre arbitraire les avan- 
tages accordös en vertu des disposi- 
tions en matiöre d’investissement conte- 
nues dans le präsent traitä. 

4. L'article 29 paragraphes 2 ä 6 s’appli- 
que aux mesures fiscales autres que les 
impöts pour le revenu ou la fortune. 

5. 

a) L’article 13 s'applique aux impöts. 

b) Lorsqu’un probläme se pose au sujet de 
l'article 13 et porte sur le point de savoir 
si une mesure fiscale constitue une ex¬ 
propriation ou si une mesure fiscale allö- 
guöe comme constitutive d'une expro¬ 
priation est discriminatoire, les disposi- 
tions suivantes s'appliquent: 

i) l’investisseur ou la partie contractan¬ 
te alläguant l’expropriation saisit 
l'autoritö fiscale compötente de la 
question de savoir si la mesure fis¬ 
cale constitue une expropriation ou 
si eile est discriminatoire. En l'ab- 
sence d'une teile saisine par l’lnves- 
tisseur ou la partie contractante, les 
Organes appelös ä trancher le diffä- 
rend conformäment ä l'article 26 pa- 
ragraphe 2 point c) ou ä l'article 27 
paragraphe 2 renvoient l’affaire aux 
autoritäs fiscales compötentes. 

ii) Les autoritäs fiscales compötentes 
s’efforcenL dans un dölai de six mois 
ä compter de ce renvoi, de rägler les 
questions qui leur sont ainsi soumi- 
ses. Lorsqu’il s’agit d’une question 
de non-discrimination, eiles appli- 
quent les dispositions en matiäre de 
non-discrimination de la convention 
fiscale pertinente ou, s’il n’existe au- 
cune disposition sur la non-discrimi¬ 
nation dans la convention fiscale 
pertinente applicable ä la mesure 
fiscale en cause ou si aucune con¬ 
vention fiscale n’est en vigueur entre 
les parties contractantes concer- 
nöes, eiles appliquent les principes 
de non-discrimination de la conven¬ 
tion modäie d’imposition sur le reve¬ 
nu et la fortune de l'Organisation de 
coopäration et de däveloppement 
äconomiques. 

iii) Les Organes appelös ä rögler les 
difförends conformöment ä l'article 2 
paragraphe 2 point c) ou ä l'arti¬ 
cle 27 paragraphe 2 peuvent pren- 
dre en considöration les conclusions 
auxquelles ont abouti les autoritös 
fiscales compötentes au sujet de la 
question de savoir si la mesure fis- 
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müssen alle Schlußfolgerungen be¬ 
rücksichtigen, zu denen die zustän¬ 
digen Steuerbehörden innerhalb der 
unter Ziffer ii vorgeschriebenen 
sechs Monate zu der Frage gelangt 
sind, ob die Steuer diskriminierend 
ist. Die Gremien können auch 
Schlußfolgerungen in Betracht zie¬ 
hen, zu denen die zuständigen Steu¬ 
erbehörden nach Ablauf der sechs 
Monate gelangt sind. 

iv) Die Beteiligung der zuständigen 
Steuerbehörden über das Ende der 
unter Ziffer ii genannten sechs Mo¬ 
nate hinaus darf unter keinen Um¬ 
ständen zu einer Verzögerung der 
Verfahren nach den Artikeln 26 und 
27 führen. 

(6) Artikel 14 schränkt das Recht einer 
Vertragspartei, eine Steuer durch Abzug an 
der Quelle oder auf andere Weise aufzuer¬ 
legen oder einzuziehen, nicht ein. 

(7) Im Sinne dieses Artikels 

a) umfaßt der Begriff „steuerliche Maß¬ 
nahme“ folgendes: 

i) jede Steuerbestimmung nach dem 
Innerstaatlichen Recht der Ver¬ 
tragspartei, eines ihrer politischen 
Teilgebiete oder einer ihrer örtlichen 
Behörden und 

ii) jede Steuerbestimmung eines Ab¬ 
kommens zur Vermeidung der Dop¬ 
pelbesteuerung und einer internatio¬ 
nalen Übereinkunft oder sonstigen 
Vereinbarung, durch welche die Ver¬ 
tragspartei gebunden ist. 

b) Als Steuern vom Einkommen oder vom 
Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtver¬ 
mögen oder von Teilen des Einkom¬ 
mens oder des Vermögens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern vom 
Gewinn aus der Veräußerung von 
Vermögen, der Steuern von Nachläs¬ 
sen, Erbschaften und Schenkungen 
oder im wesentlichen ähnlichen Steu¬ 
ern, der Lohnsummensteuem sowie der 
Steuern vom Vermögenszuwachs. 

c) Eine „zuständige Steuerbehörde" be¬ 
deutet die zuständige Behörde aufgrund 
eines zwischen den Vertragsparteien in 
Kraft befindlichen Doppelbesteuerungs¬ 
abkommens oder wenn ein solches Ab¬ 
kommen nicht in Kraft ist, den für Steu¬ 
ern zuständigen Minister oder das be¬ 
treffende Ministerium oder deren bevoll¬ 
mächtigte Vertreter. 

d) Die Begriffe „Steuerbestimmungen" und 
„Steuern“ beziehen Zölle nicht ein. 

Artikel 22 

Staatliche Unternehmen und 
Unternehmen mit Vorzugsrechten 

(1) Jede Vertragspartei sorgt dafür, daß 
ein von ihr geführtes oder gegründetes 


month period prescribed in subpara- 
graph (b)(ii) by the Competent Tax 
Authorities regarding whether the 
tax is discriminatory. Such bodies 
may also take into account any con- 
clusions anrived at by the Competent 
Tax Authorities after the expiry of the 
six-month period; 


(iv) Under no drcumstances shati involve- 
ment of the Competent Tax Authori¬ 
ties, beyond the end of the six-month 
period referred to in subparagraph 

(b)(ii), lead to a delay of proceedings 
under Articles 26 and 27. 

(6) For the avoidance of doubt, Article 14 
shall not limit the right of a Contracting Party 
to impose or collect a tax by withholding or 
other means. 

(7) For the purposes of this Article: 

(a) The term Taxation Measure" includes: 

(i) any Provision relating to taxes of the 
domestic law of the Contracting Par¬ 
ty or of a political subdivision thereof 
or a local authority therein; and 

(ii) any Provision relating to taxes of any 
Convention for the avoidance of 
double taxation or of any other inter¬ 
national agreement or arrangement 
by which the Contracting Party is 
bound. 

(b) There shall be regarded as taxes on 
income or on Capital all taxes imposed 
on total Income, on total Capital or on 
elements of income or of Capital, includ- 
ing taxes on gains from the alienation of 
property, teixes on estates, inheritances 
and gifts, or substantially similar taxes, 
taxes on the total amounts of wages or 
salaries paid by enterprises, as well as 
taxes on Capital appreciation. 


(c) A “Competent Tax Authority" means the 
competent authority pursuant to a 
double taxation agreement in force be- 
tween the Contracting Parties or, when 
no such agreement is in force, the min¬ 
ister or ministry responsible for taxes or 
their authorized representatives. 


(d) For the avoidance of doubt, the terms 
“tax provisions“ and “taxes” do not in- 
clude customs duties. 

Article 22 
State and 

privileged enterprises 

(1) Each Contracting Party shall ensure 
that any state enterprise which it maintains 


cale constitue une expropriation. Ils 
prennent en considäration les conc- 
lusions auxquelles ont abouti les au- 
toritäs fiscales compätentes, dans le 
däiai de six mois vi^ au point ii), au 
Sujet de la question de savoir si la 
mesure fiscale est discriminatoire. 
Ils peuvent ägalement prendre en 
considäration les conclusions aux¬ 
quelles ont abouti les autoritäs fisca- 
les compätentes ä Pexpiration du dä¬ 
iai de six mois. 

Kr) En aucun cas, i’intervention des au¬ 
toritäs fiscales compätentes, au-delä 
du däiai de six mois visä au point ii), 
ne doit entraTner un retard dans les 
procädures prävues aux articles 26 
et 27. 

6. Pour prävenir toute äquivoque, l’arti- 
cle 14 ne limite pas le droit d’une partie 
contractante d’imposer ou de percevoir un 
impöt par retenue ä la source ou par d’au- 
tres moyens. 

7. Aux fins du präsent article: 

a) le terme «mesure fiscale» couvre: 

i) toute disposition fiscale de la lägisla- 
tion nationale de la partie contrac¬ 
tante ou d’une de ses subdivisions 
politiques ou d'une autoritä locale; 
et 

ii) toute disposition fiscale d’une Con¬ 
vention visant ä äviter la double im- 
Position et d’un arrangement ou rä- 
glement international par lequel la 
partie contractante est liäe. 

b) Sont considäräs comme impöts sur le 
revenu ou sur la fortune tous les impöts 
sur l’ensemble du revenu, sur l’ensem- 
ble de la fortune ou sur des äläments du 
revenu ou de la fortune, y compris les 
impöts sur les plus-values provenant de 
la cession de propriätä, les impöts sur 
les immeubles, les häritages et les do- 
nations, ou les impöts substantiellement 
similaires, les impöts sur le montant total 
des salaires ou rämunärations payäs 
par des entreprises, ainsi que les impöts 
sur les plus-values en capital. 

c) On entend par «autoritä fiscale compä- 
tente» rautoritä compätente en vertu 
d'une Convention sur la double imposi- 
tion en vigueur entre les parties contrac- 
tantes ou, lorsqu’aucune convention de 
ce type n’est en vigueur, le ministre ou le 
ministäre responsables en matiäre d’im- 
pöts ou leurs repräsentants autorisäs. 

d) Pour prävenir toute äquivoque, les ter- 
mes «dispositions fiscales» et «impöts» 
n’incluent pas les droits de douane. 

Article 22 

Entreprises d'Etat et 
entitäs privilägiäes 

1. Chaque partie contractante veille ä ce 
que toute entreprise d’Etat qu’elle maintient 
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staatliches Unternehmen seine Tätigkeiten 
im Zusammenhang mit dem Verkauf oder 
der Beschaffung von Waren oder Dienstlei¬ 
stungen in ihrem Gebiet in einer Weise 
ausübt, die mit den Verpflichtungen der Ver¬ 
tragspartei aus Teil III dieses Vertrags im 
Einklang steht. 

(2) Eine Vertragspartei darf ein staatli¬ 
ches Unternehmen nicht ermutigen oder 
von ihm verlangen, seine Tätigkeiten in ih¬ 
rem Gebiet in einer Weise auszuüben, die 
mit den Verpflichtungen der Vertragspartei 
aus anderen Bestimmungen dieses Ver¬ 
trags nicht im Einklang steht. 

(3) Jede Vertragspartei sorgt dafür, daß 
ein Rechtsträger, den sie gründet oder führt 
und dem sie ordnungsrechtliche, verwal¬ 
tungsrechtliche oder sonstige staatliche Be¬ 
fugnisse überträgt, diese in einer Weise 
ausübt, die mit den Verpflichtungen der Ver¬ 
tragspartei aus diesem Vertrag im Einklang 
steht. 

(4) Eine Vertragspartei darf einen 
Rechtsträger, dem sie ausschließliche oder 
besondere Vorrechte gewährt, nicht ermuti¬ 
gen oder von ihm verlangen, seine Tätigkei¬ 
ten in ihrem Gebiet in einer Weise auszuü¬ 
ben, die mit den Verpflichtungen der Ver¬ 
tragspartei aus diesem Vertrag nicht im Ein¬ 
klang steht. 

(5) Im Sinne dieses Artikels umfaßt 
„Rechtsträger“ jedes Unternehmen, jede 
Agentur oder jede andere Organisation 
oder Einzelperson. 

Artikel 23 

Einhaltung durch 
regionale und örtliche 

Regierungs- und Verwaltungsstellen 

(1) Jede Vertragspartei trägt im Rahmen 
dieses Vertrags die volle Verantwortung für 
die Einhaltung sämtlicher Bestimmungen 
des Vertrags und trifft die ihr zur Verfügung 
stehenden angemessenen Maßnahmen, 
um die Einhaltung dieser Bestimmungen 
durch die regionalen und örtlichen Regie¬ 
rungs- und Venwaltungsstellen in ihrem Ge¬ 
biet sicherzustellen. 

(2) Die Bestimmungen über die Streitbei¬ 
legung in den Teilen II, IV und V dieses 
Vertrags können für Maßnahmen in An¬ 
spruch genommen werden, welche die Ein¬ 
haltung des Vertrags durch eine Vertrags¬ 
partei betreffen und von den regionalen 
oder örtlichen Regierungs- und Venwal- 
tungsstellen im Gebiet der Vertragspartei 
getroffen werden. 

Artikel 24 
Ausnahmen 

(1) Dieser Artikel findet keine Anwendung 
auf die Artikel 12, 13 und 29. 

(2) Die Bestimmungen dieses Vertrags 
mit Ausnahme 

a) derjenigen in Absatz 1 und 

b) in bezug auf Ziffer i, derjenigen in Teil III 
dieses Vertrags 


or establishes shall conduct its activities in 
relation to the sale or Provision of goods and 
Services in its Area in a manner consistent 
with the Contracting Party’s obligations un- 
der Part III of this Treaty. 


(2) No Contracting Party shall encourage 
or require such a state enterprise to conduct 
its activities in its Area in a manner incon- 
sistent with the Contracting Party’s obliga¬ 
tions under other provisions of this Treaty. 


(3) Each Contracting Party shall ensure 
that if it establishes or maintains an entity 
and entrusts the entity with regulatory, ad¬ 
ministrative or other governmental authority, 
such entity shall exercise that authority in a 
manner consistent with the Contracting Par- 
ty's obligations under this Treaty. 

(4) No Contracting Party shall encourage 
or require any entity to which it grants ex¬ 
clusive or special Privileges to conduct its 
activities in its Area in a manner inconsistent 
with the Contracting Party's obligations un¬ 
der this Treaty. 


(5) For the purposes of this Article, “entity” 
includes any enterprise, agency or other 
Organization or individual. 


Article 23 

Observance by 
sub-national authorities 

(1) Each Contracting Party is fully re- 
sponsible under this Treaty for the observ¬ 
ance of all provisions of the Treaty, and 
shall take such reasonable measures as 
may be available to it to ensure such ob¬ 
servance by regional and local govemments 
and authorities within its Area. 


(2) The dispute Settlement provisions in 
Parts II, IV and V of this Treaty may be 
invoked in respect of measures affecting the 
observance of the Treaty by a Contracting 
Party which have been taken by regional or 
local govemments or authorities within the 
Area of the Contracting Party. 


Article 24 
Exceptions 

(1) This Article shall not apply to Articles 
12,13 and 29. 

(2) The provisions of this Treaty other 
than 

(a) those referred to in paragraph (1); and 

(b) with respect to subparagraph (i), Part III 
of the Treaty 


ou cree mene ses activitäs en matiere de 
vente ou de foumiture de biens et de Servi¬ 
ces dans sa zone d’une maniäre compatible 
avec les obligations qui incombent ä la Par¬ 
tie contractante en vertu de la partie III du 
präsent traitö. 

2. Aucune Partie contractante n’encoura- 
ge ni contraint une teile entreprise d’Etat ä 
mener ses activites dans sa zone d’une 
maniere non compatible avec les obliga¬ 
tions qui incombent ä la partie contractante 
en vertu d’autres dispositions du präsent 
traitä. 

3. Chaque partie contractante veille ä ce 
que, lorsqu’elle cräe ou maintient une entitä 
et lui däiegue des pouvoirs räglementaires, 
administratifs ou autres, cette entitä exerce 
ces pouvoirs d’une maniere compatible 
avec les obligations qui incombent ä la Par¬ 
tie contractante en vertu du präsent traitä. 

4. Aucune partie contractante n’encoura- 
ge ni contraint une entitä ä laquelle eile 
accorde des priviläges exclusifs ou spä- 
ciaux ä mener ses activitäs dans sa zone 
d’une fagon non compatible avec les obliga¬ 
tions qui incombent ä la partie contractante 
en vertu du präsent traitä. 

5. Aux fins du präsent article, on entend 
par «entitä» toute entreprise, Institution ou 
autre organisme ou tout particulier. 


Article 23 

Respect des 
dispositions par les 
autoiitäs sous-natlonales 

1. Chaque partie contractante est entiäre- 
ment responsable, en vertu du präsent trai¬ 
tä, du respect de toutes les dispositions de 
celui-ci et prend toutes les mesures raison- 
nables dont eile dispose pour assurer ce 
respect par les administrations publiques et 
autoritäs rägionales et locales situäes dans 
sa zone. 

2. Les dispositions des parties II, IV et V 
du präsent traitä relatives au räglement des 
diffärends peuvent ätre invoquäes ä l’ägard 
des mesures prises par les administrations 
publiques ou autoritäs rägionales ou locales 
de la Zone d’une partie contractante lorsque 
ces mesures affectent le respect du präsent 
traitä par la partie contractante. 

Article 24 
Exceptions 

1. Le präsent article ne s’applique pas 
aux articles 12, 13 et 29. 

2. Les dispositions du präsent traitä au¬ 
tres que: 

a) celles visäes au paragretphe 1, et 

b) celles de la partie III du präsent traitä, en 
ce qui conceme le point i) du präsent 
paragraphe. 
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hindern eine Vertragspartei nicht daran, 
eine Maßnahme zu beschließen oder 
durchzusetzen, 

i) die zum Schutz des Lebens und der 
Gesundheit von Menschen, Tieren oder 
Pflanzen notwendig ist, 

ii) die für den Erwerb oder die Verteilung 
von Primärenergieträgern und Energie¬ 
erzeugnissen bei knapper Versorgung 
aus Gründen wesentlich ist, auf welche 
die betreffende Vertragspartei keinen 
Einfluß hat, sofern diese Maßnahme 
den Grundsätzen entspricht, 

A) daß alle anderen Vertragsparteien An¬ 
spruch auf einen gerechten Anteil an 
der internationalen Versorgung mit 
solchen Primärenergieträgem und 
Energieerzeugnissen haben und 

B) daß jede derartige Maßnahme, die 
mit diesem Vertrag nicht im Einklang 
steht, eingestellt wird, sobald die 
Voraussetzungen, die sie veranlaßt 
haben, nicht mehr vorhanden sind, 
oder 

iii) die Investoren, die Ureinwohner oder 
sozial oder wirtschaftlich benachteiligte 
Einzelpersonen oder Gruppen sind, 
oder deren Investitionen begünstigen 
soll und dem Sekretariat als solche noti¬ 
fiziert wurden, wenn diese Maßnahme 

A) keine erhebliche Auswirkung auf die 
Wirtschaft der betreffenden Ver¬ 
tragspartei hat und 

B) keine Diskriminierung zwischen den 
Investoren einer anderen Vertrags¬ 
partei und den Investoren der betref¬ 
fenden Vertragspartei darstellt, die 
nicht zu den Personen zählen, für 
welche die Maßnahme beabsichtigt 
ist; 

allerdings darf eine solche Maßnahme nicht 
eine verschleierte Beschränkung der Wirt¬ 
schaftstätigkeit im Energiebereich oder eine 
willkürliche oder ungerechtfertigte Diskrimi¬ 
nierung zwischen Vertragsparteien oder 
zwischen Investoren oder anderen Beteilig¬ 
ten von Vertragsparteien darstellen. Die 
Maßnahmen müssen ordnungsgemäß be¬ 
gründet sein und dürfen die Vergünstigun¬ 
gen, die von einer oder mehreren anderen 
Vertragsparteien zu Recht aus diesem Ver¬ 
trag erwartet werden dürfen, nicht zunichte 
machen oder in größerem Maße beein¬ 
trächtigen, als zur Erfüllung des angegebe¬ 
nen Zwecks unbedingt notwendig ist. 

(3) Die Bestimmungen dieses Vertrags 
mit Ausnahme derjenigen in Absatz 1 dür¬ 
fen nicht so ausgelegt werden, als hinderten 
sie eine Vertragspartei daran, Maßnahmen 
zu treffen, die sie für notwendig hält 

a) zum Schutz ihrer wesentlichen Sicher¬ 
heitsinteressen einschließlich derjeni¬ 
gen, 

i) welche die Versorgung einer militäri¬ 
schen Einrichtung mit Primärener¬ 
gieträgern und Energieerzeugnissen 
betreffen oder 


shall not preclude any Contracting Party 
from adopting or enforcing any measure 


(i) necessary to protect human, animal or 
plant llfe or health; 

(ii) essential to the acquisition or distribu- 
tion of Energy Materials and Products in 
conditions of short supply arising from 
causes outsIde the control of that Con¬ 
tracting Party, provided that any such 
measure shall be consistent with the 
principles that 


(A) all other Contracting Parties are en- 
titled to an equitable share of the 
international supply of such Energy 
Materials and Products; and 


(B) any such measure that is inconsist- 
ent with this Treaty shall be discon- 
tinued as soon as the conditions giv- 
ing rise to it have ceased to exist; 
or 

(iii) designed to benefit Investors who are 
aboriginal people or socially or econom- 
ically disadvantaged individuals or 
groups or their Investments and notified 
to the Secretariat as such, provided that 
such measure 

(A) has no significant impact on that 
Contracting Party’s economy; and 

(B) does not discriminate between In¬ 
vestors of any other Contracting Par¬ 
ty and Investors of that Contracting 
Party not included among those for 
whom the measure is intended. 


provided that no such measure shall con- 
stitute a disguised restriction on Economic 
Activity in the Energy Sector, or arbitrary or 
unjustifiable discrimination between Con¬ 
tracting Parties or between Investors or 
other interested persons of Contracting 
Parties. Such measures shall be duly motiv- 
ated and shall not nullify or impair any bene¬ 
fit one or more other Contracting Parties 
may reasonably expect under this Treaty to 
an extent greater than is strictly necessary 
to the stated end. 


(3) The provisions of this Treaty other 
than those referred to in paragraph (1) shall 
not be construed to prevent any Contracting 
Party from taking any measure which it con- 
slders necessary: 

(a) for the protection of its essential security 
Interests including those 

(i) relating to the supply of Energy Ma¬ 
terials and Products to a military 
establishment; or 


n’interdlsent pas ä une partie contractante 
d’adopter ou d’appliquer des mesures: 

i) näcessaires ä la protection de la vie ou 
de la santä des hommes, des animaux 
ou des plantes; 

ii) indispensables ä l’acquisltion ou ä la 
distribution de matiäres et de produits 
änergätiques dans des conditions de 
pänurie qui sont dues ä des causes 
echappant au contröle de cette partie 
contractante, pour autant que ces mesu¬ 
res soient compatibles avec les princi- 
pes selon lesquels: 

A) toutes les autres parties contractan- 
tes ont droit ä une part equitable de 
l'approvisionnement international en 
ces matieres et produits änergeti- 
ques; et 

B) toute mesure qui est incompatible 
avec le present traitä est rapportee 
des que les conditions qui ont ete ä 
son origine ont cesse d’exister; ou 


iii) destinees ä profiter aux investisseurs 
qui appartiennent aux populations indi- 
genes ou sont des personnes ou des 
groupes socialement ou economique- 
ment defavorlsäs ou ä leurs investisse- 
ments et notifiees au Secretariat, sous 
räserve que ces mesures: 

A) n'aieni pas une incidence significati- 
ve sur l’äconomie de la partie con¬ 
tractante; et 

B) ne fassent pas de distinction entre 
les investisseurs d’autres parties 
contractantes et les investisseurs de 
cette partie contractante qui ne figu- 
rent pas parmi les bänäficiaires de 
ces mesures, 

ä condition qu’aucune mesure ne constitue 
une restriction däguisee aux activites äco- 
nomiques du secteur de l’energie ou une 
discrimination arbitraire ou injustifiable entre 
les parties contractantes ou entre les in¬ 
vestisseurs ou d'autres personnes interes- 
sees des parties contractantes. Ces mesu¬ 
res sont düment motiväes et n’annulent ni 
entravent, plus que ce qui est strictement 
necessaire ä l'objectif declare, les avanta- 
ges qu’une ou plusieurs autres parties con¬ 
tractantes peuvent raisonnablement atten- 
dre au titre du present traitä. 


3. Les dispositions du present traitä au¬ 
tres que celles visöes au paragraphe 1 ne 
doivent pas ätre interprätäes comme empe- 
chant une partie contractante de prendre 
toute mesure qu'elle estime näcessaire: 

a) ä la protection de ses intäräts essentiels 
en matiäre de säcuritä, y compris les 
mesures qui: 

i) concernent l'approvisionnement des 
■ ätablissements militaires en matie¬ 
res et produits änergetiques; ou 



34 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil |l Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 


ii) welche in Zeiten eines Krieges, ei¬ 
nes bewaffneten Konflikts oder einer 
anderen Notlage in den internationa¬ 
len Beziehungen getroffen werden; 

b) im Zusammenhang mit der Durchfüh¬ 
rung der innerstaatlichen Politik der Be¬ 
achtung der Nichtverbreitung von Kern¬ 
waffen oder anderen Kemsprengstof- 
fen, oder die nötig sind, um ihre Ver¬ 
pflichtungen aus dem Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen, den 
Richtlinien der Gruppe der Nukleartiefer¬ 
länder und sonstige internationale Nicht¬ 
verbreitungsverpflichtungen oder -ab- 
sprachen im Nuklearbereich zu erfüllen 
oder 

c) zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung. 

Diese Maßnahme darf keine verschleierte 
Einschränkung des Transits sein. 

(4) Die Bestimmungen dieses Vertrags 
über die Gewährung der Meistbegünstigung 
dürfen eine Vertragspartei nicht dazu ver¬ 
pflichten, auf die Investoren einer anderen 
Vertragspartei eine Vorzugsbehandlung zu 
erstrecken, 

a) die aus der Mitgliedschaft der Vertrags¬ 
partei in einer Freihandelszone oder ei¬ 
ner Zollunion herrührt; 

b) die aufgrund einer zweiseitigen oder 
mehrseitigen Übereinkunft über die wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit zwischen 
Staaten gewährt wird, welche die ehe¬ 
malige Union der Sozialistischen So¬ 
wjetrepubliken bildeten, solange deren 
wechselseitigen Wirtschaftsbeziehun¬ 
gen nicht auf eine endgültige Grundlage 
gestellt sind. 

Artikel 25 
Übereinkünfte 

über die Wirtschaftsintegration 

(1) Dieser Vertrag ist nicht so auszulegen, 
als verpflichte er eine Vertragspartei, die 
Vertragspartei einer Übereinkunft über die 
Wirtschaftsintegration (im folgenden als 
„EIA“ bezeichnet) ist, einer anderen Ver¬ 
tragspartei, die nicht Vertragspartei dieser 
EIA ist, im Wege der Meistbegünstigungs¬ 
behandlung eine Vorzugsbehandlung ein¬ 
zuräumen, die zwischen den Vertragspar¬ 
teien der EIA gilt, weil sie Vertragsparteien 
dieser EIA sind. 

(2) Im Sinne des Absatzes 1 bedeutet 
„EIA“ eine Übereinkunft, die unter anderem 
den Handel und die Investitionen erheblich 
liberalisiert, indem im wesentlichen jede 
Diskriminierung zwischen oder unter den 
Vertragsparteien durch die Beseitigung vor¬ 
handener diskriminierender Maßnahmen 
und/oder durch das Verbot neuer oder wei¬ 
terer diskriminierender Maßnahmen entwe¬ 
der bei Inkrafttreten der Übereinkunft oder 
innerhalb einer angemessenen Frist abge¬ 
schafft oder beseitigt sein muß. 

(3) Die Anwendung des GATT und der 
dazugehörigen Rechtsinstrumente nach 
Artikel 29 wird durch diesen Artikel nicht 
berührt. 


(ii) taken in time of war, armed conflict 
or other emergency in international 
relations; 


(b) relating to the Implementation of nation¬ 
al policies respecting the non-prollfera- 
tion of nuclear weapons or other nuclear 
explosive (tevices or needed to fulfil its 
obligatiorrs under the Treaty on the Non- 
Proliferation of Nuclear Weapons, the 
Nuclear Suppiiers Guidelines, and other 
international nuclear non-proliferation 
obligatlons or understandings; or 


(c) for the maintenance of public order. 

Such measure shail not constitute a dis- 
guised restriction on Transit. 

(4) The provisions of this Treaty which 
accord most favoured nation treatment shall 
not oblige any Contracting Party to extend 
to the Investors of any other Contracting 
Party any preferentiai treatment; 


(a) resulting from its membership of a free- 
trade area or customs union; or 

(b) which is accorded by a bilateral or multi¬ 
lateral agreement conceming economic 
Cooperation between States that were 
constituent parts of the former Union of 
Soviet Sociaiist Republics pending the 
establishment of thelr mutual economic 
relations on a definitive basls. 


Article 25 
Economic 

Integration Agreements 

(1) The provisions of this Treaty shall not 
be so construed as to oblige a Contracting 
Party which is party to an Economic Integra¬ 
tion Agreement (hereinafter referred to as 
“EIA") to extend. by means of most favoured 
nation treatment, to another Contracting 
Patty vrhich is not a party to that EIA, any 
preferentiai treatment applicable between 
the parties to that EIA as a result of their 
being parties thereto. 

(2) For the purposes of paragraph (1), 
“EIA” means an agreement substantially 
liberalizing, inter €tfia, trade and Investment, 
by providing for the absence or elimination 
of substantially all discrimination between or 
among parties thereto through the elimina¬ 
tion of existing discriminatory measures 
and/or the prohibition of new or more discri- 
minatory measures, either at the entry into 
force of that agreement or on the basis of a 
reasonable time frame. 

(3) This Article shall not affect the applica- 
tion of the GATT and Related Instruments 
according to Article 29. 


ii) sont prises en temps de guerre, en 
cas de conflit armä ou dans une 
autre Situation d'urgence survenant 
dans les relations internationales; 

b) ä la mise en oeuvre des politiques natio¬ 
nales concem 2 uit la non-proliföration 
des armes nucläaires ou autres systä- 
mes nuclöaires explosifs, ou nöcessai- 
res pour satisfaire aux obligatlons qui lui 
irxxKnbent en vertu du traitä sur la non- 
proliföration des armes nucläaires, des 
directives applicables ä fexportation de 
matiöres nucläaires et des autres obli- 
gations ou arrangements intemationaux 
en matiöre de non-proliföration des ar¬ 
mes nuclöaires; ou 

c) au maintien de l'ordre public. 

Une teile mesure ne peut constituer une 
restriction däguisöe du transit. 

4. Les dispositiorrs du präsent traitä qui 
accordent le bänäfice de la clause de la 
nation la plus favorisäe n’obllgent aucune 
Partie contractante ä ätendre aux investis- 
seurs d'une autre partie contractante un 
traitement präfärentiel räsultant: 

a) de sa participation ä une zone de libre 
ächange ou ä une union douaniäre; ou 

b) d'un accord bilatäral ou multilatäral de 
coopäration äconomique entre les Etats 
ayant fait partie de l’ancienne Union des 
räpubliques socialistes soviätiques, 
dans l’attente de l’ätablissement de 
leurs relations äconomiques mutuelles 
sur une base däfinitive. 

Article 25 
Accords 

d'lntägratlon äconomique 

1. Les dispositions du präsent traitä ne 
doivent pas ätre interprätäes comme obli¬ 
geant une partie contractante qui est partie 
ä un accord d’intägration äconomique (AIE) 
ä ätendre, sous le couvert du traitement de 
la nation la plus favorisäe, ä une autre partie 
contractante qui n’est pas partie ä cet AIE, 
un traitement präfärentiel applicable entre 
les parties ä cet AIE en raison du fait qu’el- 
les sont parties ä cet AIE. 

2. Aux fins du paragraphe 1, on entend 
par «AIE» tout accord visant ä une libärali- 
sation substantielle, entre autres, du com¬ 
merce et des investissements, en veillant ä 
l’absence ou ä l'älimination de toute discri¬ 
mination substantielle entre les parties ä cet 
accord gräce ä la suppression des mesures 
discriminatoires existantes et/ou ä l'interdic- 
tion de mesures discriminatoires nouvelles 
ou plus discriminatoires, soit au moment de 
l’enträe en vigueur de cet accord, soit sur la 
base d’un calendrier raisonnable. 

3. Le präsent article n'affecte pas i’appli- 
cation du GATT et des Instruments con- 
nexes conformäment ä l’article 29. 
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Teil V 

Streitbeilegung 

Artikel 26 

Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen einem Investor 
und einer Vertragspartei 

(1) Streitigkeiten zwischen einer Ver¬ 
tragspartei und einem Investor einer ande¬ 
ren Vertragspartei über eine Investition des 
letzteren im Gebiet der ersteren, die sich auf 
einen behaupteten Verstoß der ersteren 
Vertragspartei gegen eine Verpflichtung 
aus Teil III beziehen, sind nach Möglichkeit 
gütlich beizulegen. 

(2) Können solche Streitigkeiten nicht in¬ 
nerhalb von drei Monaten nach dem Zeit¬ 
punkt, zu dem eine der Streitparteien um 
eine gütliche Beilegung ersucht hat, nach 
Absatz 1 beigelegt werden, so kann der 
Investor als Streitpartei die Streitigkeit auf 
folgende Weise beilegen lassen; 

a) durch die Zivil- oder Verwaltungsgerich¬ 
te der an der Streitigkeit beteiligten Ver¬ 
tragspartei; 

b) im Einklang mit einem anwendbaren, 
zuvor vereinbarten Streitbeilegungsver¬ 
fahren oder 

c) im Einklang mit den folgenden Absätzen. 

(3) 

a) Vorbehaltlich nur der Buchstaben b und c 
erteilt jede Vertragspartei hiennit ihre 
uneingeschränkte Zustimmung, eine 
Streitigkeit einem internationalen 
Schieds- oder Vergleichsverfahren in 
Übereinstimmung mit diesem Artikel zu 
unterwerfen. 

b) i) Die in Anlage ID aufgeführten Ver¬ 

tragsparteien erteilen ihre uneinge¬ 
schränkte Zustimmung nicht, wenn 
der Investor die Streitigkeit zuvor 
bereits nach Absatz 2 Buchstabe a 
oder b vorgelegt hat. 

ii) Im Interesse der Transparenz teilt 
jede in Anlage ID aufgeführte Ver¬ 
tragspartei spätestens bei Hinterle¬ 
gung ihrer Ratifikations-, Annahme¬ 
oder Genehmigur^surkunde nach 
Artikel 39 oder Hinterlegung ihrer 
Beltrittsurkunde nach Artikel 41 dem 
Sekretariat ihre diesbezüglichen po¬ 
litischen Ausrichtungen, ihre dies¬ 
bezüglichen Gepflogenheiten und 
Bedingungen schriftlich mit. 

c) Eine in Anlage lA aufgeführte Vertrags¬ 
partei erteilt ihre uneingeschränkte Zu¬ 
stimmung nicht bei einer Streitigkeit, die 
über Artikel 10 Absatz 1 letzter Satz 
entsteht. 

(4) Beabsichtigt ein Investor, die Streitig¬ 
keit einer Beilegung nach Absatz 2 Buch¬ 
stabe c zu unterwerfen, so hat er ferner 


Part V 

Dispute Settlement 

Article 26 

Settlement of disputes 
between an Investor 
and a Contracting Party 

(1) Disputes between a Contracting Party 
and an Investor of another Contracting Par¬ 
ty relating to an Investment of the latter in 
the Area of the former, which concem an 
alleged breach of an Obligation of the former 
under Part III shall, if possible, be settled 
amicably. 


(2) If such disputes cannot be settled 
according to the provisions of paragraph (1) 
within a period of three months from the 
date on which either party to the dispute 
requested amicable settlement, the Investor 
party to the dispute may choose to submit it 
for resolution: 

(a) to the Courts or administrative tribunals 
of the Contracting Party party to the 
dispute; 

(b) in accordance with any applicable, pre- 
viously agreed dispute settlement pro- 
cedure; or 

(c) in accordance with the following para- 
graphs of this Article. 

(3) 

(a) Subject only to subparagraphs (b) and 
(c), each Contracting Party hereby gives 
its unconditional consent to the Submis¬ 
sion of a dispute to international arbitra- 
tion or conciliation in accordance with 
the provisions of this Article. 

(b) (i) The Contracting Parties listed in An¬ 

nex ID do not give such uncondi¬ 
tional consent where the Investor 
has previously submitted the dispute 
under subparagraph (2)(a) or (b). 


(ii) For the sake of transparency, each 
Contracting Party that is listed in 
Annex ID shall provide a written 
Statement of its policies, practices 
and conditions in this regard to the 
Secretariat no later than the date of 
the deposit of its instoiment of rati- 
fication, acceptance or approval in 
accordance with Article 39 or the 
deposit of its instmment of acces- 
sion in accordance with Article 41. 

(c) A Contracting Party listed in Annex lA 
does not give such unconditional con¬ 
sent with respect to a dispute arising 
under the last sentence of Article 10(1). 


(4) In the event that an Investor chooses 
to submit the dispute for resolution under 
subparagraph (2)(c), the Investor shall 


Partie V 

Reglement des diffärends 

Article 26 

Reglement des dlffärends 
entre un Investlsseur 
et une partle contractante 

1. Les difförends qui opposent une partie 
contractante et un investlsseur d’une autre 
Partie contractante au sujet d’un investisse- 
ment räalisä par ce demier dans la zone de 
la premiöre et qui portent sur un manque- 
ment allöguö ä une Obligation de la pre- 
mläre partie contractante au titre de la par¬ 
tie III sont, dans la mesure du possible, 
rägläes ä l’amiable. 

2. Si un diffärend de ce type n’a pu ötre 
räglä conformöment aux dispositions du pa- 
ragraphe 1 dans un dölai de trois mois ä 
compter du moment oü l'une des parties au 
diffärend a sollicitä un räglement ä l’amia- 
ble, rinvestisseur partie au diffärend peut 
choisir de le soumettre, en vue de son rö- 
glement; 

a) aux juridictions judiciaires ou adminis¬ 
tratives de la partie contractante qui est 
partie au diffärend; ou 

b) conformäment ä toute procädure de re¬ 
giement des diffärends applicable prö- 
alablement convenue; ou 

c) conformäment aux paragraphes sui- 
vants du präsent article. 

3. 

a) Sous räserve des seuls points b) et c), 
chaque partie contractante donne son 
consentement inconditionnel ä la sou- 
mission de tout diffärend ä une procä- 
dure d'arbitrage ou de conciliation in¬ 
ternationale, conformäment aux disposi¬ 
tions du präsent article. 

b) i) Les parties contractantes änumäräes 

ä l'annexe ID ne donnent pas 
ce consentement Inconditionnel si 
l’investisseur a, au präalable, soumis 
ce diffärend selon les procädures 
prävues au paragraphe 2) points a) 
ou b). 

ii) Pour des raisons de transparence, 
chaque partie contractante qui est 
indiquäe ä l'annexe ID communique 
par äcrit ses politiques, pratiques et 
conditions en la matiäre au Secräta- 
riat au plus tard ä la date de däpöt de 
son Instrument de ratification, d'ac- 
ceptation ou d’approbation confor¬ 
mäment ä l'article 39 ou au däpöt de 
son Instrument d’adhäsion conformä¬ 
ment ä l'article 41. 

c) Les parties contractantes änumäräes ä 
l'annexe lA ne donnent pas ce consen¬ 
tement irKX>nditionnel pour les diffä- 
rends survenant au sujet de la disposi- 
tion contenue dans la demiäre phrase 
de l'article 10 paragraphe 1. 

4. Si un investlsseur choisit de soumettre 
le diffärend en vue de son räglement confor¬ 
mäment au paragraphe 2 point c), il donne 
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schriftlich seine Zustimmung zu erteilen, 
damit die Streitigkeit folgenden Stellen vor¬ 
gelegt werden kann: 

a) i) dem Intemationaien Zentrum zur 

Beilegung von Investititonsstreitig- 
keiten, das im Rahmen des am 
18. März 1965 in Washington zur 
Unterzeichnung aufgelegten Über¬ 
einkommens zur Beilegung von In¬ 
vestitionsstreitigkeiten zwischen 
Staaten und Angehörigen anderer 
Staaten (im folgenden als JCSID- 
Obereinkommen* bezeichnet) er¬ 
richtet wurde, falls sowohl die Ver¬ 
tragspartei des Investors als auch, 
die an der Streitigkeit beteiligte Ver¬ 
tragspartei Vertragsparteien des IC- 
SID-Übereinkommens sind, oder 

ii) dem Intemationaien Zentrum zur 
Beilegung von Investitionsstreitig¬ 
keiten, das im Rahmen des unter 
Buchstabe a Ziffer i genannten 
Übereinkommens nach den Regeln 
über die Zusatzeinrichtung für die 
Abwicklung von Klagen durch das 
Sekretariat des Zentrums (im folgen¬ 
den als „Regeln für die Zusatzein- 
richfung“ bezeichnet) errichtet wur¬ 
de, falls die Vertragspartei des Inve¬ 
stors oder die an der Streitigkeit be- 
teiiigte Vertragspartei, aber nicht 
beide, Vertragspartei des ICSiD- 
Übereinkommens ist, 

b) einem Einzelschiedsrichter oder einem 
Ad-hoc-Schiedsgericht, das nach der 
Schiedsordnung der Kommission der 
Vereinten Nationen für internationales 
Handelsrecht (im foigenden als .UNCI- 
TRAL“ bezeichnet) gebildet wird, oder 

c) einem Schiedsverfahren im Rahmen 
des Instituts für Schiedsverfahren der 
Stockholmer Handelskammer. 

(5) 

a) Die Zustimmung nach Absatz 3 zusam¬ 
men mit der schriftiichen Zustimmung 
des Investors nach Absatz 4 wird so 
angesehen, als erfülle sie das Erfor¬ 
dernis, 

i) der schriftlichen Zustimmung der 
Streitparteien im Sinne des Kapi¬ 
tels II des ICSID-Übereinkommens 
und im Sinne der Regeln für die Zu¬ 
satzeinrichtung, 

ii) einer „schriftiichen Vereinbarung“ im 

Sinne des Artikels II des am 10. Juni 
1958 in New York beschlossenen 
Übereinkommens der Vereinten Na¬ 
tionen über die Anerkennung und 
Vollstreckung ausländischer 

Schiedssprüche (im foigenden als 
„New Yorker Übereinkommen“ be¬ 
zeichnet) und 

iii) einer „schriftiichen Einverständniser¬ 
klärung der Vertragsparteien“ im 
Sinne des Artikels 1 der UNCI- 
TRAL-Schiedsordnung. 

b) Ein Schiedsverfahren nach diesem Arti- 
kei findet auf Ersuchen einer der Streit¬ 
parteien in einem Staat statt, der Ver- 


further provide its consent in writing for the 
dispute to be submitted to: 

(a) (i) The International Centre for Settle¬ 
ment of Investment Disputes, estab- 
lished pursuant to the Convention 
on the Settlement of Investment Dis¬ 
putes between States and Nationais 
of other States opened for signature 
at Washington, 18 March 1965 
(hereinafter referred to as the ‘IC- 
SID Convention"), if the Contracting 
Party of the Investor and the Con¬ 
tracting Party party to the dispute 
are both parties to the ICSID Con¬ 
vention; or 


(ii) The International Centre for Settle¬ 
ment of Investment Disputes, estab- 
lished pursuant to the Convention 
referred to in subparagraph (a)(i), 
under the rules governing the Addi¬ 
tional Facility for the Administration 
of Proceedings by the Secretariat of 
the Centre (hereinafter referred to as 
the ‘Additional Facility Rules"), if the 
Contracting Party of the Investor or 
the Contracting Party party to the 
dispute, but not both, is a party to the 
ICSID Convention: 


(b) a Sole arbitrator or ad hoc arbitration 
tribunal established under the Arbitra¬ 
tion Rules of the United Nations Com¬ 
mission on International Trade Law 
(hereinafter referred to as “UNCITRAL"); 
or 

(c) an arbitral proceeding under the Arbitra¬ 
tion Institute of the Stockholm Chamber 
of Commerce. 

(5) 

(a) The consent given in paragraph (3) 
together with the written consent of the 
Investor given pursuant to paragraph (4) 
shall be considered to satisfy the re- 
quirement fon 

(i) written consent of the parties to a 
dispute for purposes of Chapter II of 
the ICSID Convention and for pur¬ 
poses of the Additional Facility 
Rules; 

(ii) an "agreement in writing" for pur¬ 
poses of article II of the United Na¬ 
tions Convention on the Recognition 
and Enforcement of Foreign Arbitral 
Awards, done at New York, 10 June 
1958 (hereinafter referred to as the 
“New York Convention”); and 


(iii) “the parties to a contract [to] have 
agreed in writing” for the purposes of 
article 1 of the UNCITRAL Arbitra¬ 
tion Rules. 

(b) Any arbitration under this Article shall at 
the request of any party to the dispute 
be held in a state that is a party to the 


son consentement par äcrit pour que le 
diffärend soit portä devant: 

a) i) le Centre international pour le rögle- 
ment des diffärends relatifs aux in- 
vestissements, crää en application 
de la Convention pour le r^^lement 
des diffärends relatifs aux investisse- 
ments entre Etats et ressortissants 
(fautres Etats, ouverte pour signa¬ 
ture ä Washington le 18 mars 1965, 
ci-apräs dönommäe «Convention 
CIRDI», si la Partie contractante de 
l’investisseur et la partie contractante 
Partie au diffärend sont toutes deux 
parties ä la Convention CIRDI; ou 


ii) le Centre international pour le rögle- 
ment des diffärends relatifs aux in- 
vestissements, crää en application 
de la Convention visäe au point a), 
sur la base du räglement du mäca- 
nisme supplämentaire pour l’admi- 
nistration des procädures par le Se- 
crätariat du Centre, ci-apräs dänom- 
mä «räglement du mäcanisme sup- 
plämentaire», si la partie contrzKrian- 
te de l’investisseur ou la partie 
contractante partie au diffärend, mais 
non les deux, est partie ä la Conven¬ 
tion CIRDI; 

b) ä un arbitre unique ou ä un tribunal 
d’arbitrage ad hoc constituä sur la base 
du räglement d’arbitrage de la Commis¬ 
sion des Nations Unies pour le droit 
commercial international (CNUDCI); ou 

c) ä une procädure d’arbitrage sous l'ägide 
de rinstitut d’arbitrage de la Chambre de 
commerce de Stockholm. 

5. 

a) Le consentement prävu au paragraphe 
3, ainsi que le consentement äcrit de 
l’investisseur donnä en application du 
paragraphe 4, sont considäräs comme 
satisfaisant aux exigertces suivantes: 

i) l’existence d’un consentement äcrit 
des parties ä un diffärend aux fins du 
chapitre II de la Convention CIRDI et 
du räglement du mäcanisme sup- 
plämentaire; 

ii) l’existence d’un accord par äcrit aux 
fins de l’article II de la Convention 
des Nations Unies pour la recon- 
naissance et l’exäcution des sen- 
tences arbitrales ätrangäres, falte ä 
New York le 10 juin 1958, ci-apräs 
dänommäe «Convention de New 
York»; et 

iii) l’existence d’un accord par äcrit des 
parties ä un contrat aux fins de l’arti- 
cle 1" du räglement d’arbitrage de la 
CNUDCI. 

b) Tout arbitrage effectuä en vertu du prä¬ 
sent article se däroule ä la demande de 
l’une des parties au diffärend dans un 
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tragspartei des New Yorker Überein¬ 
kommens ist. Ansprüche, die Gegen¬ 
stand eines Schiedsverfahrens nach 
diesem Artikel sind, gelten als aus einer 
Handelssache oder Transaktion im Sin¬ 
ne des Artikels 1 jenes Übereinkom¬ 
mens entstanden. 

(6) Ein nach Absatz 4 gebildetes Schieds¬ 
gericht entscheidet über die strittigen Fra¬ 
gen in Übereinstimmung mit diesem Vertrag 
und den geltenden Regeln und Grundsät¬ 
zen des Völkerrechts. 

(7) Ein Investor, der keine natürliche Per¬ 
son ist und die Staatsangehörigkeit einer 
zum Zeitpunkt der in Absatz 4 bezeichneten 
schriftlichen Zustimmung am Streit beteilig¬ 
ten Vertragspartei besitzt und der vor dem 
Entstehen einer Streitigkeit zwischen ihm 
und der betreffenden Vertragspartei von In¬ 
vestoren einer anderen Vertragspartei kon¬ 
trolliert wird, wird im Sinne des Artikels 25 
Absatz 2 Buchstabe b des ICSID-Überein- 
kommens als „Staatsangehöriger einer an¬ 
deren Vertragspartei“ und im Sinne des Arti¬ 
kels 1 Absatz 6 der Regeln für die Zusat¬ 
zeinrichtung als „Staatsangehöriger eines 
anderen Staates“ behandelt. 

(8) Schiedssprüche, die auch die Zuer¬ 
kennung von Zinsen umfassen können, 
sind für die Streitparteien endgültig und 
bindend. Ein Schiedsspruch betreffend eine 
Maßnahme einer regionalen oder örtlichen 
Regierungs- oder Venwaltungsstelle der 
streitenden Vertragspartei hat vorzusehen, 
daß die Vertragspartei eine Entschädigung 
in Geld anstelle eines anderen Schadener¬ 
satzes leisten kann. Jede Vertragspartei 
führt einen derartigen Schiedsspruch unver¬ 
züglich aus und veranlaßt die wirksame 
Vollstreckung der Schiedssprüche in ihrem 
Gebiet. 

Artikel 27 

Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen Vertragsparteien 

(1) Die Vertragsparteien bemühen sich, 
Streitigkeiten über die Anwendung oder 
Auslegung dieses Vertrags auf diplomati¬ 
schem Weg beizulegen. 

(2) Ist eine Streitigkeit nicht nach Absatz 1 
innerhalb einer angemessenen Frist beige¬ 
legt worden, so kann jede der beteiligten 
Parteien, sofern in diesem Vertrag nichts 
anderes bestimmt oder von den Vertrags¬ 
parteien schriftlich vereinbart ist und sofern 
nicht die Anwendung oder Auslegung des 
Artikels 6, des Artikels 19 oder - für die in 
Anlage lA aufgefOhrten Vertragsparteien - 
des Artikels 10 Absatz 1 letzter Satz betrof¬ 
fen ist, nach schriftlicher Mitteilung an die 
andere Streitpartei die Angelegenheit ei¬ 
nem aufgrund dieses Artikels gebildeten 
Ad-hoc-Schiedsgericht vorlegen. 

(3) Ein solches Ad-hoc-Schiedsgericht 
wird wie folgt gebildet: 

a) Die das Verfahren einleitende Vertrags¬ 
partei bestellt ein Mitglied des Gerichts 
und unterrichtet die andere an der Strei¬ 
tigkeit beteiligte Vertragspartei von die- 


New York Convention. Claims submitted 
to arbitration hereunder shall be con- 
sidered to arise out of a commercial 
relationship or trartsaction for the pur- 
poses of article I of that Convention. 


(6) A tribunal established under Para¬ 
graph (4) shall decide the issues in dispute 
in accordance with this Treaty and applic¬ 
able rules and principles of international 
law. 

(7) An Investor other than a natural per- 
son which has the nationality of a Contract¬ 
ing Party party to the dispute on the date of 
the consent in writing referred to in Para¬ 
graph (4) and which, before a dispute be- 
tween it and that Contracting Party arises, is 
controlied by Investors of another Contract¬ 
ing Party, shall for the purpose of article 
25(2)(b) of the ICSID Convention be treated 
as a “national of another Contracting State” 
and shall for the purpose of article 1(6) of 
the Additional Facility Rules be treated as a 
“national of another State”. 


(8) The awards of arbitration, which may 
include an award of Interest, shall be final 
and binding upon the parties to the dispute. 
An award of arbitration conceming a 
measure of a sub-national govemment or 
authority of the disputing Contracting Party 
shall provide that the Contracting Party may 
pay monetary damages in lieu of any other 
remedy granted. Each Contracting Party 
shall carry out without delay any such award 
and shall make Provision for the effective 
enforcement in its Area of such awards. 


Article 27 

Settlement of disputes 
between Contracting Parties 

(1) Contracting Parties shall endeavourto 
settle disputes corrceming the application or 
Interpretation of this Treaty through diplo- 
matic Channels. 

(2) If a dispute has not been settied in 
accordance with paragraph (1) within a rea- 
sonable period of time, either party thereto 
may, except as othenvise provided in this 
Treaty or agreed in writing by the Contract¬ 
ing Parties, and except as concems the 
application or Interpretation of Article 6 or 
Article 19 or, for Contracting Parties listed in 
Annex lA, the last sentence of Article 10(1), 
upon written notice fo the other party to the 
dispute submit the matter to an ad hoc 
tribunal under this Article. 


(3) Such an ad hoc arbitral tribunal shall 
be constituted as follows: 

(a) The Contracting Party instituting the pro- 
ceedings shall appoint one member of 
the tribunal and infonn the other Con¬ 
tracting Party to the dispute of its ap- 


Etat qui est partie ä la Convention de 
New York. Les röclamations soumises ä 
l’arbitrage conformäment aux präsentes 
dispositions sont considäräes comme 
däcoulant cf une relation ou d’une trans- 
action commerciale aux fins de l’article 1 
de ladite convention. 

6. Un tribunal constituä selon les disposi¬ 
tions du paragraphe 4 Statue sur les ques- 
tions litigieuses confomräment au präsent 
traitä et aux rägles et principes applicables 
de droit international. 

7. Un investisseur, autre qu’une personne 
physique, quI a la nationalitä d'une partie 
contractante partie au diffärend ä la date du 
consentement äcrit visä au paragraphe 4 et 
qui, avant qu’un diffärend ne survienne en- 
tre lui et cette partie contractante, ätait 
contrölä par les investisseurs d’une autre 
partie contractante est traitä, aux fins de 
l’article 25 paragraphe 2 point b) de la 
Convention CIRDI, comme un «ressortis- 
sant d'une autre partie contractante» et, aux 
fins de l'article f paragraphe 6 du rägle- 
ment du mäcanisme supplämentaire, com¬ 
me un «ressortissant d'un autre Etat». 

8. Les sentences arbitrales, qui peuvent 
inclure l'attribution d’intäräts, sont däfini- 
tives et obligatoires pour les parties au dif¬ 
färend. Les sentences arbitrales concemant 
une mesure prise par une administration 
politique ou une autoritä sous-nationale de 
la Partie contractante en litige prävoient que 
la partie contractante peul payer un dädom- 
magement monätaire ä la place de toute 
autre räparation accordäe. Chaque partie 
contractante exäcute ces sentences sans 
retard et prend des mesures en vue de leur 
exäcution effective dans sa zone. 


Article 27 

Räglement des diftärends 
entre Parties contractantes 

1. Les Parties contractantes s’efforcent 
de rägler les diffärends relatifs ä l'applica- 
tion ou l'interprätation du präsent traitä par 
la voie diplomatique. 

2. Lorsqu'un diffärend n'a pas ätä räglä 
conformäment au paragraphe 1 dans un 
däiai raisonnable, chaque partie au diffä¬ 
rend peut, ä moins que le präsent traitä n'en 
dispose autrement ou que les parties 
contractantes en aient convenu autrement 
par äcrit, et sauf s'il s'agit de l'application ou 
de l’interprätation de l’article 6 ou de Parti- 
cle 19 ou, pour les parties contractantes 
änumäräes ä l’annexe lA, de la demiäre 
Phrase de l’article 10 paragraphe 1, soumet- 
tre le diffärend ä un tribunal d’arbitrage ad 
hoc en vertu du präsent article, moyennant 
notification äcrite adressäe ä l’autre partie 
au diffärend. 

3. Le tribunal d’arbitrage ad hoc est 
cortstituä de la maniäre suivante: 

a) La partie contractante engageant la pro- 
cädure nomme un membre du tribunal 
et infomre l’autre partie contractante de 
cette nomination dans les 30 jours sui- 
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ser Bestellung innerhalb von 30 Tagen 
nach Eingang der in Absatz 2 genann¬ 
ten Mitteilung der anderen Vertragspar¬ 
tei. 

b) Innerhalb von 60 Tagen nach Eingang 
der in Absatz 2 genannten schriftlichen 
Mitteilung bestellt die andere an der 
Streitigkeit beteiligte Vertragspartei ein 
Mitglied. Erfolgt die Bestellung nicht in¬ 
nerhalb der vorgeschriebenen Frist, so 
kann die Vertragspartei, die das Verfah¬ 
ren eingeleitet hat, innerhalb von 90 Ta¬ 
gen nach Eingang der in Absatz 2 ge¬ 
nannten schriftlichen Mitteilung darum 
ersuchen, daß die Bestellung in Über¬ 
einstimmung mit Buchstabe d erfolgt. 

c) Ein drittes Mitglied, das nicht Staatsan¬ 
gehöriger oder Bürger einer an der 
Streitigkeit beteiligten Vertragspartei 
sein darf, wird von den an der Streitig¬ 
keit beteiligten Vertragsparteien bestellt. 
Dieses Mitglied ist der Präsident des 
Schiedsgerichts. Sind die Vertragspar¬ 
teien innerhalb von 150 Tagen nach Ein¬ 
gang der in Absatz 2 genannten Mittei¬ 
lung nicht in der Lage, sich auf die Be¬ 
stellung eines dritten Mitglieds zu eini¬ 
gen. so erfolgt diese Bestellung nach 
Buchstabe d auf Ersuchen einer der 
Vertragsparteien innerhalb von 180 Ta¬ 
gen nach Eingang jener Mitteilung. 


d) Bestellungen, die im Einklang mit die¬ 
sem Absatz erfolgen, werden vom Ge¬ 
neralsekretär des Ständigen Schiedsge¬ 
richtshofs innerhalb von 30 Tagen nach 
Eingang eines dahin gehenden Ersu¬ 
chens vorgenommen. Ist der Generalse¬ 
kretär verhindert, diese Aufgabe wahr¬ 
zunehmen, so werden die Bestellungen 
vom Ersten Sekretär des Präsidiums 
vorgenommen. Ist auch dieser verhin¬ 
dert, diese Aufgabe wahrzunehmen, so 
werden die Bestellungen vom ranghöch¬ 
sten Stellvertreter vorgenommen. 

e) Die Bestellungen nach den Buchstaben a 
bis d erfolgen unter Berücksichtigung 
der Fähigkeiten und Erfahrungen der zu 
bestellenden Mitglieder, insbesondere 
in den unter diesen Vertrag fallenden 
Angelegenheiten. 

f) Haben die Vertragsparteien keine an¬ 
derslautende Vereinbarung getroffen, 
so gilt die Schiedsordnung der UNCI- 
TRAL, soweit die an der Streitigkeit be¬ 
teiligten Vertragsparteien oder die 
Schiedsrichter nicht davon abweichen. 
Das Schiedsgericht entscheidet mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder. 

g) Das Schiedsgericht entscheidet die 
Streitigkeit im Einklang mit diesem Ver¬ 
trag und den 2 tnwendbaren Regeln und 
Grundsätzen des Völkerrechts. 

h) Der Schiedsspruch ist endgültig und für 
die an der Streitigkeit beteiligten Ver¬ 
tragsparteien bindend. 


pointment within 30 days of receipt of 
the notice referred to in paragraph (2) by 
the other Contracting Party: 

(b) Within 60 days of the receipt of the writ- 
ten notice referred to in paragraph (2), 
the other Contracting Party party to the 
dispute shall app>oint one member. If the 
appointment is not made within the time 
limit prescribed, the Contracting Party 
having instituted the proceedings may, 
within 90 days of the receipt of the writ- 
ten notice referred to in paragraph (2), 
request that the appointment be made in 
accordance with subparagraph (d); 

(c) A third member, who may not be a na¬ 
tional or Citizen of a Contracting Party 
party to the dispute, shall be appointed 
by the Contracting Parties parties to the 
dispute. That member shall be the Pres¬ 
ident of the tribunal. If, within 150 days 
of the receipt of the notice referred to in 
paragraph (2), the Contracting Parties 
are unable to agree on the appointment 
of a third member, that appointment 
shall be made, in accordance with 
subparagraph (d) at the request of 
either Contracting Party submitted within 
180 days of the receipt of that notice; 


(d) Appointments requested to be made in 
accordance with this paragraph shall be 
made by the Secretary-General of the 
Permanent Court of International Arbi- 
tration within 30 days of the receipt of a 
request to do so. If the Secretary-Gen¬ 
eral iS prevented from discharging this 
task, the appointments shall be made by 
the First Secretary of the Bureau. If the 
latter, in tum, is prevented from dis¬ 
charging this task, the appointments 
shall be made by the most senior 
Deputy; 

(e) Appointments made in accordance with 
subparagraphs (a) to (d) shall be made 
with regard to the qualifications and ex- 
perience, particulariy in matters covered 
by this Treaty, of the members to be 
appointed: 

(f) In the absence of an agreement to the 
contrary between the Contracting Par¬ 
ties, the Arbitration Rules of UNCITRAL 
shall govem, except to the extent modi- 
fied by the Contracting Parties parties to 
the dispute or by the arbitrators. The 
tribunal shall take its decisions by a ma- 
jority vote of its members; 

(g) The tribunal shall decide the dispute in 
accordance with this Treaty and applic¬ 
able rules and principles of international 
law; 

(h) The arbitral award shall be final and 
binding upon the Contracting Parties 
parties to the dispute; 


vant la räception de la notification visäe 
au paragraphe 2 et falte par l’autre par- 
fie contractante. 


b) Dans les 60 jours suivanf la röception de 
la notification ächte visäe au paragra¬ 
phe 2, l’autre partie contractante partie 
au diffärend nomme un membre. Si cet- 
te nomination n’est pas effectuäe dans 
le däiai prescht, la partie contractante 
ayant engagä la procädure peut, dans 
les 90 jours suivant la notification äcrite 
visäe au paragraphe 2, requärir que la 
nomination soit effectuäe conformäment 
au präsent paragraphe point d). 

c) Un troisiäme membre, qui ne peut ätre 
un ressortissant ou un citoyen d’une 
partie contractante partie au diffärend, 
est nommä par les parties contractantes 
parties au diffärend. Ce membre sera 
le Präsident du tribunal. Si, dans les 
150 jours suivant la räception de la noti¬ 
fication visäe au paragraphe 2, les par¬ 
ties contractantes ne parviennent pas 
ä se mettre d'accord sur la nomination 
d'un troisiäme membre, cette nomi¬ 
nation est effectuäe, conformäment 
au präsent paragraphe point d), ä la 
demande de l'une des deux par¬ 
ties contractantes präsentäe dans les 
180 jours suivant la räception de cette 
notification. 

d) Les nominations qu’il est demandä d’ef- 
fectuer conformäment au präsent para¬ 
graphe sont faites par le secrätaire gä- 
näral de la Cour permanente d'arbitrage 
international dans les 30 jours suivant la 
räception d’une demande ä cette fin. Si 
le secrätaire gänäral n’est pas en me- 
sure de s’acquitter de cette täche, le 
Premier secrätaire du bureau procäde ä 
la nomination. Si, ä son tour, ce dernier 
n’est pas en mesure de s’acquitter de 
cette täche, les nominations sont effec- 
tuäes par le doyen des juges de la 
Cour. 

e) Les nominations effectuäes conformä¬ 
ment aux points a) ä d) sont faites 
compte tenu de la qualification et de 
l'expärience des membres susceptibles 
d’ätre nommäs, en particulier en ce qui 
conceme les matiäres couvertes par le 
präsent traitä. 

f) En l’absence d’un accord contraire entre 
les parties contractantes, le räglement 
d’arbitrage de la CNUDCI est applica¬ 
ble, sauf dans la mesure oü II a ätä 
modifiä par les parties contractantes 
parties au diffärend ou par les arbitres. 
Le tribunal rend ses däcisions ä la majo- 
ritä des voix de ses membres. 

g) Le tribunal tranche le diffärend confor¬ 
mäment au präsent traitä et aux rägles 
et priiicipes applicables du droit interna¬ 
tional. 

h) La sentence arbitrale est däfinitive et 
obligatoire pour les parties contractan¬ 
tes parties au diffärend. 
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1) Stellt ein Schiedsgericht in seinem 
Spruch fest, daß eine Maßnahme einer 
regionalen oder örtlichen Regierungs¬ 
oder Verwaltungsstelle im Gebiet einer 
in Teil I der Anlage P aufgeführten Ver¬ 
tragspartei mit diesem Vertrag nicht im 
Einklang steht, so kann sich jede Streit¬ 
partei auf Teil II der Anlage P berufen. 

j) Die Kosten des Schiedsgerichts, ein¬ 
schließlich der Vergütung seiner Mit¬ 
glieder, werden von den an der Streitig¬ 
keit beteiligten Vertragsparteien zu glei¬ 
chen Teilen getragen. Das Gericht kann 
jedoch nach eigenem Ermessen an¬ 
ordnen, daß eine der an der Streitigkeit 
beteiligten Vertragsparteien einen höhe¬ 
ren Anteil an den Kosten zu tragen 
hat. 

k) Sofern die an der Streitigkeit beteiligten 
Vertragsparteien nichts anderes ver¬ 
einbaren. tritt das Gericht in Den Haag 
zusammen und benutzt die Gebäude 
und Einrichtungen des Ständigen 
Schiedsgerichtshofs. 

l) Eine Ausfertigung des Schiedsspruchs 
wird im Sekretariat hinterlegt, das den 
Spruch allgemein zugänglich macht. 

Artikel 28 

Nichtanwendung des 
Artikels 27 auf bestimmte Streitigkeiten 

Eine Streitigkeit zwischen Vertragspartei¬ 
en über die Anwendung oder Auslegung 
des Artikels 5 oder 29 wird nicht nach Arti¬ 
kel 27 beigelegt, es sei denn, die an der 
Streitigkeit beteiligten Vertragsparteien ver¬ 
einbaren dies. 

Teil VI 

Übergangsbestimmungen 

Artikel 29 

Einstweilige Bestimmungen 
über handelsbezogene Angelegenheiten 

(1) Dieser Artikel findet auf den Handel 
mit Primärenergieträgem und Energieer¬ 
zeugnissen Anwendung, solange eine Ver¬ 
tragspartei nicht Vertragspartei des GATT 
und der dazugehörigen Rechtsinstrumente 
ist. 

( 2 ) 

a) Der Handel mit Primärenergieträgern 
und Energieerzeugnissen zwischen 
Vertragsparteien, von denen wenig¬ 
stens eine nicht Vertragspartei des 
GATT oder eines in Frage kommenden 
dazugehörigen Rechtsinstruments ist, 
wird vorbehaltlich der Buchstaben b und 
c und der in Anlage G vorgesehenen 
Ausnahmen und Regeln durch die Be¬ 
stimmungen des GATT 1947 und der 
dazugehörigen Rechtsinstrumente ge¬ 
regelt, wie sie am 1. März 1994 ange¬ 
wandt wurden und in bezug auf die Pri¬ 
märenergieträger und Energieerzeug- 


(i) Where, in making an award, a tribunal 
finds that a measure of a regional or 
local govemment or authority within the 
Area of a Contracting Party listed in 
Part I of Annex P is not in confonmity 
with this Treaty, either party to the dis- 
pute may invoke the provisions of Part II 
of Annex P; 

(j) The expenses of the tribunal, including 
the remuneration of Its members, shall 
be bome in egual shares by the Con¬ 
tracting Parties parties to the dispute. 
The tribunal may, however, at its discre- 
tion direct that a higher proportion of the 
costs be paid by one of the Contracting 
Parties parties to the dispute; 


(k) Unless the Contracting Parties parties to 
the dispute agree othenvise, the tribunal 
shall sit in The Hague, and use the pre- 
mlses and facilities of the Permanent 
Court of Arbitrafion; 

(l) A copy of the award shall be deposited 
with the Secretariat u4iich shall make it 
generally available. 


Artlcle 28 

Non-appllcatlon of 
Artlcle 27 to certaln disputes 

A dispute between Contracting Parties 
with respect to the application or Interpreta¬ 
tion of Article 5 or 29 shall not be settied 
under Article 27 unless the Contracting Par¬ 
ties parties to the dispute so agree. 


Part VI 

Transitional provisions 

Article 29 

Interim provisions 
on trade-related matters 

(1) The provisions of this Article shall 
apply to trade in Energy Materials and Prod¬ 
ucts while any Contracting Party is not a 
party to the GATT and Related Instruments. 


( 2 ) 

(a) Trade in Energy Materials and Products 
between Contracting Parties at least 
one of which is rrot a party to the GATT 
ora relevant Related Instrument shall be 
govemed, subject to subparagraphs (b) 
and (c) and to the exceptions and rules 
provided for in Annex G, by the provi¬ 
sions of GATT 1947 and Related In¬ 
struments, as applied on 1 March 1994 
and practised with regard to Energy 
Materials and Products by parties to 
GATT 1947 among themselves, as if all 
Contracting Parties were parties to 
GATT 1947 and Related Instruments. 


i) Lorsque, dans sa sentence, le tribunal 
estime qu'une mesure adoptäe par une 
administration publique ou autoritä rä- 
gionale ou locale de la zone d'une partie 
contractante mentionnäe ä la partie I de 
l'annexe P n’est pas conforme au prä¬ 
sent traitä, chacune des parties au diffä- 
rend peut invoquer les dispositions de la 
partie II de l’annexe P. 

j) Les frais de tribunal, y compris la rämu- 
näration de ses membres, sont suppor¬ 
täs ä parts ägales par les parties 
contractantes parties au diffärend. Le 
tribunal peut toutefois, ä sa discrätion, 
imputer une pari plus importante des 
frais ä l’une des parties contractantes 
parties au diffärend. 


k) Sauf accord contraire des parties 
contractantes parties au diffärend, le tri¬ 
bunal siäge ä La Haye et utllise les 
locaux et les installations de la Cour 
permanente d'arbitrage. 

l) Une copie de la sentence est däposäe 
au Secrätarlat, qui la tient ä la disposi- 
tion de tous. 


Artlcle 28 

Non-appllcatlon de 
l'article 27 ä certalns diffärends 

Les diffärends entre les parties contrac¬ 
tantes relatlfs ä l’application ou ä l'interprä- 
tation de l'article 5 ou de l’article 29 ne sont 
pas rägläs conformäment ä l’article 27, sauf 
accord contraire des parties contractantes 
parties au diffärend. 

Partie VI 

Dispositions transitoires 

Article 29 

Dispositions provisoires concemant 
les matiäres Iläes au commerce 

1. Les dispositions du präsent article s’ap- 
pliquent au commerce de matiäres et de 
produits änergätiques aussi longtemps 
qu’une partie contractante n’est pas partie 
au GATT et aux Instruments connexes. 

2 . 

a) Le commerce des matiäres et des pro¬ 
duits änergätiques entre des parties 
contractantes dont l’une au moins n’est 
pas partie au GATT ou ä un Instrument 
connexe pertinent est rägi, sous räserve 
des points b) et c) et des exceptions et 
rägles prävues ä l’annexe G, par les 
dispositions du GATT 1947 et des ins- 
tmments connexes, tels qu’appliquäs au 
1“ mars 1994, et pratiquäs, en ce qui 
conceme les matiäres et les produits 
änergätiques, par les parties au GATT 
1947 entre eiles, comme si toutes 
les parties contractantes ätaient parties 
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nisse von den Vertragsparteien des 
GATT 1947 untereinander praktiziert 
werden, als seien alle Vertragsparteien 
zugleich Vertragsparteien des GATT 
1947 und der dazugehörigen Rechtsin¬ 
strumente. 

b) Dieser Handel einer Vertragspartei, die 
zu den Staaten gehört, welche die ehe¬ 
malige Union der Sozialistischen So¬ 
wjetrepubliken bildeten, kann statt des¬ 
sen vorbehaltlich der Anlage TFU durch 
eine Übereinkunft zwischen zwei oder 
mehr dieser Staaten bis zum 1. Dezem¬ 
ber 1999 oder bis zur Zulassung der 
betreffenden Vertragspartei zum GATT 
geregelt werden, je nachdem, welcher 
Zeitpunkt früher liegt. 

c) Für den Handel zwischen zwei Vertrags¬ 
parteien des GATT findet Buchstabe a 
keine Anwendung, wenn eine der Ver¬ 
tragsparteien nicht Vertragspartei des 
GATT 1947 ist. 

(3) Jeder Unterzeichner dieses Vertrags 
und jeder Staat oder jede Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration, die die¬ 
sem Vertrag beitreten, überlassen dem Se¬ 
kretariat bei der Unterzeichnung oder bei 
Hinterlegung ihrer Beitrittsurkunde eine Li¬ 
ste sämtlicher Zollsätze und sonstiger Ab¬ 
gaben, die bei der Einfuhr oder Ausfuhr auf 
Primärenergieträger und Energieerzeugnis¬ 
se erhoben werden, und teilen die Höhe 
dieser Zollsätze und Abgaben mit, wie sie 
an dem Tag der Unterzeichnung oder der 
Hinterlegung gültig ist. Änderungen dieser 
Zollsätze oder sonstigen Abgaben werden 
dem Sekretariat notifiziert, das die Vertrags¬ 
parteien davon unterrichtet. 

(4) Jede Vertragspartei bemüht sich, Zoll¬ 
sätze oder sonstige Abgaben, die bei der 
Einfuhr oder Ausfuhr erhoben werden, nicht 
zu erhöhen 

a) bei der Einfuhr von Primärenergieträ¬ 
gem und Energieerzeugnissen, die in 
Teil I oder in der in Artikel II des GATT 
bezeichneten Liste für die Vertragspar¬ 
tei beschrieben sind, über die in der 
Liste festgelegte Höhe hinaus, falls die 
Vertragspartei Vertragspartei des GATT 
ist; 

b) bei der Ausfuhr von Primärenergieträ¬ 
gem und Energieerzeugnissen und ihrer 
Einfuhr, falls die Vertragspartei nicht 
Vertragspartei des GATT ist, über die 
dem Sekretariat zuletzt notifizierte Höhe 
hinaus, sofern es nicht durch die in Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b zur Anwendung ge¬ 
brachten Bestimmungen erlaubt ist. 

(5) Eine Vertragspartei darf die Zollsätze 
und sonstigen Abgaben über die in Absatz 4 
angegebene Höhe hinaus nur erhöhen, 

a) falls bei einem bei der Einfuhr erhobe¬ 
nen Zoll oder einer entsprechenden 
sonstigen Abgabe eine derartige Maß¬ 
nahme nicht gegen die anwendbaren 
Bestimmungen des GATT mit Ausnah¬ 
me der in Anlage G aufgeführten Be¬ 
stimmungen des GATT 1947 und der 


(b) Such trade of a Contracting Party which 
iS a state that was a constituent part of 
the formet Union of Soviet Socialist Re- 
publics may instead be govemed, sub- 
ject to the provisions of Annex TFU, by 
an agreement between two or more 
such States, until 1 December 1999 or 
the admission of that Contracting Party 
to the GATT, whichever is the earlier. 


(c) As concems trade between any two par- 
ties to the GATT, subparagraph (a) shall 
not apply if either of those parties is not 
a party to GATT 1947. 

(3) Each Signatory to this Treaty, and 
each state or Regional Economic Integra¬ 
tion Organization acceding to this Treaty, 
shall on the date of its Signatare or of its 
deposit of its instrument of accession pro- 
vide to the Secretariat a list of all tariff rates 
and other charges levied on Energy Mate¬ 
rials and Products at the time of importation 
or exportation, notifying the level of such 
rates and charges applied on such date of 
signature or deposit. Any changes to such 
rates or other charges shall be notified to 
the Secretariat, which shall inform the Con¬ 
tracting Parties of such changes. 


(4) Each Contracting Party shall en- 
deavour not to increase any tariff rate or 
other Charge levied at the time of impor¬ 
tation or exportation: 

(a) in the case of the importation of Energy 
Materials and Products described in 
Part I of the Schedule relating to the 
Contracting Party referred to in article II 
of the GATT, above the level set forth in 
that Schedule, if the Contracting Party is 
a party to the GATT; 

(b) in the case of the exportation of Energy 
Materials and Products, and that of their 
importation if the Contracting Party is 
not a party to the GATT, above the level 
most recently notified to the Secretariat, 
except as permitted by the provisions 
made applicable by subparagraph 
(2)(a). 


(5) A Contracting Party may increase 
such tariff rate or other Charge above the 
level referred to in paragraph (4) only if: 

(a) in the case of a rate or other Charge 
levied at the time of importation, such 
action is not inconsistent with the applic¬ 
able provisions of the GATT other than 
those provisions of GATT 1947 and Re¬ 
lated Instruments listed in Annex G and 
the corresponding provisions of GATT 


au GATT 1947 et aux instruments 
connexes. 


b) Ce commerce entre une partie contrac- 
tante qui est un Etat ayant fait partie de 
l’ancienne Union des räpubliques socia- 
listes soviätiques peut toutefois ätre rö- 
gi, SOUS röserve des dispositiöns de 
l’annexe TFU, par un accord entre 
deux ou plusieurs de ces Etats, jusqu'au 
1" döcembre 1999 ou jusqu’ä l’admis- 
sion de cette partie contractante au 
GATT, la date la plus proche ätant re- 
tenue. 

c) Pour le commerce entre deux parties au 
GATT, le point a) ne s’applique pas si 
l'une de ces parties n’est pas partie au 
GATT 1947. 

3. Chaque signataire du präsent traitä et 
chaque Etat ou Organisation d'integration 
economique regionale adhärant au präsent 
traitä däposent au Secrätariat, le jour de sa 
signature ou du däpöt de son instrument 
d’adhäsion, une liste de tous les droits de 
douane et des autres taxes appliquäs ä 
l'importation ou ä l’exportation de matieres 
et de produits änergätiques, en communi- 
quant le niveau de ces droits et taxes ä la 
date de la signature ou du däpöt. Toute 
modification apportäe ä ces droits et autres 
taxes est notifiäe au Secrätariat, qui en 
informe les parties contractantes. 


4. Chaque partie contractante s’efforce 
de ne pas augmenter les droits de douane 
ou autres taxes pergus ä l'importation ou ä 
Texportation: 

a) dans le cas des importations de ma- 
tiäres et produits änergätiques visäs ä la 
partie 1 du Programme concernant la 
partie contractante visäe ä l’article II du 
GATT, au-delä du niveau indiquä dans 
ce Programme, si la partie contractante 
est partie au GATT; 

b) dans le cas des exportations de ma- 
tiäres et de produits änergätiques, ainsi 
que des importations de tels matiäres et 
produits, si la partie contractante n’est 
pas partie au GATT, au-dessus du ni¬ 
veau notifiä le plus räcemment au Se¬ 
crätariat, ä moins que les dispositions 
applicables en vertu du paragraphe 2 
point a) l'autorisent. 

5. Une Partie contractante ne peut aug¬ 
menter les droits de douane ou autres taxes 
au-dessus du niveau visä au paragraphe 4 
que si: 

a) dans le cas de droits de douane ou de 
taxe pergus ä l’importation, une teile 
mesure n’est pas incompatible avec les 
dispositions applicables du GATT autres 
que les dispositions du GATT 1947 et 
des instruments connexes änumäräs ä 
l'annexe G et les dispositions corres- 
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dazugehörigen Rechtsinstrumente und 
der entsprechenden Bestimmungen des 
GATT 1994 und der dazugehörigen 
Rechtsinstrumente verstößt oder 

b) falls sie so weitgehend wie aufgrund 
ihrer gesetzgebenden Verfahren prak¬ 
tisch möglich dem Sekretariat ihren Vor¬ 
schlag für eine derartige Erhöhung noti¬ 
fiziert hat, anderen interessierten Ver¬ 
tragsparteien hinreichende Gelegenheit 
zur Konsultation über ihren Vorschlag 
gegeben und Darstellungen dieser Ver¬ 
tragsparteien in Betracht gezogen hat. 

(6) Die Unterzeichner verpflichten sich, 
spätestens am 1. Januar 1995 Verhandlun¬ 
gen aufzunehmen mit dem Ziel, angesichts 
der Entwicklungen im System des Welthan¬ 
dels bis zum 1. Januar 1998 einen Text zur 
Änderung dieses Vertrags zum Abschluß zu 
bringen, der nach Maßgabe der darin fest¬ 
gelegten Bedingungen jede Vertragspartei 
verpflichtet, die Zölle oder Abgaben nicht 
über die in der Änderung vorgeschriebene 
Höhe hinaus zu erhöhen. 

(7) Anlage D gilt für Streitigkeiten über die 
Einhaltung von Bestimmungen, die nach 
diesem Artikel auf den Handel anwendbar 
sind, und - sofern nicht beide Vertragspar¬ 
teien etwas anderes vereinbaren - für Strei¬ 
tigkeiten über die Einhaltung des Artikels 5 
zwischen Vertragsparteien, von denen min¬ 
destens eine nicht Vertragspartei des GATT 
ist; Anlage D findet jedoch keine Anwen¬ 
dung auf eine Streitigkeit zwischen Ver¬ 
tragsparteien, die im wesentlichen im Rah¬ 
men einer Übereinkunft entsteht, 

a) welche in Übereinstimmung mit Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b und Anlage TFU 
notifiziert worden ist und deren sonstige 
Erfordernisse erfüllt oder 

b) welche eine Freihandelszone oder eine 
Zollunion entsprechend der Beschrei¬ 
bung in Artikel XXIV des GATT errich¬ 
tet. 

Artikel 30 

Entwicklungen In den 
internationalen Handelsvereinbarungen 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, im 
Licht der Ergebnisse der Uruguay-Runde 
über die multilateralen Handelsverhand¬ 
lungen, die hauptsächlich in der am 15. April 

1994 in Marrakesch beschlossenen Schluß¬ 
akte enthalten sind, spätestens am 1. Juli 

1995 oder bei Inkrafttreten dieses Vertrags, 
falls dieser Zeitpunkt später liegt, Überle¬ 
gungen über angemessene Änderungen 
dieses Vertrags anzustellen mit dem Ziel, 
etwaige Änderungen durch die Chartakon¬ 
ferenz beschließen zu lassen. 


Artikel 31 

Energiebezogene Ausrüstung 

Die vorläufige Chartakonferenz beginnt 
auf ihrer ersten Sitzung mit der Prüfung der 
Frage, ob energiebezogene Ausrüstung in 
die Handelsbestimmungen dieses Vertrags 
einzubeziehen ist. 


1994 and Related Instruments; or 


(b) it has, to the füllest extent practicable 
under its legislative procedures, notified 
the Secretariat of its proposal for such 
an increase, given other interested Con¬ 
tracting Parties reasonable opportunity 
for consultation with respect to its pro¬ 
posal, and accorded consideration to 
any representations from such Contract¬ 
ing Parties. 

(6) Signatories undertake to commence 
negotiations not later than 1 January 1995 
with a View to concluding by 1 January 
1998, as appropriate in the light of any 
developments in the worid trading System, a 
text of an amendment to this Treaty which 
shall, subject to conditions to be laid down 
therein, commit each Contracting Party not 
to increase such tariffs or charges beyond 
the level prescribed under that amend¬ 
ment. 

(7) Annex D shall apply to disputes re- 
gardlng compliance with provisions applic¬ 
able to trade under this Article and, unless 
both Contracting Parties agree otherwise, to 
disputes regarding compliance with Article 5 
between Contracting Parties at least one of 
which Is not a party to the GATT, except that 
Annex D shall not apply to any dispute 
between Contracting Parties, the substance 
of which arises under an agreement that; 


(a) has been notified in accordance with 
and meets the other requirements of 
subparagraph {2)(b) and Annex TFU; 
or 

(b) establishes a free-trade area or a cus- 
toms Union as described in article XXIV 
of the GATT. 


Article 30 
Developments In 

international trading airangements 

Contracting Parties undertake that in the 
light of the results of the Uruguay Round of 
Multilateral Trade Negotiations embodied 
principally in the Final Act thereof done at 
Marrakesh, 15 April 1994, they will com¬ 
mence consideration not later than 1 July 
1995 or the entry into force of this Treaty, 
whichever Is the later, of appropriate 
amendments to this Treaty with a view to 
the adoption of any such amendments by 
the Charter Conference. 


Article 31 

Energy-related equipment 

The provisional Charter Conference shall 
at its first meeting commence examination 
of the inclusion of energy-related equipment 
in the trade provisions of this Treaty. 


pondantes du GATT 1994 et des instru- 
ments connexes; ou 


b) eile a, dans toute la mesure du possible 
selon ses procödures lögislatives, notifiä 
au Secrätariat sa proposition d'aug- 
mentation, offert aux autres parties 
contractantes une possibilitä raisonna- 
ble de procöder ä une consultation au 
Sujet de cette proposition et pris en 
considäration les observations des par¬ 
ties contractantes intäressöes. 

6. Les signataires s’engagent ä entamer 
les nögociatlons au plus tard le 1*' janvier 
1995 en vue de conclure, d’ici au 1“ janvier 
1998, le cas ächäant en tenant compte de 
l'övolution du systöme commercial mondial, 
un amendement du präsent traitä qui, sous 
räserve des conditions qui y sont änoncäes, 
engage chaque partie contractante ä ne pas 
augmenter ces droits de douane ou taxes 
au-delä du niveau prescrit par cet amen¬ 
dement. 

7. L’annexe D s'applique aux diffärends 
qui portent sur le respect des dispositions 
applicables aux ächanges aux termes du 
präsent article, sauf Convention contraire 
entre les deux parties contractantes, ainsi 
qu’aux diffärends qui portent sur le respect 
de l’article 5 entre les parties contractantes 
dont l’une au moins n'est pas partie au 
GATT, ätant entendu que l'annexe D ne 
s’applique pas aux diffärends survenant en¬ 
tre parties contractantes et däcoulant, quant 
au fond, d'un accord qui; 

a) a ätä notifiä conformäment au paragra- 
phe 2 point b) et ä l'annexe TFU et qui 
satisfait aux autres exigences de 
ceux-ci; ou 

b) ätablit une zone de libre ächange ou une 
Union douaniäre teile que däcrite ä l'arti- 
cle XXIV du GATT. 


Article 30 

Evolution des 
accords commerciaux 
Intematloiuiux 

Les parties contractantes s’engagent, ä la 
lumiäre des räsultats des nägociations 
commerciales multilatärales de l’Uruguay 
Round, repris principalement dans l’Acte 
final ätabli ä Marrakech le 15 avril 1994, ä 
entamer, au plus tard le 1** juillet 1995 ou ä 
la date d’enträe en vigueur du präsent traitä, 
la date la plus tardive ätant retenue, l’exa- 
men de modifications appropriäes du prä¬ 
sent traitä en vue de leur adoption par la 
Confärence de la Charte. 

Article 31 

Equipement liä h l’änergle 

Lors de sa premiäre räunion, la Confä¬ 
rence provisoire de la Charte procäde ä 
l’examen de l’inclusion de l'äquipement liä ä 
l’änergie dans les dispositions commercia¬ 
les du präsent traitä. 
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Artikel 32 

Übergangsvereinbarungen 

(1) In der Erkenntnis, daß für die Anpas¬ 
sung an die Anforderungen einer Marktwirt¬ 
schaft Zeit erforderlich ist, kann eine in An¬ 
lage T aufgefOhrte Vertragspartei die voll¬ 
ständige Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus 
einer oder mehreren der folgenden Bestim¬ 
mungen dieses Vertrags nach Maßgabe der 
Bedingungen in den Absätzen 3 bis 6 zeit¬ 
weilig aussetzen; 

Artikel 6 Absätze 2 und 5, 

Artikel 7 Absatz 4, 

Artikel 9 Absatz 1, 

Artikel 10 Absatz 7 - besondere Maßnah¬ 
men, 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d - nur be¬ 
zogen auf den Transfer nicht 
ausgegebener Einnahmen, 

Artikel 20 Absatz 3, 

Artikel 22 Absätze 1 und 3. 

(2) Die anderen Vertragsparteien helfen 
einer Vertragspartei, welche die vollständi¬ 
ge Erfüllurtg ihrer Verpflichtungen nach Ab¬ 
satz 1 zeitweilig ausgesetzt hat, die Bedin¬ 
gungen zu schaffen, aufgrund deren die 
Aussetzung beendet werden kann. Diese 
Hilfe kann in der Form geleistet werden, 
welche die Vertragsparteien im Hinblick auf 
die in Absatz 4 Buchstabe c notifizierten 
Bedürfnisse für die wirksamste halten, ge¬ 
gebenenfalls auch durch zweiseitige und 
mehrseitige Vereinbarungen. 

(3) Die anwendbaren Bestimmungen, die 
Etappen bis zur vollständigen Durchführung 
jeder von ihnen, die zu treffenden Maßnah¬ 
men und der Zeitpunkt oder ausnahmswei¬ 
se der Umstand, bis zu dem jede Etappe 
abzuschließen und jede Maßnahme zu tref¬ 
fen ist, werden für jede Vertragspartei, die 
Übergangsvereinbarungen geltend macht, 
in Anlage T aufgeführt. Jede dieser Ver¬ 
tragsparteien ergreift die angegebene Maß¬ 
nahme zu dem Zeitpunkt, der für die jeweili¬ 
ge Bestimmung und Etappe in Anlage T 
festgelegt ist. Vertragsparteien, die nach 
Absatz 1 die vollständige Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen zeitweilig ausgesetzt ha¬ 
ben verpflichten sich, die entsprechenden 
Verpflichtungen bis zum 1. Juli 2001 voll¬ 
ständig zu erfüllen. Hält eine Vertragspartei 
es aufgrund außergewöhnlicher Umstände 
für notwendig, eine Verlängerung dieser 
zeitweiligen Aussetzung oder die Aufnahme 
einer weiteren bis dahin in Anlage T nicht 
aufgeführten zeitweiligen Aussetzung zu 
beantragen, so wird der Beschluß über die-'' 
sen Antrag auf Änderung der Anlage T von 
der Chartakonferenz gefaßt. 

(4) Eine Vertragspartei, die Übergangs- 
vereinbanmgen geltend gemacht hat, notifi¬ 
ziert dem Sekretariat mindestens einmal in 
zwölf Monaten 

a) die Durchführung einer in Anlage T auf¬ 
geführten Maßnahme und ihre allgemei¬ 
nen Fortschritte im Hinblick auf die voll- 


Article 32 

Transitlonal arrangements 

(1) In recognition of the need for time to 
adapt to the requirements of a market eco- 
nomy, a Contracting Party listed in Annex T 
may temporarily suspend full compliance 
with its Obligations under one or more of the 
following provisions of this T reaty, subject to 
the conditions in paragraphs (3) to (6): 

Article 6(2) and (5) 

Article 7(4) 

Article 9(1) 

Article 10(7) - specific measures 

Article 14(1)(d) - related only to transfer of 
unspent eamings 

Article 20(3) 

Article 22(1) and (3). 

(2) Other Contracting Parties shall assist 
any Contracting Party which has suspended 
fuil compliance under paragraph (1) to 
achieve the corrditions under which such 
Suspension can be terminated. This assis- 
tance may be given in whatever form the 
other Contracting Parties consider most ef- 
fective to respond to the needs notified un¬ 
der Subparagraph (4)(c) including, where 
appropriate, through bilateral or multilateral 
arrangements. 

(3) The applicable provisions, the stages 
towards full implementation of each, the 
measures to be taken and the date or, ex- 
ceptionaily, contingent event, by which each 
Stage shall be completed and measure 
taken are listed in Annex T for each Con¬ 
tracting Party claiming transitlonal ar¬ 
rangements. Each such Contracting Party 
shall take the measure listed by the date 
indicated for the relevant Provision and 
Stage as set out in Annex T. Contracting 
Parties which have temporarily suspended 
full compliance under paragraph (1) under- 
take to comply fulfy with the relevant obliga- 
tions by 1 July 2001. ShoukJ a Contracting 
Party find it necessary, due to exceptional 
circumstances, to request that the jseriod of 
such temporary Suspension be extended or 
that any further temporary Suspension not 
previously listed in Annex T be introduced, 
the decision on a request to amend Annex T 
shall be made by the Charter Conference. 


(4) A Contracting Party wrhich has in- 
voked transitional arrangements shall notify 
the Secretariat no less often than once 
every 12 months: 

(a) of the implementation of any measures 
listed in its Annex T and of its general 
progress to full compliance; 


Article 32 

DisposRions transHoires 

1. Etant donnö que l’adaptation aux exi- 
gences d’une öconomie de marchö requiert 
du temps, les parties contractantes önumö- 
röes ä l'annexe T peuvent temporairement 
suspendre le respect de teurs obligations 
döcoulant (fune ou de plusieurs des dispo- 
sitions suivantes du präsent traitä, sous rä- 
serve des conditions önoncäes aux para- 
graphes 3 ä 6; 

Article 6 paragraphes 2 et 5, 

Article 7 paragraphe 4, 

Article 9 paragraphe 1, 

Article 10 paragraphe 7 - mesures späci- 
fiques, 

Article 14 paragraphe 1 point d) - unique- 
ment en ce qui conceme les 
transferts de recettes non dö- 
pensäes, 

Article 20 paragraphe 3, 

Article 22 paragraphes 1 et 3. 

2. Les autres parties contractantes aident 
toute Partie contractante qui a suspendu le 
respect total des dispositions en vertu du 
paragraphe 1 ä räaliser les conditions per- 
mettant de mettre un tenne ä cette Suspen¬ 
sion. Cette assistance peut ötre donnöe 
SOUS toute forme que les autres parties 
contractantes estiment la plus efficace pour 
räportdre aux besoins notifiäs conformä- 
ment au paragraphe 4 point c), y compris, le 
cas öchäant, au moyen d’arrangements bi- 
latäraux ou multilatäraux. 

3. Les dispositions applicables, les äta- 
pes vers une application intägrale de cha- 
cune, les mesures ä prendre et la date ou, 
exceptionnellement, l’ävänement aläatoire 
qui marquera la fin de chaque ätape et 
l’adoption des mesures sont änumäräs ä 
l’annexe T pour chaque partie contractante 
qui sollicite un rägime transitoire. Chacune 
de ces parties contractantes prend la me- 
sure prävue ä la date indiquäe pour la dis- 
position et l’ätape i^ertinentes telles que 
prävues ä l’annexe T. Les parties contrac¬ 
tantes qui ont temporairement suspendu le 
respect de leurs obligations conformäment 
au paragraphe 1 s’engagent ä se conformer 
entiörement aux obligations correspondan- 
tes d'ici au 1*' Juillet 2001. Si, en raison de 
circonstances exceptionnelles, une partie 
contractante estime näcessaire de deman- 
der que cette päriode de Suspension tempo- 
raire soit prolongäe ou considöre qu'une 
Suspension temporaire non encore prävue 
ä l’annexe T doit ötre introduite, la Confö- 
rence de la Charte statue sur cette deman- 
de de modification de l'annexe T. 


4. Une partie contractante qui a invoquö 
des dispositions transitoires notifie au 
Secrötariat au moins une fois tous les 
12 mois: 

a) la mise en ceuvre de toute mesure prö- 
vue ä son einnexe T et de l’ötat d'avan- 
cement gönöral du respect intögral de 
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ständige Erlüllung ihrer Verpflichtun¬ 
gen; 

b) die von ihr innerhalb der nächsten zwölf 
Monate erwarteten Fortschritte im Hin¬ 
blick auf die vollständige Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen, jedes von ihr vorausge¬ 
sehene Problem und ihre Vorschläge zu 
dessen Überwindung; 

c) das Bedürfnis einer technischen Hilfe, 
um den Abschluß der Etappen nach An¬ 
lage T, die für die vollständige Durchfüh¬ 
rung dieses Vertrags erforderlich sind, 
zu erleichtern, oder das unter Buchsta¬ 
be b festgestellte Problem zu übenwin¬ 
den sowie andere notwendige markto¬ 
rientierte Reformen und die Modernisie¬ 
rung ihres Energiebereichs zu fördern; 

d) jedes mögliche Bedürfnis, einen Antrag 
von der in Absatz 3 genannten Art zu 
stellen. 

(5) Das Sekretariat 

a) leitet die Notifikationen nach Absatz 4 
an alle Vertragsparteien weiter; 

b) leitet Bedürfnisse und Angebote betref¬ 
fend technische Hilfe nach Absatz 2 und 
Absatz 4 Buchstabe c weiter und fördert 
tatkräftig die Abstimmung zwischen den 
Bedürfnissen und Angeboten, wobei es 
sich, soweit zweckmäßig, auf vorhande¬ 
ne Regelungen in anderen internationa¬ 
len Organisationen stützt; 

c) leitet allen Vertragsparteien nach jeweils 
sechs Monaten eine Zusammenfassung 
der Notifikationen nach Absatz 4 
Buchstabe a oder d zu. 

(6) Die Chartakonferenz überprüft jährlich 
die Fortschritte der Vertragsparteien bei der 
Durchführung der Bestimmungen dieses Ar¬ 
tikels und die Abstimmung zwischen den 
Bedürfnissen und Angeboten betreffend 
technische Hilfe nach Absatz 2 und Ab¬ 
satz 4 Buchstabe c. Im Verlauf dieser Über¬ 
prüfung k£uin die Konferenz angemessene 
Maßnahmen beschließen. 

Teil VII 

Strukturelle und 
institutionelle Bestimmungen 

Artikel 33 

Energlechartaprotokoile 
und -Erklärungen 

(1) Die Chartakonferenz kann die Aus- 
handlung einer Reihe von Energiecharta- 
Protokollen uruf -erklärungen genehmigen, 
um die Ziele und Grundsätze der Charta zu 
verfolgen. 

(2) Jeder Unterzeichner der Charta kann 
an den Verhandlungen teilnehmen. 

(3) Ein Staat oder eine Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration kann nur 
dann Vertragspartei eines Protokolls oder 
einer Erklärung werden, wenn sie gleichzei- 


(b) of the progress it expects to make during 
the next 12 months towards full comp¬ 
liance with its Obligations, of any Prob¬ 
lem it foresees and of its proposals for 
dealing with that problem; 

(c) of the need for technical assistance to 
facilitate completion of the stages set 
out in Annex T as necessary for the full 
Implementation of this Treaty, or to deal 
with any problem notified pursuant to 
subparagraph (b) as well as to promote 
other necessary market-oriented re- 
forms and modemization of its energy 
sector; 


(d) of any possible need to make a request 
of the kind referred to in paragraph (3). 

(5) The Secretariat shall: 

(a) circulate to all Contracting Parties the 
notifications referred to in paragraph 
(4); 

(b) circulate and actively promote, relying 
where appropriate on arrangements ex- 
isting within other international organi- 
zations, the matching of needs for and 
offers of technical assistance referred to 
in paragraph (2) and subparagraph 

(4){c); 

(c) circulate to all Contracting Parties at the 
end of each six-month period a summary 
of any notifications made under sub¬ 
paragraph (4)(a) or (d). 

(6) The Charter Conference shall annual- 
ly review the progress by Contracting Par¬ 
ties towards implementation of the provi- 
siöns of this Article and the matching of 
needs and offers of technical assistance 
referred to in paragraph (2) and subpara¬ 
graph (4)(c). In the course of that review it 
may decide to take appropriate action. 


Part VII 

Structure and institutions 


Article 33 

Energy Charter Protocols 
and Declaratlons 

(1) The Charter Conference may author- 
ize the negotiation of a number of Energy 
Charter Protocols or Declaratlons in Order to 
pursue the objectives and principles of the 
Charter. 

(2) Any signatory to the Charter may parti- 
cipate in such negotiation. 

(3) A state or Regional Economic Integra¬ 
tion Organization shall not become a party 
to a Protocol or Declaration unless it is, or 
becomes at the same time, a signatory to 


ses Obligations; 

b) les progräs qu'elle espäre räaliser au 
cours des 12 mois suivants en vue du 
respect intägral de ses obligations, tout 
probläme qu’elle prävoit et ses proposi- 
tions visant ä rägler un tel problöme; 

c) la näcessitä d'une assistance technique 
destinäe ä faciliter l’achävement des 
ätapes prävues ä l’annexe T, comme 
l'exige la pleine application du präsent 
traitä, ou permettant de räsoudre un pro- 
bläme notifiä conformäment au point b), 
ou encore destirtäe ä promouvoir d’au- 
tres räformes näcessaires orientäes 
vers le marchä ainsi que la modemisa- 
tion de son secteur änergätique; 

d) le besoin äventuel de formuler une de- 
mande du type visä au paragraphe 3. 

5. Le Secrätariat: 

a) communique ä toutes les parties 
contractantes les notifications visäes au 
paragraphe 4; 

b) communique et favorise activement, en 
recourant le cas ächäant ä des arrange¬ 
ments existant dans le cadre d’autres 
organisations internationales, l’adäqua- 
tion entre les besoins et les offres d'as- 
sistance technique visäes au paragra¬ 
phe 2 et au paragraphe 4 point c); 

c) communique ä toutes les parties 
contractantes, ä la fin de chaque pärio- 
de de six mois, un räsumä de toutes les 
notifications effectuäes au titre du para¬ 
graphe 4 points a) ou d). 

6. La Confärence de la Charte examine 
annuellement les progräs räalisäs par les 
parties contractantes en ce qui conceme 
l’application des dispositions du präsent ar¬ 
ticle et l'adäquation entre les besoins et les 
offres d’assistance technique visäe au para¬ 
graphe 2 et au paragraphe 4 point c). Lors 
de cet examen, eile peut däcider de prendre 
les mesures qui s’imposent. 

Partie VII 

Structure et institutions 

Article 33 

Protocolee et däciarations 
sur la Charte de l'änergie 

1. La Confärence de la Chatte peut auto- 
riser la nägociation d’un certain nombre de 
protocoles et de däciarations sur la Charte 
de l'änergie en vue de la räalisation des 
objectifs et des principes de celle-ci. 

2. Tout signataire de la Charte peut parti- 
ciper ä une teile nägociation. 

3. Un Etat ou une Organisation d'intägra- 
tion äconomique rägionale ne peuvent ätre 
parties ä un protocole ou ä une däciaration 
que s'ils sont ou deviennent simultanäment 
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tig Unterzeichner der Charta und Vertrags¬ 
partei dieses Vertrags werden. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 3 und des 
Absatzes 6 BuchsUtbe a werden die für ein 
Protokoll geltenden Schlußbestimmungen 
in dem betreffenden Protokoll festgelegt. 

(5) Ein Protokoll gilt nur für die Vertrags¬ 
parteien, die zustimmen, durch das Proto¬ 
koll gebunden zu sein; es läßt die Rechte 
und Pflichten der Vertragsparteien, die nicht 
Vertragsparteien des Protokolls sind, unbe¬ 
rührt. 

( 6 ) 

a) Ein Protokoll kann der Chartakonferenz 
und dem Sekretariat Aufgaben zuwei¬ 
sen; die Zuweisung darf jedoch nicht 
durch eine Änderung eines Protokolls 
erfolgen, sofern die Änderung nicht 
durch die Chartakonferenz gebilligt 
wurde; die Billigung durch die Charta¬ 
konferenz unterliegt nicht einer nach 
Buchstabe b genehmigten Bestimmung 
des Protokolls. 

b) Ein Protokoll, das von der Chartakonfe¬ 
renz zu fassende Beschlüsse vorsieht, 
kann vorbehaltlich des Buchstabens a in 
bezug auf diese Beschlüsse folgendes 
vorsehen: 

i) andere als in Artikel 36 enthaltene 
Abstimmungsvorschriften; 

ii) nur Vertragsparteien des Protokolls 
gelten als Vertragsparteien im Sinne 
des Artikels 36 oder sind aufgrund 
der im Protokoll vorgesehenen Re¬ 
geln stimmberechtigt. 

Artikel 34 

Energiechartakonferenz 

(1) Die Vertragsparteien kommen regel¬ 
mäßig in einer Energiechartakonferenz zu¬ 
sammen (in diesem Vertrag als „Charta¬ 
konferenz“ bezeichnet), zu der jede Ver¬ 
tragspartei einen Vertreter entsenden kann. 
Ordentliche Sitzungen werden in den von 
der Chartakonferenz festgelegten Abstän¬ 
den einberufen. 

(2) Außerordentliche Sitzungen der Char¬ 
takonferenz können zu den von der Charta¬ 
konferenz bestimmten Zeiten oder auf 
schriftliches Ersuchen einer Vertragspartei 
einberufen werden; allerdings muß das Er¬ 
suchen innerhalb von sechs Wochen, nach¬ 
dem es vom Sekretariat den Vertragspartei¬ 
en mitgeteilt worden ist, von mindestens 
einem Drittel der Vertragsparteien unter¬ 
stützt werden. 

(3) Die Chartakonferenz hat folgende 
Aufgaben; 

a) Sie nimmt die ihr durch diesen Vertrag 
und durch Protokolle übertragenen Auf¬ 
gaben wahr; 

b) sie übenwacht und erleichtert die Durch¬ 
führung der Grundsätze der Charta so¬ 
wie der Bestimmungen dieses Vertrags 
und der Protokolle; 


the Charter and a Contracting Party to this 
Treaty. 

(4) Subject to Paragraph (3) and subpara- 
graph (6)(a), final provisions applying to a 
Protocol shall be defined in that Protocol. 

(5) A Protocol shall apply only to the Con¬ 
tracting Parties which consent to be bound 
by it, and shall not derogate from the rights 
and obligations of those Contracting Parties 
not party to the Protocol. 

(6) 

(a) A Protocol may assign duties to the 
Charter Conference and functions to the 
Secretariat, provided that no such as¬ 
signment may be made by an amend- 
ment to a Protocol uniess that amend- 
ment is approved by the Charter Con¬ 
ference, whose approval shall not be 
subject to any provisions of the Protocoi 
which are authorized by subparagraph 
(b). 

(b) A Protocol which provides for decisions 
thereunder to be taken by the Charter 
Conference may, subject to subpara¬ 
graph (a), provide with respect to such 
decisions: 

(i) for voting rules other than those con- 
tained in Article 36; 

(ii) that only parties to the Protocol shall 
be considered to be Contracting Par¬ 
ties for the purposes of Article 36 or 
eligible to vote under the rules pro¬ 
vided for in the Protocol. 


Article 34 

Energy Charter Conference 

(1) The Contracting Parties shall meet 
periodically in the Energy Charter Confer¬ 
ence (referred to herein as the “Charter 
Conference“) at which each Contracting 
Party shall be enöfied to have one rep- 
resentative. Ordinary meetings shall be 
held at intervals determined by the Charter 
Conference. 

(2) Extraordinary meetings of the Charter 
Conference may be held at such times as 
may be determined by the Charter Con¬ 
ference, or at the written request of any 
Contracting Party, provided that, within six 
weeks of the request being communicated 
to the Contracting Parties by the Secre¬ 
tariat, it is supported by at least one-third of 
the Contracting Parties. 

(3) The functions of the Charter Confer¬ 
ence shall be to; 

(a) carry out the duties assigned to it by this 
Treaty and any Protocols; 


(b) keep under review and facilitate the Im¬ 
plementation of the principles of the 
Charter and of the provisions of this 
Treaty and the Protocols; 


signataires de la Charte et j^arties contrac- 
tantes au präsent traitä. 

4. Sous räserve du paragraphe 3 et du 
paragraphe 6 point a), les dispositions fina¬ 
les qui s'appliquent ä un protocole sont 
däfinies dans ce protocole. 

5. Un protocole ne s’applique qu’aux par¬ 
ties contractantes qui consentent ä ätre 
liäes par celui-d et ne däroge pas aux droits 
et obligations des paities contractantes qui 
ne sont pas parties ä ce protocole. 

6 . 

a) Un protocole peut attribuer des täches ä 
la Confärence de la Charte et des fonc- 
tions au Secrätariat, ä condition qu’au- 
cune attribution de cette nature ne sott 
falte par la voie d’un amendement du 
protocole, sauf si cet amendement est 
approuvä par la Confärence de la Char¬ 
te, dont l'approbation ne sera soumise ä 
aucune des dispositions du protocole 
qui sont autorisäes par le point b); 

b) Un protocole qui prävoit les däcisions ä 
prendre par la Confärence de la Charte 
au titre de ses dispositions peut, sous 
räserve du point a), stipuler, en ce qui 
conceme ces däcisions: 

i) des rägles de vote autres que celles 
contenues dans l’article 36; 

ii) que seules les parties au protocole 
sont considäräes comme parties 
contractantes aux fins de l’article 36 
ou sont habilitäes ä voter en vertu 
des rägles stipuläes dans le proto¬ 
cole. 


Article 34 

Confärence sur la Charte de l’änergle 

1. Les parties contractantes se räunissent 
päriodiquement au sein de la Confärence 
sur la Charte de l’änergie, ci-apräs dänom- 
mäe »Confärence de la Charte», aupräs de 
laquelle chaque partie contractante est ha- 
bilitäe ä avoir un repräsentant. Les räunions 
ordinaires se tiennent ä des intervalles rä- 
guliers dätenninäs par la Confärence de la 
Charte. 

2. Des räunions extraordinaires de la 
Confärence de la Charte peuvent ätre te- 
nues sur däcision de celle-ci ou ä la deman- 
de äcrite de toute partie contractante, pour 
autant que, dans un däiai de six semaines 
suivant la notification de cette demande aux 
parties contractantes par le Secrätariat, cet¬ 
te demande regoive i'appui d’au moins un 
tiers des parties contractantes. 

3. La Confärence de la Charte exäcute 
les täches suivantes; 

a) eile remplit les obligations qui lui sont 
assignäes en vertu du präsent traitä et 
des protocoles; 

b) eile surveille et facilite l’application des 
principes de la Charte et des disposi¬ 
tions du präsent traitä et des profoco- 
les; 
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c) sie erleichtert im Einklang mit diesem 
Vertrag und den Protokollen die Koordi¬ 
nierung geeigneter allgemeiner Maß¬ 
nahmen zur Durchführung der Grund¬ 
sätze der Charta; 

d) sie prüft und beschließt die vom Se¬ 
kretariat auszuführenden Arbeitspro¬ 
gramme; 

e) sie prüft und genehmigt den Jahresab¬ 
schluß und den jährlichen Haushalt des 
Sekretariats; 

0 sie prüft und genehmigt oder beschließt 
die Bedingungen eines Sitzabkommens 
oder einer sonstigen Übereinkunft ein¬ 
schließlich der Vorrechte und Immunitä¬ 
ten, die sie für die Chartakonferenz und 
das Sekretariat für erforderlich hält; 

g) sie ermutigt gemeinsame Anstrengun¬ 
gen zur Erleichterung und Förderung 
marktorientierter Reformen und der Mo¬ 
dernisierung des Energiebereichs in 
denjenigen Ländern Mittel- und Osteu¬ 
ropas und der ehemaligen Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, deren 
Wirtschaft sich im Übergang befindet; 

h) sie genehmigt und billigt das Mandat für 
das Aushandeln von Protokollen und 
prüft und beschließt deren Wortlaut und 
Änderungen; 

i) sie genehmigt die Aushandlung von Er¬ 
klärungen und billigt ihre Veröffentli¬ 
chung; 

j) sie entscheidet über Beitritte zu diesem 
Vertrag; 

k) sie genehmigt die Aushandlung von As¬ 
soziierungsabkommen und prüft und ge¬ 
nehmigt oder beschließt solche Ab¬ 
kommen; 

l) sie prüft und beschließt den Wortlaut 
von Änderungen dieses Vertrags; 

m) sie prüft und billigt Modifikationen und 
technische Änderungen der Anlagen 
dieses Vertrags; 

n) sie ernennt den Generalsekretär und 
faßt alle Beschlüsse über die Einset¬ 
zung und die Arbeitsweise des Sekreta¬ 
riats einschließlich seines Aufbaus, sei¬ 
ner personellen Besetzung und seines 
Personalstatuts für die Amtsträger und 
Bediensteten. 

(4) In Wahrnehmung ihrer Aufgaben ar¬ 
beitet die Chartakonferenz über das Sekre¬ 
tariat mit anderen Institutionen und Organi¬ 
sationen zusammen und greift aus Gründen 
der Kostenersparnis und Leistungsfähigkeit 
so umfassend wie möglich auf deren Dien¬ 
ste und Programme zurück, da sie über 
langjährige Erfahrungen in den mit den Zie¬ 
len dieses Vertrags zusammenhängenden 
Bereichen verfügen. 

(5) Die Chartakonferenz kann die von ihr 
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben als 
zweckmäßig erachteten Nebenorgane ein- 
setzen. 

(6) Die Chartakonferenz prüft und be¬ 
schließt ihre Geschäftsordnung und Fi¬ 
nanzregeln. 


(c) facilitate in accordance with this Treaty 
and the Protocols the coordination of 
appropriate general measures to carry 
out the principles of the Charter; 

(d) consider and adopt programmes of work 
to be carried out by the Secretariat; 

(e) consider and approve the annual ac- 
counts and budget of the Secretariat; 

(f) consider and approve or adopt the 
terms of any headquarters or other 
agreement, including Privileges and im- 
munities considered necessary for the 
Charter Conference and the Secre¬ 
tariat; 

(g) encourage cooperative efforts aimed at 
facilitating and promoting market-ori- 
ented reforms and modemization of 
energy sectors in those countries of 
Central and Eastem Europe and the 
former Union of Soviet Socialist Repub- 
lics undergoing economic transition; 

(h) authorize and approve the terms of ref- 
erence for the negotiation of Protocols, 
and consider and adopt the texts thereof 
and of amendments thereto; 

(i) authorize the negotiation of Declara- 
tions, and approve their issuance; 

(j) decide on accessions to this Treaty; 

(k) authorize the negotiation of and con¬ 
sider and approve or adopt association 
agreements; 

(l) consider and adopt texts of amend¬ 
ments to this Treaty; 

(m) consider and approve modifications of 
and technical changes to the Annexes to 
this Treaty, 

(n) appoint the Secretary-General and take 
all decisions necessary for the establish- 
ment and functioning of the Secretariat 
irrcluding the structure, staff levels and 
Standard terms of employment of offi- 
cials and employees. 


(4) In the Performance of its duties, the 
Charter Conference, through the Secre¬ 
tariat, shall cooperate with and make as full 
a use as possible, consistently with econ- 
omy and efficiency, of the senrices and pro¬ 
grammes of other institutions and organiza- 
tions with established competence in mat¬ 
tere related to the objectives of this Treaty. 


(5) The Charter Conference may estab- 
lish such subsidiary bodies as It considers 
appropriate for the performance of its 
duties. 

(6) The Charter Conference shall con¬ 
sider and adopt rules of procedure and 
financial rules. 


c) eile facilite, conformäment au präsent 
traitä et aux protocdes, la coordination 
de mesures gänärales appropriäes vi- 
sant ä mettre en ceuvre les principes de 
la Charte; 

d) eile examine et adopte les programmes 
de travail qui doivent ätre exäcutäs par 
le Secrätariat; 

e) eile examine et approuve les comptes 
annuels et le budget du Secrätariat; 

f) eile examine et approuve ou adopte les 
conditions de tout accord de siäge ou 
autre, y compris les priviläges et immu- 
nitäs jugäes näcessaires pour la Confä- 
rence de la Charte et le Secrätariat; 

g) eile encourage les efforts de coopära- 
tion visant ä faciliter et ä promouvoir les 
räformes orientäes vers le marchä ainsi 
que la modemisation des secteurs de 
l’änergie dans les pays d’Europe centra¬ 
le et orientale et de l’ancienne Union des 
räpubliques socialistes soviätiques en 
Phase de transition äconomique; 

h) eile autorise et approuve les mandats de 
nägociation des protocoles et examine 
et adopte les textes des protocoles et de 
leurs amendements; 

i) eile autorise la nägociation de däclara- 
tions et approuve leur publications; 

I) eile däcide des adhäsions au präsent 
traitä; 

k) eile autorise la nägociation d’accords 
(fassociation et examine et approuve ou 
adopte le texte de ceux-ci; 

l) eile examine et adopte le texte des 
amendements du präsent traitä; 

m) eile examine et adopte les amende¬ 
ments et les modifications techniques 
des annexes du präsent traitä; 

n) eile nomme le Secrätaire gänäral et 
prend toutes les däcisions näcessaires 
pour l’ätablissement et le forK:tionne- 
ment du Secrätariat, y compris la struc¬ 
ture, le nombre de membres du person- 
rtel et les conditions de travail des fonc- 
tionnaires et agents. 

4. Dans l'accomplissement de sa mission, 
la Confärence de la Charte, agissant par 
rentremise du Secrätariat, coopäre avec les 
Services et programmes d’autres institutions 
et organisations ayant une compätence re- 
connue dans les matiäres qui se rapportent 
aux objectifs du präsent traitä, et eile fait le 
plus grand usage, cfune maniäre aussi äco¬ 
nomique et efficace que possible, de ces 
Services et programmes. 

5. La Confärence de la Charte peut cräer 
les Organes subsidiaires qu’elle estime ap- 
propriäs pour l’accomplissement de sa 
mission. 

6. La Confärence de la Charte examine et 
adopte le räglement intärieur et le räglement 
financier. 
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(7) 1999 und danach in Abständen (von 
höchstens 5 Jahren), die von der Charta¬ 
konferenz festzuiegen sind, überprüft die 
Chartakonferenz eingehend die in diesem 
Vertrag vorgesehenen Aufgaben daraufhin, 
inwieweit die Bestimmungen des Vertrags 
und der Protokolie durchgeführt worden 
sind. Bei Abschluß jeder Überprüfung kann 
die Chartakonferenz die in Absatz 3 aufge- 
zähiten Aufgaben ändern oder streichen 
und das Sekretariat entlasten. 

Artikel 35 
Sekretariat 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
steht der Chartakonferenz ein Sekretariat 
zur Verfügung, das sich aus einem General¬ 
sekretär und gerade so vielen Mitarbeitern 
zusammensetzt, wie für eine wirksame Ar¬ 
beit erforderiich sind. 

(2) Der Generaisekretär wird von der 
Chartakonferenz ernannt. Die erste Ernen¬ 
nung erfolgt für höchstens fünf Jahre. 

(3) Das Sekretariat ist bei der Wahrneh¬ 
mung seiner Aufgaben der Chartakonferenz 
gegenüber verantwortlich und erstattet ihr 
Bericht. 

(4) Das Sekretariat gewährt der Charta¬ 
konferenz aile erforderliche Unterstützung 
bei der Erfüllung ihrer Pflichten und führt die 
Aufgaben aus, die ihm in diesem Vertrag 
oder den Protokoilen beziehungsweise von 
der Chartakonferenz zugewiesen werden. 

(5) Das Sekretariat kann die Verwaitungs- 
und Vertragsvereinbarungen treffen, die für 
eine reibungslose Erledigung seiner Aufga¬ 
ben erforderlich sind. 

Artikel 36 
Abstimmung 

(1) Für Beschlüsse der Chartakonferenz 
ist Einstimmigkeit der auf der Sitzung der 
Chartakonferenz anwesenden und abstim¬ 
menden Vertragsparteien in folgenden An¬ 
gelegenheiten erforderlich; 

a) Annahme von Änderungen dieses Ver¬ 
trags, ausgenommen Änderungen der 
Artikel 34 und 35 sowie der Anlage T; 

b) Genehmigung des Beitritts zu diesem 
Vertrag nach Artikel 41 von Staaten 
oder Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration, die bis zum 
16. Juni 1995 die Charta nicht unter¬ 
zeichnet hatten; 

c) Genehmigung der Aushandlung von As¬ 
soziierungsabkommen sowie Billigung 
oder Annahme von deren Wortlaut; 

d) Billigung von Modifikationen der Anla¬ 
gen EM, Ni, G und B; 

e) Billigung von technischen Änderungen 
der Anlagen dieses Vertrags und 

f) Billigung der Benennung von Mitglie¬ 
dern des Panels durch den Generalse¬ 
kretär nach Anlage D Absatz 7. 


(7) In 1999 and thereafter at intervals (of 
not more than five years) to be determined 
by the Charter Conference, the Charter 
Conference shall thoroughly review the 
functions provided for in this Treaty in the 
light of the extent to which the provisions of 
the Treaty and Protocols have been im- 
plemented. At the conclusion of each review 
the Charter Conference may amend or abol- 
Ish the functions specified in paragraph (3) 
and may discharge the Secretariat. 

Articie 35 
Secretariat 

(1) In carrying out its duties, the Charter 
Conference shall have a Secretariat which 
shall be composed of a Secretary-General 
and such staff as are the minimum consist- 
ent with efficient performance. 


(2) The Secretary-General shall be ap- 
pointed by the Charter Conference. The first 
such appointment shall be for a maximum 
period of five years. 

(3) In the performance of its duties the 
Secretariat shall be responsible to and re- 
port to the Charter Conference. 

(4) The Secretariat shall provide the 
Charter Conference with all necessary 
assistance for the performance of its duties 
and shall carry out the functions assigned to 
it in this Treaty or in any Protocol and any 
other functions assigned to it by the Charter 
Conference. 

(5) The Secretariat may enter into such 
administrative and contractual arrange- 
ments as may be required for the effective 
discharge of its functions. 

Articie 36 
Votlng 

(1) Unanimity of the Contracting Parties 
Present and Voting at the meeting of the 
Charter Conference where such matters fall 
to be decided shall be required for decisions 
by the Charter Conference to: 

(a) adopt amendments to this Treaty other 
than amendments to Articles 34 and 35 
and Annex T; 

(b) approve accessions to this Treaty under 
Articie 41 by States or Regional Eco¬ 
nomic Integration Organizations which 
were not signatories to the Charter as of 
16 June 1995; 

(c) authorize the negotiation of and approve 
or adopt the text of association 
agreements; 

(d) approve modifications to Annexes EM, 
NI, G and B; 

(e) eipprove technical changes to the An¬ 
nexes to this Treaty; and 

(f) approve the Secretary-General’s nom- 
inations of panelists under Annex D, 
Paragraph (7). 


7. En 1999 et, par la suite, ä des inter¬ 
valles (de cinq ans au maximum) ä fixer par 
eile, la Conförence de la Charte räexamine- 
ra en profondeur les fonctions prävues par 
le präsent traitä en fonction de la maniöre 
dont les dispositions du präsent traitä et des 
protocoles ont ätä appliquäes. A l'issue de 
chaque räexamen, eile pourra modifier ou 
supprimer les fonctions indiquäes au para- 
graphe 3 et peut dissoudre le Secrätariat. 

Articie 35 
Secrätariat 

1. Pour l’accomplissement de sa misslon, 
la Confärence de la Charte dispose dün 
Secrätariat, composä dün Secrätaire gänä- 
ral et dün personnel dont le nombre de 
membres doit correspondre au nombre mi¬ 
nimal näcessaire ä un fonctionnement effi- 
cace. 

2. Le Secrätaire gänäral est nommä par la 
Confärence de la Charte. Le premier man- 
dat est düne duräe de cinq ans maximum. 

3. Dans l’accomplissement de sa mission, 
le Secrätariat est responsable devant la 
Confärence de la Charte, ä laquelle il fait 
rapport. 

4. Le Secrätariat präte ä la Confärence de 
la Charte toute l'assistance näcessaire ä 
l'accomplissement de sa mission et exerce 
les fonctions qui lui sont attribuäes par le 
präsent traitä ou par touf protocole et toute 
autre fonction que lui confäre la Confärence 
de la Charte. 

5. Le Secrätariat peut conclure les arran- 
gements administratifs et contractuels qui 
peuvent se räväler näcessaires ä l’accom¬ 
plissement de sa mission. 

Articie 36 
Votes 

1. L’unanimitä des parties contractantes 
präsentes et votantes ä la räunion de la 
Confärence de la Charte appeläe ä statuer 
sur des questions est requise pour les däci- 
sions de celle-ci ayant pour objet; 

a) d’adopter des amendements du präsent 
traitä autres que des amendements des 
articles 34 et 35 et de l’annexe T; 

b) d’approuver les adhäsions au präsent 
traitä, en vertu de l’article 41, d’Etats ou 
d’organisations d’intägration äconomi- 
que rägionale qui n’ätaient pas signa- 
taires de la Charte au 16 juin 1995; 

c) d’autoriser la nägociation d'accords 
d’association et d’approuver ou d’adop¬ 
ter le texte de ceux-ci; 

d) d’approuver les adaptations des an- 
nexes EM, NI, G et B; 

e) d’adopter les modifications techniques 
des annexes du präsent traitä; et 

f) d’approuver les nominations, par le Se¬ 
crätaire gänäral, des membres de jurys 
visäs ä l’annexe D paragraphe 7. 
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Die Vertragsparteien bemühen sich nach 
Kräften um eine Einigung durch Konsens in 
allen sonstigen Angelegenheiten, über die 
sie im Rahmen dieses Vertrags beschließen 
müssen. Kann eine Einigung durch Kon¬ 
sens nicht erzielt werden, so finden die Ab¬ 
sätze 2 bis 5 Anwendung. 

(2) Beschlüsse über Haushaltsfragen 
nach Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe e wer¬ 
den mit der qualifizierten Mehrheit der Ver¬ 
tragsparteien gefaßt, deren berechnete Bei¬ 
träge nach Anlage B zusammen minde¬ 
stens drei Viertel der gesamten berechne¬ 
ten Beiträge ausmachen. 

(3) Beschlüsse über Angelegenheiten 
nach Artikel 34 Absatz 7 werden mit Drei¬ 
viertelmehrheit der Vertragsparteien ge¬ 
faßt. 

(4) Außer in den in Absatz 1 Buchstaben 
a bis f sowie in den Absätzen 2 und 3 
genannten Fällen und vorbehaltlich des Ab¬ 
satzes 6, werden die in diesem Vertrag vor¬ 
gesehenen Beschlüsse mit Dreiviertelmehr¬ 
heit der auf der Sitzung der Chartakonfe¬ 
renz, auf der die Angelegenheit zur Abstim¬ 
mung kommt, anwesenden und abstimmen¬ 
den Vertragsparteien gefaßt. 

(5) Im Sinne dieses Artikels bedeutet „an¬ 
wesende und abstimmende Vertragspar¬ 
teien“ die anwesenden und mit Ja oder Nein 
stimmenden Vertragsparteien; die Charta¬ 
konferenz kann allerdings eine Geschäfts¬ 
ordnung beschließen, wonach die Vertrags¬ 
parteien solche Beschlüsse auch auf dem 
Kon’espondenzweg fassen können. 

(6) Außer in dem in Absatz 2 vorgesehe¬ 
nen Fall ist ein Beschluß im Sinne dieses 
Artikels nur gültig, wenn er von der einfa¬ 
chen Mehrheit der Vertragsparteien getra¬ 
gen wird. 

(7) Eine Organisation der regionalen Wirt¬ 
schaftsintegration hat bei Abstimmungen ei¬ 
ne Stimmenzahl entsprechend der Anzahl 
ihrer Mitgliedstaaten die Vertragsparteien 
dieses Vertrags sind; eine solche Organisa¬ 
tion übt ihr Stimmrecht nicht aus, wenn ihre 
Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht ausüben, 
und umgekehrt. 

(8) Befindet sich eine Vertragspartei be¬ 
ständig im Rückstand mit ihren finanziellen 
Verpflichtungen aus diesem Vertrag, so 
kann die Chartakonferenz das Stimmrecht 
dieser Vertragspartei ganz oder teilweise 
aussetzen. 

Artikel 37 

Flttanzlerungsgrundsätze 

(1) Jede Vertragspartei trägt die Kosten 
ihrer eigenen Vertretung auf den Sitzungen 
der Chartakonferenz und der Neben¬ 
organe. 

(2) Die Kosten für die Sitzungen der Char¬ 
takonferenz und Nebenorgane gelten als 
Kosten des Sekretariats. 

(3) Die Kosten des Sekretariats werden 
von den Vertragsparteien entsprechend 


The Contracting Parties shati make every 
effort to reach agreement by consensus on 
any other matter requiring their decision 
under this Treaty. If agreement cannot 
be reached by consensus, paragraphs (2) 
to (5) shall apply. 

(2) Decisions on budgetary matters re- 
ferred to in Article 34(3)(e) shall be taken by 
a qualified majority of Contracting Parties 
whose assessed contributlons as specified 
in Annex B represent, in combination, at 
least three-fourths of the total assessed 
contributlons specified therein. 


(3) Decisions on matters referred to in 
Article 34(7) shall be taken by a three- 
fourths majority of the Contracting Parties. 


(4) Except in cases specified in subpara- 
graphs (1)(a) to (f), paragraphs (2) and (3), 
and subject to paragraph (6), decisions pro- 
vided for in this Treaty shall be taken by a 
three-fourths majority of the Contracting 
Parties Present and Voting at the meeting of 
the Charter Conference at which such mat¬ 
ters fall to be decided. 

(5) For purposes of this Article, “Contract¬ 
ing Parties Present and Voting” means Con¬ 
tracting Parties present and Casting affir¬ 
mative or negative votes, provided that the 
Charter Conference may decide upon ruies 
of procedure to enable such decisions to be 
taken by Contracting Parties by correspon- 
dence. 

(6) Except as provided in paragraph (2), 
no decision referred to in this Article shall be 
valid unless it has the Support of a simple 
majority of the Contracting Parties. 


(7) A Regional Economic Integration Or¬ 
ganization shall, when voting, have a num- 
ber of votes equal to the number of its 
member States which are Contracting Par¬ 
ties to this Treaty; provided that such an 
Organization shall not exercise its right to 
vote If its member States exercise theirs, 
and vice versa. 

(8) In the event of persistent arrears in a 
Contracting Part/s discharge of financial 
obiigations under this Treaty, the Charter 
Conference may suspend that Contracting 
Party's voting rights in whole or in pari. 


Article 37 
Fundlng principles 

(1) Each Contracting Party shall bear its 
own costs of representafion at meetings of 
the Charter Conference and any subsidiary 
bodies. 

(2) The cost of meetings of the Charter 
Conference and any subsidiary bodies shall 
be regarded as a cost of the Secretariat. 

(3) The costs of the Secretariat shall be 
met by the Contracting Parties assessed 


Les parties contractantes font tous les ef- 
forts näcessaires pour parvenir ä un accord 
par consensus sur toute question requärant 
leur däcision aux termes du präsent traitä. 
Si un accord ne peut ätre dägagä par 
consensus, les paragraphes 2 ä 5 s’appli- 
quent. 

2. Les däcisions concemant les questions 
budgätaires visäes ä l'article 34 paragra- 
phe 3 point e) sont adoptäes ä la majoritä 
qualifiäe des parties contractantes dont les 
contributions estimäes, telles qu’indiquäes 
ä l’annexe B, repräsentent, ensemble, au 
moins trois quarts du total des contributlons 
estimäes qui y sont indiquäes. 

3. Les däcisions concemant les questions 
visäes ä l'article 34 paragraphe 7 sont adop¬ 
täes ä la majoritä des trois quarts des par¬ 
ties contractantes. 

4. Sauf dans les cas indiquäs au paragra¬ 
phe 1 points a) ä f) et aux paragraphes 2 
et 3, et SOUS räserve du paragraphe 6, les 
däcisions prävues par le präsent traitä sont 
adoptäes ä la majoritä des trois quarts des 
parties contractantes präsentes et votantes 
ä la räunion de la Confärence de la Charte 
appeläe ä statuer sur ces questions. 

5. Aux fins du präsent article, on entend 
par «parties contractantes präsentes et vo¬ 
tantes» les parties contractantes qui sont 
präsentes et qui expriment un vote affirmatif 
ou nägatif, ätant entendu que la Confärence 
de la Chatte peut adopter des rägles de 
procädure permettant aux parties confrac- 
tantes de prendre ces däcisions par cor- 
respondance. 

6. Sauf dans le cas prävu au paragra¬ 
phe 2, les däcisions visäes au präsent arti¬ 
cle sont valables si elles recueillent la majo¬ 
ritä simple des voix des parties contractan¬ 
tes. 

7. Lors d’un vote, les organisations d’intä- 
gration äconomique rägionale ont un nom- 
bre de voix ägal ä celui de leurs Etats mem- 
bres parties contractantes au präsent traitä, 
ä condition qu’elles n'exercent pas leur droit 
de vote lorsque leurs Etats membres exer- 
cent le leur, et inversement. 

8. En cas d'arriärä persistent d'une partie 
contractante dans le respect de ses obiiga¬ 
tions financiäres au titre du präsent traitä, la 
Confärence de la Charte peut suspendre 
l'exercice du droit de vote de cette partie 
contractante en tout ou en partie. 

Article 37 

Prlnclpes de flnancement 

1. Chaque partie contractante Supporte 
ses propres frais de repräsentation aux räu- 
nions de la Confärence de la Charte et de 
tout Organe subsidiaire. 

2. Les frais affärents aux räunions de la 
Confärence de la Charte et de tout Organe 
subsidiaire sont considäräs comme des 
frais du Secrätariat. 

3. Les frais du Secrätariat sont couverts 
par les parties contractantes en fonction de 
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Ihrer Zahlungsfähigkeit durch Beiträge ge¬ 
deckt, die nach den in Anlage B berechne¬ 
ten Anteilen zu entrichten sind; die Anlage 
kann nach Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe d 
modifiziert werden. 

(4) Ein Protokoll sieht vor, daß die sich 
aus dem Protokoll ergebenden Kosten des 
Sekretariats von den Vertragsparteien des 
Protokolls getragen werden. 

(5) Die Chartakonferenz dann außerdem 
freiwillige Beiträge von einer oder mehreren 
Vertragsparteien oder aus anderen Quellen 
annehmen. Kosten, die aus solchen Bei¬ 
trägen gedeckt werden, gelten nicht als 
Kosten des Sekretariats im Sinne des Ab¬ 
satzes 3. 

Teil VIII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 38 
Unterzeichnung 

Dieser Vertrag Hegt für Staaten und für 
Organisationen der regionalen Wirtschafts¬ 
integration, welche die Charta unterzeichnet 
haben vom 17. Dezember 1994 bis zum 
16. Juni 1995 in Lissabon zur Unterzeich¬ 
nung auf. 

Artikel 39 
Ratifikation, 

Annahme oder Genehmigung 

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung durch die 
Unterzeichner. Die Ratifikations-, Annah¬ 
me- oder Genehmigungsurkunden werden 
beim Venivahrer hinterlegt. 

Artikel 40 

Anwendung auf Gebiete 

(1) Ein Staat oder eine Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration kann bei 
der Unterzeichnung, der Ratifikation, der 
Annahme, der Genehmigung oder dem Bei¬ 
tritt beim Verwahrer die Erklärung hinterle¬ 
gen, daß der Vertrag für ihn beziehungswei¬ 
se für sie in bezug auf alle Gebiete oder auf 
eines oder mehrere von ihnen verbindlich 
ist, für deren internationale Beziehungen 
der Staat beziehungsweise die Organisa¬ 
tion verantwortlich ist. Die Erklärung wird zu 
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem der Vertrag 
für die betreffende Vertragspartei in Kraft 
tritt. 

(2) Jede Vertragspartei kann sich zu ei¬ 
nem späteren Zeitpunkt durch eine beim 
Verwahrer hinterlegte Erklärung im Rahmen 
dieses Vertrags in bezug auf weitere in der 
Erklärung genannte Gebiete binden. Der 
Vertrag tritt für ein solches Gebiet am neun¬ 
zigsten Tag nach Eingang der Erklärung 
beim Venvahrer in Kraft. 

(3) Eine nach den Absätzen 1 und 2 ab¬ 
gegebene Erklärung in bezug auf ein in der 
Erklärung genanntes Gebiet kann durch ei¬ 
ne Notifikation an den Venwahrer zurückge- 


according to their capetcity to pay, deter- 
mined as specified in Annex B, the provi- 
sions of which may be modified in accord- 
ance with Article 36(1 )(d). 

(4) A Protocol shall contain provisions to 
assure that any costs of the Secretariat 
arising from that Protocol are bome by the 
parties thereto. 

(5) The Charter Conference may in addi- 
tion accept voluntary contributions from one 
or more Contracting Parties or from other 
sources. Costs met from such contributions 
shall not be considered costs of the Secre¬ 
tariat for the purposes of paragraph (3). 


Part VIII 
Final provisions 

Article 38 
Signature 

This Treaty shall be open for signature at 
Lisbon from t7 December 1994 to 16 June 
1995 by the States and Regional Economic 
Integration Organizations which have 
signed the Charter. 


Article 39 

Ratification, 
acceptance or approvai 

This Treaty shall be subject to ratification, 
acceptance or approvai by signatories. In¬ 
struments of ratification, acceptance or ap¬ 
provai shall be deposited with the Deposi- 
fary. 


Article 40 

Application to terrltories 

(1) Any state or Regional Economic Inte¬ 
gration Organization may at the time of sig¬ 
nature, ratification, acceptance, approvai or 
accession, by a declaration deposited with 
the Depositary, declare that the Treaty shall 
be binding upon it with respect to all the 
terrltories for the international relations of 
which it is responsible, or to one or more of 
them. Such declaration shall take effect at 
the time the Treaty enters into force for that 
Contracting Party. 


(2) Any Contracting Party may at a later 
date, by a declaration deposited with the 
Depositary, bind itself under this Treaty with 
respect to other territory specified in the 
declaration. In respect of such territory the 
Treaty shall enter into force on the ninetieth 
day following the receipt by the Depositary 
of such declaration. 

(3) Any declaration made under the two 
preceding paragraphs may, in respect of 
any territory specified in such declaration, 
be withdrawn by a notification to the Depo- 


leur capracitä de paiement teile qu'indiquäe 
ä l’annexe B, dont les dispositions peuvent 
ätre modifiäes confonmöment ä l'article 36 
paragraphe 1 point d). 

4. Les protocoles contiennent des dispo¬ 
sitions garantissant que tous les frais du 
Secretariat qui en däcoulent sont supportös 
par les parties ä ces protocoles. 

5. La Confärence de la Charte peut en 
outre accepter des contributions volontaires 
d’une ou de plusieurs parties contractantes 
ou d’autres sources. Les frais supportäs au 
moyen de ces contributions ne sont pas 
considäräs comme des frais du Secrätariat 
aux fins du paragraphe 3. 

Partie VIII 

Dispositions Finales 

Article 38 

Signature 

Le präsent traitä est ouvert, 4 Lisbonne, 
du 17 däcembre 1994 au 16 juin 1995, 4 la 
signature des Etats et des organisations 
d’intägration äconomique rägionale qui ont 
signä la Charte. 

Article 39 
Ratification, 

acceptatlon ou approbation 

Le präsent traitä est soumis 4 la ratifica¬ 
tion, 4 l’acceptation ou 4 l’approbation des 
signataires. Les Instruments de ratification, 
d’acceptation ou d’approbation sont däpo- 
säs aupräs du däpositaire. 

Article 40 

Application aux territoires 

1. Tout Etat ou toute Organisation d’intä¬ 
gration äconomique rägionale peut, au mo- 
ment de la signature, de la ratification, de 
l'acceptation, de l’approbation ou de 
l’adhäsion, däciarer par une däciaration dä- 
posee aupräs du däpositaire, que le präsent 
traitä le lie pour tous les territoires pour 
lesquels il est responsable en matiäre de 
relations internationales, ou pour Tun ou 
plusieurs d’entre eux. Cette däciaration 
prend effet au moment oü le präsent traitä 
entre en vigueur pour cette partie contrac- 
tante, 

2. Toute partie contractante peut 4 une 
date ultärieure, par une däciaration däpo- 
säe aupräs du däpositaire, se däciarer liäe 
par le präsent traitä pour d’autres territoires 
indiquäs dans sa däciaration. En ce qui 
conceme ces territoires, le präsent traitä 
entre en vigueur le quatre-vingt-dixiäme jour 
suivant la räception par le däpositaire de 
ladite däciaration. 

3. Toute däciaration falte en vertu des 
deux paragraphes präcädents au sujet des 
territoires qu’elle indique peut ätre retiräe 
par notification au däpositaire. Sous räserve 
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nommen werden. Die Rücknahme wird vor- 
behaltiich der Anwendbarkeit des Arti¬ 
kels 47 Absatz 3 nach Ablauf eines Jahres 
nach Eingang der Notifikation beim Verwah¬ 
rer wirksam. 

(4) Der Begriff „Gebiet“ in Artikel 1 Num¬ 
mer 10 ist so auszulegen, daß er auch in 
bezug auf jede nach diesem Artikel hinter¬ 
legte Erklärung gilt, 

Artikel 41 
Beitritt 

Dieser Vertrag steht für Staaten und für 
Organisationen der regionalen Wirtschafts¬ 
integration, weiche die Charta unterzeichnet 
haben, von dem Tag an, an dem die Unter¬ 
zeichnung des Vertrags beendet ist, unter 
den von der Chartakonferenz zu genehmi¬ 
genden Bedingungen zum Beitritt offen. Die 
Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer 
hinterlegt. 

Artikel 42 
Änderungen 

(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen 
dieses Vertrags vorschlagen. 

(2) Der Wortlaut jeder vorgeschlagenen 
Änderung dieses Vertrags wird den Ver¬ 
tragsparteien vom Sekretariat mindestens 
drei Monate vor dem Tag übermittelt, an 
dem sie zur Annahme durch die Chartakon¬ 
ferenz vorgeschlagen wird. 

(3) Änderungen dieses Vertrags, deren 
Wortlaut von der Chartakonferenz ange¬ 
nommen worden ist, werden vom Sekreta¬ 
riat dem Verwahrer übermittelt; dieser legt 
sie allen Vertragsparteien zur Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung vor. 

(4) Die Ratifikations-, Annahme- oder Ge¬ 
nehmigungsurkunden von Änderungen die¬ 
ses Vertrags werden beim Verwahrer hin¬ 
terlegt. Die Änderungen treten zwischen 
den Vertragsparteien, die sie ratifiziert, an¬ 
genommen oder genehmigt haben, am 
neunzigsten Tag nach dem Tag in Kraft, an 
dem die Ratifikations-, Annahme- oder Ge¬ 
nehmigungsurkunden von mindestens drei 
Vierteln der Vertragsparteien beim Verwah¬ 
rer hinterlegt worden sind. Danach treten 
die Änderungen für jede weitere Vertrags¬ 
partei am neunzigsten Tag nach Hinterle¬ 
gung ihrer Urkunde der Ratifikation, Annah¬ 
me oder Genehmigung der Änderungen in 
Kraft. 

Artikel 43 

Assoziierungsabkommen 

(1) Die Chartakonferenz kann die Aus¬ 
handlung von Assoziierungsabkommen mit 
Staaten oder Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration oder mit internationa¬ 
len Organisationen genehmigen, um die 
Ziele und Grundsätze der Charta und die 
Bestimmungen dieses Vertrags oder eines 
oder mehrerer Protokolle zu verfolgen. 


sitary. The withdrawal shall, subject to the 
applicability of Article 47(3), become effec- 
tive upon the expiry of one year after the 
date of receipt of such notification by the 
Depositary. 

(4) The definifion of “Area” in Article 1(10) 
shall be construed having regard to any 
declaration deposited under this Article. 


Article 41 
Accesslon 

This Treaty shall be open for accesslon, 
from the date on which the Treaty is closed 
for signature, by States and Regional Eco¬ 
nomic Integration Organizations which have 
signed the Charter, on terms to be approved 
by the Charter Conference. The Instruments 
of accesslon shall be deposited with the 
Depositary. 


Article 42 
Amendments 

(1) Any Contracting Party may propose 
amendments to this Treaty. 

(2) The text of any proposed amendment 
to this Treaty shall be communicated to the 
Contracting Parties by the Secretariat at 
least three months before the date on which 
it iS proposed for adoption by the Charter 
Conference. 

(3) Amendments to this Treaty, texts of 
which have been adopted by the Charter 
Conference, shall be communicated by the 
Secretariat to the Depositary which shall 
submit them to all Contracting Parties for 
ratification, acceptance or approval. 

(4) Instruments of ratification, acceptance 
or approval of amendments to this Treaty 
shall be deposited with the Depositary. 
Amendments shall enter into force between 
Contracting Parties having ratified, ac- 
cepted or approved them on the ninetieth 
day after deposit with the Depositary of In¬ 
struments of ratification, acceptance or ap¬ 
proval by at least three-fourths of the Con¬ 
tracting Parties. Thereafter the amend¬ 
ments shall enter into force for any other 
Contracting Party on the ninetieth day after 
that Contracting Party deposits its Instru¬ 
ment of ratification, acceptance or approval 
of the amendments. 


Article 43 

Association agreements 

(1) The Charter Conference may author- 
ize the negotiation of association agree¬ 
ments with States or Regional Economic 
Integration Organizations, or with interna¬ 
tional organizations, in Order to pursue the 
objectives and principles of the Charter and 
the provisions of this Treaty or one or more 
Protocols. 


de l’article 47 paragraphe 3, le retrait de¬ 
viant effectif ä l’expiration du däiai d’un an ä 
compter de la räception de ladite notification 
par le däpositaire. 

4. La däfinition du terme «zone» conte- 
nue ä l’article l“ point 10 dort 6tre interprö- 
täe eu ägard ä toute däciaration däposäe 
conformäment au präsent article. 

Article 41 

Adhäsion 

Le präsent traitä est ouvert ä l’adhäsion 
des Etats et des organisations d’intägration 
äconomique rägionale qui ont signä la 
Charte, et ce ä partir de la date ä laquelle le 
däiai pour la signature du präsent traitä a 
expirä, ä des conditions ä approuver par la 
Confärence de la Charte. Les Instruments 
d’adhäsion sont däposäs aupräs du däpo- 
sitaire. 

Article 42 
Amendements 

1. Toute Partie contractante peut propo- 
ser des amendements du präsent traitä. 

2. Le texte de tout amendement proposä 
du präsent traitä est communiquä aux par- 
ties contractantes par le Secrätariat au 
moins trois mois avant la date ä laquelle il 
est soumis pour adoption ä la Confärence 
de la Charte. 

3. Les amendements du präsent traitä 
dont le texte a ätä adoptä par la Confärence 
de la Charte sont communiquäs par le Se¬ 
crätariat au däpositaire, qui les soumet ä 
toutes les parties contractantes pour ratifi¬ 
cation, acceptation ou approbation. 

4. Les Instruments de ratification, d’ac- 
ceptation ou d'approbation des amende¬ 
ments du präsent traitä sont däposäs au¬ 
präs du däpositaire. Les amendements en- 
trent en vigueur, entre les parties contrac¬ 
tantes qui les ont ratifiäs, acceptäs ou ap- 
prouväs, le quatre-vingt-dixiäme jour apräs 
le däpöt aupräs du däpositaire des Instru¬ 
ments de leur ratification, acceptation ou 
approbation par au moins les trois quarts 
des parties contractantes. Ensuite, les 
amendements entrent en vigueur, pour tou¬ 
te autre partie contractante, le quatre-vingt- 
dixiäme jour apräs que ladite partie contrac¬ 
tante a däposä ses Instruments de ratifica¬ 
tion, d'acceptation ou d’approbation des 
amendements. 

Article 43 

Accords d’assoclatlon 

1. La Confärence de la Charte peut auto- 
riser la nägociation des accords d’associa- 
tion avec des Etats ou des organisations 
d'intägration äconomique rägionale, ou 
avec des organisations internationales, afin 
de poursuivre les objectifs et de mettre en 
Oeuvre les principres de la Charte ainsi que 
les dispositions du präsent traitä ou d’un ou 
plusieurs protocoles. 
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(2) Die Beziehungen zu einem assoziie¬ 
renden Staat, einer assoziierenden Organi¬ 
sation der regionalen Wirtschaftsintegration 
oder einer assoziierenden internationalen 
Organisation und die Rechte und Pflichten 
dieser Staaten und Organisationen haben 
den besonderen Umständen der Assoziie¬ 
rung zu entsprechen und sind in jedem Fall 
in dem Assoziierungsabkommen festzule¬ 
gen. 

Artikel 44 
Inkrafttreten 

(1) Dieser Vertrag tritt am neunzigsten 
Tag nach Hinterlegung der dreißigsten Ra- 
tifikations-, Annahme-, Genehmigungs¬ 
oder Beitrittsurkunde eines Staates oder ei¬ 
ner Organisation der regionalen Wirt¬ 
schaftsintegration, welche die Charta bis 
zum 16. Juni 1995 unterzeichnet haben, in 
Kraft. 

(2) Für jeden Staat oder jede Organisa¬ 
tion der regionalen Wirtschaftsintegration, 
die diesen Vertrag nach Hinterlegung der 
dreißigsten Ratifikations-, Annahme-, oder 
Genehmigungsurkunde ratifizieren, anneh¬ 
men oder genehmigen, tritt der Vertrag am 
neunzigsten Tag nach Hinterlegung der 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs¬ 
oder Beitrittsurkunde des Staates bezie¬ 
hungsweise der Organisationen der regio¬ 
nalen Wirtschaftsintegration in Kraft. 

(3) Im Sinne des Absatzes 1 zählt jede 
Urkunde, die von einer Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegt 
wird nicht zusätzlich zu den von ihren Mit¬ 
gliedstaaten hinterlegten Urkunden. 

Artikel 45 

Vorläufige Anwendung 

(1) Jeder Unterzeichner ist damit einver¬ 
standen, diesen Vertrag bis zum Inkrafttre¬ 
ten für den Unterzeichner nach Artikel 44 in 
dem Maße vorläufig anzuwenden, in dem 
die vorläufige Anwendung nicht mit seiner 
Verfassung und seinen Gesetzen und son¬ 
stigen Rechtsvorschriften unvereinbar ist. 

( 2 ) 

a) Ungeachtet des Absatzes 1 kann jeder 
Unterzeichner bei der Unterzeichnung 
gegenüber dem Verwaihrer die Erklä¬ 
rung abgeben, daß er nicht in der Lage 
ist, der vorläufigen Anwendung zuzu¬ 
stimmen. Die in Absatz 1 enthaltene 
Verpflichtung gilt nicht für den Unter¬ 
zeichner, der eine solche Erklärung ab- 
gibt. Er kann die Erklärung jederzeit 
durch schriftliche Notifikation an den 
Verwahrer zurücknehmen. 

b) Weder ein Unterzeichner, der eine Er¬ 
klärung nach Buchstabe a abgibt, noch 
die Investoren des Unterzeichners kön¬ 
nen die Vergünstigungen der vorläufi¬ 
gen Anwendung nach Absatz 1 in An¬ 
spruch nehmen. 

c) Ungeachtet des Buchstabens a wendet 
ein Unterzeichner, der eine Erklärung 
nach Buchstabe a abgibt, bis zum In- 


(2) The relationship established with and 
the rights enjoyed and obligations incurred 
by an associating state. Regional Economic 
Integration Organization, or international Or¬ 
ganization shall be appropriate to the par- 
ticular circumstances of the association, 
and in each case shall be set out in the 
association agreement. 


Aiticle 44 
Entry into force 

(1) This Treaty shall enter into force on 
the ninetieth day after the date of deposit of 
the thirtieth Instrument of ratification, accep- 
tance or approval thereof, or of accession 
thereto, by a state or Regional Economic 
Integration Organization which is a signa- 
tory to the Charter as of 16 June 1995. 

(2) For each state or Regional Economic 
Integration Organization which ratifies, ac- 
cepts or approves this Treaty or accedes 
thereto after the deposit of the thirtieth In¬ 
strument of ratification, acceptance or ap¬ 
proval, it shall enter into force on the nine¬ 
tieth day after the date of deposit by such 
state or Regional Economic Integration Or¬ 
ganization of its instrument of ratification, 
acceptance, approval or accession. 

(3) For the purposes of paragraph (1), any 
instrument deposited by a Regional Eco¬ 
nomic Integration Organization shall not be 
counted as additional to those deposited by 
member States of such Organization. 


Article 45 

Provisional applicatlon 

(1) Each Signatory agrees to apply this 
Treaty provisionalty pending its entry into 
force for such signatory in accordance with 
Article 44, to the extent that such provisional 
applicatlon is not inconsistent with its Con¬ 
stitution, laws or regulations. 

( 2 ) 

(a) Notwithstanding paragraph (1) any sig¬ 
natory may, when signing, deliver to the 
Depositary a declaration that it is not 
able to accept provisional applicatlon. 
The Obligation contained in paragraph 
(1) shall not apply to a signatory making 
such a declaration. Any such signatory 
may at any time withdraw that declara¬ 
tion by written notification to the Depo¬ 
sitary. 

(b) Neither a signatory which makes a de¬ 
claration in accordance with subpara- 
graph (a) nor Investors of that signatory 
may Claim the benefits of provisional 
applicatlon under paragraph (1). 

(c) Notwithstanding subparagraph (a), any 
signatory making a declaration refemed 
to In subparagraph (a) shall apply Part 


2. Les relations ätablies avec un Etat, une 
Organisation d'intägration äconomique rä- 
gionale ou une Organisation internationale, 
ainsi que les droits et les obligations qui en 
däcoulent, sont adaptäs aux circonstances 
particuliöres de l'association et, dans cha- 
que cas, sont präcisäes dans l'accord d’as- 
sociation. 


Article 44 
Enträe en vigueur 

1. Le präsent traitä entre en vigueur le 
quatre-vingt-dixiäme jour apräs la date de 
däpöt du trentiäme instrument de ratifica¬ 
tion, d’acceptation, d’approbation ou d’a- 
dhäsion d’un Etat ou d’une Organisation 
d’intägration äconomique rägionale signa- 
talre de la Charte ä la date du 16 juin 
1995. 

2. Pour tout Etat ou toute Organisation 
d'intägration äconomique rägionale qui rati- 
fie, accepte ou approuve le präsent traitä ou 
y adhäre apräs le däpöt du trentiäme instru¬ 
ment de ratification, d'acceptation ou d'ap- 
probation, le präsent traitä entre en vigueur 
le quatre-vingt-dixiäme jour apräs la date de 
däpöt, par cet Etat ou cette Organisation 
d’intägration äconomique rägionale, de ses 
instrumenta de ratification, d'acceptation, 
d'aprprobation ou d’adhäsion. 

3. Aux fins du paragraphe 1, tout instru¬ 
ment däposä par une Organisation d'intä¬ 
gration äconomique rägionale ne s'addition- 
ne pas aux Instruments däposäs par les 
Etats membres de cette Organisation. 

Article 45 

Application provisoire 

1. Les signataires conviennent d’appli- 
quer le präsent traitä ä titre provisoire, en 
attendant son enträe en vigueur pour ces 
signataires conformäment ä l'article 44, 
dans la mesure oü cette application provi¬ 
soire n’est pas incompatible avec leur 
Constitution ou leurs lois et räglements. 

2 . 

a) Nonobstant le paragraphe 1, tout signa- 
taire peut, lors de la signature, däposer 
aupräs du däpositaire une dädaration 
selon laquelle il n’est pas en mesure 
d’accepter l'application provisoire. 
L’obligation änoncäe au paragraphe 1 
ne s’applique pas au signataire qui a 
procädä ä cette däciaration. Tout signa¬ 
taire de ce type peut ä tout moment 
retirer cette däciaration par notification 
ächte au däpositaire. 

b) Ni un signataire qui procäde ä une dä¬ 
ciaration teile que visäe au point a) ni 
des investisseurs de ce signataire ne 
peuvent se prävaloir du bänäfice de 
l'application provisoire au titre du para¬ 
graphe 1. 

c) Nonobstant le point a), tout signataire 
qui procäde ä une däciaration teile que 
visäe ä ce point applique ä titre provi- 
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krafttreten des Vertrags für diesen Un¬ 
terzeichner nach Artikel 44 den Teil VII 
vorläufig an, soweit die vorläufige An¬ 
wendung seinen Gesetzen und sonsti¬ 
gen Vorschriften nicht entgegensteht. 

(3) 

a) Jeder Unterzeichner kann die vorläufige 
Anwendung dieses Vertrags durch eine 
schriftilche Notifikation an den Verwah¬ 
rer beenden, in der er seine Absicht 
bekundet, nicht Vertragspartei des Ver¬ 
trags zu werden. Die Beendigung der 
vorläufigen Anwendung wird für den be¬ 
treffenden Unterzeichner nach Ablauf 
von 60 Tagen nach Eingang seiner 
schriftlichen Notifikation beim Verwahrer 
wirksam. 

b) Beendet ein Unterzeichner die vorläu¬ 
fige Anwendung nach Buchstabe a, so 
bleibt seine Verpflichtung aus Absatz 1, 
die Teile III und V in bezug auf Investitio¬ 
nen anzuwenden, die Investoren ande¬ 
rer Unterzeichner in seinem Gebiet wäh¬ 
rend der vorläufigen Anwendung des 
Vertrags vorgenommen haben, den¬ 
noch bestehen, und zwar für die Dauer 
von zwanzig Jahren nach dem Tag des 
Wirksamwerdens der Beendigung, so¬ 
fern in Buchstabe c nichts anderes vor¬ 
gesehen ist. 

c) Buchstabe b findet keine Anwendung 
auf einen Unterzeichner, der in Anla¬ 
ge PA aufgeführt ist. Ein Unterzeichner 
kann aus der Liste der Anlage PA gestri¬ 
chen werden; die Streichung wird mit 
der Übergabe seines entsprechenden 
Antrags an den Verwahrer wirksam. 

(4) Bis zum Inkrafttreten dieses Vertrags 
kommen die Unterzeichner regelmäßig in 
der vorläufigen Chartakonferenz zusam¬ 
men. deren erste Sitzung von dem in Ab¬ 
satz 5 genannten vorläufigen Sekretariat 
spätestens 180 Tage nach dem Tag ein¬ 
berufen wird, an dem der Vertrag, wie in Arti¬ 
kel 38 vorgesehen, zur Unterzeichnung auf¬ 
gelegt wird. 

(5) Die Aufgaben des Sekretariats wer¬ 
den einstweilig bis zum Inkrafttreten dieses 
Vertrags nach Artikel 44 und bis zur Schaf¬ 
fung eines Sekretariats von einem vorläu¬ 
figen Sekretariat wahrgenommen. 

(6) Die Unterzeichner tragen nach Maß¬ 
gabe und vorbehaltlich des Absatzes 1 oder 
des Absatzes 2 Buchstabe c zu den Kosten 
des vorläufigen Sekretariats derart bei, als 
seien sie Vertragsparteien nach Artikel 37 
Absatz 3. Alle Modifikationen der Anlage B 
durch die Unterzeichner enden mit dem In¬ 
krafttreten dieses Vertrags. 

(7) Ein Staat oder eine Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration, die die¬ 
sen Vertrag nach Artikel 41 beitreten, bevor 
er in Kraft getreten ist, genießen bis zum 
Inkrafttreten des Vertrags die Rechte eines 
Unterzeichners und übernehmen auch die 
Verpflichtungen eines Unterzeichners auf- 
gnjnd dieses Artikels. 


VII provisionalty pending the entry into 
force of the Treaty for such signatory in 
accordance with Article 44, to the extent 
that such provisional application is not 
inconsistent with its laws or regula- 
tions. 

(3) 

(a) Any signatory may terminate its provi¬ 
sional application of this Treaty by writ- 
ten notification to the Depositary of its 
Intention not to become a Contracting 
Party to the Treaty. Termination of pro¬ 
visional application for any signatory 
shall take effect upon the expiration of 
60 days from ttre date on which such 
signatory’s written notification is re- 
ceived by the Depositary. 

(b) In the event that a signatory temninates 
provisional application under subpara- 
graph (a), the Obligation of the signatory 
under paragraph (1) to apply Parts III 
and V with respect to any Investments 
made in its Area during such provisional 
application by Investors of other signa- 
tories shall nevertheless remain in effect 
with respect to those Investments for 
twenty years following the effective date 
of termination, except as otherwise pro- 
vided in subparagraph (c). 

(c) Subparagraph (b) shall not apply to any 
signatory listed in Annex PA. A signatory 
shall be removed from the list in Annex 
PA effective upon delivery to the Depo¬ 
sitary of its request therefor. 


(4) Pending the entry into force of this 
Treaty the signatories shall meet periodical- 
ly in the provisional Charter Conference, the 
first meeting of which shall be convened by 
the provisional Secretariat referred to in 
Paragraph (5) not later than 180 days after 
the opening date for signature of the Treaty 
as specified in Article 38. 

(5) The functions of the Secretariat shall 
be canied out on an interim basis by a 
provisional Secretariat until the entry into 
force of this Treaty pursuant to Article 44 
and the establishment of a Secretariat. 

(6) The signatories shall, in accordance 
with and subject to the provisions of Para¬ 
graph (1) or subparagraph (2)(c) as apptx>- 
priate, contribute to the costs of the provi¬ 
sional Secretariat as if the signatories were 
Contracting Parties under Article 37(3). Any 
modifications made to Annex B by the sig¬ 
natories shall terminate upon the entry into 
force of this Treaty. 

(7) 'A state or Regional Economic Integra¬ 
tion Organization which, prior ' to this 
Treaty's entry into force, accedes to the 
Treaty in accordance with Article 41 shall, 
pending the Treaty’s entry into force, have 
the rights and assume the obligations of a 
signatory under this Article. 


soire la partie VII, en attendant l’enträe 
en vigueur du präsent traitä pour ledit 
signataire conformäment ä l'article 44, 
dans la mesure oü cette application pro- 
visoire n’est pas incompatible avec ses 
lois et räglements. 

3. 

a) Tout signataire peut mettre un terme ä 
son application provisoire du präsent 
traitä en notifiant par äcrit au däpositaire 
son intention de ne pas devenir partie 
contractante au präsent traitä. La fin de 
l'appiication provisoire prend effet, pour 
tout signataire, ä l'expiration d'un däiai 
de 60 jours ä compter du jour oü le 
däpositaire regoit ia notification äcrite du 
signataire. 

b) Lorsqu'un signataire met fin ä son appli¬ 
cation provisoire en vertu du point a), 
l’obligation qu'il a, en vertu du paragra- 
phe 1, d'appliquer les parties III et V ä 
tout investissement räalisä dans sa Zo¬ 
ne au cours de l’appiication provisoire 
par des investisseurs des autres signa- 
taires reste näanmoins valable, en ce 
qui conceme ces investissements, pen- 
dant vingt ans ä compter de la date 
effective de fin d'application, sauf dispo- 
sition contraire du point c). 

c) Le point b) ne s'applique pas aux signa- 
taires änumäräs ä l’annexe PA. Tout 
signataire est retirä de la liste figurant ä 
cette annexe däs qu’il a adressä une 
demande ä cet effet au däpositaire. 


4. En attendant l’enträe en vigueur du 
präsent traitä, les signataires se räunissent 
päriodiquement au sein de la Confärence 
provisoire de la Charte, dont la premiäre 
räunion est convoquäe par le Secrätariat 
provisoire visä au paragraphe 5 au plus tard 
180 jours apräs la date d’ouverture ä la 
signature du präsent traitä, indiquäe ä l’arti- 
cle 38. 

5. Les fonctions du Secrätariat sont exer- 
cäes ä titre provisoire par un Secrätariat 
provisoire jusqu’ä l’enträe en vigueur du 
präsent traitä conformäment ä l’article 44 et 
jusqu'ä la mise en place d’un Secrätariat. 

6. En conformitä et sous räserve des dis- 
positions du paragraphe 1 ou du paragra¬ 
phe 2 point c), selon le cas, les signataires 
contribuent, en vertu de l’article 37 paragra¬ 
phe 3, aux frais encourus par le Secrätariat 
provisoire comme s’ils ätaient des parties 
contractantes. Toute modification de l’an- 
nexe B par les signataires prend fin lors de 
l’enträe en vigueur du präsent traitä. 

7. Jusqu’ä l’enträe en vigueur du präsent 
traitä, un Etat ou une Organisation d’intägra- 
tion äconomique rägionale qui adhäre ä 
celui-ci avant son enträe en vigueur confor¬ 
mäment ä l’article 41 possäde les droits et 
assume les obligations d’un signataire qui 
däcoulent du präsent article. 
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Artikel 46 
Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Vertrag sind nicht 
zulässig. 

Artikel 47 

Rücktritt 

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit 
nach Ablauf von fünf Jahren, nachdem die¬ 
ser Vertrag für sie in Kraft getreten ist, dem 
Venwahrer schriftlich notifizieren, daß sie 
von dem Vertrag zurücktritt. 

(2) Der Rücktritt wird ein Jahr nach Ein¬ 
gang der Notifikation beim Venwahrer oder 
zu einem späteren Zeitpunkt wirksam der in 
der Notifikation des Rücktritts genannt ist. 

(3) Die Bestimmungen dieses Vertrags 
gelten für Investitionen, die im Gebiet einer 
Vertragspartei von Investoren anderer Ver¬ 
tragsparteien oder im Gebiet anderer Ver¬ 
tragsparteien von Investoren der betreffen¬ 
den Vertragspartei vorgenommen wurden, 
von dem Tag, an dem der Rücktritt der 
Vertragspartei von dem Vertrag wirksam 
wird, 20 Jahre lang weiter. 

(4) Alle Protokolle, deren Vertragspartei 
eine Vertragspartei dieses Vertrags ist, tre¬ 
ten für die betreffende Vertragspartei an 
dem Tag außer Kraft, an dem ihr Rücktritt 
von dem Vertrag wirksam wird. 

Artikel 48 

Status der Anlagen und Beschlüsse 

Die Anlagen dieses Vertrags und die 
Beschlüsse in Anlage 2 der am 17. Dezem¬ 
ber 1994 in Lissabon Unterzeichneten 
Schlußakte der Europäischen Energie¬ 
chartakonferenz beigefügt sind, sind fester 
Bestandteil des Vertrags. 

Artikel 49 

Verwahrer 

Die Regierung der Portugiesischen 
Republik ist Verwahrer dieses Vertrags. 

Artikel 50 

Verbindliche Wortiaute 

Zu Urkund dessen haben die hierzu ge¬ 
hörig befugten Unterzeichneten diesen Ver¬ 
trag in deutscher, englischer, französischer, 
italienischer, russischer und spanischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicherma¬ 
ßen verbindlich ist, in einer Urschrift unter¬ 
schrieben, die bei der Regierung der Portu¬ 
giesischen Republik hinterlegt wird. 


Article 46 
Reservations 

No reservations may be made to this 
Treaty. 


Article 47 
WIthdrawal 

(1) At any time after five years from the 
date on which this Treaty has entered into 
force for a Contracting Party, that Contract¬ 
ing Party may give written notification to 
the Depositary of its withdrawal from the 
Treaty. 

(2) Any such withdrawal shall take effect 
upon the expiry of one year after the date of 
the receipt of the notification by the Depo¬ 
sitary, or on such later date as may be 
specified in the notification of withdrawal. 

(3) The provisions of this Treaty shall 
continue to apply to Investments made in 
the Area of a Contracting Party by Investors 
of other Contracting Parties or in the Area of 
other Contracting Parties by Investors of 
that Contracting Party as of the date when 
that Contracting Party's withdrawal from the 
Treaty takes effect for a period of 20 years 
from such date. 

(4) All Protocols to virhich a Contracting 
Party is party shall cease to be in force for 
that Contracting Party on the effective date 
of its withdrawal from this Treaty. 


Article 48 

Status of Annexes and Decislons 

The Annexes to this Treaty and the Deci- 
sions set out in Annex 2 to the Final Act of 
the European Energy Charter Conference 
signed at Usbon on 17 December 1994 are 
integral parts of the Treaty. 


Article 49 
Depositary 

The Government of the Portuguese 
Republic shall be the Depositary of this 
Treaty. 


ArUcleSO 
Authentic text 

In witness whereof the undersigned, be- 
ing duly authorized to that effect, have 
signed this Treaty in English, French, Ger¬ 
man, Italian, Russian and Spanish, of which 
every text is equally authentic, in one origi¬ 
nal, which will be deposited with the Gov¬ 
ernment of the Portuguese Republic. 


Article 46 
Röserves 

Aucune reserve ne peut ötre falte ä 
l’ägard du präsent traitä. 

Article 47 
RetraK 

1. A l’issue d'une päriode de cinq ans ä 
compter de la date ä laquelle le präsent 
traitä est enträ en vigueur pour une partie 
contractante, celle-ci peut ä tout moment 
notifier au däpositaire, par äcrit, son retrait 
du präsent traitä. 

2. Ce retrait prend effet au terme d’un an 
apräs la date de räception de la notification 
par le däpositaire, ou ä une date ultärieure 
indiquäe dans la notification du retrait. 

3. Les dispositions du präsent traitä 
contlnuent ä s’appliquer pendant une pärio¬ 
de de 20 ans aux investissements räalisäs 
dans la zone d'une partie contractante par 
des investisseurs d’autres parties contrac- 
tantes ou dans la zone d’autres parties 
contractantes par des investisseurs de cette 
partie contractante, ä compter du moment 
oü le retrait de la partie contractante du 
präsent traitä prend effet. 

4. Tout protocole auquel une partie con¬ 
tractante est Partie cesse d'ätre en vigueur 
pour cette partie contractante ä la date ef¬ 
fective de son retrait du präsent traitä. 


Article 48 

Statut des annexes et däcislons 

Les annexes du präsent traitä et les däci- 
sions visäes ä l’annexe 2 de l’Acte final de 
la Confärence de la Charte europäenne de 
l’änergie, signäe ä Lisbonne le 17 däcem- 
bre 1994, font partie intägrante du präsent 
traitä. 

Article 49 
Däpositaire 

Le gouvemement de la Räpublique portu- 
gaise est le däpositaire du präsent traitä. 

Article 50 

Authenticitä des textes 

En foi de quoi les soussignäs, düment 
mandatäs ä cet effet, ont signä le präsent 
traitä en langues allemande, anglaise, 
espagnole, frangaise, itaiienne et russe, 
chaque texte faisant ägalement foi, en un 
exemplaire original, qui est däposä aupräs 
du gouvemement de la Räpublique portu- 
gaise. 
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1. Anlage EM 

Prlmärenergleträger und Energieerzeugnisse 

(nach Artikel 1 Nummer 4) 


Kernenergie 26.12 

26.12.10 

26.12.20 

28.44 


28.44.10 
28.44.20 

28.44.30 

28.44.40 

28.44.50 

28.45.10 

Kohle. Erdgas, 27.01 

Erdöl und Erdöl¬ 
erzeugnisse, 2 ^ Q 2 

elektrischer Strom 

27.03 

27.04 

27.05 


27.06 


27.07 


27.08 

27.09 

27.10 

27.11 


Uran- oder Thoriumerze und deren Konzentrate: 
Uranerze und ihre Konzentrate 
Thoriumerze und ihre Konzentrate 

Radioaktive chemische Elemente und radioaktive 
Isotope (einschließlich der spaltbaren und brütba¬ 
ren chemischen Elemente oder Isotope) und ihre 
Verbindungen; Mischungen und Rückstände, die 
diese Erzeugnisse enthalten: 

natürliches Uran und seine Verbindungen 

an U235 angereichertes Uran und seine Verbin¬ 
dungen; Plutonium und seine Verbindungen 

an U235 angereichertes Uran und seine Verbin¬ 
dungen; Thorium und seine Verbindungen 

andere radioaktive Elemente. Isotope und Verbin¬ 
dungen als die der Unterposition 28.44.10, 
28.44.20 oder 28.44.30 

verbrauchte (bestrahlte) Brennstoffelemente (Kar¬ 
tuschen) von Kernreaktoren 

schweres Wasser (Deuteriumoxid) 

Steinkohle, Steinkohlebriketts und ähnliche aus 
Steinkohle gewonnene feste Brennstoffe 

Braunkohle, auch agglomeriert, ausgenommen 
Gagat (Jett) 

Torf (einschließlich Torfstreu), auch agglomeriert 

Koks und Schwelkoks, aus Steinkohle, Braunkohle 
oder Torf, auch agglomeriert; Retortenkohle 

Steinkohlengas, Wassergas, Generatorgas, 
Schwachgas und ähnliche Gase, ausgenommen 
Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasser¬ 
stoffe 

Teer aus Steinkohle, aus Braunkohle oder aus Torf 
und andere Mineralteere, auch entwässert oder 
teilweise destilliert, einschließlich rekonstituierte 
Teere 

Öle und andere Erzeugnisse der Destillation des 
Hochtemperatur-Steinkohlenteers; ähnliche Er¬ 
zeugnisse, in denen das Gewicht der aromatischen 
Bestandteile größer ist als das Gewicht der nicht¬ 
aromatischen Bestandteile (z. B. Benzol, Tulol, Xy¬ 
lol, Naphtalin, andere Mischungen aromatischer 
Kohlenwasserstoffe, Phenole, Kreosotöle und an¬ 
dere) 

Pech und Pechkoks aus Steinkohlenteer oder an¬ 
deren Mineralteeren 

Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, roh 

Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, ausge¬ 
nommen rohe Öle 

Erdgas und andere gasförmige Kohlenweisserstof- 
fe. verflüssigt: 

- Erdgas' 

- Propan 

- Butane 

- Ethylen, Propylen, Butylen und Butadien (27.11.14) 

- andere 

in gasförmigem Zustand: 

- Erdgas 

- andere 
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27.13 

27.14 

27.15 


27.16 

Andere Energien 44.01.10 
44.02 


Petrolkoks, Bitumen aus Erdöl und andere Rück¬ 
stände aus Erdöl oder Öl aus bituminösen Minera¬ 
lien 

Naturbitumen und Naturasphalt; bituminöse oder 
ölhaltige Schiefer und Sande; Aspahltite und 
Asphalt gestein 

Bituminöse Mischungen auf der Grundlage von 
Naturasphalt oder Naturbitumen, Bitumen aus 
Erdöl, Mineralteer oder Mineralteerpech (z. B. 
Asphaltmatrix, Verschnittbitumen) 

Elektrischer Strom 

Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten, 
Zweigen, Reisigbündeln und ähnlichen Formen 

Holzkohle (einschließlich Kohle aus Schalen oder 
Nüssen), auch zusammengepreßt 


2. Anlage NI 

Primärenergieträger und Energieerzeugnisse, 
die nicht unter den Begriff „Wirtschaftstätigkeit Im Energiebereich“ fallen 

(nach Artikel 1 Nummer 5) 

27.07 Öle und andere Erzeugnisse der Destillation des 

Hochtemperatur-Steinkohlenteers; ähnliche Er¬ 
zeugnisse, in denen das Gewicht der aromatischen 
Bestandteile größer ist als das Gewicht der nicht- 
aromatischen Bestandteile (z. B, Benzol, Toluol, 
Xylol, Naphtalin, andere Mischungen aromatischer 
Kohlenwasserstoffe, Phenole, Kreosoföle und an¬ 
dere) 

44.01.10 Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten, 

Zweigen, Reisigbündeln und ähnlichen Formen 

44.02 Holzkohle (einschließlich Kohle aus Schalen oder 

Nüssen), auch zusammengepreßt 
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1. Annex EM 

Energy Materials and Products 

(In accordance with Article 1(4)) 


Nuclear Energy 26.12 

26.12.10 

26.12.20 

28.44 


28.44.10 
28.44.20 

28.44.30 

28.44.40 

28.44.50 

28.45.10 

Coal, Natural 27.01 

Gas, Petroleum 
and Petroleum 27 02 

Products, Electrical 
Energy 

27.03 

27.04 

27.05 

27.06 


27.07 


27.08 

27.09 

27.10 

27.11 


Uranium or thorium ores and concentrates. 
Uranium ores and concentrates. 

Thorium ores and concentrates. 

Radioactive Chemical elements and radioactive iso- 
topes (including the tissile or fertile Chemical ele¬ 
ments and isotopes) and their Compounds; mix- 
tures and residues containing these products. 

Natural uranium and its compounds. 

Uranium enriched in U 235 and its compounds; 
Plutonium and its compounds. 

Uranium depleted in U 235 and its compounds; 
thorium and its compounds. 

Radioactive elements and isotopes and radioactive 
compounds other than 28.44.10, 28.44.20 or 
28.44.30. 

Spent (irradiated) fuel elements (Cartridges) of nu¬ 
clear reactors. 

Heavy vtrater (deuterium oxide). 

Coal. briquettes, ovoids and similar solid fuels 
manufactured from coal. 

Lignite, whether or not agglomerated excluding 
jet. 

Peat (including peat litter), whether or not ag¬ 
glomerated. 

Coke and semi-coke of coal, of lignite or of peat, 
whether or not agglomerated; retort carbon. 

Coal gas, water gas, producer gas and similar 
gases, other than Petroleum gases and other 
gaseous hydrocarbons. 

Tar distilied from coal, from lignite or from peat, and 
other mineral tars, whether or not dehydrated or 
partially distilied, including reconstituted tars. 

Oils and other products of the distillation of high 
temperature coal tar; similar products in which the 
weight of the aromatic constituents exceeds that of 
the non-aromatic constituents (e.g., benzole, 
toluole, xylole, naphtalene, other aromatic hy- 
drocarbon mixtures, phenols, creosote oils and 
others). 

Pitch and pitch coke, obtained from coal tar or from 
other mineral tars. 

Petroleum oils and oils obtained from bituminous 
minerals, crude. 

Petroleum oils and oils obtained from bituminous 
minerals, other than crude. 

Petroleum gases and other gaseous hydrocarbons 
Liquified: 

- natural gas 

- propane 

- butanes 

- ethylene, propylene, butylene and butadiene 
(27.11.14) 

- other. 

In gaseous state: 

- natural gas 

- other. 
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27.13 Petroleum coke, petroleum bitumen and other re- 
sidues of Petroleum oils or of oils obtained from 
bituminous minerals. 

27.14 Bitumen and asphalt, natural; bituminous or oil 
shale and tar sands; asphaltites and asphaitic 
rocks. 

27.15 Bituminous mixtures based on natural asphalt, on 
natural bitumen, on petroleum bitumen, on mineral 
tar or on mineral tar pitch (e.g., bituminous mastics, 
cut-backs). 

27.16 Eiectrical energy. 

Other Energy 44.01.10 Fuel wood, in logs, in billets, in twigs, in faggots or 

in similar forms. 

44.02 Charcoal (including charcoal from Shells or nuts), 

whether or not agglomerated. 

2. Annex NI 

Non-Applicable Energy Materials and Products 
for definition of “Economic Activtty in the Energy Sector" 

(In accordance with Article 1(5)) 

27.07 Oils and other products of the distillation of high 

temperature coal tar; similar products in which the 
weight of the aromatic constifuenfs exceeds that of 
the non-aromatic constituents (e.g., benzole, 
toluole, xylole, naphtalene, other aromatic hy- 
drocarbon mixtures, phenols, creosote oils and 
others). 

44.01.10 Fuel wood, in logs, in billets, in twigs, in faggots or 

in similar forms. 

44.02 Charcoal (including charcoal from Shells or nuts), 

whether or not agglomerated. 
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1. Annexe EM 

Matiöres et produits toergetiques 

(conformöment ä l’article 1“ point 4) 


Energie nuclöaire 26.12 

26.12.10 

26.12.20 

28.44 


28.44.10 
28.44.20 

28.44.30 

28.44.40 

28.44.50 

28.45.10 

Charbon, geiz 27.01 
naturel, p^trole et 
produits p 6 tro(iers, 27 02 
Energie electrique 

27.03 

27.04 

27.05 

27.06 

27.07 


27.08 

27.09 

27.10 

27.11 


Minerals d’uranium ou de thorium et leurs concen- 
tr 6 s. 

Minerals d'uranium et leurs concenträs. 

Minerals de thorium et leurs concentr 6 s. 

Elements chimiques radioactifs et isotopes ra- 
dloactifs (y compris les dldments chimiques et iso¬ 
topes fissiles ou fertiles) et leurs compose; meian- 
ges et residus contenant ces produits. 

Uranium naturel et ses composes. 

Uranium enrichi en U235 et ses compose; Pluto¬ 
nium et ses composes. 

Uranium appauvri en U235 et ses compos 6 s; tho¬ 
rium et ses compos 6 s. 

Elements et isotopes radioactifs et composes ra¬ 
dioactifs autres que ceux des n° 28.44.10,28.44.20 
ou 28.44.30. 

Elements combustlbles (cartouches) uses (irra- 
dies) de reacteurs nucieaires. 

Eau lourde (oxyde de deuterium). 

Houilles; briquettes, boulets et combustlbles so¬ 
lides similaires obtenus ä partir de la houille. 

Lignites, mdme agglomdrees, ä l'exclusion du 
jais. 

Tourbe (y compris la tourbe pour litiere), m 6 me 
agglom 6 ree. 

Cokes et semi-cokes de houille, de lignite ou de 
tourbe, meme agglomeres; charbon de cornue. 

Gaz de houille, gaz ä l'eau, gaz pauvre et gaz 
similaires, ä l’exclusion des gaz de petrole et autres 
hydrocarbures gazeux. 

Goudrons de houille, de lignite ou de tourbe et 
autres goudrons min 6 raux, m§me döshydratös ou 
etetds, y compris les goudrons reconstitues. 

Huiles et autres produits provenant de la distillation 
des goudrons de houille ä haute temperature; pro¬ 
duits analogues dans lesquels les constituants aro- 
matiques prödominent en poids par rapport aux 
constituants non aromatiques (par exemple, les 
benzols, toluols, xylols, naphtal^nes, autres mälan- 
ges d’hydrocarbures aromatiques, phönols, huiles 
de cr 6 osote et autres). 

Brai et coke de brai de goudron de houille ou 
d’autres goudrons minöraux. 

Huiles brutes de p 6 trole ou de minöraux bitumi- 
neux. 

Huiles de petrole ou de minäraux bitumlneux, au¬ 
tres que les huiles brutes. 

Gaz de p 6 trole et autres hydrocarbures gazeux 
liquefi^s; 

- gaz naturel 

- propane 

- butanes 

- öthylöne, propylöne, butylöne et butadiäne 
(27.11.14) 

- autres 

ä l’ötat gazeux; 

- gaz naturel 

- autres. 
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Coke de petrole, bitume de petrole et autres resi- 
dus des hulles de F>etrole ou de mineraux bltumi- 
neux. 

Bitumes et asphaKes, naturels; schistes et sables 
bitumineux; asphaltites et roches asphaltiques. 

M4langes bitumineux ä base d’asphalte ou de bitu¬ 
me naturels, de bitume de pötrole, de goudron 
mineral ou de brai de goudron mineral (mastics 
bitumineux, «cut-backs», par exemple). 

Energie eiectrique. 

Bois de chautfage en rondins, billettes, büches, 
(agots ou sous formes similaires. 

Charbon de bois (y compris le charbon de coques 
ou de noix), meme agglomere. 

2. Annexe NI 

Matieres et produits energetiques non applicables 
aux investlssements pour la definitlon de r«activite economique du secteur de 
renergie» 

(conformement ä l’article 1” point 5) 

27.07 


44.01.10 

44.02 


Huiles et autres produits provenant de la distillation 
des goudrons de houille ä haute temperature, pro¬ 
duits analogues dans lesquels les Constituante aro- 
matiques predominent en poids par rapport aux 
constituants non aromatiques (par exemple, les 
benzols, toluols, xylols, naphtaienes, autres m^lan- 
ges cfhydrocarbures aromatiques, ph6nols, huiles 
de crbosote et autres). 

Bois de chautfage en rondins, billettes, büches, 
fagots ou sous formes similaires. 

Charbon de bois (y compris le charbon de coques 
ou de noix), müme agglomürü. 


27.13 

27.14 

27.15 

27.16 

Autre Energie 44.01.10 
44.02 
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3. Anlage TRM 

Notifikation und Übergang* 
beetimmungen (TBIMs) 

(nach Artikel 5 Absatz 4) 

(1) Jede Vertragspartei notifiziert dem Se¬ 
kretariat alle handelsbezogenen Investi¬ 
tionsmaßnahmen, die sie anwendet und die 
mit den Bestimmungen des Artikels 5 nicht 
in Einklang stehen, binnen 

a) 90 Tagen nach Inkrafttreten dieses Ver¬ 
trags, wenn die Vertragspartei eine Ver¬ 
tragspartei des GATT ist, oder 

b) 12 Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Vertrags, wenn die Vertragspartei keine 
Vertragspartei des GATT ist. 

Handelsbezogene Investitionsmaßnahmen 
mit allgemeinem oder besonderem Anwen¬ 
dungsbereich sind zusammen mit ihren 
Hauptmerkmalen zu notifizieren. 

(2) Im Falle von handelsbezogenen In- 
vestititionsmaßnahmen, die nach Ermessen 
angewandt werden, ist jede besondere An¬ 
wendung zu notifizieren. Informationen, die 
berechtigte wirtschaftliche Interessen ein¬ 
zelner Unternehmen berühren, brauchen 
nicht offengelegt zu werden. 

(3) Jede Vertragspartei hebt alle nach 
Absatz 1 notifizierten handelsbezogenen In¬ 
vestitionsmaßnahmen auf, und zwar bin¬ 
nen 

a) 2 Jahren nach Inkrafttreten dieses Ver¬ 
trags, wenn die Vertragspartei eine Ver¬ 
tragspartei des GATT ist, oder 

b) 3 Jahren nach Inkrafttreten dieses Ver¬ 
trags, wenn die Vertragspartei keine 
Vertragspartei des GATT ist. 

(4) Während des in Absatz 3 genannten 
Zeitraums ändert eine Vertragspartei die 
Bedingungen für von ihr nach Absatz 1 noti¬ 
fizierte handelsbezogene Investitionsmaß¬ 
nahmen gegenüber den zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Vertrags geltenden 
Bedingungen nicht dargestellt, daß der 
Grad der Unvereinbarkeit mit Artikel 5 die¬ 
ses Vertrags erhöht wird. 

(5) Ungeachtet des Absatzes 4 kann eine 
Vertragspartei, um bestehende Unterneh¬ 
men, für die eine nach Absatz 1 notifizierte 
handelsbezogene Investitionsmaßnahme 
gilt, nicht zu benachteiligen, während der 


3. Annex TRM 

NotlfIcatlon and Phase-Out 
(TRIMs) 

(In accordance with Article 5(4)) 

(1) Each Contracting Party shall notify to 
the Secretariat all trade related Investment 
measures which it appiies that are not in 
conformity with the provisions of Article 5, 
within: 

(a) 90 days after the entry into force of this 
Treaty if the Contracting Party is a party 
to the GATT; or 

(b) 12 months after the entry into force of 
this Treaty if the Contracting Party is not 
a party to the GATT. 

Such trade related Investment measures of 
general or specific application shall be noti- 
fied along with their prirrcipal features. 

(2) In the case of trade related Investment 
measures applied under discretionary au- 
thority, each specific application shall be 
notifled. Information that would prejudice 
the legitimate commercial Interests of par- 
ticular enterprises need not be disclosed. 


(3) Each Contracting Party shall eliminate 
all trade related Investment measures which 
are notified under paragraph (1) within: 

(a) two years from the date of entry into 
force of this Treaty if the Contracting 
Party is a party to the GATT; or 

(b) three years from the date of entry into 
force of this Treaty if the Contracting 
Party is not a party to the GATT. 

(4) Düring the applicable period referred 
to in Paragraph (3) a Contracting Party shall 
not modify the terms of any trade related 
Investment measure which it notifies under 
Paragraph (1) from those prevalling at the 
date of entry into force of this Treaty so as to 
increase the degree of inconsistency with 
the provisions of Article 5 of this Treaty. 


(5) Notwithstanding the provisions of Pa¬ 
ragraph (4), a Contracting Party, in Order not 
to disadvantage established enterprises 
which are subject to a trade related Invest¬ 
ment measure notified under paragraph (1), 


3. Annexe TRM 

NotHication et Elimination progressive 
(TRM) 

(conformäment ä l’article 5 paragraphe 4} 

1. Chaque partie contractante notifie au 
Secrätariat toutes les mesures d'investisse- 
ment liäes au commerce qu’elle applique et 
qui ne sont pas conformes aux dispositions 
de l'article 5, dans un däiai de; 

a) 90 jours apräs l’enträe en vigueur du 
präsent traitä si la partie contractante 
est partie au GATT; ou 

b) 12 mois apräs l'enträe en vigueur du 
präsent traitä si la partie contractante 
n’est pas partie au GATT. 

Ces mesures d’investissement liäes au 
commerce, d’application gänärale ou spä- 
cifique, ainsi que leurs principales caractä- 
ristiques sont notifiäes. 

2. Dans le cas de mesures d’investisse* 
ment liäes au commerce qui sont appli- 
quäes en vertu d’un pouvoir discrätionnaire, 
chaque application späcifique est notifiäe. 
Aucune Information susceptible de porter 
präjudice aux intäräts commerciaux lägi- 
times d’entreprises particuliäres ne doit ätre 
divulguäe. 

3. Chaque partie contractante älimine 
toutes les mesures d'investissement liäes 
au commerce qui ont ätä notifiäes confor- 
mäment au paragraphe 1: 

a) dans les deux ans suivant la date d'en- 
träe en vigueur du präsent traitä si la 
partie contractante est partie au GATT; 
ou 

b) dans les trois ans suivant la date d'en- 
träe en vigueur du präsent traitä si la 
partie contractante n’est pas partie au 
GATT. 

4. Durant la päriode applicable visäe au 
paragraphe 3, une partie contractante ne 
modifie pas les clauses d'une mesure d'in¬ 
vestissement liäe au commerce qui a ätä 
notifiäe conformäment au paragraphe 1 par 
rapport ä celles qui ätaient utilisäes ä la date 
d’enträe en vigueur du präsent traitä d'une 
maniäre qui aboutirait ä augmenter le degrä 
d’incompatibilitä par rapport aux disposi¬ 
tions de l’article 5 du präsent traitä. 

5. Nonobstant les dispositions du para¬ 
graphe 4, une partie contractante peut, pour 
ne pas däsavantager des entreprises äta- 
blies qui sont soumlses ä une mesure d’in¬ 
vestissement liäe au commerce qui a ätä 



62 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 


Übergangszeit die gleiche handelsbezoge¬ 
ne Investitionsmaßnahme auf eine neue In¬ 
vestition anv/enden, 

a) wenn es sich bei den Waren der betref¬ 
fenden Investition und denen der beste¬ 
henden Unternehmen um gleichartige 
Waren handelt und 

b) wenn eine solche Anwendung notwen¬ 
dig ist, um eine Verzerrung der Wettbe¬ 
werbsbedingungen zwischen der neuen 
Investition und den bestehenden Unter¬ 
nehmen zu vermeiden. 

Alle solchen für neue Investitionen gelten¬ 
den handelsbezogenen Investitionsmaß¬ 
nahmen werden dem Sekretariat notifiziert. 
Die Bedingungen für solche handelsbezo¬ 
genen Investitionsmaßnahmen müssen in 
ihren Auswirkungen auf die Wettbewerbsfä¬ 
higkeit den für die bestehenden Unterneh¬ 
men geltenden Bedingungen entsprechen 
und zur gleichen Zeit auslaufen. 

(6) Tritt ein Staat oder eine Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegration die¬ 
sem Vertrag nach dessen Inkrafttreten bei, 

a) so ist die in den Absätzen 1 und 2 ge¬ 
nannte Notifikation zu dem späteren der 
nach Absatz 1 anwendbaren Zeitpunkte 
oder zum Zeitpunkt der Hinterlegung der 
Beitrittsurkunde vorzunehmen und 

b) so gilt als Ende der Auslaufphase der 
spätere der nach Absatz 3 geltenden 
Zeitpunkte oder der Zeitpunkt, zu dem 
der Vertrag für den Staat oder die Orga¬ 
nisation der regionalen Wirtschaftsinte¬ 
gration in Kraft tritt. 


4. Anlage N 

Liste der Vertragsparteien, 
die bei einem Transit die Einbeziehung 
von mindestens 3 verschiedenen 
Gebieten fordern 

(nach Artikel 7 Absatz 10 Buchstabe a) 

1. Kanada und die Vereinigten Staaten von 
Amerika 

5. Aniage VC 

Liste der Vertragsparteien, 
die freiwillig bindende Verpflichtungen 
bezügiich Artikei 10 Absatz 3 
eingegangen sind 

(nach Artikel 10 Absatz 6) 


6. Anlage ID 

Liste der Vertragsparteien, die einem 
Investor nichf ertauben, dieselbe 
Strettigkelt später nach Artikel 26 
erneut einem Internationalen 
Schiedsgericht vorzulegen 
(nach Artikel 26 Absatz 3 Buchstabe b Ziffer i) 

1. Australien 

2. Aserbeidschan 


may apply during the phase-out period the 
same trade related Investment measure to a 
new Investment where; 

(a) the Products of such Investment are like 
Products to those of the established 
enterprises; and 

(b) such application is necessary to avoid 
distorting the conditions of competition 
between the new Investment and the 
established enterprises. 

Any trade related Investment measure so 
applied to a new Investment shall be noti- 
fied to the Secretariat. The terms of such a 
trade related Investment measure shail be 
äquivalent in their competitive effect to 
those applicable to the established enter- 
prises, and it shall be terminated at the 
same time. 

(6) Where a state or Regional Economic 
Integration Organization accedes to this 
Treaty after the Treaty has entered into 
force: 

(a) the notification referred to in paragraphs 
(1) and (2) shall be made by the later of 
the applicable date in paragraph (1) or 
the date of deposit of the Instrument of 
accession; and 

(b) the end of the phase-out period shall be 
the later of the applicable date in para¬ 
graph (3) or the date on which the 
Treaty enters into force for that state or 
Regional Economic Integration Organi¬ 
zation. 


4. Annex N 

List of Contracting Parties 
requiring at least 3 separate areas 
to be involved in a transit 

(In accordance with Article 7(10)(a)) 

1. Canada and United States of America 


5. Annex VC 

List of Contracting Parties 
which have made voluntary binding 
commitments In respect 
of Article 10(3) 

(In accordance with Article 10(6)) 


6. Annex ID 

List of Contracting Parties not allowing 
an Investor to resubmit the same dispute 
to international arbltration at a later 
Stage under Article 26 

(In accordance with Article 26(3)(b)(i)) 

1. Australia 

2. Azerbaijan 


notifiee conformäment au paragraphe 1, ap- 
pliquer cette mesure ä un nouvel investisse- 
ment pendant la periode d’elimination lors- 
que: 

a) les produits d’un tel investissement sont 
similaires aux produits des entreprises 
etablies; et 

b) cette application se räväle necessaire 
afin d’äviter des distorsions des condi¬ 
tions de concurrence entre le nouvel 
investissement et les entreprises äta- 
blies. 

Toute mesure d’investissement liee au com¬ 
merce ainsi appliquee ä un nouvel investis¬ 
sement est notifiäe au Secrätaire. Les clau- 
ses d’une teile mesure sont äquivalentes, 
du point de vue de l’effet concurrentiel, ä 
celles applicables aux entreprises ätablies, 
et la mesure s’eteint ä la meme ächäance. 


6. Si un Etat ou une Organisation d’inte- 
gration äconomique rägionale adhäre au 
präsent traitä apres son enträe en vigueur: 

a) la notification visäe aux paragraphes 1 
et 2 est effectuäe ä la date applicable 
selon le paragraphe 1 ou ä la date du 
däpöt de l’instrument d’adhäsion, la date 
la plus tardive ätant retenue; et 

b) la päriode d'älimination prend fin ä la 
date applicable selon le paragraphe 3 
ou ä la date d’enträe en vigueur du 
präsent traitä pour cet Etat ou cette Or¬ 
ganisation d’intägration äconomique 
rägionale, la date la plus tardive ätant 
retenue. 

4. Annexe N 

Liste des parties contractantes 
demandant qu’au moins trois zones 
diffärentes soient concemäes 
par un transit 

(confonnäment ä l’article 7 paragraphe 10 
point a)) 

1. Le Canada et les Etats-Unis d’Amäri- 
que. 

5. Annexe VC 

Liste des parties contractantes 
qui se sont voiontairement engagäes 
ä respecter t'article 10 paragraphe 3 

(conformäment ä l'article 10 
paragraphe 6) 

6. Annexe ID 

Liste des parties contractantes qui ne 
permettent pas ä un investisseur de sou- 
mettre de rrauveau le mäme diffärend ä 
un arbKrage International ä un stade ul- 
tärleur au titre de l’article 26 
(conformäment ä rarticie 26 paragraphe 3 
point b) i)) 

1. Australie 

2. Azerbatdjan 
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3. 

Bulgarien 

3. Bulgaria 

3. 

Bulgarie 

4. 

Kanada 

4. Canada 

4. 

Canada 

5. 

Kroatien 

5. Croatia 

5. 

Croatie 

6. 

Zypern 

6. Cyprus 

6. 

Chypre 

7. 

Tschechische Republik 

7. The Czech Republic 

7. 

Röpublique tchäque 

8. 

Europäische Gemeinschaften 

8. European Communities 

8. 

Communautäs europäennes 

9. 

Finnland 

9. Finland 

9. 

Finlande 

10 . 

Griechenland 

10. Greece 

10. 

Gröce 

11. 

Ungarn 

11. Hungary 

11. 

Hongrie 

12. 

Irland 

12. Ireland 

12. 

Irfande 

13. 

Italien 

13. Italy 

13. 

Italie 

14. 

Japan 

14! Japan 

14. 

Japon 

15. 

Kasachstan 

15. Kazakhstan 

15. 

Kazakhstan 

16. 

Norwegen 

16. Norway 

16. 

Norvöge 

17. 

Polen 

17. Poland 

17. 

Pologne 

18. 

Portugal 

18. Portugal 

18. 

Portugal 

19. 

Rumänien 

19. Romania 

19. 

Roumanie 

20. 

Russische Föderation 

20. The Russian Federation 

20. 

Föderation de Russie 

21. 

Slovenien 

21. Slovenia 

21. 

Slovönie 

22. 

Spanien 

22. Spain 

22. 

Espagne 

23. 

Schweden 

23. Sweden 

23. 

Suöde 

24. 

Vereinigte Staaten von Amerika 

24. United States of America 

24. 

Etats-Unis d’Amörique 


7. Anlage lA 

Liste der Vertragsparteien, 
die einem Investor oder einer 
Vertragspartei nicht eriauben, eine 
Streitigkeit über den ietzten Satz des 
Artikeis 10 Absatz 1 einem intemationaien 
Schiedsgericht vorzuiegen 
(nach Artikel 26 Absatz 3 Buchstabe c und 
Artikel 27 Absatz 2) 


7. Annex lA 

List of Contracting Parties 
not aiiowing an Investor or 
Contracting Party to submK 
a dispute conceming 
the last sentence of ArtIcle 10(1) to 
International arbltration 
(In accordance with Articles 26(3)(c) 
and 27(2)) 


7. Annexe lA 

Liste des parties contractantes 
qui n’autorisent pas un Investlsseur ou 
une Partie contractante ä soumettra un 
diff^rend concemant la demiftre phrase 
de l’artlcle 10 paragraphe 1 
ä un arbitrage International 
(conformöment ä l’article 26 paragraphe 3 
point c) et ä l’article 27 paragraphe 2) 


1. Australien 

2. Kanada 

3. Ungarn 

4. Norwegen 


1. Australia 

2. Canada 

3. Hungary 

4. Nonway 


1. Australie 

2. Canada 

3. Hongrie 

4. Norvfege 


8. Anlage P 

Besonderes Verfahren der StreKbel- 
legung für regionale und örtliche 
Regierungs- und Verwaltungsstellen 

(nach Artikel 27 Absatz 3 Buchstcibe i) 

Teil I 

1. Kanada 

2. Australien 

Teil II 

(1) Falls das Gericht in einem Schieds¬ 
spruch feststellt, daß eine Maßnahme einer 
regionalen oder örtlichen Regierungs- oder 
Verwaltungsstelle einer Vertragspartei (im 
folgenden als »verantwortliche Partei“ be¬ 
zeichnet) einer Bestimmung dieses Ver¬ 
trags zuwiderläuft, trifft die zuständige Par¬ 
tei geeignete ihr zur Verfügung stehende 


8. Annex P 

Special sub-national 
dispute procedure 

(In accordance with Article 27(3)(i)) 

Part I 

1. Canada 

2. Australia 

Parti! 

(1) Where, in making an award, the tribu- 
nal finds that a measure of a regional or 
local govemment or authority of a Contract¬ 
ing Party (hereinafter referred to as the 
“Responsible Party^ is not in conformity 
with a Provision of this Treaty, the Responsi¬ 
ble Party shall take such reasonable meas- 
ures as may be available to it to ensure 


8. Annexe P 

Procödure spöciale sous-natlonale 
de röglement des dlfförends 

(conformäment ä l’article 27 
paragraphe 3 point i)) 

Partie I 

1. Canada 

2. Australie 

Partie II 

1. Lorsque, dans sa sentence, un tribunal 
estime qu’une mesure appliquäe par une 
administration publique ou autoritä regiona¬ 
le ou locale d’une partie contractante, 
ci-apräs dönommäe «partie responsable», 
n’est pas conforme ä une disposition du 
traite, la partie responsable prend toutes les 
mesures raisonnables dont eile dispose 
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Abhilfemaßnahmen, um die Einhaltung des 
Vertrags bezüglich der Maßnahme zu ge¬ 
währleisten, 

(2) Die verantwortliche Partei notifiziert 
dem Sekretariat binnen 30 Tagen, nachdem 
der Schiedsspruch ergangen ist, in schriftli¬ 
cher Form die von ihr beabsichtigten Schrit¬ 
te zur Einhaltung des Vertrags hinsichtlich 
der Maßnahme. Das Sekretariat legt die 
Notifikation zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
der Chartakonferenz vor, und zwar späte¬ 
stens auf der Tagung der Konferenz, die 
dem Eingang der Notifikation folgt, Ist es 
praktisch unmöglich, die Einhaltung des 
Vertrags sogleich zu gewährleisten, so wird 
der verantwortlichen Partei hierfür eine an¬ 
gemessene Frist eingeräumt. Die Frist wird 
von beiden Streitparteien vereinbart. 
Kommt eine solche Vereinbarung nicht zu¬ 
stande, so schlägt die verantwortliche Partei 
der Chartakonferenz eine geeignete Frist 
zur Genehmigung vor. 

(3) Kommt die verantwortliche Partei in¬ 
nerhalb der angemessenen Frist der Einhal¬ 
tung des Vertrags hinsichtlich der Maßnah¬ 
me nicht nach, so bemüht sie sich auf An¬ 
trag der anderen an der Streitigkeit beteilig¬ 
ten Vertragspartei (im folgenden als „ge¬ 
schädigte Partei“ bezeichnet) um eine Ver¬ 
ständigung mit der geschädigten Partei 
über eine angemessene Entschädigung, 
um die Streitigkeit damit zur beiderseitigen 
Zufriedenheit beizulegen. 

(4) Ist binnen 20 Tagen nach Antragstel¬ 
lung seitens der geschädigten Partei eine 
angemessene Entschädigung nicht verein¬ 
bart worden, so kann die geschädigte Partei 
mit Genehmigung der Chartakonferenz ge¬ 
genüber der verantwortlichen Partei den 
Teil ihrer Rlichten aus diesem Vertrag 
aussetzen, den sie mit den durch die in 
Frage stehende Maßnahme versagten 
Flüchten für gleichwertig hält, und zwar so 
lange, bis die Vertragsparteien sich über 
eine Lösung ihrer Streitigkeit geeinigt haben 
oder bis die dem Vertrag zuwiderlaufende 
Maßnahme mit dem Vertrag in Einklang 
gebracht worden ist. 

(5) Bei der Überlegung, welche Pflichten 
ausgesetzt werden sollen, richtet sich die 
geschädigte Partei nach folgenden Grund¬ 
sätzen und Verfahren: 

a) Die geschädigte Partei versucht zu¬ 
nächst Pflichten aus dem Teil des Ver¬ 
trags auszusetzen, in dem das Schieds¬ 
gericht eine Verletzung der Vertragsbe¬ 
stimmungen festgestellt hat. 

b) Ist die geschädigte Partei der Auffas¬ 
sung, daß die Aussetzung von Rlichten 
aus dem gleichen Teil des Vertrags 
nicht durchführbar oder wirksam ist, so 
kann sie Pflichten aus anderen Teilen 
des Vertrags auszusetzen suchen. Be¬ 
schließt die geschädigte Partei, die Ge¬ 
nehmigung zur Aussetzung von Rlich¬ 
ten nach diesem Buchstaben zu bean¬ 
tragen, so gibt sie der Chartakonferenz 
in ihrem Antrag auf Genehmigung eine 
entsprechende Begründung. 

(6) Auf schriftlichen Antrag der verant¬ 
wortlichen Partei, der an die geschädigte 


observance of the Treaty in respect of the 
measure, 

(2) The Responsible Party shall, within 
30 days from the date the award is made, 
provide to the Secretariat written notice of 
its intentions as to ensuring observance of 
the Treaty in respect of the measure. The 
Secretariat shall present the notification to 
the Charter Conference at the earliest prac- 
ticable opportunity, and no later than the 
meeting of the Charter Conference following 
receipt of the notice. If it is impracticable to 
ensure observance immediately, the Re¬ 
sponsible Party shall have a reasonable 
period of time in which to do so. The reason¬ 
able period of time shall be agreed by both 
parties to the dispute. In the event that such 
agreement is not reached, the Responsible 
Party shall propose a reasonable period for 
approval by the Charter Conference. 

(3) Where the Responsible Party falls, 
within the reasonable period of time, to en¬ 
sure observance in respect of the measure, 
it shall at the request of the other Contract¬ 
ing Party party to the dispute (hereinafter 
referred to as the “Injured Party”) endeavour 
to agree with the Injured Party on appropri- 
ate compensation as a mutually satisfactory 
resolution of the dispute. 


(4) If no satisfactory compensation has 
been agreed within 20 days of the request 
of the Injured Party, the Injured Party may 
with the authorization of the Charter Confer¬ 
ence susprend such of its obligations to the 
Responsible Party under the Treaty as it 
considers äquivalent to those denied by the 
measure in question, until such time as the 
Contracting Parties have reached agree¬ 
ment on a resolution of their dispute or the 
non-conforming measure has been brought 
into conformity with the Treaty. 


(5) In considering what obligations to 
suspend, the Injured Party shall apply the 
following principles and procedures; 

(a) The Injured Party should first seek to 
suspend obligations with respect to the 
Same Part of the Treaty as that in which 
the tribunal has found a violation. 

(b) If the Injured Party considers that it is not 
practicable or effective to suspend obli¬ 
gations with respect to the same Part of 
the Treaty, it may seek to suspend obli¬ 
gations in other Parts of the Treaty. If the 
Injured Party decides to request authori¬ 
zation to suspend obligations under this 
sub-paragraph, it shall state the reasons 
therefor in its request to the Charter 
Conference for authorization. 


(6) On written request of the Responsible 
Party, delivered to the Injured Party and to 


pour assurer le respect du traite en ce qui 
conceme cette mesure. 

2. Dans les 30 jours suivant le jour oü la 
senfence est prononcee, la partie responsa¬ 
ble adresse au Secretariat une notification 
echte precisant ses intentions en ce qui 
conceme le respect du traite concemant 
cette mesure. Le Secrätariat soumet la noti¬ 
fication ä la Conference de la Charte dans 
les meilleurs delais, mais au plus tard lors 
de la reunion de la Confärence de la Charte 
suivant la reception de la notification. S'il est 
impossible d’assurer immediatement le 
respect, la partie responsable dispose d’un 
delai raisonnable pour y parvenir. Ce delai 
raisonnable est convenu par les deux par¬ 
ties au differend. S’il n’est pas possible de 
parvenir ä un accord ä ce sujet, la partie 
responsable propose un delai raisonnable 
qui est approuve par la Conference de la 
Charte. 

3. Lorsque la partie responsable omet de 
respecter la mesure dans le delai raison¬ 
nable, eile s’efforce, ä la demande de l’autre 
partie contractante partie au differend, ci- 
apres denommee “partie lesäe», de conve- 
nir avec la partie lesee d’une compensation 
appropriöe ä titre de regiement mutuelle- 
ment satisfaisant du differend. 


4. Si aucune compensation satisfaisante 
n’a ätä convenue dans un däiai de 20 jours 
suivant la demande deposee par la partie 
lesäe, celle-ci peut, avec l’autorisation de la 
Confärence de la Charte, suspendre les 
obligations qui lui incombent en vertu du 
traitä ä l’ägard de la partie responsable si 
eile les estime äquivalentes ä celles refu- 
sees par la mesure en question, et ce jus- 
qu’ä ce que les parties contractantes par- 
viennent ä un accord sur un regiement de 
leur differend ou jusqu’ä ce que la mesure 
en cause a ete rendue conforme au traitä. 


5. La partie lesee applique les principes 
et procedures suivants lorsqu'elle s’interro- 
ge sur les obligations ä suspendre: 

a) Elle cherche d’abord ä suspendre les 
obligations qui concement la mäme par¬ 
tie du traite que celle ä l’ägard de la- 
quelle le tribunal a decouvert une in- 
fraction, 

b) Si eile estime qu'il n'est pas praticable 
ou efficace de suspendre des obliga¬ 
tions relevant de la meme partie du trai¬ 
te, eile peut chercher ä suspendre des 
obligations relevant d’autres parties du 
traite. Si eile decide de demander l'auto- 
risation de suspendre des obligations en 
vertu du present point, eile en indique 
les motifs dans sa demande d’autorisa- 
tion adressee ä la Conference de la 
Charte. 

6 . A la demande ächte de la partie res¬ 
ponsable, adressäe ä la partie läsäe et au 
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Partei und an den Vorsitzenden des 
Schiedsgerichts, das den Schiedsspruch 
gefällt hat, gerichtet ist, entscheidet das 
Gericht darüber, ob das Maß der von der 
geschädigten Partei ausgesetzten Pflichten 
überhöht ist und wenn ja, unft wieviel. Kann 
das Gericht nicht erneut zusammengesetzt 
werden, so wird die Entscheidung von ei¬ 
nem oder mehreren vom Generalsekretär 
benannten Schiedsrichtern getroffen. Ent¬ 
scheidungen nach diesem Absatz sind in¬ 
nerhalb von 60 Tagen nach Antragstellung 
an das Schiedsgericht oder nach Benen¬ 
nung durch den Generalsekretär abschlie¬ 
ßend zu treffen. Bis zum Ergehen einer 
Entscheidung dürfen Pflichten nicht ausge¬ 
setzt werden; die Entscheidung ist endgültig 
und bindend. 

(7) Mit der Aussetzung der Erfüllung von 
Pflichten gegenüber einer verantwortlichen 
Partei bemüht sich die geschädigte Partei 
nach Kräften, die Rechte einer anderen 
Vertragspartei aus diesem Vertrag nicht zu 
beeinträchtigen. 


9. Anlage G 

Ausnahmen und Regeln 
über die Anwendung 
der Bestimmungen 
des GATT und der 
dazugehörigen Rechtsinstrumente 
Inach Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a) 

(1) Folgende Bestimmungen des GATT 
1947 und der dazugehörigen Rechtsinstru¬ 
mente finden keine Anwendung nach Arti¬ 
kel 29 Absatz 2 Buchstabe a: 

a) Allgemeines Zoll- und Handelsabkom¬ 
men 


II 

Listen der Zugeständnisse 
(und Listen zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen) 

IV 

Besondere Bestimmungen 
über Kinofilme 

XV 

Bestimmungen über den Zah¬ 
lungsverkehr 

XVIII 

Staatliche Unterstützung der 
wirtschaftlichen Entwicklung 

XXII 

Konsultationen 

XXIII 

Schutz der Zugeständnisse 
und sonstigen Vorteile 

XXV 

Gemeinsames Vorgehen der 
Vertragsparteien 

XXVI 

Annahme, Inkrafttreten und 
Registrierung 

XXVII 

Aussetzung oder Zurücknah¬ 
me von Zugeständnissen 

XXVIII 

Änderung der Listen 

XXVIlla 

Zollverhandlungen 

XXIX 

Beziehung dieses Abkom¬ 
mens zur Havanna-Charta 

XXX 

Änderungen 


the President of the tribunal that rendered 
the award, the tribunal shall determine 
whether the level of obligations suspended 
by the Injured Party is excessive, and if so, 
to what extent. If the tribunal cannot be 
reconstituted, such determination shall be 
made by one or more arbitrators appointed 
by the Secretary-General. Determinations 
pursuant to this paragraph shall be com- 
pleted within 60 days of the request to the 
tribunal or the appointment by the Secre¬ 
tary-General. Obligations shall not be sus¬ 
pended pending the determination, which 
shall be final and binding. 


(7) In suspending any obligations to a 
Responsible Party, an Injured Party shall 
make every effort not to affect adversely the 
rights under the Treaty of any other Con¬ 
tracting Party. 


9. Annex G 

Exceptions and rules 
governing the application 
of the provisions 

of the GATT and Related Instruments 

(In accordance with Article 29(2)(a)) 

(1) The following provisions of GATT 
1947 and Related Instruments shall not be 
applicable under Article 29(2)(a): 

(a) General Agreement on Tariffs and Trade 


II 

Schedules of Concessions 
(and the Schedules to the 
General Agreement on Tariffs 
and Trade) 

IV 

Special Provisions relating to 
Cinematographic Films 

XV 

Exchange Arrangement 

XVIII 

Governmental Assistance to 
Economic Development 

XXII 

Consultation 

XXIII 

Nullification or Impairment 

XXV 

Joint Action by the Contract¬ 
ing Parties 

XXVI 

Acceptance. Entry into Force 
and Registration 

XXVII 

Withholding or Withdrawal of 
Concessions 

XXVIII 

Modification of Schedules 

XXVIllbis Tariff Negotiations 

XXIX 

The relation of this Agree¬ 
ment to the Havana Charter 

XXX 

Amendments 


Präsident du tribunal qui a rendu la senten- 
ce, le tribunal dätennine si le niveau des 
obligations suspendues par la partie läsäe 
est excessif et, dans ce cas, dans quelle 
mesure il l’est. Si le tribunal ne peut ätre 
reconstituä, cette dätermirtation est effec- 
tuäe par un ou plusieurs arbitres däsignäs 
par le Secrätaire gönäral. Les dätermina- 
tions effectuäes en vertu du präsent para- 
graphe doivent ätre termin^s dans les 
60 jours suivant la demande falte au tribunal 
ou la däsignation effectuäe par le Secrätaire 
gänäral. Les obligations ne sont pas sus¬ 
pendues dans l’attente de la dätermination, 
laquelle sera däfinitive et contraignante. 


7. En suspendant ses obligations ä 
l'ägard de la partie responsable, la partie 
läsäe s’efforce dans toute la mesure du 
possible de ne pas affecter de manläre nä- 
gative les droits que possädent et dont 
jouissent les autres parties contractantes en 
vertu du traitä. 


9. Annexe G 

Exceptions et rögles 
rägissant l'appllcatlon 
des dispositions du 
GATT et des Instruments connexes 

(conformäment ä l’article 29 paragraphe 2 
point a)) 

1. En vertu de l’article 29 paragraphe 2 
point a), les dispositions suivantes du GATT 
1947 et des Instruments connexes ne sont 
pas applicables; 

a) L’accord gänäral sur les tarifs et le com¬ 
merce (GATT) 


II 

Listes de concessions (et 
listes relatives au GATT) 

IV 

Dispositions späciales rela¬ 
tives aux fiims cinämatogra- 
phiques 

XV 

Dispositions en matiäre de 
Change 

XVIII 

Aide d'Etat en faveur du dä- 
veloppement äconomique 

XXII 

Consultations 

XXIII 

Protection des concessions 
et des avantages 

XXV 

Action collective des parties 
contractantes 

XXVI 

Acceptation. Enträe en vi- 
gueur et enregistrement 

XXVII 

Suspension ou retralt de 
concessions 

XXVIII 

Modification des listes 

XXVIllbis 

Nägociations tarifaires 

XXIX 

Rapports de l'accord avec la 
Charte de La Havane 

XXX 

Amendements 



66 

Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 

XXXI 

Rücktritt 

XXXI Withdrawal 

XXXI 

Retrait 

XXXII 

Vertragsparteien 

XXXII Contracting Parties 

XXXII 

Parties contractantes 

XXXIII 

Beitritt 

XXXIII Accession 

XXXIII 

Adhäsion 

XXXV 

Nichtanwendung des Abkom¬ 
mens zwischen bestimmten 
Vertragsparteien 

XXXV Non-application of the Agree¬ 
ment between particular Con¬ 
tracting Parties 

XXXV 

Non-application de l’accord 
entre certaines parties 
contractantes 

XXXVI 

Grundsätze und Ziele 

XXXVI Principles and Objectives 

XXXVI 

Principes et objectifs 

XXXVII 

Verpflichtungen 

XXXVII Commitments 

XXXVII 

Engagements 

XXXVIII 

Gemeinsames Vorgehen 

XXXVIII Joint Action 

XXXVIII 

Action commune 

Anlage H zu Artikel XXVI 

Annex H Relating to Article XXVI 

Annexe H Concemant l’article XXVI 

Anlage 1 

Anmerkungen und ergän¬ 
zende Bestimmungen (zu obi¬ 
gen GATT-Artikeln) 

Annex 1 Notes and Supplementary 
Provisions (related to above 
GATT articles) 

Annexe 1 

Notes et dispositions com- 
plämentaires (concemant les 
articles du GATT mentionnäs 
ci-dessus) 

Schutzmaßnahmen für Entwicklungs¬ 
zwecke 

Safeguard Action for Development Pur- 
poses 

Action de sauvegarde ä des fins de dö- 
veloppement 

Vereinbarung über Notifikation, Konsul¬ 
tation, Streitbeilegung und Übenwa- 
chung 

Understanding Regarding Notification, 
Consultation, Dispute Settlement and 
Surveillance. 

Clause interprötative concemant la no¬ 
tification, les consultations, le röglement 
des diffärends et la surveillance. 

b) Dazugehörige Rechtsinstaimente 

(b) Related Instruments 

b) Les Instruments connexes 

i) Übereinkommen über technische 
Handelshemmnisse (Nonnenkodex) 

(i) Agreement on Technical Barriers to 
Trade (Standards Code) 

i) L’accord sur les entraves techniques 
au commerce (code normatif) 

Präambel (Absätze eins, acht und 
neun) 

Preamble (paragraphs 1.. 8 ., 9.) 

Pröambule (paragraphes 1, 8 , 9) 

1.3 

Allgemeine Bestimmun¬ 
gen 

1.3. General provisions 

1.3 

Dispositions gänärales 

2.6.4 

Ausarbeitung, Annahme 
und Anwendung von 
technischen Vorschriften 
und Normen durch Stel¬ 
len der Zentralregierung 

2.6.4. Preparation, adoption 

and application of techni- 
cal regulations and Stand¬ 
ards by central govem- 
ment bodies 

2.6.4 

Präparation, adoption et 
application des rägle- 
ments et des normes 
techniques par les Orga¬ 
nes du gouvemement 
central 

10.6 

Informationen über tech¬ 
nische Vorschriften, Nor¬ 
men und Kennzeich¬ 
nungssysteme 

10.6. Information about techni- 

cal regulations, Stand¬ 
ards and certification Sys¬ 
tems 

10.6 

Information sur les rägle- 
ments techniques, les 
normes et les systämes 
de certification 

11 

Technische Unterstüt¬ 
zung anderer Vertrags¬ 
parteien 

11. Technical assistance to 

other Parties 

11 

Assistance technique aux 
parties 

12 

Besondere und differen¬ 
zierte Behandlung der 
Entwicklungsländer 

12. Special and differential 

treatment of developing 
counfries 

12 

Traitement späcial et 
diffärentiel des pays en 
däveloppement 

13 

Ausschuß „Technische 
Handelshemmnisse“ 

13. The Committee on Tech¬ 

nical Barriers to Trade 

13 

Comitä des entraves 
techniques aux ächan- 
ges 

14 

Konsultation und Streit¬ 
beilegung 

14. Consultation and dispute 

Settlement 

14 

Consultations et rägle- 
ments des diffärends 

15 

Schlußbestimmungen 
(mit Ausnahme von 15.5 
und 15.13) 

15. Final provisions (other 

than 15.5. and 15.13.) 

15 

Dispositions finales (au- 
tres que 15.5 et 15.13) 

Anlage 2 Technische Sachverstän¬ 
digengruppen 

Annex 2 Technical Expert Groups 

Annexe 2 Groupes d'experts tech¬ 
niques 

Anlage 3 Panels 

Annex 3 Panels 

Annexe 3 Jurys 

ii) Übereinkommen Ober das öffentli¬ 
che Beschaffungswesen 

(ii) Agreement on Government Procure¬ 
ment 

ii) L’accord sur les marchäs publics 

iii) Übereinkommen zur Auslegung und 
Anwendung der Artikel VI, XVI und 
XXIII (Subventionen und Aus- 
gleichsmaßnahnren) 

(iii) Agreement on Interpretation and Ap¬ 
plication of Articles VI, XVI and XXIII 
(Subsidies and Countervailing 
Measures) 

iii) L'accord sur l'interprätation et l'appli- 
cation des articles VI, XVI et XXIII 
(subventions et droits compensa- 
teurs) 

10 

Ausfuhrsubventionen für 
bestimmfe Grundstoffe 

10. Export subsidies on cer- 

fain primary products 

10 

Subventions ä l’exporta- 
tion de certains produits 





primaires 
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12 

Konsultationen 

13 

Schlichtung, Streitbeile¬ 
gung und genehmigte 
Gegenmaßnahmen 

14 

Entwicklungsländer 

16 

Ausschuß für Subventio¬ 
nen und Ausgleichsmaß¬ 
nahmen 

17 

Schlichtung 

18 

Streitbeilegung 

19.2 

Annahme und Beitritt 

19.4 

Inkrafttreten 

19.5a) 

Einzelstaatliche Rechts¬ 
vorschriften 

19.6 

Überprüfung 

19.7 

Änderungen 

19.8 

Rücktritt 

19.9 

Nichtanwendung dieses 
Übereinkommens zwi¬ 
schen bestimmten Unter¬ 
zeichnern 

19.11 

Sekretariat 

19.12 

Hinterlegung 

19.13 

Registrierung 


iv) Übereinkommen zur Durchführung 


des Artikels VII (Zollwert) 

1.2 b) iv) 

Transaktionswert 

11.1 

Feststellung des Zoll¬ 
werts 

14 

Anwendung der Anhänge 
(zweiter Satz) 

18 

Institutionen (Ausschuß 
für den Zollwert) 

19 

Konsultationen 

20 

Streitbeilegung 

21 

Besondere und differen¬ 
zierte Behandlung der 
Entwicklungsländer 

22 

Annahme und Beitritt 

24 

Inkrafttreten 

25.1 

Einzelstaatliche Rechts¬ 
vorschriften 

26 

Überprüfung 

27 

Änderungen 

28 

Rücktritt 

29 

Sekretariat 

30 

Hinterlegung 

31 

Registrierung 

Anlage II 

Technischer Ausschuß 
für den Zollwert 


12 . 

Consultations 

13. 

Conciliation, dispute Set¬ 
tlement and authorized 
counter measures 

14. 

Developing countries 

16. 

Committee on Subsidies 
and Countervailing Meas¬ 
ures 

17. 

Conciliation 

18. 

Dispute Settlement 

19.2. 

Acceptance and acces- 
sion 

19.4. 

Entry into force 

19.5.(a) 

National legislation 

19.6. 

Review 

19.7. 

Amendments 

19.8. 

Withdrawal 

19.9. 

Non-application of this 
Agreement between par- 
ticular signatories 

19.11. 

Secretariat 

19.12. 

Deposit 

19.13. 

Registration 


(iv) Agreement on Implementation of Ar- 
ticle VII (Customs Valuation) 

1.2.(b)(iv) Transaction value 

11 .1. 

Determination of customs 
value 

14. 

Application of Annexes 
(second sentence) 

18. 

Institutions (Committee 
on Customs Valuation) 

19. 

Consultation 

20 . 

Dispute Settlement 

21 . 

Special and differential 
treatment of developing 
countries 

22 . 

Acceptance and acces- 
sion 

24. 

Entry into force 

25.1. 

National legislation 

26. 

Review 

27. 

Amendments 

28. 

Withdrawal 

29. 

Secretariat 

30. 

Deposit 

31. 

Registration 

Annex II 

Technical Committee on 
Customs Valuation 


12 

Consultations 

13 

Conciliation, räglement 
des diffärends et me- 
sures de rätorsion autori- 
säes 

14 

Pays en däveloppement 

16 

Comitä des subventions 
et des mesures compen- 
satoires 

17 

Conciliation 

18 

Räglement des diffä- 
rends 

19.2 

Acceptation et adhäsion 

19.4 

Enträe en vigueur 

19.5a) 

Lägislation nationale 

19.6 

Räexamen 

19.7 

Amendements 

19.8 

Retrait 

19.9 

Non-application de l'ac- 
cord entre certains signa- 
taires 

19.11 

Secrätariat 

19.12 

Däpöt 

19.13 

Enregistrement 


L’accord sur l'application de l'article 
VII (valeurs en douane) 

1 .2b) iv) 

Valeur de transaction 

11.1 

Dätermination de la va- 
leur douaniäre 

14 

Application des annexes 
(deuxiäme phrase) 

18 

Institutions (Comitä sur 
les valeurs en douane) 

19 

Consultations 

20 

Räglement des diffä- 
rends 

21 

Traitement späcial et 
diffärentiel des pays en 
däveloppement 

22 

Acceptation et adhäsion 

24 

Enträe en vigueur 

25.1 

Lägislation nationale 

26 

Räexamen 

27 

Amendements 

28 

Retrait 

29 

Secrätariat 

30 

Däpöt 

31 

Enregistrement 

Annexe 11 Comitä technique des va¬ 
leurs en douane 

Annexe III Jurys ad hoc 


Anlage III Ad-hoc-Panels 


Annex III Ad Hoc Panels 
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Protokoll zum Übereinkommen zur 
Durchführung des Artikels VII (aus¬ 
genommen 1.7 und 1. 8 ; spätere ter¬ 
minologische Abstimmung) 

v) Übereinkommen über Einfuhrlizenz¬ 
verfahren 


1.4 

Allgemeine Bestimmun¬ 
gen (letzter Satz) 

2.2 

Automatische Einfuhrli¬ 
zenz (Fußnote 2) 

4 

Institutionen, Konsultatio¬ 
nen und Streitbeilegung 

5 

Schlußbestimmungen 
(ausgenommen Absatz 2) 

vi) Übereinkommen zur Durchführung 
des Artikels VI (Antidumping-Kodex) 

13 

Entwicklungsländer 

14 

Ausschuß für Antidum- 
ping-Praktiken 

15 

Konsultationen, Schlich¬ 
tung und Streitbeilegung 

16 

Schlußbestimmungen 
(ausgenommen Absät¬ 
ze 1 und 3) 

vii) Übereinkunft über Rindfleisch 

viii) Internationale Übereinkunft über 


Milcherzeugnisse 

ix) Übereinkommen über den Handel 
mit Zivilluftfahrzeugen 

x) Erklärung zu Handelsmaßnahmen 
aus Zahlungsbilanzgründen 

c) Alle übrigen Bestimmungen des GATT 
oder der dazugehörigen Rechtsinstru¬ 
mente über 

I) die staatliche Unterstützung der wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung und die Be¬ 
handlung von Entwicklungsländern, 
ausgenommen die Absätze 1 bis 4 
des Beschlusses vom 28. November 
1979 (L/4903) zur differenzierten 
und günstigeren Behandlung, Ge¬ 
genseitigkeit und verstärkten Teil¬ 
nahme der Entwicklungsländer, 

ii) die Festlegung der Arbeitsweise von 
Fachausschüssen und anderen 
nachgeordneten Gremien; 

ili) ünterzeichnung, Beitritt, Inkrafttre¬ 
ten, Kündigung, Hinterlegung und 
Registrierung. 

d) Sämtliche Übereinkünfte, Abmachun¬ 
gen, Beschlüsse, Vereinbarungen oder 
andere gemeinsame Maßnahmen auf¬ 
grund der Bestimmungen der Buchsta¬ 
ben a bis c. 

(2) Die Vertragsparteien wenden die Be¬ 
stimmungen der „Erklärung über Handels¬ 
maßnahmen aus Zahlungsbilanzgründen“ 
auf Maßnahmen an, die von den Vertrags¬ 
parteien ergriffen werden, die nicht Ver- 


Protocol to the Agreement on Imple¬ 
mentation of Articte VII (except 1.7. 
and 1 . 8 .; with necessary conforming 
introductory language) 

(v) Agreement on Import Licensing Pro- 
cedures 


1.4. 

General provisions (last 
sentence) 

2 . 2 . 

Automatic Import licens¬ 
ing (footnote 2 ) 

4. 

Institutions, consultation 
and dispute settlement 

5. 

Final provisions (except 
Paragraph 2.) 

(vi) Agreement on Implementation of Ar- 
ticle VI (Antidumping Code) 

13. 

Developing Countries 

14. 

Committee on Anti-Dump- 
ing Practices 

15. 

Consultation, Conciiiation 
and Dispute Settlement 

16. 

Final Provisions (except 
paragraphs 1. and 3.) 


(vii) Arrangement Regarding Bovine 
Meat 

(viii) International Dairy Arrangement 

(ix) Agreement on Trade in Civil Air- 
cratt 

(x) Declaration on Trade Measures 
Taken for Balance-of-Payments 
Purposes. 

(c) All other provisions in the GATT or Rela¬ 
ted Instruments which relate to: 

(i) governmental assistance to eco¬ 
nomic development and the treat- 
ment of developing countries, except 
for paragraphs (1) to (4) of the Deci- 
sion of 28 November 1979 (174903) 
on Differential and More Favourable 
Treatment. Reciprocity and Füller 
Participation of Developing Coun¬ 
tries; 

(ii) the establishment or Operation of 
specialist committees and other sub- 
sidiary institutions; 

(iii) signature, accession, entry into 
force, withdrawal, deposit and regi- 
stration. 

(d) All agreements, arrangements, deci- 
sions, understandings or other joint ac- 
tion pursuant to the provisions listed in 
sub-paragraphs (a) to (c). 

(2) Contracting Parties shall apply the 
provisions of the “Declaration on Trade 
Measures Taken for Balance-of-Payments 
Purposes” to measures taken by those Con¬ 
tracting Parties which are not parties to the 


Protocole ä l'accord en vertu de l'ar- 
ticle VII (sauf 1.7 et 1.8; avec les 
formules introductives idoines) 

v) L'accord sur les procädures affären- 
tes aux licences d'importation 

1.4 Dispositions gänärales 

(dernlöre phrase) 

2.2 Licence automatique 

d'importation (note en 
bas de page 2) 

4 Institutions, consultation 
et räglement des diffö- 
rends 

5 Dispositions definitives 
(sauf le paragraphe 2) 

vi) L'accord sur l'application de l'arti- 
cle VI (Code antidumping) 

13 Pays en developpement 

14 Comite des pratiques an¬ 
tidumping 

15 Consultations, concilia- 
tion et regiement des dif- 
förends 

16 Dispositions finales (sauf 
les paragraphes 1 et 3) 

vii) Disposition concemant la viande bo¬ 
vine 

viii) Disposition internationale en matiäre 
de produits laitiers 

ix) Accord sur le commerce en aviation 
civile 

x) Declaration sur les mesures com- 
merciales prises ä des fins de balan- 
ce des paiements. 

c) Toutes les autres dispositions du GATT 
ou des Instruments connexes qui 
concement; 

i) l’assistance gouvemementale au 
developpement 6conomique et au 
traitement des pays en develop¬ 
pement, ä l'exception des para¬ 
graphes 1 ä 4 de la ddcision du 
28 novembre 1979 (174903) sur le 
traitement differentiel et le traitement 
de la nation la plus favorisee, la reci- 
procite et la pleine participation des 
pays en developpement; 

ii) la Creation ou le fonctionnement de 
comites de specialistes et d'autres 
institutions subsidiaires; 

iii) la signature, l’adhesion, l'entree en 
vigueur, le retrait, le depöt et l’enre- 
gistrement. 

d) Tous accords, arrangements, decisions, 
clauses interpretatives ou autres actions 
communes adoptees conformement aux 
dispositions enoncees au paragraphe 1 
polnts a) ä c). 

2. Les parties contractantes eippliquent 
les dispositions de la «declaration sur les 
mesures commerciales prises ä des fins de 
balance des paiements» aux mesures 
prises par les parties contractantes qui ne 
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tragsparteien des GATT sind, soweit dies im 
Zusammenhang mit den anderen Bestim¬ 
mungen dieses Vertrags praktisch durch¬ 
führbar ist. 

(3) Bezüglich der Notifikation, die durch 
die Bestimmungen gefordert wird, welche 
nach Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a an¬ 
wendbar werden, gilt folgendes: 

a) Vertragsparteien, die nicht Vertragspar¬ 
teien des GATT oder eines dazugehöri¬ 
gen Rechtsinstruments sind, richten ihre 
Notifikationen an das Sekretariat. Das 
Sekretariat übermittelt allen Vertrags¬ 
parteien Kopien der Notifikationen. Die 
an das Sekretariat gerichteten Notifika¬ 
tionen erfolgen in einer der verbindli¬ 
chen Sprachen dieses Vertrags. Die Be¬ 
gleitdokumente brauchen nur in der 
Sprache der Vertragspartei vorgelegt zu 
werden: 

b) diese Erfordernisse gelten nicht für Ver¬ 
tragsparteien dieses Vertrags, die auch 
Vertragsparteien des GATT und der da¬ 
zugehörigen Rechtsinstrumente sind, 
welche ihre eigenen Notifikationserfor- 
demisse enthalten. 

(4) Der Handel mit Kemmaterial kann 
durch Übereinkünfte geregelt werden, auf 
die in den Erklärungen zu diesem Absatz 
Bezug genommen wird, welche in der 
Schlußakte der Europäischen Energiechar¬ 
takonferenz enthalten sind. 

10. Anlage TFU 

Bestimmungen Ober 
Handelsüberelnkünfte 
zwischen Staaten der früheren Union der 
Soziaiistischen Sowjetrepubiiken 

(nach Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe b) 

(1) Jede in Artikel 29 Absatz 2 Buchsta¬ 
be b genannte Übereinkunft wird in schriftli¬ 
cher Form dem Sekretariat notifiziert, und 
zwar von allen oder im Namen aller Ver¬ 
tragsparteien einer solchen Übereinkunft, 
die den vorliegerKfen Vertrag unterzeichnen 
oder ihm beitreten: 

a) für eine Übereinkunft, die drei Monate 
nach dem Tag in Kraft ist, an dem die 
erste jener Vertragsparteien einer sol¬ 
chen Übereinkunft den vorliegenden 
Vertrag unterzeichnet oder ihre Beitritts¬ 
urkunde dazu hinterlegt hat, spätestens 
sechs Monate nach dem Zeitpunkt die¬ 
ser Unterzeichnung oder Hinterlegung, 
und 

b) für eine Übereinkunft, die nach dem un¬ 
ter Buchstabe a genannten Zeitpunkt in 
Kraft tritt, rechtzeitig vor ihrem Inkrafttre¬ 
ten für andere Staaten oder Organisatio¬ 
nen der regionalen Wirtschaftsintegra¬ 
tion, die den Vertrag unterzeichnet ha¬ 
ben oder ihm beigetreten sind (im fol¬ 
genden als „interessierte Parteien“ be¬ 
zeichnet), damit diese ausreichend Ge¬ 
legenheit haben, die Übereinkunft zu 
prüfen und gegenüber den Vertragspar¬ 
teien einer solchen Übereinkunft und 
der Chartakonferenz Stellungnahmen 
abzugeben, bevor sie in Kraft tritt. 


GATT, to the extent practicable in the con- 
text of the other provisions of this Treaty. 


(3) With respect to notifications required 
by the provisions made applicable by Article 
29(2)(a): 

(a) Contracting Parties which are not par- 
ties to the GATT ora Related Instrument 
shall make their notifications to the Sec- 
retariat. The Secretariat shall circulate 
copies of the notifications to all Contract¬ 
ing Parties. Notifications to the Secreta¬ 
riat shall be in one of the authentic lang- 
uages of this Treaty. The accompanylng 
documents may be solely in the langua- 
ge of the Contracting Party; 


(b) such requirements shall not apply to 
Contracting Parties to this Treaty which 
are also parties to the GATT and Rela¬ 
ted Instruments, which contain their own 
notification requirements. 

(4) Trade in nuclear materials may be 
govemed by agreements referred to in the 
Declarations related to this paragraph con- 
tained in the Final Act of the European 
Energy Charter Conference. 


10. Annex TFU 

Provisions regarding trade agreements 
between States which were constituent 
parts of the former Union of Sovlet So- 
ciaiist Repubiics 

(in accordance with Article 29(2)(b)) 

(1) Any agreement referred to in Article 
29(2)(b) shall be notified in writing to the 
Secretariat by or on behalf of all of the 
parties to such agreement which sign or 
accede to this Treaty: 


(a) in respect of an agreement in force as of 
a dato three months after the date on 
which the first of such parties signs or 
deposits its Instrument of accession to 
the Treaty, no later than six months after 
such date of signature or deposit; and 


(b) in respect of an agreement which enters 
into force on a date subsequent to the 
date referred to in sub-paragraph (a), 
sufficiently in advance of its entry into 
force for other States or Regional Econo¬ 
mic Integration Organizations which ha- 
ve signed or acceded to the Treaty (her- 
einafter referred to as the “Interested 
Parties”) to have a reasonable opportu- 
nity to review the agreement and make 
representations conceming it to the par¬ 
ties thereto and to the Charter Conferen¬ 
ce prior to such entry into force. 


sont pas parties au GATT, pour autanl que 
les autres dispositions du traitä le permet- 
tent. 

3. En ce qui conceme les notifications 
requises par les dispositions applicables en 
vertu de l'article 29 paragraphe 2 point a): 

a) les parties contractantes qui ne sont pas 
parties au GATT ou ä un Instrument 
connexe adressent leur notification au 
Secrätariat. Le Secrötariat distribue des 
copies des notifications ä toutes les par¬ 
ties contractantes. Les notifications 
faites au Secrötariat doivent ötre rödi- 
göes dans une des langues faisant foi 
du präsent traitä. Les documents d’ac- 
compagnement peuvent n’ötre rädigäs 
que dans la langue de la partie contrac- 
tante; 

b) ces exigences ns s'appliquent pas aux 
parties contractantes au traitä qui sont 
ägalement parties au GATT et aux Ins¬ 
truments connexes qui contiennent 
leurs propres exigences en matiäre de 
notification. 

4. Les ächanges de matiäres nucläaires 
peuvent ätre rägis par les accords visäs 
dans les däciarations relatives ä ce paragra¬ 
phe qui sont contenues dans l’Acte final de 
la Confärence sur la Charte europäenne de 
l'äneigie. 

10. Annexe TFU 

DIsposItlona concemant les accoi^ 
commerclaux antre les Etats qui ont 
falt Partie da l’anclenne unlon des 
räpubllques soclallstes sovMtlques 

(conformäment ä l’article 29 paragraphe 2) 
point b)) 

I.Tout accord visä ä l’article 29 paragra¬ 
phe 2 point b) est notifiä par äcrrt au Secrä- 
tariat par toutes les parties ä cet accord qui 
signent le traitä ou y adhörent, ou en leur 
nom: 


a) dans le cas d’un accord en vigueur trois 
mois apräs la date ä laquelle la premiöre 
de ces parties signe ou döpose ses Ins¬ 
truments cfadhäsion au traitä, au plus 
tard six mois aprös la date de la signa¬ 
ture ou du däpöt; et 


b) dans le cas cfun accord qui entre en 
vigueur ä une date ultärieure ä celle 
mentionnäe au point a), en temps utile 
avant son enträe en vigueur pour per- 
mettre aux autres Etats ou aux organi- 
satiorts d’intägration äconomique rägio- 
nale qui ont signä le traitä ou y ont 
adhärä, d-apräs dänommäs «parties 
intäressöes», d’avoir une possibilitä rai- 
sonnable de räviser l'accord et de faire 
leurs observations ä ce sujet aux parties 
corK:emäes et ä la Confärence de la 
Charte avant l’enträe en vigueur dudit 
accord. 
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(2) Die Notifikation umfaßt 

a) Kopien des ursprünglichen Wortlauts 
der Übereinkunft in allen Sprachen, in 
denen sie unterzeichnet worden ist; 

b) unter Bezugnahme auf die Positionen in 
Anlage EM eine Beschreibung der spe¬ 
ziellen Primärenergieträger und Ener¬ 
gieerzeugnisse, auf die sie Anwendung 
findet; 

c) eine Erläuterung (getrennt für jede ein¬ 
schlägige Bestimmung des GATT und 
der dazugehörigen Rechtsinstrumente, 
die durch Artikel 29 Absatz 2 Buchsta¬ 
be a anwendbar werden) der Umstände, 
die es den Vertragsparteien einer sol¬ 
chen Übereinkunft unmöglich oder un¬ 
durchführbar machen, der betreffenden 
Bestimmung in vollem Umfang zu ent¬ 
sprechen; 

d) die speziellen Maßnahmen, die von je¬ 
der Vertragspartei einer solchen Über¬ 
einkunft zu beschließen sind, um den 
unter Buchstabe c genannten Umstän¬ 
den zu begegnen, und 

e) eine Beschreibung der Programme der 
Vertragsparteien einer solchen Überein¬ 
kunft zur fortschreitenden Verringerung 
und schließlichen Beseitigung der nicht¬ 
konformen Bestimmungen der Über¬ 
einkunft. 

(3) Die Vertragsparteien einer nach Ab¬ 
satz 1 notifizierten Übereinkunft geben den 
interessierten Parteien hinreichend Gele¬ 
genheit zu Konsultationen mit ihnen über 
die betreffende Übereinkunft, und sie zie¬ 
hen deren Stellungnahmen in Betracht. Auf 
Ersuchen einer der interessierten Parteien 
wird die Übereinkunft von der Chartakonfe¬ 
renz geprüft; diese kann Empfehlungen da¬ 
zu beschließen. 

(4) Die Chartakonferenz überprüft in re¬ 
gelmäßigen Zeitabständen die Durchfüh¬ 
rung der nach Absatz 1 notifizierten Über¬ 
einkünfte und die Fortschritte, die im Hin¬ 
blick auf die Beseitigung der darin enthalte¬ 
nen Bestimmungen gemacht worden sind, 
welche mit den durch Artikel 29 Absatz 2 
Buchstabe a anwendbar gemachten Be¬ 
stimmungen des GATT und der dazugehöri¬ 
gen Rechtsinstrumente nicht übereinstim¬ 
men. Auf Ersuchen einer der interessierten 
Parteien kann die Chartakonferenz Empfeh¬ 
lungen zu einer solchen Übereinkunft be¬ 
schließen. 

(5) Eine in Artikel 29 Absatz 2 Buchsta¬ 
be b beschriebene Übereinkunft kann im 
Fall außerordentlicher Dringlichkeit ohne 
die in Absatz 1 Buchstabe b und in den 
Absätzen 2 und 3 vorgesehene Notifikation 
und Konsultation in Kraft gesetzt werden, 
vorausgesetzt, die Notifikation wird nachge¬ 
holt und die Gelegenheit zur Konsultation 
wird umgehend gegeben. In einem solchen 
Fall notifizieren die Vertragsparteien einer 
solchen Übereinkunft jedoch nach Absatz 2 
Buchstabe a deren Wortlaut unmittelbar 
nach ihrem Inkrafttreten. 

(6) Vertragsparteien, die Vertragsparteien 
einer in Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe b 
beschriebenen Übereinkunft sind oder 


(2) The notification shall include: 

(a) copies of the original texts of the agree- 
ment in all languages in which it has 
been signed; 

(b) a description, by reference to the Items 
included in Annex EM, of the specific 
Energy Materials and Products to which 
it applies; 

(c) an explanation, separately for each rele¬ 
vant Provision of the GATT and Related 
Instruments made applicable by Article 
29(2)(a), of the circumstances which 
make it impossible or impracticable for 
the parties to the agreement to conform 
fully with that Provision; 


(d) the specific measures to be adopted by 
each party to the agreement to address 
the circumstances referred to in sub- 
paragraph (c); and 

(e) a description of the parties' programmes 
for achieving a progressive reduction 
and ultimate elimination of the agree- 
ment's non-conforming provisions. 


(3) Parties to an agreement notified in 
accordance with paragraph (i) shall afford to 
the Interested Parties a reasonable oppor- 
tunity to consult with them with respect to 
such agreement, and shall accord conside- 
ration to their representations. Upon the 
request of any of the Interested Parties, the 
agreement shall be considered by the Char¬ 
ter Conference, which may adopt recom- 
mendations with respect thereto. 

(4) The Charter Conference shall periodi- 
cally review the Implementation of agree- 
ments notified pursuant to paragraph (1) 
and the progress having been made to- 
wards the elimination of provisions thereof 
that do not conform with provisions of the 
GATT and Related Instruments made appli¬ 
cable by Article 29(2)(a). Upon the request 
of any of the Interested Parties, the Charter 
Conference may adopt recommendations 
with respect to such an agreement. 


(5) An agreement described in Article 
29(2)(b) may in case of exceptional urgency 
be allowed to enter into force without the 
notification and consultation provided for in 
sub-paragraph (1)(b), paragraphs (2) and 
(3), provided that such notification takes 
place and the opportunity for such consulta¬ 
tion is afforded promptly. In such a case the 
parties to the agreement shall nevertheless 
notify its text in accordance with sub-para¬ 
graph (2)(a) promptly upon its entry into 
force. 

(6) Contracting Parties which are or be- 
come parties to an agreement described in 
Article 29{2)(b) undertake to limit the non- 


2. La notification comprend: 

a) des copies des textes originaux de 
l'accord dans toutes les langues dans 
lesquelles il a ätä signä; 

b) une description, par räfärence aux posi- 
tions figurant ä l'annexe EM, des ma- 
tiöres et produits änergätiques späcifi- 
ques auxquels l’accord s’applique; 

c) une explication, säparäe pour chacune 
des dispositions pertinentes du GATT et 
des Instruments connexes apipliceibles 
en vertu de l’article 29 paragraphe 2 
point a), des circonstances ä cause des- 
quelles il est impossible ou impraticable 
pour les parties ä l’accord de se confor- 
mer totalement ä cette disposition; 


d) les mesures spöcifiques ä adopter par 
chaque partie ä l'accord en vue de faire 
face aux circonstances visäes au point 
c); et 

e) une description des programmes des 
parties en vue de parvenir ä une räduc- 
tion progressive et, en däfinitive, ä une 
Suppression des dispositions non 
conformes de l'accord. 

3. Les parties ä un accord notifiä confor- 
mäment au paragraphe 1 offrent aux parties 
intäressees une possibilitä raisonnable de 
les consulter au sujet de cet accord et pren- 
nent leurs obsen/ations en considäration. A 
la demande d’une des parties intäressäes, 
l'accord est examinä par la Confärence de 
la Charte, qui peut adopter des recomman- 
dations ä cet ägard. 

4. La Confärence de la Charte rävise 
räguliärement l’application des accords noti- 
fiös confomnäment au paragraphe 1 ainsi 
que les progräs räalisäs en vue de la Sup¬ 
pression des dispositions de ces accords 
qui ne sont pas conformes aux dispositions 
du GATT et des Instruments connexes ap¬ 
plicables en vertu de l'article 29 para¬ 
graphe 2 point a). A la demande d'une des 
parties intäresstes, la Confärence de la 
Charte peut adopter des recommandations 
au Sujet d’un tel accord. 


5. Un accord tel que visä ä l’article 29 
paragraphe 2 point b) peut, dans des cas 
d’urgence exceptionnelle, entrer en vigueur 
Sans la notification et la consultation prö- 
vues au paragraphe 1 point b) et aux para- 
graphes 2 et 3, ä condition que la rrotifica- 
tion alt Neu et que la possibilltä de consulta¬ 
tion soit Offerte rapidement. Dans ce cas, 
les parties ä l’accord communiquent näan- 
moins promptement le texte de l’accord, 
conformäment au paragraphe 2 point a), 
apräs son enträe en vigueur. 

6 . Les parties contractantes qui sont ou 
deviennent parties ä un accord tel que visä 
ä l’article 29 paragraphe 2 point b) s’enga- 
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werden, verpflichten sich, deren Nichtüber¬ 
einstimmung mit den durch Artikel 29 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe a anwendbar gemachten 
Bestimmungen des GATT und der dazuge¬ 
hörigen Rechtsinstrumente so weit zu be¬ 
grenzen, wie notwendig ist, um den beson¬ 
deren Umständen gerecht zu werden und 
die betreffende Übereinkunft so umzuset¬ 
zen, daß von den Bestimmungen so wenig 
wie möglich abgewichen wird. Sie unterneh¬ 
men alle Anstrengungen, im Licht der Stel¬ 
lungnahmen seitens der interessierten Par¬ 
teien und der Empfehlungen der Chartakon¬ 
ferenz Abhilfe zu schaffen. 


11. Anlage D 

Einstweilige Bestimmungen 
über die Beilegung von 
Handelsstreitigkelten 

(nach Artikel 29 Absatz 7) 

( 1 ) 

a) In ihren Beziehungen untereinander be¬ 
mühen sich die Vertragsparteien nach 
Kräften, durch Zusammenarbeit und 
Konsultationen zu einer allseits zufrie¬ 
denstellenden Lösung von Streitigkeiten 
über bestehende Maßnahmen zu ge¬ 
langen, welche die Einhaltung der Be¬ 
stimmungen über den Handel nach Arti¬ 
kel 5 oder 29 erheblich beeinträchtigen 
könnten. 

b) Eine Vertragspartei kann jede andere 
Vertragspartei schriftlich um Konsulta¬ 
tionen über jede bestehende Maßnah¬ 
me der anderen Vertragspartei ersu¬ 
chen, die ihrer Ansicht nach die Einhal¬ 
tung der Bestimmungen über den Han¬ 
del nach Artikel 5 oder 29 erheblich be¬ 
einträchtigen könnte. Eine Vertrags¬ 
partei, die um Konsultationen ersucht, 
bezeichnet die beanstandete Maßnah¬ 
me so ausführlich wie möglich und 
nennt die ihrer Ansicht nach maßgeb¬ 
lichen Bestimmungen des Artikels 5 
oder 29 und des GATT und der dazuge¬ 
hörigen Rechtsinstrumente. Das Kon¬ 
sultationsersuchen aufgrund dieses Ab¬ 
satzes ist dem Sekretariat zu notifizie¬ 
ren, das die Vertragsparteien regelmä¬ 
ßig von den notifizierten Konsultations¬ 
ersuchen unterrichtet. 

c) Eine Vertragspartei behandelt vertrau¬ 
liche oder gesetzlich geschützte Infor¬ 
mationen, die als solche gekennzeich¬ 
net und in einem schriftlichen Ersuchen 
enthalten sind oder in Beantwortung ei¬ 
nes schriftlichen Ersuchens eingehen 
oder die ihr im Verlauf von Konsultatio¬ 
nen zur Kenntnis gelangen, in der glei¬ 
chen Weise, wie sie von der Vertrags¬ 
partei, welche die Infonnationen liefert, 
behandelt werden. 

d) Bei der Suche nach der Lösung von 
Angelegenheiten, die sich nach Ansicht 
einer Vertragspartei auf die Einhaltung 
der auf den Handel anwendbaren Be¬ 
stimmungen des Artikels 5 oder 29 zwi¬ 
schen ihr und einer anderen Vertrags¬ 
partei auswirken, bemühen sich die an 


conformities thereof with the provisions of 
the GATT and Related Instruments made 
applicable by Article 29(2)(a) to those ne- 
cessary to address the particular circum- 
stances and to implement such an agree- 
ment so as least to deviate from those pro¬ 
visions. They shail make every effort to take 
remedial action in light of representations 
from the Interested Parties and of any re- 
commendations of the Charter Conference. 


11. Annex D 

Interim provisions 
for trade dispute Settlement 

(In accordance with Article 29(7)) 

( 1 ) 

(a) In their relations with one another. Con¬ 
tracting Parties shall make every effort 
through Cooperation and consultatlons 
to arrive at a mutually satisfactory reso- 
lutlon of any dispute about existing meas- 
ures that might materlally affect com¬ 
pliance with the provisions applicable to 
trade under Article 5 or 29. 


(b) A Contracting Party may make a written 
request to any other Contracting Party 
for consultations regarding any existing 
measure of the other Contracting Party 
that it considers might affect materially 
compliance with provisions applicable to 
trade under Article 5 or 29. A Contract¬ 
ing Party which requests consultations 
shall to the füllest extent possible indic- 
ate the measure complained of and spe- 
cify the provisions of Article 5 or 29 and 
of the GATT and Related Instruments 
that it considers relevant. Requests to 
consult pursuant to this paragraph shall 
be notified to the Secretariat, which shall 
periodically inform the Contracting Par¬ 
ties of pending consultations that have 
been notified. 


(c) A Contracting Party shall treat any confi- 
dential or proprietary information identi- 
fied as such and contained in or re- 
ceived in response to a written request, 
or received in the course of consulta¬ 
tions, in the same manner in which it is 
treated by the Contracting Party provi- 
ding the information. 


(d) In seeking to resolve matters considered 
by a Contracting Party to affect com¬ 
pliance with provisions applicable to 
trade under Article 5 or 29 as between 
itself and another Contracting Party, the 
Contracting Parties participating in con¬ 
sultations or other dipute Settlement 


gent ä en limiter la non-confonnitä avec les 
dispositions du GATT et des Instruments 
connexes applicables en vertu de l’arti- 
cle 29 paragraphe 2 point a) aux cas stricte- 
ment näcessaires pour faire face aux cir- 
constances particuliäres et ä appliquer cet 
accord cfune maniäre qui s’öcarte le moins 
possible desdites dispositions. Elles mettent 
tout en ceuvre pour prendre des mesures de 
redressement ä ia lumiäre des observations 
des parties intäressöes et des recomman- 
dations de la Conference de la Charte. 


11. Annexe D 

Dispositions provisoires 
pour le röglement des 
diffärends commerciaux 

(conformäment ä l’arficle 29 paragraphe 7) 

1 . 

a) Dans leurs relations mutuelles, les par¬ 
ties contractantes mettent tout en ceuvre 
par la voie de la coopäration et de 
consultations pour parvenir ä une Solu¬ 
tion mutuellement satlsfaisante de tout 
diffärend relatif aux mesures existentes 
susceptibles d'affecter sensiblement le' 
respect des dispositions applicables aux 
ächanges en vertu des articles 5 ou 
29. 

b) Une Partie contractante peut adresser 
une demande äcrite ä toute autre partie 
contractante en vue de consultations sur 
toute mesure existante de l’autre partie 
contractante dont eile considäre qu’elle 
peut affecter sensiblement le respect 
des dispositions applicables aux ächan- 
ges en vertu des articles 5 ou 29. Une 
Partie contractante qui demande des 
consultations indique de fagon aussi 
präcise que possible la mesure qui fait 
l'objet d’une plainte et indique les dispo¬ 
sitions de l'article 5 ou de l’article 29 
ainsi que du GATT et des instmments 
connexes qu’elle estime pertinentes. 
Les demandes de consultations en ap- 
plication du präsent paragraphe sont no- 
tifiäes au Secrätariat, qui informe pärio- 
diquement les parties contractantes des 
consultations en cours qui ont ätä noti- 
fiäes. 

c) Toute partie contractante traite les ren- 
seignements confidentiels ou protägäs 
identifiäs comme tels et contenus ou 
regus en räponse ä une demande äcrite 
ou obtenus au cours de consultations de 
la meme maniäre qu'ils sont traitäs par 
la partie contractante qui les foumit. 


d) Lorsqu'elles tentent de räsoudre des 
questions dont une partie contractante 
estime qu’elles affectent le respect des 
dispositions applicables au commerce 
en vertu des articles 5 ou 29 entre elles 
et une autre partie contractante. les par¬ 
ties contractantes qui participent aux 
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Konsultationen oder an einer anderen 
Streitbeilegung beteiligten Vertrags¬ 
parteien nach Kräften, eine Lösung zu 
vermeiden, die den Handel einer ande¬ 
ren Vertragspartei beeinträchtigt. 

(2) 

a) Haben die Vertragsparteien binnen 
60 Tagen nach Eingang des Konsulta¬ 
tionsersuchens nach Absatz 1 Buchsta¬ 
be b ihren Streit nicht beigelegt oder 
vereinbart, ihn durch Schlichtungs-, 
Vermittlungs- oder Schiedsverfahren 
oder ein anderes Verfahren beizulegen, 
so kann jede Vertragspartei beim Sekre¬ 
tariat schriftlich um die Einsetzung eines 
Panels nach den Buchstaben b bis f 
ersuchen. In ihrem Ersuchen nennt die 
ersuchende Vertragspartei den Gegen¬ 
stand des Streites und gibt an, welche 
Bestimmungen des Artikels 5 oder 29 
sowie des GATT und der dctzugehörigen 
Rechtsinstrumente als maßgeblich be¬ 
trachtet werden. Das Sekretariat über¬ 
mittelt allen Vertragsparteien umgehend 
eine Ausfertigung des Ersuchens. 

b) Bei der Streitbeilegung ist den Interes¬ 
sen anderer Vertragsparteien Rechnung 
zu tragen. Jede andere Vertragspartei 
mit einem wesentlichen Interesse an ei¬ 
ner Angelegenheit hat das Recht, vom 
Panel gehört zu werden und ihm schrift¬ 
liche Stellungnahmen vorzulegen, so¬ 
fern die an der Streitigkeit beteiligten 
Vertragsparteien und das Sekretariat 
vor Einsetzung des Panels nach Buch¬ 
stabe c schriftlich von diesen Interessen 
in Kenntnis gesetzt worden sind. 

c) Ein Panel gilt 45 Tage nach Eingang des 
unter Buchstabe a genannten schriftli¬ 
chen Ersuchens einer Vertragspartei 
beim Sekretariat als eingesetzt. 

d) Ein Panel besteht aus drei Mitgliedern, 
die vom Generalsekretär aus der Liste 
nach Absatz 7 ausgewählt werden. So¬ 
fern die an der Streitigkeit beteiligten 
Vertragsparteien nichts anderes ver¬ 
einbaren, dürfen die Panelmitglieder 
weder Bürger von Vertragsparteien, die 
Streitparteien sind oder ihr Interesse 
nach Buchstabe b notifiziert haben, 
noch Bürger von Mitgliedstaaten einer 
Organisation der regionalen Wirt¬ 
schaftsintegration sein, die an der Strei¬ 
tigkeit beteiligt ist oder ihr Interesse 
nach Buchstabe b notifiziert hat. 

e) Die an der Streitigkeit beteiligten Ver¬ 
tragsparteien äußern sich innerhalb von 
zehn Arbeitstagen zu der Benennung 
der Panelmitglieder und lehnen Benen¬ 
nungen nur aus zwingenden Gründen 
ab. 

f) Die Panelmitglieder sind in persönlicher 
Eigenschaft tätig; sie dürfen Weisungen 
einer Regierung oder einer anderen 
Stelle weder erbitten noch entgegen¬ 
nehmen. Jede Vertragspartei verpflich¬ 
tet sich, diese Grundsätze zu beachten 


shall make every effort to avoid a resolu- 
tion that adversely affects the trade of 
any other Contracting Party. 


( 2 ) 

(a) If, within 60 days from the reciept of the 
request for consultation referred to in 
sub-paragrpah (1)(b), the Contracting 
Parties have not resolved their dispute 
or agreed to resolve it by conciliation, 
mediation, arbitration or other method, 
either Contracting Party may deliver to 
the Secretariat a written request for the 
establishment of a panel in accordance 
with sub-paragraphs (b) to (f). In its re¬ 
quest the requesting Contracting Party 
shall state the substance of the dispute 
and indicate which provisions of Article 5 
or 29 and of the GATT and Related 
Instruments are considered relevant. 
The Secretariat shall promptly deliver 
copies of the request to all Contracting 
Parties. 

(b) The Interests of other Contracting Par¬ 
ties shall be taken into account during 
the resolution of a dispute. Any other 
Contracting Party having a substantial 
Interest in a matter shall have the right to 
be heard by the panel and to make 
written submisslons to it, provided that 
both the disputing Contracting Parties 
and the Secretariat have received writ¬ 
ten notice of its interest no later than the 
date of establishment of the panel, as 
determined in accordance with sub-pa- 
ragraph (c). 

(c) A panel shall be deemed to be estab- 
lished 45 days after the receipt of the 
written request of a Contracting Party by 
the Secretariat pursuant to sub-para- 
graph (a). 

(d) A panel shall be composed of three 
members who shall be chosen by the 
Secretary-General from the roster des- 
cribed in Paragraph (7). Except where 
the disputing Contracting Parties agree 
otherwise, the members of a panel shall 
not be citizens of Contracting Parties 
which either are party to the dispute or 
have notified their interest in accordance 
with sub-paragraph (b) or citizens of 
States members of a Regional Economic 
Integration Organization which either is 
party to the dispute or has notified its 
interest in accordance with sub-para- 
graph (b). 

(e) The disputing Contracting Parties shall 
respond within ten working days to the 
nominations of panel members and shall 
not oppose nominations except for com- 
pelling reasons. 

(f) Panel members shall serve in their indi¬ 
vidual capacities and shall neither seek 
nor take Instruction from any govern- 
ment or other body. Each Contracting 
Party undertakes to respect these prin- 
ciples and not to seek to influence panel 


consultations ou ä un autre mode de 
räglement du differend mettent tout en 
Oeuvre pour äviter une solution qui ait un 
impact nägatif sur le commerce de toute 
autre partie contractante. 

2 . 

a) Si, dans les 60 jours apräs räception de 
la demande de consultations visäe au 
paragraphe 1 point b), les parties 
contractantes n’ont pas räglä leur diffä- 
rend ni convenu de le rägler par voie de 
conciliation, de mädiation ou d'arbitrage 
ou par une autre mäthode, l’une ou l'au- 
tre des parties contractantes peut adres- 
ser au Secrätariat une demande ächte 
en vue de la Constitution du jury prevu 
aux points b) ä f). Dans sa demande, la 
Partie contractante requärante präcise 
l'objet du diffärend et indique les dispo- 
sitions des articles 5 ou 29 ainsi que des 
articles du GATT et des Instruments 
connexes qu’elle juge pertinentes. Le 
Secrätariat fournit promptement des co¬ 
pies de la demande ä toutes les parties 
contractantes. 

b) Les intäräts des autres parties contrac¬ 
tantes sont pris en considäration pen- 
dant le räglement d'un diffärend. Toute 
autre partie contractante qui a un intärät 
substantiel dans une affaire a le droit 
d’ätre entendue par le jury et de präsen¬ 
ter des observations äcrites au jury, ä 
condition que les parties contractantes 
en litige et le Secrätariat aient regu noti- 
fication ächte de cet intärät au plus tard 
ä la date de Constitution du jury, faite 
confonnäment au point c). 

c) Le jury est supposä constituä 45 jours 
apräs la date de räception de la deman¬ 
de ächte d’une partie contractante par le 
Secrätariat confonnäment au point a). 

d) Le jury se compose de trois membres 
qui sont choisis par le Secrätaire gänä- 
ral sur la liste visäe au paragraphe 7. 
Sauf Convention contraire entre les deux 
parties contractantes en litige, les mem¬ 
bres d’un jury ne peuvent ätre des 
Citoyens des parties contractantes qui 
sont parties au diffärend ou ont notifiä 
leur intäret conformäment au point b), ni 
des Citoyens d’Etats membres d’une 
Organisation d’intägration äconomique 
rägionale qui est partie au diffärend ou a 
notifiä son intäret conformäment au 
point b). 

e) Les parties contractantes en litige räa- 
glssent dans les dix jours ouvrables aux 
nominations des membres du jury et ne 
s’opposent pas aux nominations, sauf 
pour des raisons impäratives. 

f) Les membres du jury officient en leur 
qualitä de particuliers et ne regoivent 
d’instructions d’aucun gouvemement ni 
d’aucun autre Organe. Chaque partie 
contractante s’engage ä respecter ces 
principes et ä ne pas chercher ä influen- 
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und die Panelmitglieder bei der Erledi¬ 
gung ihrer Aufgaben nicht zu beeinflus¬ 
sen. Bei der Auswahl der Panelmitglie¬ 
der ist darauf zu achten, daß deren Un¬ 
abhängigkeit gewährleistet ist und daß 
im Panel ein ausreichend vielseitiger 
Hintergrund und ein breites Erfahrungs¬ 
spektrum zum Ausdruck kommen. 

g) Das Sekretariat unterrichtet alle 
Vertragsparteien umgehend von der Bil¬ 
dung eines Panels. 

(3) 

a) Die Chartakonferenz beschließt die Ge¬ 
schäftsordnung für das Panelverfahren 
im Einklang mit dieser Anlage. Die Ge¬ 
schäftsordnung lehnt sich so eng wie 
möglich an diejenige des GATT und der 
dazugehörigen Rechtsinstrumente an. 
Ein Panel hat auch das Recht, zusätzli¬ 
che Geschäftsordnungsbestimmungen 
zu beschließen, soweit diese mit der von 
der Chartakonferenz beschlossenen 
Geschäftsordnung und mit dieser Anla¬ 
ge in Einklang stehen. In einem Verfah¬ 
ren vor einem Panel Haben die an der 
Streitigkeit beteiligten Vertragsparteien 
und jede andere Vertragspartei, die ihr 
Interesse nach Absatz 2 Buchstabe b 
notifiziert hat, das Recht auf wenigstens 
eine Anhörung vor dem Panel und auf 
Vorlage einer schriftlichen Stellung¬ 
nahme. An der Streitigkeit beteiligte Ver¬ 
tragsparteien, haben auch das Recht, 
eine schriftliche Gegendarstellung vor¬ 
zubringen. Ein Panel kann einem Ersu¬ 
chen einer anderen Vertragspartei, die 
ihr Interesse nach Absatz 2 Buchstabe b 
notifiziert hat, auf Zugang zu den schrift¬ 
lichen Stellungnahmen, die dem Panel 
vorgelegt worden sind, mit Zustimmung 
der Vertragspartei, die sie vorgelegt hat, 
stattgeben. 

Die Verfahren vor einem Panel sind 
vertraulich. Ein Panel nimmt eine objek¬ 
tive Bewertung der vorliegenden Ange¬ 
legenheiten vor, einschließlich des 
Sachverhalts der Streitigkeit und der 
Vereinbarkeit von Maßnahmen mit den 
nach Artikel 5 oder 29 auf den Handel 
anwendbaren Bestimmungen. Bei der 
V\/ahrnehmung seiner Aufgaben konsul¬ 
tiert ein Panel die an der Streitigkeit 
beteiligten Vertragsparteien und gibt ih¬ 
nen ausreichende Gelegenheit, eine all¬ 
seits zufriedenstellende Lösung her¬ 
beizuführen. Sofern von den an der 
Streitigkeit beteiligten Vertragsparteien 
nicht etwas anderes vereinbart wurde, 
stützt sich ein Panel in seiner Entschei¬ 
dung auf die Argumente und Stellung¬ 
nahmen der an der Streitigkeit beteilig¬ 
ten Vertragsparteien. Panels lassen sich 
von den Auslegungen des GATT und 
der dazugehörigen Rechtsinstrumente 
im Rahmen des GATT leiten und stellen 
die Vereinbarkeit von Praktiken mit Arti¬ 
kel 5 oder 29 nicht in Frage, die von 
einer Vertragspartei, die Vertragspartei 
des GATT ist, gegenüber anderen Ver¬ 
tragsparteien des GATT angewendet 
werden und die von diesen anderen 
Vertragsparteien des GATT nicht einer 


members in the performance of their 
tasks. Panel members shall be selected 
with a View to ensuring their indepen- 
dence, and that a sufficient diversity of 
backgrounds and breadth of experience 
are reflected in a panel. 


(g) The Secretariat shall promptly notify all 
Contracting Parties that a panel has 
been constituted. 

(3) 

(a) The Charter Conference shall adopt 
rules of procedure for panel proceedings 
consistent with this Annex. Rules of pro¬ 
cedure shall be as dose as prossible to 
those of the GATT and Related Instru¬ 
ments. A panel shall also have the right 
to adopt additional rules of procedure 
not inconsistent with the rules of proce¬ 
dure adopted by the Charter Conference 
or with this Annex. In a proceeding be¬ 
töre a panel each disputing Contracting 
Party and any other Contracting Party 
which has notified its interest in accord- 
ance with sub-paragraph (2)(b), shall 
have the right to at least one hearing 
before the panel and to provide a whtten 
Submission. Disputing Contracting Par¬ 
ties shall also have the right to provide a 
written rebuttal. A panel may grant a 
request by any other Contracting Party 
which has notified its interest in accord- 
ance with sub-paragraph (2)(b) for ac- 
cess to any written Submission made to 
the panel, with the consent of the Con¬ 
tracting Party which has made it. 


The proceedings of a panel shall be 
confidential. A panel shall make an ob- 
jective assessment of the matters before 
it, including the facts of the dispute and 
the compliance of measures with the 
provisions applicable to trade under Ar- 
ticle 5 or 29. In exercising its functions, a 
panel shall consult with the disputing 
Contracting Parties and give them ade- 
quate opportunity to arrive at a mutually 
satisfactory solution. Unless othenvise 
agreed by the disputing Contracting 
Parties, a panel shall base its decision 
on the arguments and submissions of 
the disputing Contracting Parties. Pa¬ 
nels shall be guided by the interpreta- 
tions given to the GATT and Related 
Instruments within the framework of the 
GATT, and shail not question the com- 
patibility with Article 5 or 29 of practices 
applied by any Contracting party which 
is a party to the GATT to other parties to 
the GATT to which it applies the GATT 
and which have not been taken by those 
other parties to dispute resolution under 
the GATT. 


cer les membres du jury dans l’exöcu- 
tion de leur tache. Lors du choix des 
membres du jury, il est tenu compte de 
la nöcessitä de garantir l'indöpenidance 
des membres et de faire en Sorte que le 
jury reflöte des horizons suffisamment 
difförents et dispose d'un large öventail 
d'expöriences. 

g) Le Secrötariat notifie rapidement ä tou- 
tes les prarties contractantes la Constitu¬ 
tion du jury. 

3. 

a) La Conförence de la Charte adopte pour 
les döbats du jury un räglement de pro- 
cödure conforme ä la präsente annexe. 
Ce röglement de procädure doit ötre 
aussi proche que possible de celui du 
GATT et des Instruments connexes. Le 
jury a en outre le droit d’adopter des 
rögles supplämentaires de procädure 
qui ne soient pas incompatibles avec le 
röglement de procödure adoptö par la 
Conförence de la Charte ou les rögles 
contenues dans la präsente annexe. 
Lorsqu'une procädure est engagäe de- 
vant un jury, chaque partie contractante 
en litige et toute autre partie contrac¬ 
tante qui a notifiä son intärät conformä- 
ment au paragraphe 2 point b) a droit ä 
ätre entendue au moins par le jury et ä 
präsenter des observations äcrites. Les 
parties contractantes en litige ont ägale- 
ment le droit de foumir par äcrit une 
argumentation de räfutation. Le jury 
peut accueillir favorablement une de- 
mande falte par une autre partie 
contractante qui a notifiä son intärät 
conformäment au paragraphe 2 point b) 
en vue d’avoir accäs ä toute Observation 
ächte präsentäe au jury, avec le consen- 
tement de la partie contractante qui l’a 
formuläe. 

Les däbats du jury sont confidentiels. Le 
jury procöde ä une appräciation objec- 
tive des questions qui iui sont soumises, 
y compris les, äläments de fait du diffä- 
rend et la conformitä des mesures avec 
les dispositions applicables au commer¬ 
ce en vertu des articles 5 ou 29. Dans 
l'exercice de ses fonctions, le jury 
consulte les parties contractantes en li¬ 
tige et leur donne une possibilitä adä¬ 
quate de parvenir ä une solution mutuel- 
lement satisfaisante. Sauf accord 
contraire des parties contractantes, le 
jury fonde sa däcision sur les arguments 
et les observations des parties contrac¬ 
tantes en litige. II s’inspire des interprä- 
tations donnäes au GATT et aux Instru¬ 
ments connexes au sein du GATT et ne 
met pas en doute la compatibilitä avec 
l’article 5 ou l'article 29 de pratiques qui 
sont suivies par une partie contractante 
partie au GATT ä l’ägard d’autres par¬ 
ties au GATT auxquelles eile applique le 
GATT et qui ne sont pas suivies par les 
autres parties ä la procädure dans le 
cadre du GATT. 



74 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 


Streitbeilegung im Rahmen des GATT 
unterworfen wurden. 

Sofern von den an der Streitigkeit betei¬ 
ligten Vertragsparteien nicht etwas an¬ 
deres vereinbart wird, sollen alle Ver¬ 
fahren. an denen ein Panel beteiligt ist, 
einschließlich der Vorlage des Schluß¬ 
berichts innerhalb von 180 Tagen nach 
der Einsetzung des Panels abgeschlos¬ 
sen werden; können jedoch nicht sämtli¬ 
che Verfahren innerhalb dieses Zeit¬ 
raums abgeschlossen werden, so wirkt 
sich dies nicht auf die Gültigkeit des 
Schlußberichts aus. 

b) Ein Panel stellt seine Zuständigkeit fest; 
seine Feststellung ist endgültig und 
bindend. Ein Einwand einer an der Strei¬ 
tigkeit beteiligten Vertragspartei, die 
Streitigkeit falle nicht unter die Zustän¬ 
digkeit des Panels, wird vom Panel ge¬ 
prüft, das darüber befindet, ob es den 
Einwand als Vorfrage behandelt oder ob 
der Einwand Teil der Streitigkeit ist. 

c) Gehen zwei oder mehr Ersuchen um 
Einsetzung eines Panels für Streitigkei¬ 
ten ein, die inhaltlich ähnlich sind, so 
kann der Generalsekretär mit Zustim¬ 
mung aller an der Streitigkeit beteiligten 
Vertragsparteien ein einziges Panel 
benennen. 

(4) 

a) Nach Prüfung der Gegenargumente un¬ 
terbreitet das Panel den an der Streitig¬ 
keit beteiligten Vertragsparteien die be¬ 
schreibenden Teile seines schriftlichen 
Berichtsentwurfs einschließlich des 
Sachverhalts und einer Zusammenfas¬ 
sung der Argumente der an der Streitig¬ 
keit beteiligten Vertragsparteien. Den an 
der Streitigkeit beteiligten Vertragspar¬ 
teien wird Gelegenheit gegeben, sich zu 
den beschreibenden Teilen des Berichts 
innerhalb einer vom Panel festgesetzten 
Frist schriftlich zu äußern. 

Nach Ablauf der Frist für den Eingang 
der Äußerungen der Vertragsparteien 
händigt das Panel den an der Streitigkeit 
beteiligten Vertragsparteien einen 
schriftlichen Zwischenbericht aus, in 
dem sowohl die beschreibenden Teile 
als auch die vorgeschlagenen Feststel¬ 
lungen und Schlußfolgerungen des Pa¬ 
nels enthalten sind. Innerhalb eines vom 
Panel festgelegten Zeitraums kann eine 
an der Streitigkeit beteiligte Vertrags¬ 
partei das Panel schriftlich ersuchen, 
einzelne Punkte des Zwischenberichts 
zu überprüfen, bevor es einen Schluß- 
bericht vorlegt. Vor der Vorlage eines 
Schlußberichts kann das Panel nach ei¬ 
genem Ennessen mit den an der Strei¬ 
tigkeit beteiligten Vertragsparteien Zu¬ 
sammenkommen. um die Fragen zu 
besprechen, die in dem Ersuchen auf¬ 
geworfen wurden. 

Der Schlußbericht umfaßt die beschrei¬ 
benden Teile (einschließlich einer Fest¬ 
stellung des Sachverhalts und einer Zu¬ 
sammenfassung der Argumente der an 
der Streifigkeit beteiligten Vertragspar- 


Unless otherwise agreed by the dispu- 
ting Contracting Parties, all procedures 
involving a panel, including the issuance 
of its final report, should be completed 
within 180 days of the date of establish- 
ment of the panel; however, a failure fo 
complete all procedures within this 
period shall not affect the validity of a 
final report. 


(b) A panel shall determine its jürisdiction; 
such determination shall be final and 
binding. Any objection by a disputing 
Contracting Party that a dispute is not 
within the Jurisdiction of the panel shall 
be considered by the panel, which shall 
decide whether to deal with the objec¬ 
tion as a prelimirtary question or to join it 
to the merits of the dispute. 

(c) In the event of two or more requests for 
establishment of a panel in relation to 
disputes that are substantively similar, 
the Secretary-General may with the con¬ 
sent of all the disputing Contracting Par¬ 
ties appoint a single panel. 

(4) 

(a) After having considered rebuttal argu- 
ments, a panel shall submit to the dispu¬ 
ting Contracting Parties the descriptive 
sections of its draft written report, inctu- 
ding a Statement of the facts and a sum- 
mary of the arguments made by the 
disputing Contracting Parties. The dis¬ 
puting Contracting Parties shall be af- 
forded an opportunity to submit written 
comments on the descriptive sections 
within a period set by the panel. 


Following the date set for receipt of com¬ 
ments from the Contracting Parties, the 
panel shall issue to the disputing Con¬ 
tracting Parties an interim written report, 
including both the descriptive sections 
and the panel's proposed flr>dings and 
conclusions. Within a period set by the 
panel a disputing Contracting Party may 
submit to the panel a written request that 
the panel review specific aspects of the 
interim report before issuing a final re¬ 
port. Before issuing a final report the 
panel may, in its discretion, meet with 
the disputing Contracting Parties to con- 
sider the issues raised in such a re¬ 
quest. 


The final report shall include descriptive 
sections (including a Statement of the 
facts and a summary of the arguments 
made by the disputing Contracting Par¬ 
ties), the panel's findings and conclu- 


Sauf accord confraire des parties 
contractantes en litige, toutes les procä- 
dures qui impliquent un Jury, y compris 
la publication de son rapport final, doi- 
vent se tenniner au plus tard 180 jours 
apräs la date de Constitution du Jury; 
toutefois, le non-achävement de l’en- 
semble des procädures dans ce däiai 
n'affecte pas la validitä du rapport final. 


b) Le Jury dötermine sa compätence; cette 
döcision est finale et obligatoire. Toute 
objection formuläe par une partie 
contractante en litige et niant la compä- 
terrce du jury est examinäe par le Jury, 
qui decide s’il y a lieu de traiter Pobjec- 
tion comme une question pröjudicielle 
ou de la joindre au fond de l'affaire. 

c) Lorsque deux ou plusieurs demandes 
de Constitution tfun jury sont präsentäes 
pour des diffärertds qui sont substantiel- 
lement similaires, le Secrätarre gänäral 
peut, avec le consentement de toutes 
les parties contractantes en litige, nom- 
mer un jury unique. 

4. 

a) Apräs avoir examinä-les arguments de 
räfutation, le jury soumet aux parties 
contractantes en litige la partie descrip¬ 
tive de son projet de rapport äcrit, y 
compris une änonciation des faits et un 
räsumä des arguments avancäs par les 
parties contractantes en litige. Celles-ci 
se voient accorder la possibilitä de sou- 
mettre des observations äcrites ä pro- 
pos de la partie descriptive dans le däiai 
fixä par le jury. 


Apräs la date fixäe pour la räception des 
obsen/ations des parties contractantes, 
le jury däiivre aux parties contractantes 
en litige un r^^>port äcrit intermädiaire, 
comprenant aussi bien la partie descrip)- 
tive que les constatations et les conclu¬ 
sions proposäes par le jury. Dans un 
däiai däterminä par le jury, une partie 
contractante en litige peut soumettre au 
jury une requäte äcrite demandant qu’il 
räexamine des aspects späcifiques du 
rapport intermädiaire avant la publica¬ 
tion du rapport final. Avant de publier un 
rapport final, le jury peut, ä sa discrätion, 
se räunir avec les parties contractantes 
en litige afin d’examiner les questions 
souleväes dans cette requäte. 


Le rapport final comporte la partie des¬ 
criptive de Paffaire (comprenant une 
änonciation des faits et un räsumä des 
arguments avancäs par les parties 
contractantes en litige), les constata- 
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teien), die Feststellungen urKi Schlußfol- 
genjngen des Panels und eine Erörte¬ 
rung der Argumente, die zu bestimmten' 
Fragen des Zwischenberichts zum Zeit¬ 
punkt von dessen Überprüfung vorge¬ 
bracht wurden. Der Schlußbehcht be¬ 
handelt jede wesentliche Frage, die dem 
P 2 tnel vorgelegt wurde und zur Streitbei¬ 
legung notwendig ist, und führt die 
Gründe für die Schlußfolgerungen des 
Panels an. 

Das Panel leitet seinen Schlußbericht 
umgehend an das Sekretariat und die 
an der Streitigkeit beteiligten Vertrags¬ 
parteien weiter. Zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt verteilt das Sekretariat den 
Schlußbericht zusammen mit etwaigen 
schriftlichen Anmerkungen, die eine an 
der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei 
ihm beizufügen wünscht, an alle Ver¬ 
tragsparteien. 

b) Gelangt ein Panel zu dem Schluß, daß 
eine Maßnahme, die eine Vertragspartei 
einführt oder beibehält, einer Bestim¬ 
mung des Artikels 5 oder 29 oder einer 
Bestimmung des GATT oder eines da¬ 
zugehörigen Rechtsinstruments, die im 
Rahmen des Artikels 29 anwendbar Ist, 
nicht entspricht, so kann das Panel in 
seinem Schlußbericht empfehlen, daß 
die Vertragspartei die Maßnahme oder 
Verhaltensweise ändert oder aufgibt 
und so der betreffenden Bestimmung 
entspricht. 

c) Panelberichte werden von der Charta¬ 
konferenz angenommen. Um der Char¬ 
takonferenz genügend Zeit zur Prüfung 
der Panelberichte zu geben, wird ein 
Bericht frühestens 30 Tage, nachdem 
das Sekretariat ihn allen Vertragspartei¬ 
en übermittelt hat, durch die Chartakon¬ 
ferenz angenommen. Vertragsparteien, 
die Einwände gegen einen Bericht eines 
Panels haben, übemiitteln ihre schriftli¬ 
che Begrürrdung mindestens 10 Tage 
vor dem Zeitpunkt, zu dem der Bericht 
zur Annahme durch die Chartakonfe¬ 
renz vorgesehen ist, an das Sekretariat, 
das sie umgehend an alle Vertragspar¬ 
teien weiterleitet. Die an der Streitigkeit 
beteiligten Vertragsparteien sowie Ver¬ 
tragsparteien, die ihr Interesse nach Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b notifiziert haben, 
haben das Recht, in vollem Umfang an 
der Prüfung des Berichts des Panels 
über die Streitigkeit durch die Charta¬ 
konferenz teilzunehmen und ihre Auf¬ 
fassungen in vollem Umfang zu Proto¬ 
koll zu geben. 

d) Für eine rechtswirksame Streitbeilegung 
im Interesse aller Vertragsparteien ist es 
wichtig, daß den Entscheidungen und 
Empfehlungen eines von der Charta¬ 
konferenz angenommenen Schlußbe¬ 
richts umgehend entsprochen wird. Eine 
Vertragspartei, an die sich eine Ent¬ 
scheidung oder Empfehlung eines von 
der Chartakonferenz angenommenen 
Schlußberichts richtet, teilt der Charta¬ 
konferenz mit, wie sie dieser Entschei¬ 
dung oder Empfehlung zu entsprechen 
gedenkt. Ist es der betreffenden Ver- 


sions, and a discussion of arguments 
made on specific aspects of the interim 
report at the stage of its review. The final 
report shall deal virith every substantial 
issue raised before the panel and ne- 
cessary to the resolution of the dispute 
and shall state the reasons for the 
panel's conclusions. 


A panel shall issue its final report by 
providing it promptly to the Secretariat 
and to the disputing Contracting Parties. 
The Secretariat shall at the eariiest prac- 
ticable opportunity distribute the final 
report, together with any written views 
that a disputing Contracting Party de- 
sires to have appended, to all Contrac¬ 
ting Parties. 

(b) Where a panel corrcludes that a meas- 
ure introduced or maintained by a Con¬ 
tracting Party does not comply with a 
Provision of Article 5 or 29 or with a 
Provision of the GATT or a Related In¬ 
strument that applies under Article 29, 
the panel may recommend in its final 
report that the Contracting Party alter or 
abandon the measure or conduct so as 
to be in compliance with that Provision. 


(c) Panel reports shall be adopted by the 
Charter Conference. In order to provide 
sufficient time for the Charter Confer¬ 
ence to consider panel reports, a report 
shall not be adopted by the Charter Con¬ 
ference until at least 30 days after it has 
been provided to all Contracting Parties 
by the Secretariat. Contracting Parties 
having objections to a panel report shall 
give written reasons for their objections 
to the Secretariat at least 10 days prior 
to the date on which the report is to be 
considered for adoption by the Charter 
Conference, and the Secretariat shall 
promptly provide them to all Contracting 
Parties. The disputing Contracting Par¬ 
ties and Contracting Parties which noti- 
fied their interest in accordance with 
sub-paragraph (2)(b) shall have the right 
to participate fully in the consideration of 
the panel report on that dispute by the 
Charter Conference, and their views 
shall be fully recorded. 


(d) In Order to ensure effective resolution of 
disputes to the benefit of all Contracting 
Parties, prompt compliance with rulings 
and recommendations of a final panel 
report that has been adopted by the 
Charter Conference is essential. A Con¬ 
tracting Party which is subject to a ruling 
or recommendation of a final panel re¬ 
port that has been adopted by the Char¬ 
ter Conference shall inform the Charter 
Conference of its intentions regarding 
compliance with such ruling or recom¬ 
mendation. In the event that immediate 


tions et les conclusions du jury, ainsi 
quüne discussion des arguments for- 
muläs sur les aspects späcifiques du 
rapport intermädiaire au moment de sa 
räWsion. Le rapport final traite toutes les 
questions substantielles souleväes de- 
vant le jury et näcessaires au räglement 
du diffärend et il motive les conclusions 
du jury. 


Le jury publie son rapport final en le 
mettant rapidement ä la disposition du 
Secrätariat et des parties contractantes 
en litige. Le Secrätariat distribue ä tou¬ 
tes les parties contractantes en litige, 
dös que possible, le rapport final, en 
mäme temps que toute opinion äcrite 
quüne partie contractante souhaite y 
voir annexer. 

b) Lorsqu'il conclut quüne mesure intro- 
dutte ou maintenue par une partie 
contractante n’est pas conforme ä une 
disposition des articles 5 ou 29 ou ä une 
disposition du GATT ou dün instmment 
connexe qui est applicable en vertu de 
l'article 29, le jury peut, dans son rapport 
final, recommander ä cette partie 
contractante de modifier ou d’abandon- 
ner la mesure ou son comportement de 
maniöre ä se conformer ä cette disposi¬ 
tion. 

c) Les rapports du jury sont adoptäs par la 
Confärence de la Charte. Afin de donner 
suffisamment de temps ä la Confärence 
de la Charte pour examiner les rapports 
du jury, un rapport n'est adoptä par cel- 
le-ci que 30 jours apräs que le Secräta¬ 
riat a foumi le rapport ä toutes les par¬ 
ties contractantes. Les parties contrac¬ 
tantes qui ont des objections ä l'erHxm- 
tre du rapport dün jury indiquent par 
äcrit au Secrätariat les raisons de leurs 
objections au moins 10 jours avant la 
date ä laquelle le rapport dort ätre exa- 
minä en vue de son adoption par la 
Confärence de la Charte, et le Secräta¬ 
riat les communique rapidentent ä tou¬ 
tes les parties contractantes. Les parties 
contractantes en litige et les parties 
contractantes qui ont notifiä leur intärät 
confonnäment au paragraphe 2 point b) 
ont le droit de participer pteirtement ä 
l’examen par la Confärence de la Charte 
du rapport du jury relatif au diffärend en 
question, et leurs opinions sont enregis- 
träes intägralement. 

d) Afin d'assurer un räglement effectif des 
diffärends dans rintärät de toutes les 
parties contractantes, il est essentiel 
que les däcisions et les recommanda- 
tions (fun rapport final de jury qui a ätä 
adoptä par la Confärence de la Charte 
soient respectäes rapidement. Une par¬ 
tie contractante qui faR l’objet düne dä- 
cision ou tfune recommandation dün 
rapport final de jury qui a ätä adoptä par 
la ConfärerKse de la Charte informe cel- 
le-ci de son intention de se conformer ä 
cette däcision ou ä cette recommanda- 
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tragspartei praktisch unmöglich, dem 
sofort nachzukommen, so erklärt sie der 
Chartakonferenz, weshalb sie dem nicht 
entsprechen kann, urKf erhält im Licht 
dieser Erklärung eine angemessene 
Frist, um dem zu entsprechen. Das Ziel 
der Streitbeilegung ist die Änderung 
oder Beseitigung unvereinbarer Maß¬ 
nahmen. 

(5) 

a) Versäumt es eine Vertragspartei, der 
Entscheidung oder Empfehlung eines 
von der Chartakonferenz angenomme¬ 
nen Schlußberichts des Panels inner¬ 
halb einer angemessenen Frist zu ent¬ 
sprechen, so kann eine durch dieses 
Versäumnis geschädigte und an der 
Streitigkeit beteiligte Vertragspartei die 
säumige Vertragspartei schriftlich ersu¬ 
chen, Verhandlungen aufzunehmen, um 
eine allseits zufriedenstellende Entschä¬ 
digung zu vereinbaren. Auf ein solches 
Ersuchen hin nimmt die säumige Ver¬ 
tragspartei umgehend solche Verhand¬ 
lungen auf. 

b) Lehnt die säumige Vertragspartei Ver¬ 
handlungen ab oder haben sich die Ver¬ 
tragsparteien binnen 30 Tagen nach 
Eingang des Verhandlungsersuchens 
noch nicht geeinigt, so kann die geschä¬ 
digte Vertragspartei die Chartakonfe- 
renz schriftlich um Ermächtigung ersu¬ 
chen, die Erfüllung von Verpflichtungen 
gegenüber der säumigen Vertragspartei 
nach Artikel 5 oder 29 auszusetzen. 


c) Die Chartakonferenz kann die geschä¬ 
digte Vertragspartei ermächtigen, ge¬ 
genüber der säumigen Vertragspartei 
die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen 
aus den Bestimmungen des Artikels 5 
oder 29 oder aus den aufgrund des Arti¬ 
kels 29 anwendbaren Bestimmungen 
des GATT oder der dazugehörigen 
Rechtsinstrumtente auszusetzen, wel¬ 
che die geschädigte Vertragspartei un¬ 
ter den gegebenen Umständen für 
gleichwertig erachtet. 

d) Die Aussetzung der Erfüllung von Ver¬ 
pflichtungen ist zu befristen und nur so 
lange anzuwenden, bis die mit Artikel 5 
oder 29 unvereinbare Maßnahme auf¬ 
gehoben wird oder bis eine allseits zu¬ 
friedenstellende Lösung gefunden wor¬ 
den ist. 

( 6 ) 

a) Bevor sie die Erfüllung solcher Ver¬ 
pflichtungen aussetzt, unterrichtet die 
geschädigte Vertragspartei die säumige 
Vertragspartei von Art und Umfang der 
beabsichtigten Aussetzung. Erhebt die 
säumige Vertragspartei beim General¬ 
sekretär schriftlich Einwand gegen den 
Umfang der von der geschädigten Ver¬ 
tragspartei beabsichtigten Aussetzung 
der Erfüllung der Verpflichtungen, so 
wird das nachstehend vorgesehene 
Schiedsverfahren eingeleitet. Die beab¬ 
sichtigte Aussetzung der Erfüllung von 


compliance is impracticable, the Con¬ 
tracting Party concemed shall explain its 
reasons for non-compliance to the Char¬ 
ter Conference and, in light of this ex- 
planation, shall have a reasonable pe- 
riod of time to effect compliance. The 
aim of dispute resolution is the modifica- 
tion or removal of inconsistent meas- 
ures. 

(5) 

(a) Where a Contracting Party has faiied 
within a reasonable period of time to 
comply with a ruling or recommendation 
of a final panel report that has been 
adopted by the Charter Conference, a 
Contracting Party to the dispute injured 
by such non-compliance may deliver to 
the non-complying Contracting Party a 
written request that the non-complying 
Contracting Party enter into negotiations 
with a View to agreeing upon mutually 
acceptable compensation. If so re- 
quested the non-complying Contracting 
Party shall promptly enter into such ne¬ 
gotiations. 

(b) If the non-complying Contracting Party 
refuses to negotiate, or if the Contrac¬ 
ting Parties have not reached agree- 
ment Within 30 days after delivery of the 
request for negotiations, the injured 
Contracting Party may make a written 
request for authorization of the Charter 
Conference to suspend obligations 
owed by if to the non-complying Con¬ 
tracting Party under Article 5 or 29. 


(c) The Charter Conference may authorize 
the injured Contracting Party to susprend 
such of its obligations to the non-com¬ 
plying Contracting Party, under provi- 
sions of Article 5 or 29 or under provi- 
sions of the GATT or Related Instru¬ 
ments that apply under Article 29, as the 
injured Contracting Party considers 
äquivalent in the circumstances. 


(d) The Suspension of obligations shall be 
temporary and shall be applied only until 
such time as the measure found to be 
inconsistent with Article 5 or 29 has 
been removed, or until a mutually satis- 
factory solution is reached. 

( 6 ) 

(a) Before suspending such obligations the 
injured Contracting Party shall inform 
the non-compfying Contracting Party of 
the nature and ievel of its proposed 
Suspension, if the non-complying Con¬ 
tracting Party delivers to the Secretary- 
General a written objection to the Ievel 
of Suspension of obligations proposed 
by the injured Contracting Party, the ob¬ 
jection shall be referred to arbitration as 
provided below. The proposed Suspen¬ 
sion of obligations shall be stayed until 
the arbitration has been completed and 


tion. S’il lui est improssible de s'y confor- 
mer immädiatement, eile en explique les 
raisons ä la Confärence de la Charte et, 
ä la lumiäre de cette explication, eile 
dispose d’un däiai raisonnable pour s’y 
conformer. Le but du räglement d’un 
diffärend est la modification ou l’älimina- 
tion de mesures incompatibles. 

5. 

a) Lorsqu’une partie contractante ne s’est 
pas conformäe dans un däiai raisonna¬ 
ble ä une döcision ou ä une recomman- 
dation d’un rapport final de jury qui a ötä 
adoptä par la Confärence de la Charte, 
une partie contractante partie au diffä- 
rend qui est läsöe par ce manquement 
peut adresser ä la partie contractante 
döfaillante une demande äcrite tendant 
ä ce que celle-ci entame des nägocia- 
tions en vue de convenir d’une compen¬ 
sation mutuellement acceptable. Si eile 
est ainsi saisie, la partie contractante 
däfaillante engage rapidement ces nä- 
gociations. 

b) SI la partie contractante däfaillante refu- 
se de nägocier, ou si les parties contrac- 
tantes ne sont pas parvenues ä un ac- 
cord dans les 30 jours suivant Tenvoi 
d’une demande de nägociations, la par¬ 
tie contractante läsäe peut introduire 
une requäte äcrite demandant ä la 
Confärence de la Charte l’autorisation 
de suspendre les obligations qu’elle doit 
remplir ä l’ägard de la partie contractan¬ 
te däfaillante au titre des articles 5 ou 
29. 

c) La Confärence de la Charte p>eut autori- 
ser la partie contractante läsäe ä sus¬ 
pendre celles de ses obligations ä 
l’ägard de la partie contractante däfail¬ 
lante, conformäment aux dispositions 
des articles 5 ou 29 ou conformäment 
aux dispositions du GATT ou des Instru¬ 
ments connexes qui s’appliquent en ver¬ 
tu de l’article 29, que la partie contrac¬ 
tante läsäe estime äquivalentes eu 
ägard aux circonstances. 

d) La Suspension d’obligations est tempo- 
ralre et n’est applicable que jusqu’au 
moment oü la mesure jugäe incompati- 
ble avec l’article 5 ou l’article 29 a ätä 
supprimäe ou jusqu'au moment oü une 
solution mutuellement satisfaisante a 
ätä trouväe. 

6 . 

a) Avant de suspendre de telles obliga¬ 
tions, la partie contractante läsäe infor¬ 
me la partie contractante däfaillante de 
la nature et du degrä de la Suspension 
qu’elle propose. Si la partie contractante 
däfaillante adresse au Secrätaire gänä- 
ral une objection äcrite concemant le 
niveau de Suspension des obligations 
proposä par la partie contractante läsäe, 
l’objection est soumise ä l’arbitrage tel 
que prävu ci-dessous. II est sursis ä la 
Suspension proposäe des obligations 
jusqu'au moment oü l'arbitrage est ter- 
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Verpachtungen wird zurückgestellt, bis 
das Schiedsverfahren abgeschlossen 
und die Entscheidung des Schiedspa- 
nels nach Buchstabe e endgültig und 
bindend geworden ist. 

b) Der Generalsekretär setzt nach Ab¬ 
satz 2 Buchstaben d bis f ein Schiedspa- 
nel ein, das, wenn praktisch möglich, 
dasselbe Panel ist, das die in Absatz 4 
Buchstabe d genannte Entscheidung 
oder Empfehlung abgegeben hat, und 
prüft, in welchem Umfang die geschä¬ 
digte Vertragspartei die Aussetzung der 
Erfüllung von Verpflichtungen beab¬ 
sichtigt. Sofern die Chartakonferenz 
nicht etwas anderes beschließt, wird die 
Verfahrensordnung für das Panel-Ver¬ 
fahren nach Absatz 3 Buchstabe a be¬ 
schlossen. 

c) Das Schiedspanel stellt fest, ob und ge¬ 
gebenenfalls inwieweit der Umfang der 
von der geschädigten Vertragspartei be¬ 
absichtigten Aussetzung der Erfüllung 
von Verpflichtungen in einem unange¬ 
messenen Verhältnis zu dem erlittenen 
Schaden steht. Das Panel überprüft die 
Art der ausgesetzten Verpflichtungen 
nicht, es sei denn, daß diese mit der 
Feststellung des Umfangs der ausge¬ 
setzten Verpflichtungen untrennbar ver¬ 
bunden ist. 

d) Das Schiedspanel übermittelt der ge¬ 
schädigten und der säumigen Vertrags¬ 
partei und dem Sekretariat seine schrift¬ 
liche Feststellung binnen 60 Tagen nach 
seiner Einsetzung beziehungsweise in¬ 
nerhalb der von der geschädigten und 
der säumigen Vertragspartei vereinbar¬ 
ten sonstigen Frist. Das Sekretariat legt 
die Feststellung der Chartakonferenz 
bei der frühestmöglichen Gelegenheit, 
spätestens aber auf der nächsten dem 
Eingang der Feststellung folgenden Sit¬ 
zung der Chartakonferenz vor. 

e) Die Feststellung des Schiedspanels 
wird 30 Tage, nachdem sie der Charta¬ 
konferenz vorgelegt worden ist, endgül¬ 
tig und bindend, und jeder darin zuge¬ 
standene Umfang einer Aussetzung von 
Vergünstigungen kann daraufhin von 
der geschädigten Vertragspartei in einer 
Vi/eise in Kraft gesetzt werden, wie es 
die Vertragspartei unter den gegebenen 
Umständen für gleichwertig erachtet, es 
sei denn, daß die Chartakonferenz vor 
Ablauf der Frist von 30 Tagen etwas 
anderes beschließt. 

f) Mit der Aussetzung der Erfüllung von 
Verpflichtungen gegenüber einer säumi¬ 
gen Vertragspartei bemüht sich die ge¬ 
schädigte Vertragspartei nach Kräften, 
den Handel anderer Vertragsparteien 
nicht zu beeinträchtigen. 

(7) Jede Vertragspartei kann zwei Perso¬ 
nen bestimmen, die im Fall von Vertrags¬ 
parteien, welche auch Vertragspartei des 
GATT sind, üblicherweise als Panelmitglie¬ 
der für die Streitbeilegung im Rahmen des 
GATT benannt werden, sofern sie gewillt 
und fähig sind, als Panelmitglieder im Sinne 
dieser Anlage tätig zu sein. Der Generalse¬ 


the determination of the arbitral panel 
has become final and binding in accor- 
dance with sub-paragraph (e). 


(b) The Secretary-General shall establish 
an arbitral panel in accordance with 
sub-paragraphs (2)(d) to (f), which if 
practicable shall be the same panel 
which made ttte ruling or recommenda- 
tion referred to in sub-paragraph (4)(d), 
to examine the level of obligations that 
the injured Contracting Party proposes 
to suspend. Unless the Charter Confer¬ 
ence decides othenwise the rules of pro- 
cedure for panel proceedings shall be 
adopted in accordance with sub-para¬ 
graph (3)(a). 

(c) The arbitral panel shall determine 
whether the level of obligations pro- 
posed to be suspended by the injured 
Contracting Party is excessive in rela- 
tion to the injury it experienced, and if 
so, to what extent. It shall not review the 
natura of the obligations suspended, ex- 
cept insofar as this is inseparable from 
the determination of the level of sus¬ 
pended obligations. 


(d) The arbitral panel shall deliver its written 
determination to the injured and the 
non-complying Contracting Parties and 
to the Secretariat within 60 days of the 
establishment of the panel or within 
such other period as may be agreed by 
the injured and the non-complying Con¬ 
tracting Parties. The Secretariat shall 
present the determination to the Charter 
Conference at the earliest practicable 
opportunity, and no later than the meet- 
ing of the Charter Conference following 
receipt of the determination. 

(e) The determination of the arbitral panel 
shall become final and binding 30 days 
after the date of its presentation to the 
Charter Conference, and any level of 
Suspension of benefits allowed thereby 
may thereupon be put into effect by the 
injured Contracting Party in such man- 
ner as that Contracting Party considers 
equivalent in the circumstances, unless 
prior to the expiration of the 30 days 
period the Charter Conference decides 
otherwise. 

(f) In suspending any obligations to a non- 
complying Contracting Party, an injured 
Contracting Party shall make every ef- 
fort not to affect adversely the trade of 
any other Contracting Party. 

(7) Each Contracting Party may desig- 
nate two individuale vtrho shall, in the case of 
Contracting Parties which are also party to 
the GATT, if they are willing and able to 
serve as panellists under this Annex, be 
panellists currently nominated for the pur- 
pose of GATT dispute panels. The Secreta¬ 
ry-General may also designate, with the 


minä et oü la däcision du jury cfarbitrage 
est devenue döfinitive et obligatoire 
conformöment au point e). 


b) Conformäment au paragraphe 2 points 
d) ä f), le Secrätaire gönäral constitue un 
jury d’arbitrage, qui, dans la mesure du 
possible, dort ätre le möme Jury que 
celui qui a adoptä la däcision ou la re- 
commandation visäe au paragraphe 4 
point d), afin qu'il exeimine le niveau des 
obligations que la partie contractante 
läsäe propose de suspendre. Sauf däci¬ 
sion contraire de la Confärence de la 
Charte, le räglement de procädure appli¬ 
cable aux däiibärations du jury est adop¬ 
tä conformäment au paragra^e 3 point 
a). 

c) Le jury d'arbitrage dätermine si le niveau 
des obligations que la partie contractan¬ 
te läsäe propose de suspertdre est ex- 
cessif par rapport au präjudice subi et, si 
tel est le cas, dans quelle mesure il Pest. 
II ne räexamine pas la nature des obliga¬ 
tions suspertdues, sauf si cet aspect ne 
peut ätre dissociä de la dätermination du 
niveau des obligations suspendues. 


d) Le jury d'arbitrage adresse sa däcision 
äcrite aux parties contractantes läsäe et 
däfaillante et au Secrätariat au plus tard 
60 jours apräs la Constitution du jury ou 
dans tout autre däiai convenu entre les 
parties contractantes läsäe et däfaillan¬ 
te. Le Secrätariat soumet la däcision ä la 
Confärence de la Charte dans les meil- 
leurs däiais possibles, mais au plus tard 
lors de la räunion de celle-ci qui suit la 
räception de la däcision. 


e) La däcision du jury cfarbitrage devient 
däfinitive et obligatoire 30 jours apräs la 
date de sa soumisskm ä la Confärence 
de la Charte, et le niveau de Suspension 
des avantages qu’elle autorise peut ätre 
appliquä par la partie contractante läsäe 
(fune maniäre qu’elle juge äquivalente 
eu ägard aux circonstances, ä moins 
que la Confärence de la Charte en dä- 
cide autrement avant l’expiration de la 
päriode de 30 jours. 


f) En suspendant une Obligation ä l'ägard 
de la partie contractante däfaillante, la 
partie contractante läsäe s'efforce dans 
toute la mesure du possible de ne pas 
affecter nägativement les ächanges de 
toute autre partie contractante. 

7. Chaque partie contractante, au cas oü 
eile est Element partie au GATT, peut 
däsigner deux personnes qui, si elles se 
däciarent disposäes et sont aptes ä servir 
comme membre cfun jury au titre de la 
präsente annexe, sont des membres en 
passe d’ätre nommäs dans des Jurys char- 
gäs de diffärends liäs au GATT. Le Secrä- 
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kretär kann ferner mit Zustimmung der 
Chartakonferenz höchstens zehn Personen 
benennen, die gewillt und fähig sind, als 
Panelmitglieder bei der Streitbeilegung 
nach den Absätzen 2 bis 4 tätig zu sein. Die 
Chartakonferenz kann darüber hinaus be¬ 
schließen, für dieselben Zwecke bis zu 
zwanzig Personen zu benennen, die auf 
Streitbeilegungslisten anderer internationa¬ 
ler Gremien stehen und gewillt und fähig 
sind, als Panelmitglieder tätig zu sein. Die 
Namen aller so benannten Personen erge¬ 
ben die Streitbeilegungsliste. Die Personen 
werden allein auf der Grundlage der Objek¬ 
tivität, Zuverlässigkeit und des gesunden 
Urteilsvermögens benannt; sie sollen in Fra¬ 
gen des internationalen Handels und der 
Energiewirtschaft, insbesondere in den 
nach Artikel 29 anzuwendenden Bestim¬ 
mungen möglichst umfassende Sachkennt¬ 
nis haben. Bei der Wahrnehmung von Auf¬ 
gaben im Rahmen dieser Anlage dürfen die 
zu benennenden Personen keiner Vertrags¬ 
partei angehören oder von ihr Weisungen 
entgegennehmen. Die zu benennenden 
Personen sind für eine emeuerbare Amts¬ 
zeit von fünf Jahren und bis ihre Nachfolger 
benannt sind tätig. Eine benannte Person, 
deren Amtszeit abläuft, führt eine Aufgabe, 
für die sie im Rahmen dieser Anlage ge¬ 
wählt wurde, zu Ende. Im Falle des Todes, 
des Rücktritts oder der Unfähigkeit einer 
benannten Person hat je nachdem, wer die 
betreffende Person benannt hat, die Ver¬ 
tragspartei oder der Generalsekretär das 
Recht, für den Rest der Amtszeit eine ande¬ 
re Person zu benennen, wobei die Benen¬ 
nung durch den Generalsekretär der Ge¬ 
nehmigung durch die Chartakonferenz be¬ 
darf. 

(8) Ungeachtet der in dieser Anlage ent¬ 
haltenen Bestimmungen sind die Vertrags¬ 
parteien aufgefordert, einander während des 
gesamten Streitbeilegungsverfahrens zu 
konsultieren, um ihren Streit beizulegen. 

(9) Die Chartakonferenz kann für die Erle¬ 
digung der in dieser Anlage dem Sekretariat 
und dem Generalsekretär übertragenen 
Aufgaben andere Gremien oder Foren be¬ 
stimmen oder benennen. 


12. Anlage B 

Verteilungsschlüssel für die 
Chartakosten 

(nach Artikel 37 Absatz 3) 

(1) Die von den Vertragsparteien zu zah¬ 
lenden Beiträge werden alijährlich vom Se¬ 
kretariat festgestellt: dabei wird von ihren 
prozentualen Beiträgen ausgegangen, die 
nach dem letzten verfügbaren Schlüssel der 
Vereinten Nationen für die Beiträge zum 
ordentlichen Haushalt fällig sind. (Ergän¬ 
zend werden Daten über theoretische Bei¬ 
träge für Vertragsparteien, die nicht VN-Mit- 
glieder sind, zugrunde gelegt). 

(2) Die Beiträge werden nach Bedarf so 
angepaßt, daß sichergestellt ist, daß die 
Gesamtsumme aller Beiträge der Vertrags¬ 
parteien 100 % beträgt. 


approval of the Charter Conference, not 
more than ten individuals, who are willing 
and able to serve as panellists for purposes 
of dispute resolution in accordance with pa- 
ragraphs (2) to (4). The Charter Conference 
may in addition decide to designate for the 
same purposes up to 20 individuals, who 
serve on dispute Settlement rosters of other 
international bodies, who are willing and 
able to serve as panellists. The names of all 
of the individuals so designated shall consti- 
tute the dispute Settlement roster. Indivi¬ 
duals shall be designated strictly on the 
basis of objectivity, reliability and sound 
judgement and, to the greatest extent pos- 
sible, shall have expertise in international 
trade and energy matters, in particular as 
relates to provisions etpplicable under Article 
29. In fulfilling any function under this 
Annex, designees shall not be affiliated with 
or take instructions from any Contracting 
Party. Designees shall serve for renewable 
terms of five years and until their succes- 
sors have been designated. A designee 
whose term expires shall continue to fulfil 
any function for which that individual has 
been chosen under this Annex. In the case 
of death, resignation or incapacity of a de¬ 
signee, the Contracting Party or the Secre- 
tary-General, whichever designated said 
designee, shall have the right to designate 
another Individual to serve for the remainder 
of that designee’s term, the designation by 
the Secretary-General being subject to ap¬ 
proval of the Charter Conference. 


(8) Notwithstanding the provisions con- 
tained in this Annex, Contracting Parties are 
encouraged to consult throughout the dis¬ 
pute resolution proceeding with a view to 
settling their dispute. 

(9) The Charter Conference may appoint 
or designate other bodies or fora to perform 
any of the functions delegated in this Annex 
to the Secretariat and the Secretary-Gene¬ 
ral. 


12. Annex B 

Formula for allocating 
charter costs 

(In accordance with Article 37(3)) 

(1) Contributions payable by Contracting 
Parties shall be determined by the Secreta¬ 
riat annually on the basis of their percent- 
age contributions required under the latest 
available United Nations Regular Budget 
Scale of Assessment (supplemented by In¬ 
formation on theoretical contributions for 
any Contracting Parties which are not UN 
members). 

(2) The contributions shall be adjusted as 
necessary to ensure that the total of all 
Contracting Parties’ contributions is 100%. 


taire gönäral peut ögalement däsigner, avec 
l’approbation de la Conference de la Char¬ 
te, au maximum dix personnes qui se döcla- 
rent disposäes et sont aptes ä servir comme 
membres d’un Jury aux fins du räglement de 
diffärends conformöment aux paragraphes 
2 ä 4. La Conference de la Charte peut en 
outre decider de däsigner aux mämes f/ns 
jusqu'ä 20 personnes quI figurent sur les 
listes d'autres organismes intemationaux 
pour le röglement de differends et qui se 
declarent disposees et sont aptes ä faire 
Partie de jurys. Les personnes ainsi desi¬ 
gnees constituent la liste de membres de 
jurys pour le röglement des differends. Elles 
sont designees selon des critäres stricts 
d’objectivite, d’honnötete et d’esprit de dis- 
cemement et doivent avoir, autant que 
possible, une experience dans le domaine 
du commerce international et des matiäres 
energetiques, notamment en ce qui concer- 
ne les dispositions applicables en vertu de 
l'article 29. Dans l’exercice de toute fonction 
relevant de la präsente annexe, les person¬ 
nes designees ne doivent pas ötre Häes ä 
une prartie contractante et ne pas en rece- 
voir d’instructions. Elles ont un mandat re- 
nouvelable de cinq ans, qui court jusqu’ä ce 
que leurs successeurs soient däsignes. 
Une prersonne däsignäe dont le mandat 
vient ä expiration continue ä remplir toute 
fonction pour laquelle eile a ete choisie au 
titre de la präsente annexe. En cas de dä- 
cäs, de dämission ou d’incapacitä d'une 
p)ersonne däsignäe, la partie contractante 
ou le Secrätaire gänäral qui avait däsignä 
cette personne a le droit de däsigner une 
autre personne pour le mandat restant ä 
courir, la däsignation par le Secrätaire gä- 
näral ätant soumise ä l’approbation de la 
Conference de la Charte. 

8. Nonobstant les dispositions de la prä¬ 
sente annexe, les F>arties contractantes 
sont invitäes ä se consulter pendant toute la 
procädure de räglement du diffärend qui les 
oppiose, en vue de räsoudre celui-ci. 

9. La Conference de la Charte peut nom- 
mer ou däsigner d’autres Organes ou instan- 
ces chargäs de remplir les fonctions dölä- 
guäes par la präsente annexe au Secreta¬ 
riat et au Secrätaire gänäral. 


12. Annexe B 

Formules de räpartitlon 
des frais däcoulant de la Charte 

(conformement ä l’article 37 paragraphe 3) 

1. Les contributions payables par les par- 
ties contractantes sont däterminäes p>ar le 
Secrätariat chaque annäe sur la base de 
leur contribution en p)ourcentage fixäe par la 
derniäre grille relative ä l’ävaluation du bud- 
get regulier des Nations Unies (compietäe 
par des informations sur leurs contributions 
thäoriques pour les parties contractantes 
qui ne sont pas membres des Nations 
Unies). 

2. Les contributions sont adaptäes, si 
näcessaire, afin que le total des contribu¬ 
tions des parties contractantes atteigne 
100 %. 



Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 


79 


13. Anlage PA 

Liste der Unterzeichner, 
weiche die Verpflichtungen 
zur vorläufigen Anwendung aus Artikel 45 
Absatz 3 Buchstabe b nicht annehmen 

(nach Artikel 45 Absatz 3 Buchstabe b) 

1. Tschechische Republik 

2. Deutschland 

3. Ungarn 

4. Litauen 

5. Polen 

6. Slowakische Republik 

14. Anlage T 

ÜbergangsmaBnahmen der 
Vertragsparteien 

(nach Artikel 32 Absatz 1) 

Liste der Vertragsparteien, 
die zu Übergangsregelungen berechtigt sind 

Albanien 

Armenien 

Aserbaidschan 

Belarus 

Bulgarien 

Kroatien 

Tschechische Republik 

Estland 

Georgien 

Ungarn 

Kasachstan 

Kirgisistan 

Lettland 

Litauen 

Moldau 

Polen 

Rumänien 

Russische Föderation 

Slowakische Republik 

Slowenien 

Tadschikistan 

Turkmenistan 

Ukraine 

Usbekistan 

Liste der Bestimmungen, 
für die Übergangsregelungen gelten 

Bestimmung 
Artikel 6 Absatz 2 
Artikel 6 Absatz 5 
Artikel 7 Absatz 4 
Artikel 9 Absatz 1 


13. Annex PA 

List of sIgnatories 
which do not accept 
the provisional 
applicatlon Obligation of 
Article 45(3Kb) 

(In accordance with Article 45 (3)(c)) 

1. The Czech Republic 

2. Germany 

3. Hungary 

4. Lithuania 

5. Poland 

6. Slovakia 


14. Annex T 

Contracting Parties' 
transitional measures 

(In accordance with Article 32(1) 

List of Contracting Parties 
entitied to transitional arrangements 

Albania 

Armenia 

Azerbaijan 

Belarus 

Bulgaria 

Croatia 

The Czech Republic 

Estonia 

Georgia 

Hungary 

Kazakhstan 

Kyrgyzstan 

Latvia 

Lithuania 

Moldova 

Poland 

Romania 

The Russian Federation 

Slovakia 

Slovenia 

Tajikistan 

Turkmenistan 

Ukraine 

Uzbekistan 

List of provisions subject 
to transitional arrangements 

Provision 
Article 6(2) 

Article 6(5) 

Article 7(4) 

Article 9(1) 


13. Annexe PA 

Liste des signataires 
qui n’acceptent pas 
■'applicatlon provisoire de 
l'article 45 paragraphe 3 point b) 

(conformement ä l'article 45 paragraphe 3 
point c)) 

1. La Räpublique tchäque 

2. L'Allemagne 

3. La Hongrie 

4. La Lituanie 

5. La Pologno 

6. La Slovaquie 

14. Annexe T 

Mesures transltoires adoptäes 
par les parties contractantes 

(conformäment ä l'article 32 paragretphe 1) 

Liste des parties contractantes 
pouvant bänäficier d’un rögime transitoire 

Albanie 

Armänie 

AzerbaTdjan 

Belarus 

Bulgarie 

Croatie 

Räpublique tchäque 

Estonie 

Gäorgie 

Hongrie 

Kazakhstan 

Kirghistan 

Lettonie 

Lituanie 

Moldova 

Pologne 

Roumanie 

Russie 

Slovaquie 

Slovänie 

Tadjikistan 

Turkmenistan 

Ukraine 

Ouzbäkistan 

Liste des dispositions 
soumises ä un rögime transitoire 

Disposition 

Article 6 paragraphe 2 
Article 6 paragraphe 5 
Article 7 paragraphe 4 
Article 9 paragraphe 1 
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Artikel 10 Absatz 7 

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d 

Artikel 20 Absatz 3 

Artikel 22 Absatz 3 


Artikel 6 Absatz 2 

Jede Vertragspartei sorgt dafür, daß inner¬ 
halb ihrer Zuständigkeit Gesetze vorhanden 
sind und durchgesetzt werden, die erforder¬ 
lich und geeignet sind, gegen einseitiges 
und abgestimmtes wettbewerbswidriges 
Verhalten bei einer Wirtschaftstätigkeit im 
Energiebereich vorzugehen.“ 


Land: Albanien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Es gibt in Albanien kein Gesetz zum Schutz 
des Wettbewerbs. Gesetz Nr. 7746 vom 
28. Juli 1993 über Kohlenwasserstoffe und 
Gesetz Nr. 7796 vom 17. Februar 1994 über 
Mineralien enthalten keine derartigen Be¬ 
stimmungen. Ein Elektrizitätsgesetz ist in 
Vorbereitung; es soll dem Parlament bis 
Ende 1996 vorgelegt werden. Albanien be¬ 
absichtigt, in diese Gesetze Bestimmungen 
gegen wettbewerbswidriges Verhalten auf¬ 
zunehmen. 

Auslaufen 
1. Januar 1998. 


Land: Armenien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Gegenwärtig besteht in den meisten Ener¬ 
giesektoren in Armenien ein staatliches 
Monopol. Es gibt kein Gesetz zum Schutz 
des Wettbewerbs: die Wettbewerbsregeln 
werden somit noch nicht eingeführt. Es gibt 
noch keine Energiegesetze. Die Entwürfe 
sollen dem Parlament 1994 vorgelegt wer¬ 
den. Sie werden voraussichtlich mit dem 
EG-Wettbewerbsrecht abgestimmte Be¬ 
stimmungen über wettbewerbsschädigen¬ 
des Verhalten enthalten. 


Auslaufen 
31. Dezember 1997. 


Article 10(7) 
Article 14(1)(d) 
Article 20(3) 
Article 22(3) 


Article 6(2) 

“Each Contracting Party shall ensure that 
within its jurisdiction it has and enforces 
such laws as are necessary and appropriate 
to address unilateral and concerted anti- 
competitive conduct in Economic Activity in 
the Energy Sector.” 


Country: Albania 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

There is no law on protection of competition 
in Albania. The law No 7746 of 28 July 1993 
on Hydrocarbons and the law No 7796 of 
17February 1994 on Minerals do not in- 
clude such provisions. There is no law on 
electricity which is in the stage of prepara- 
tion. This law is planned to be submitted to 
the Parliament by the end of 1996. In these 
laws Albania Intends to include provisions 
on anti-competitive conduct. 


Phase-Ouf 
1 January 1998. 


Country: Armenia 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

At present a state monopoly exists in Arme¬ 
nia in most energy sectors. There is no law 
on protection of competition, thus the rules 
of competition are not yet being implemen- 
ted. There are no laws on energy. The draft 
laws on energy are planned to be submitted 
to the Parliament in 1994. The laws are 
envisaged to include provisions on anti- 
competitive behaviour, which would be har- 
monized with the EC legislation on compe¬ 
tition. 


Phase-out 
31 December 1997. 


Article 10 paragraphe 7 
Article 14 paragraphe 1 point d) 

Article 20 paragraphe 3 
Article 22 paragraphe 3 

Article 6 paragraphe 2 

«Chaque partie contractante s'assure que, 
dans les limites de sa juridiction, eile a et 
appllque les dispositions legislatives näces- 
saires et appropriäes pour faire face ä tout 
comportement anticoncurrentiel unilateral et 
concerte exerce dans les activitäs economi- 
ques du secteur de renergie.» 


Pays: Albanie 

Secteur 

Tous les secteurs de renergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II n'existe aucune loi relative ä la protection 
de la concurrence en Albanie. La loi n° 7746 
du 28 juillet 1993 sur les hydrocarbures et la 
loi n° 7796 du 17 fövrier 1994 sur les minä- 
raux ne contiennent pas ce type de disposi¬ 
tions. II n'existe pas de loi sur reiectricite, 
mais eile est en cours de präparation. Cette 
loi devrait dtre soumise au Partement d'ici ä 
la fin de 1996. L'Albanie a l'intention d'in- 
clure dans ces lois des dispositions relatives 
au comportement anticoncurrentiel. 

Elimination 
1" janvier 1998. 


Pays: Armönie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’energie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Actuellement, la plupart des secteurs äner- 
getiques en Armenie sont dominäs par un 
monopole d'Etat. II n'existe aucune loi protä- 
geant la concurrence. Par consäquent, les 
dispositions concemant la concurrence ne 
sont pas encore appliquäes. II n'existe au¬ 
cune loi sur l'änergie. Les projets de loi sur 
l'energie devraient etre soumis au Parle- 
ment en 1994. II est prävu que les lois 
comprendront des dispositions sur le com¬ 
portement anticoncurrentiel, qui seraient 
harmonisees avec la lägislation de la Com- 
munaute europeenne en matiere de 
concurrence. 

Elimination 
31 däcembre 1997. 
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Land: Aserbaidschan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Die Gesetzgebung zum Abbau der Mono¬ 
pole wird derzeit erarbeitet. 

Auslaufen 
1. Januar 2000. 

Land: Belarus 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Gesetze über den Monopolabbau werden 
vorbereitet. 

Auslaufen 
1. Januar 2000. 

Land: Georgien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Gesetzesvorhaben zum Monopolabbau be¬ 
finden sich in Georgien im Stadium der 
Ausarbeitung: denveil besteht praktisch für 
alle Energiequellen und Energieträger das 
staatliche Monopol fort. Dadurch kommt ein 
Wettbewerb im energiewirtschaftlichen Be¬ 
reich nur beschränkt zum Zuge. 

Auslaufen 
1. Januar 1999. 

Land: Kasachstan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Das Gesetz Nr. 656 vom 11. Juni 1991 über 
die Entwickiung des Wettbewerbs und eine 
Beschränkung der monopolistischen Tätig¬ 
keiten ist in Kraft, ist aber sehr ailgemein 
gehaiten. Weitere Gesetze oder die Verab- 


Country: Azerbaijan 

Sector 

Ali energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

The anti-monopoly legislation is at the stage 
of elaboration. 

Phase-ouf 
1 January 2000. 

Country: Belarus 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Anti-monopoly legislation is at the stage of 
elaboration. 

Phase-out 
1 January 2000. 

Country: Georgia 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Laws on demonopolization are at present at 
the stage of elaboration in Georgia and that 
is why the State has so far the monopoly for 
practically all energy sources and energy 
resources, which restricts the prossibility of 
competition in the energy and fuel com- 
plex. 

Phase-out 
1 January 1999. 

Country: Kazakhstan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

The law on Development of Competition 
and Restriction of Monopolistic Activities 
(No 656 of 11 June 1991) has been adop¬ 
ted, but is of a general nature. It is necessa- 
ry to develop the legislation turther, in parti- 


Pays: AzerbaTdjan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La lägislation antimonopole est en cours 
d’älaboration. 

Elimination 
1*' janvier 2000. 

Pays: Belarus 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La lägislation antimonopole est en cours 
d'älaboration. 

Elimination 
1" janvier 2000. 

Pays: G6orgie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Les lois sur la dämonopollsation sont ac- 
tuellement en cours d'älaboration en Gäor- 
gie et c'est la raison pour laquelle l'Etat 
dätient actuellement un monopole pour pra- 
tiquement toutes les sources et les ressour- 
ces d'änergie, ce qui limite les possibilitäs 
de concurrence dans le secteur de l'änergie 
et des carburants. 

Elimination 
1“ janvier 1999. 

Pays: Kazakhstan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La loi sur le däveloppement de la concur¬ 
rence et la restriction des activitäs monopo- 
iistiques (n° 656 du 11 juin 1991) a äte 
adoptäe, mais eile est de nature genärale. II 
est necessaire de developper davantage la 
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schiedung entsprechender Änderungen 
sind erforderlich. 

Auslaufen 
1. Januar 1998. 

Land: Kirgisistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Das Gesetz über den Monopolabbau ist 
bereits verabschiedet. Die Übergangsfrist 
ist erforderlich, um die Bestimmungen die¬ 
ses Gesetzes an den zur Zeit noch strikt 
vom Staat reglementierten Energiesektor 
anzupassen. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 

Land: Moldau 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Das Gesetz über die Beschränkung mono¬ 
polistischer Tätigkeiten und die Förderung 
des Wettbewerbs vom 29. Januar 1992 lie¬ 
fert die organisatorische und rechtliche 
Grundlage für die Einführung des Wettbe¬ 
werbs und für die Maßnahmen zur Verhin¬ 
derung und Beschränkung der monopolisti¬ 
schen Betätigung; es ist auf die Einführung 
marktwirtschaftlicher Bedingungen ausge¬ 
richtet. Dieses Gesetz liefert allerdings kei¬ 
ne konkrete Handhabe gegen wettbewerbs¬ 
widriges Verhalten im Energiesektor, noch 
deckt es völlig die Forderungen von Arti¬ 
kel 6 ab. 

Im Jahre 1995 werden dem Parlament Ent¬ 
würfe zu einem Gesetz über Wettbewerb 
und staatlichen Monopolabbau vorgelegt 
werden. Der Entwurf des Energiegesetzes, 
der dem Parlament ebenfalls 1995 vorge¬ 
legt werden soll, regelt Fragen des Mono¬ 
polabbaus und des Wettbewerbs in der 
Energiewirtschaft. 

Auslaufen 
1. Januar 1998. 

Land: Rumänien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 


cular by means of adopting relevant amend- 
ments or adopting a new law. 


Phase-out 
1 January 1998. 


Country: Kyrgyzstan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

D e s c r i p t i o n 

The law on anti-monopoly Policies has al- 
ready been adopted. The transitional period 
is needed to adapt provisions of this law to 
the energy sector which is now strictly regu- 
lated by the state. 


Phase-out 
1 July 2001. 


Country: Moldova 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

The law on Restriction of Monopolistic Acti- 
vities and Development of Competition of 29 
January 1992 provides an organizational 
and legal basis for the development of 
competition, and of measures to prevent, 
limit and restrict monopolistic activities; it is 
oriented towards implementing market eco- 
nomy conditions. This law, however, does 
not provide for concrete measures of anti- 
competitive conduct in the energy sector, 
nor does it cover completely the require- 
ments of Article 6. 


ln 1995 drafts of a law on Compretition and a 
State Programme of Demonopolization of 
the Economy will be submitted to the Par- 
liament. The draft law on Energy which will 
be also submitted to the Parliament in 1995 
will cover issues on demonopolization and 
development of competition in the energy 
sector. 


Phase-out 
1 January 1998. 


Country; Romania 

Sector 

All energy sectors. 


legislation, en particulier en adoptant les 
amendements pertinents ou en adoptant 
une nouvelle lögislation. 

Elimination 
1" janvier 1998. 

Pays: Kirghistan 

Secteur 

Tous les secteurs de l'önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La loi sur les politiques antimonopoles a 
döjä ötö adoptöe. La pöriode transitoire est 
necessaire pour adapter les dispositions de 
cette loi dans le secteur de l'önergie, qui est 
actuellement strictement röglementö par 
l'Etat. 

Elimination 
1-juillet 2001. 

Pays: Moldova 

Secteur 

Tous les secteurs de l'energie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La loi sur la restriction des activitös mono- 
polistiques et le döveloppement de la 
concurrence du 29 janvier 1992 jette les 
bases organisationnelles et juridiques pour 
le döveloppement de ta concurrence et pour 
l'adoption de mesures visant ä prövenir, ä 
limiter et ä restreindre les activitäs monopo- 
listiques; eile vise ä introduire des condi¬ 
tions d'äconomie de marchä. Cette loi ne 
prövoit toutefois pas de mesures concrötes 
concemant les comportements anticoncur- 
rentiels dans le secteur de l'önergie et eile 
ne couvre pas complötement les prescrip- 
tions de l'article 6. 

Des projets de loi sur la concurrence et un 
Programme national de dömonopolisation 
de l'öconomie seront soumis au Parlement 
en 1995. Le projet de loi sur l'önergie, qui 
sera ögalement soumis au Parlement en 
1995, couvrira les questions relatives ä la 
demonopolisation et au döveloppement de 
la concurrence dans le secteur de l'äner- 
gie. 

Elimination 
1”' janvier 1998. 

Pays: Roumanie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'önergie. 



Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 


83 


Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

In Rumänien sind die Wettbewerbsregeln 
rKx;h nicht umgesetzt. Das Gesetzesvorha¬ 
ben zum Schutz des Wettbewerbs ist dem 
Parlament vorgelegt worden, mit seiner Ver¬ 
abschiedung wird im Laufe des Jahres 1994 
gerechnet. 

Der Entwurf enthält Vorschriften über wett¬ 
bewerbsschädigendes Verhalten, die mit 
den EQ-Wettbewerbsregeln abgestimmt 
sind. 

Auslaufen 
31. Dezember 1996. 

Land; Russische Föderation 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 
Die Föderation. 

Beschreibung 

Ein umfassendes Rahmenwerk von Geset¬ 
zen zum Monopolabbau wurde in der russi¬ 
schen Föderation erarbeitet, aber weitere 
rechtliche und organisatorische Maßnah¬ 
men zur Verhinderung, Begrenzung oder 
Beseitigung monopolistischer Betätigung 
und unfairen Wettbewerbs werden - insbe¬ 
sondere im Energiebereich - verabschiedet 
werden müssen. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 

Land: Slowenien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Das 1993 verabschiedete und Im Amtsblatt 
Nr. 18/93 veröffentlichte Gesetz zum Schutz 
des Wettbewerbs behandelt wettbewerbs¬ 
widriges Verhalten allgemein. Das vorhan¬ 
dene Gesetz schafft die Voraussetzungen 
für die Einrichtung von Wettbewerbsbehör¬ 
den. Die wichtigste Wettbewerbsbehörde ist 
zur Zeit das Amt für Wettbewerbsschutz 
beim Ministerium für wirtschaftliche Bezie¬ 
hungen und Entwicklung. Wegen der Be¬ 
deutung des Energiesektors Ist ein eigenes 
Gesetz in Aussicht genommen. Bis zur vol¬ 
len Erfüllung ist somit mehr Zeit erforder¬ 
lich. 


Auslaufen 
1. Januar 1998. 


Level of government 
National. 

Description 

The rules of competition are not yet imple- 
mented in Romania. The draft law on Pro¬ 
tection of Competition has been submitted 
to the Parliament and is scheduied to be 
adopted during 1994. 

The draft contains provisions with respect 
to anti-competitive behaviour, harmonized 
with the EC’s law on Competition. 

Phase-out 
31 December 1996. 

Country; The Russian Federation 
Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
The Federation. 

Description 

A comprehensive framework of anti-mono- 
poly legislation has been created in the 
Russian Federation but other legal and or- 
ganizational measures to prevent, limit or 
suppress monopolistic activities and unfair 
competition will have to be adopted and in 
particular in the energy sector. 

Phase-out 
1 July 2001. 

Country: Slovenia 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Law on Protection of Competition adopted 
in 1993 and publlshed in Official Journal No 
18/93 treats anti-competitive conduct gen- 
erally. The existing law also provides for 
conditions for the establishment of competi¬ 
tion authorities. At present the main compe¬ 
tition authority is the Office of Protection of 
Competition in the Ministry of Economic 
Relations and Development. With regard to 
importance of energy sector a separate law 
in this respect is foreseen and thus more 
time for full compliance is needed. 


Phase-out 
1 January 1998. 


Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Les rögles de concurrence ne sont pas en- 
core mises en oeuvre en Roumanle. Le 
projet de loi sur la protection de la concur¬ 
rence a ätä soumise au Parlament de la 
Roumanie et devrait ätre adoptäe dans le 
courant de l'annäe 1994. 

Le projet comporte des dispositions concer- 
nant le comporlement anticoncurrentiel, 
harmonisäes avec le droit de la Communau- 
tä europöenne en matiöre de concurrence. 

Elimination 
31 däcembre 1996. 

Pays: Födöration de Russie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
Födöration. 

Description 

Un cadre global a ötö crää dans la Fädära- 
tion de Russie en vue de l’adoption d’une 
lägislation antimonopole, mais d'autres me- 
sures juridiques et organisationnelles destl- 
näes ä empächer, ä limiter ou ä supprimer 
les activitös monopolistiques et la concur¬ 
rence döloyale devront ätre adoptöes, en 
particulier dans le secteur de l'änergie. 

Elimination 
Le 1"juillet2001. 

Pays: Slovönie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La loi sur la protection de la concurrence 
adoptäe en 1993 et publiäe au Journal offi- 
ciel n° 18/93 traite de maniäre gänärale du 
comportement anticoncurrentiel. La loi exis- 
tante contient ögalement des conditions re¬ 
latives ä la mise en place des autoritäs 
chargöes de la concurrence. A l'heure ac- 
tuelle, la principale autoritä en matiäre de 
concurrence est le Bureau de protection de 
la concurrence du ministöre des Relations 
öconomiques et du Döveloppement. Comp- 
te tenu de l'importance du secteur de 
l'önergie, une loi söparöe est prövue ä cet 
ögard et il faudra donc davantage de temps 
pour parvenir ä une conformitö totale. 

Elimination 
1" janvier 1998. 
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Land: Tadschikistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

1993 wurde in Tadschikistan das Gesetz 
über Monopolabbau und Wettbewerb er¬ 
lassen. Aufgrund der schwierigen Wirt¬ 
schaftslage in Tadschikistan ist das Gesetz 
jedoch vorläufig ausgesetzt worden. 

Auslaufen 
31. Dezember 1997. 

Land: Turkmenistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Nach dem Erlaß des Präsidenten von Turk¬ 
menistan Nr. 1532 vom 21. Oktober 1993 
wurde der Ausschuß zur Beschränkung mo¬ 
nopolistischer Tätigkeiten geschaffen, der 
seine Tätigkeit aufgenommen hat; seine 
Aufgabe sind der Schutz von Unternehmen 
und anderen Organisationen gegen mono¬ 
polistische Verhaltensweisen und Praktiken 
und die Förderung der Durchsetzung markt¬ 
wirtschaftlicher Grundsätze auf der Grund¬ 
lage von Wettbewerb und Unternehmer¬ 
tum. 

Eine weitere Entwicklung der Gesetzge¬ 
bung und Verwaltungsvorschriften ist noch 
erforderlich, um das anti-monopolistische 
Verhalten der Unternehmen bei ihrer Wirt¬ 
schaftstätigkeit im Energiebreich zu regeln. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 

Land: Usbekistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Das Gesetz zur Beschränkung der Mono¬ 
poltätigkeiten wurde verabschiedet und ist 
seit Juli 1992 in Usbekistan in Kraft. Wie in 
Artikel 1 Absatz 3 vorgesehen, gilt das Ge¬ 
setz allerdings nicht für unternehmerische 
Tätigkeiten im Energiesektor. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 


Country: Tajikistan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of goverment 
National. 

Description 

In 1993 Tajikistan passed the law on Demo- 
nopolization and Competition. However, 
due to the difficult economic Situation in 
Tajikistan, the jurisdiction of the law has 
been temporarily suspended. 

Phase-out 
31 December 1997. 

Country: Turkmenistan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Under the Ruling of the President of Turk¬ 
menistan No 1532 of 21 October 1993 the 
Committee on Restricting Monopolistic Acti- 
vities has been established and is acting 
now, the function of which is to protect en- 
terprises and other entities from monopoly 
conduct and practices and to promote the 
formation of market principles on the basis 
of the development of competition and en¬ 
trepreneurship. 


Further development of legislation and re- 
gulations is needed which woukf regulate 
anti-monopoly conduct of enterprises in the 
Economic Activity in the Energy Sector. 

Phase-out 
1 July 2001. 

Country: Uzbekistan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

The law on Restricting Monopoly Activities 
has been adopted in Uzbekistan and has 
been in force since July 1992. However, the 
law (as is specified in article 1, paragraph 3) 
does not extend to the activities of enter¬ 
prises in the energy sector. 

Phase-out 
1 July 2001. 


Pays: Tadjikistan 

Secteu r 

Tous les secteurs de l’önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

En 1993, le Tadjikistan a adoptä la loi sur la 
dämortopolisation et la concurrence. Ce- 
pendant, en raison de la Situation öconomi- 
que difficile du Tadjikistan, l’appllcation de 
la loi a ätä temporairement susprendue. 

Elimination 
31 decembre 1997. 

Pays: Turkmenistan 

Secteur 

Tous les secteurs de l'önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La Commission sur la restriction des acti- 
vitös monopolistiques a ätö cräöe ä la suite 
de la däcision n° 1532 du Präsident du 
Turkmänistan en date du 21 octobre 1993; 
eile fonctionne actuellement; eile a pour 
täche de protäger les entreprises et autres 
entitäs des comportements et pratiques mo¬ 
nopolistiques et (fencourager Tätablisse- 
ment de principes rägissant le marchä et 
fondäs sur le däveloppement de la concur¬ 
rence et l’esprit d'entreprise. 

La lägislation et les räglementations de- 
vraient ätre däveloppäes davantage afin de 
maitriser le comportement antimonopolisti- 
que des entreprises dans les activitäs äco- 
nomiques du secteur de l'änergie. 

Elimination 
Le 1“ juillet 2001. 

Pays: Ouzbäkistan 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La loi sur les activitäs monopolistiques res- 
trictives adoptäe en Ouzbäkistan est en vi- 
gueur depuis juillet 1992. Toutefois, la loi 
(comme le präcise l’article 1“ paragraphe 3) 
ne couvre pas les activitäs des entreprises 
du secteur de l’änergie. 

Elimination 
Le 1“ juillet 2001. 
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Artikel 6 Absatz 5 

„Ist eine Vertragspartei der Auffassung, daß 
ein bestimmtes wettbewerbswidriges Ver¬ 
halten im Gebiet einer anderen Vertrags¬ 
partei sich auf wichtige Interessen nachteilig 
auswirkt, die für die Zwecke dieses Artikels 
von Bedeutung sind, so kann die Vertrags¬ 
partei dies der anderen Vertragspartei mit- 
teilen und diese darum ersuchen, daß ihre 
Wettbewerbsbehörden geeignete Durch¬ 
setzungsmaßnahmen ergreifen. Die notifi¬ 
zierende Vertragspartei macht in ihrer Noti¬ 
fikation ausreichende Angaben, damit die 
andere Vertragspartei das in der Notifikation 
angesprochene wettbewerbswidrige Ver¬ 
halten feststellen kann; die notifizierende 
Vertragspartei bietet weitere Informationen 
und ihre Zusammenarbeit an, soweit sie 
dazu in der Lage ist. Die Vertragspartei, 
welche die Notifikation erhalten hat, bezie¬ 
hungsweise ihre zuständigen Wettbewerbs¬ 
behörden können die Wettbewerbsbehör¬ 
den der notifizierenden Vertragspartei kon¬ 
sultieren und prüfen umgehend das Ersu¬ 
chen der notifizierenden Vertragspartei, 
wenn sie darüber entscheiden, ob sie 
Durchsetzungsmaßnahmen gegen das in 
der Notifikation behauptete wettbewerbswi¬ 
drige Verhalten einleiten. Die Vertragspar¬ 
tei, welche die Notifikation erhalten hat, teilt 
der notifizierenden Vertragspartei ihre Ent¬ 
scheidung beziehungsweise die Entschei¬ 
dung der zuständigen Wettbewerbsbehör¬ 
den mit; sie kann, falls sie es wünscht, der 
notifizierenden Vertragspartei die Gründe 
für ihre Entscheidung angeben. Werden 
Durchsetzungsmaßnahmen eingeleitet, so 
teilt die Vertragspartei, welche die Notifika¬ 
tion erhalten hat, der notifizierenden Ver¬ 
tragspartei das Ergebnis und, soweit mög¬ 
lich, wesentliche zwischenzeitliche Entwick¬ 
lungen mit.* 


Land; Albanien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

In Albanien gibt es keine Institution, die die 
Einhaltung von Wettbewerbsregeln durch¬ 
setzt. Derartige Stellen werden in dem Ge¬ 
setz zum Schutz des Wettbewerbs vorgese¬ 
hen sein, das 1996 fertiggestellt werden 
soll. 

Auslaufen 
1. Januar 1999. 

Land: Armenien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 


Article 6(5) 

‘If a Contracting Party considers that any 
specified anti-competitive corKfuct carried 
out within the Area of another Contracting 
Party is adversely affecting an important 
Interest relevant to the purposes identified 
in this Articie, the Contracting Party may 
notify the other Contracting Party and may 
request that its competition authorities initi- 
ate appropriate enforcement action. The no- 
tifying Contracting Party shall include in 
such notification sufflcient Information to 
permit the notified Contracting Party to iden- 
tify the anti-competitive conduct that is the 
subject of the notification and shall include 
an offer of such further infomnation and Co¬ 
operation as that Contracting Party is able 
to provide. The notified Contracting Party or, 
as the case may be, the relevant competi¬ 
tion authorities may consult with the compe¬ 
tition authorities of the notifying Contracting 
Party and shall accord full consideration to 
the request of the notifying Contracting Par¬ 
ty in deciding whether or not to initiate enfor¬ 
cement action with respect to the alleged 
anti-competitive, conduct identified in the 
notification. The notified Contracting Party 
shall inform the notifying Contracting Party 
of its decision or the decision of the relevant 
competition authorities and may if it wishes 
inform the notifying Contracting Party of the 
grounds for the decision. If enforcement 
action is initiated, the notified Contracting 
Party shall advise the notifying Contracting 
Party of its outcome and, to the extent pos- 
sible, of any significant interim develop¬ 
ment." 


Country: Albania 

Secfor 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

In Albania there are no established institu- 
tions to enforce the competition rules. Such 
institutions will be provided for in the law on 
the Protection of Compretltion which is 
planned to be finalized in 1996. 

Phase-out 
1 January 1999. 

Country: Armenia 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 


Article 6 paragraphe 5 

«Lorsqu'une partie contractante estime 
qu’un comportement anticoncurrentiel dö- 
terminö observö dans la zone d'une autre 
partie contractante a un effet nägatif sur un 
intörät important relatif aux objectifs däfinis 
au präsent article, eile peut le notifier ä 
l’autre partie contractante et demander que 
les autoritäs de celle-ci compätentes en ma- 
tiäre de concurrence entament une action 
coercitive appropriäe. La partie contractante 
qui procäde ä la notification inclut dans cet- 
te demiäre des informations süffisantes 
pour permettre ä la partie contractante qui 
refoit la notification d’identifier le comporte¬ 
ment anticoncurrentiel qui fait l’objet de la 
notification et propose en mäme temps tou- 
te autre Information et toute coopäration 
qu’elle est en mesure de foumir. La partie 
contractante qui regelt la notification ou, le 
cas ächäant, ses autoritäs compätentes en 
matiäre de concurrence peuvent consulter 
les autoritäs responsables en matiäre de 
concurrence de la partie contractante qui a 
proeädä ä la notification et prennent pleine- 
ment en considäratlon la requäte de l’autre 
partie contractante lorsqu'elles däcident s’il 
y a lieu ou non d'entamer une action coerci¬ 
tive en rapport avec le comportement anti¬ 
concurrentiel alläguä indiquä dans la notifi¬ 
cation. La partie contractante qui a regu la 
notification informe l'autre partie contractan¬ 
te de sa däcision ou de la däcision des 
autoritäs compätentes en matiäre de 
concurrence et lui fait connaitre, si eile le 
souhaite, les motifs de la däcision. Si l'ac- 
tion coercitive est engagäe, la partie 
contractante qui a regu la notification avise 
l’autre partie contractante de son räsultat et, 
dans la mesure du possible, de toute ävolu- 
tion intermädiaire significative.» 


Pays: Albanie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

En Albanie, il n’existe pas d’institutions äta- 
blles chargäes de l’application des rägles 
sur la concurrence. Ces institutions seront 
prävues dans la loi sur la protection de la 
concurrence qui devrait ätre terminäe en 
1996. 

Elimination 
1" janvier 1999. 

Pays: Armänie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 
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Beschreibung 

In Armenien gibt es noch keine Institutionen 
zur Umsetzung dieses Absatzes. 

Es ist beabsichtigt, daß die Gesetze über 
Energie und Wettbewerbsschutz Bestim¬ 
mungen über die Schaffung solcher Institu¬ 
tionen enthalten werden. 

Auslaufen 
31. Dezember 1997. 


Land: Aserbaidschan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Nach Verabschiedung der Gesetze zum 
Monopolabbau werden entsprechende Be¬ 
hörden geschaffen. 

Auslaufen 
1. Januar 2000. 


Land: Belarus 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Nach Verabschiedung der Gesetze Ober 
den Monopolabbau werden entsprechende 
Behörden geschaffen. 

Auslaufen 
1. Januar 2000. 


Land: Georgien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Gesetze zum Monopolabbau befinden sich 
in Georgien derzeit im Stadium der Ausar¬ 
beitung; deshalb sind noch keine Wettbe¬ 
werbsbehörden eingerichtet. 

Auslaufen 
1. Januar 1999. 


Description 

Institutions to enforce the provisions of this 
Paragraph have not been established in 
Armenia. 

The laws on Energy and Protection of Com- 
petition are planned to include provisions to 
establish such institutions. 


Phase-out 
31 December 1997. 


Country: Azerbaijan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Anti-monopoly authorities shall be estab¬ 
lished after the adoption of anti-monopoly 
legislation. 

Phase-out 
1 January 2000. 


Country: Belarus 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Anti-monopoly authorities shall be estab¬ 
lished after the adoption of anti-monopoly 
legislation. 

Phase-out 
1 January 2000. 


Country: Georgia 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Laws on demonopolization are at present at 
the Stage of elaboration in Georgia and that 
is why there are no competition authorities 
established yet. 


Phase-out 
1 January 1999. 


Description 

II n'y a pas, en Armönie, d’institutions char- 
göes d'appliquer les dispositions du para- 
graphe en question. 

Les lois sur l’önergie et la protection de la 
concurrence devraient comprendre des dis¬ 
positions sur la cröation de telles institu¬ 
tions. 

Elimination 
31 döcembre 1997. 


Pays: Azerbaldjan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Les autoritös antimonopoles seront instal- 
löes aprös l'adoption de la lögislation anti- 
monopole. 

Elimination 
1" janvier 2000. 


Pays; Belarus 

Secteur 

Tous les secteurs de l’önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Les autoritös antimonopoles seront instal- 
löes aprös l’adoption de la lögislation anth 
monopole. 

Elimination 
1” janvier 2000. 


Pays: Göorgie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Des lois sur la dömonopolisation sont ac- 
tuellement en cours (fölaboratlon en Göor- 
gie et c’est la raison pour laquelle il n'existe 
pas ä l’heure actuelle cfautoritös officielles 
en matiöre de concurrence. 

Elimination 
1" janvier 1999. 
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Land: Kasachstan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

In Kasachstan wurde ein Antimonopol-Aus- 
schuß eingerichtet, dessen Tätigkeit aber 
noch der gesetzgeberischen und organisa¬ 
torischen Verbesserung bedarf, damit ein 
wirksamer Mechanismus zur Behandlung 
von Klagen wegen wettbewerbswidrigen 
Verhaltens entsteht. 

Auslaufen 
1. Januar 1998. 


Land; Kirgisistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

In Kirgisistan gibt es keinen Mechanismus 
zur Überwachung wettbewerbswidrigen 
Verhaltens und der entsprechenden Ge¬ 
setzgebung. Die entsprechenden Wettbe¬ 
werbsbehörden müssen noch aufgebaut 
werden. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 


Land: Moldau 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Die Überwachung des wettbewerblichen 
Verhaltens in Moldau fällt in die Zuständig¬ 
keit des Wirtschaftsministeriums. Das Ge¬ 
setz über Verstöße gegen Venvaltungsvor- 
schriften ist entsprechend geändert worden 
und sieht einige Strafen für Monopolunter¬ 
nehmen vor, die sich nicht an die Wettbe- 
werbsregetn halten. 

Der Entwurf eines Gesetzes über Wettbe¬ 
werb, das die Wettbewerbsregeln durchset¬ 
zen soll, ist in Vorbereitung. 

Auslaufen 
1. Januar 1998. 


Country: Kazakhstan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

An Anti-monopoly Committee has been 
established in Keizakhstan, but its activity 
needs improvement, both from legislative 
and organizational points of view, in Order to 
elaborate an effective mechanism handling 
the complaints on anfi-compefitive con- 
duct. 

Phase-out 
1 January 1998. 


Country: Kyrgyzstan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

There is no mechanism in Kyrgyzstan to 
Control the anti-competitive conduct and the 
relevant legislation. It is necessary to estab- 
lish relevant anti-monopoly authorities. 


Phase-out 
1 July 2001. 


Country: Moldova 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

The Ministry of Economy is responsible for 
the control of competitive conduct in Mol¬ 
dova. Relevant amendments have been 
made to the law on Breach of Administrative 
Rules, which envisage some penalties for 
violating rules of competition by monopoly 
enterprises. 

The draft law on Competition which is now 
at the Stage of elaboration will have provi- 
sions on the enforcement of competition 
rules. 

Phase-out 
1 January 1998. 


Pays: Kazakhstan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Un comitä antimonopole a ätä crää au Ka¬ 
zakhstan, mais son activitä doit ötre amö- 
lioräe, tant du point de vue lägislatif que du 
point de vue organisationnel, afin d'ölaborer 
un väritable mäcanisme traitant les plaintes 
relatives ä des comportements anticoncur- 
rentiels. 

Elimination 
1” janvier 1998. 


Pays: Kirghistan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Au Kirghistan, il n'existe pas de mäcanisme 
permettant de contröler le comportement 
antlconcurrentiel ni de lägislation pertinente 
en la matiäre. II est nöcessaire de mettre en 
place les autoritäs antimonopoles pertinen¬ 
tes. 

Elimination 

1*'juillet2001. 


Pays: Moldova 

Secteur 

Tous les secteurs de l’önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Le ministäre de l’Economie est responsable 
du contröle de la concurrence en Moldova. 
Des amendements pertinents ont ötä appor- 
tös ä la loi rögissant les infractions aux 
regles administratives, qui prövoient des pö- 
nalitäs pour les entreprises monopolistiques 
contrevenant aux rägles de concurrence. 

Le projet de loi sur la concurrence qui est 
actuellement en cours de mise au point 
comprendra des dispositions relatives ä 
l’application des rägles de concurrence. 

Elimination 
1" janvier 1998. 
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Land; Rumänien 

Sektor 

Alle Energiesekforen. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Der erforderliche institutioneile Rahmen zur 
Durchsetzung dieses Absatzes ist in Rumä¬ 
nien noch nicht geschaffen worden. 

Institutionen zur Durchsetzung der Wettbe¬ 
werbsregeln sind in dem Entwurf eines Ge¬ 
setzes über den Wettbewerbsschutz vor¬ 
gesehen, das 1994 verabschiedet werden 
soll. 

Der Entwurf sieht ferner eine Frist von neun 
Monaten zur Durchsetzung vor, gerechnet 
ab dem Tag seiner Veröffentlichung. 

In dem Europa-Abkommen zur Gründung 
einer Assoziation zwischen Rumänien und 
den Europäischen Gemeinschaften wurde 
Rumänien eine Fünfjahresfrist zur Umset¬ 
zung der Wettbewerbsregeln eingeräumt. 

Auslaufen 
1. Januar 1998. 

Land: Tadschikistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Tadschikistan hat Gesetze über Monopol¬ 
abbau und Wettbewerb erlassen; Institutio¬ 
nen zur Durchsetzung der Wettbewerbsre¬ 
geln sind im Aufbau. 

Auslaufen 
31. Dezember 1997. 

Land: Usbekistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Das Gesetz zur Beschränkung der Mono¬ 
poltätigkeiten wurde verabschiedet und ist 
seit Juli 1992 in Usbekistan in Kraft. Wie in 
Artikel 1 Absatz 3 vorgesehen, gilt das Ge¬ 
setz allerdings nicht für unternehmerische 
Tätigkeiten im Energiesektor. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 


Country; Romania 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Institutions to enforce the provisions of this 
Paragraph have not been established in 
Romania. 

The Institutions charged with the enforce- 
ment of competition rules are provided for in 
the draft law on Protection of Competition 
which Is scheduied to be adopted during 
1994. 

The draft also provides a period of nine 
months for enforcement, starting with the 
date of Its publication. 

According to the Europe Agreement estab- 
lishing an association between Romania 
and the European Communities, Romania 
was granted a period of five years to Imple¬ 
ment competition rules. 


Phase out 
1 January 1998. 


Country: Tajikistan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Tajikistan has adopted laws on Demonopo- 
llzation and Competition, but institutions to 
enforce competition rules are in the stage of 
development. 

Phase-out 
31 December 1997. 

Country: Uzbekistan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

The law an Restricting Monopoly Activities 
has been adopted in Uzbekistan and has 
been in force since July 1992. However, the 
law (as is specified in article 1, paragraph 3) 
does not extend to the activities of the enter- 
prises in the energy sector. 

Phase-out 
1 July 2001. 


Pays: Roumanie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Les institutions chargäes d’appliquer les 
dispositions de ce paragraphe n'ont pas 
encore ätä crääes. 

Les institutions chargäes de l'application 
des rägles de concurrence sont prävues 
dans le projet de lol sur la protection de la 
concurrence qui devrait ätre adoptä dans le 
courant de 1994. 

Le projet prävoit ägalement un däiai de neuf 
mois pour sa mise en application, ä compter 
de la date de sa publication. 

Conformäment ä l’accord europäen ätablis- 
sant une association conclu entre la Rou¬ 
manie et les Communautäs europäennes, 
la Roumanie bänäficie d’un däiai de cinq 
ans pour appliquer les dispositions en ma- 
tiäre de concurrence. 

Elimination 
1“ janvier 1998. 

Pays: Tadjikistan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Le Tadjikistan a adoptä des lois sur la dä- 
monopolisation et la concurrence; les insti¬ 
tutions chargäes d’appliquer les rägles de 
concurrence sont en train d'etre organi- 
säes. 

Elimination 
31 decembre 1997. 

Pays: Ouzbäkistan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La loi sur la restriction des activitäs mono- 
polistiques adoptäe en Ouzbäkistan est en 
vigueur depuis juillet 1992. Toutefois, la loi 
(comme le präcise l'article l” paragraphe 3) 
ne s’ätend pas aux activitäs des entreprises 
du secteur de l’änergie. 

Elimination 
1“ juillet 2001. 
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Artikel 7 Absatz 4 

„Kann der Transit von Primärenergieträgem 
und Energieerzeugnissen nicht zu marktüb¬ 
lichen Bedingungen mit Hille von Energie¬ 
beförderungseinrichtungen erreicht werden, 
so legen die Vertragsparteien der Schaf¬ 
fung neuer Kapazitäten keine Hindernisse 
in den Weg, sofern anwendbare Rechts¬ 
vorschriften, die mit Absatz 1 vereinbar 
sind, nichts anderes bestimmen.“ 

Land: Aserbaidschan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Eine Reihe von Gesetzen Ober Energie ist 
erforderlich, einschließlich Genehmigungs¬ 
verfahren zur Regelung des Transits. Wäh¬ 
rend einer Übergangszeit ist geplant, Ener- 
giefemleitungen und Kraftwerkskapeizitäten 
auszubauen und zu modernisieren, um sie 
technisch den weltweit herrschenden Anfor¬ 
derungen und den Bedingungen einer 
Marktwirtschaft anzupassen. 

Auslaufen 
31. Dezember 1999. 

Land: Belarus 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Gesetze über Energie, Land usw. sind in 
Arbeit; bis zu ihrer Verabschiedung bleiben 
Unsicherheiten über die Bedingungen für 
die Schaffung neuer Transportkapzitäten 
für Energieträger im Hoheitsgebiet von Be¬ 
larus bestehen. 

Auslaufen 
31. Dezember 1998. 

Land: Bulgarien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

In Bulgarien gibt es keine Gesetze zur Re¬ 
gelung des Transits von Primärenergieträ- 
gern und Energieerzeugnissen. Die Ener- 


Article7(4) 

“In the event that Transit of Energy Mate¬ 
rials and Products cannot be achieved on 
commercial terms by means of Energy 
Transport Facilities the Contracting Parties 
shall not place obstacles in the way of new 
capacity being established, except as may 
be otherwise provided in applicable legisla- 
tlon which Is consistent with paragraph (1).“ 


Country: Azerbaijan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

It Is necessary to adopt a set of laws on 
energy, Including licensing procedures re- 
gulating transit. Düring a transition period it 
is envisaged to build and modemize power 
transmission lines, as well as generating 
capacities with the aim of bringing their 
technical level to the wortd requirements 
and adjusting to conditions of a market 
economy. 


Phase-out 
31 December 1999. 


Country; Belarus 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Laws on energy, land and other subjects 
are being worked out at present, and until 
their final adoption, uncertainty remains as 
to the conditions for establishing new trans- 
port capacities for energy carriers in the 
territory of Belarus. 


Phase-out 
31 December 1998. 


Country: Bulgaria 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Bulgaria has no laws regulating Transit of 
Energy Materials and Products. An Overall 
restructuring is ongoing in the energy sec- 


Article 7 paragraphe 4 

«Dans le cas oü les äquipements de Irans- 
port d'änergie ne permettent pas un transit 
de matiäres et produits änergätiques ä des 
conditions commerciales, les parties 
contractantes ne cräent aucun obstacle ä 
l'ätablissement de nouvelles capacitäs, sauf 
disposition contraire d'une lägislation appli¬ 
cable et conforme au paragraphe 1.» 


Pays: Azerbaidjan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II est näcessaire d'adopter une särie de 
mesures lägislatives sur l’änergie, y compris 
les procädures d’octroi de licences rägis- 
sant le transit. Pendant une päriode transi- 
toire, on envisage de construire et de mo- 
demiser les lignes de transmission ainsi que 
de cräer des capacitäs afin d’amener leur 
niveau technique ä celui des prescriptions 
mondiales et de procäder ä une adaptatlon 
aux conditions de l'äconomie de marchä. 

Elimination 
31 däcembre 1999. 

Pays: Belarus 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Des lois sur l'energle, sur les terres et sur 
d’autres secteurs sont en cours d’älabora- 
tion et, tant qu’elles ne seront pas adoptäes, 
il subsistera des incertitudes en ce qui 
conceme les conditions de cröation de nou¬ 
velles capacitäs de transport d'änergie sur 
le territoire du Belams. 

Elimination 
31 döcembre 1998. 

Pays: Bulgarie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La Bulgarie ne possäde pas de lois rögie- 
mentant le transit des matiäres et des pro¬ 
duits änergetiques. Une restructuration gä- 
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giewirtschaft wird von Grund auf neu struk¬ 
turiert, einschließlich der Entwicklung des 
institutionellen Rahmens sowie der Gesetz¬ 
gebung und der Verwaltungsvorschriften. 

Auslaufen 

Der Übergangszeitraum von 7 Jahren wird 
benötigt, um die Gesetzgebung über den 
Transit von Primärenergieträgem und Ener¬ 
gieerzeugnissen mit dieser Vorschrift voll in 
Einklang zu bringen. 

1. Juli 2001. 


Land: Georgien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Es ist erforderlich, eine Reihe von diesbe¬ 
züglichen Gesetzen auszuarbeiten. Gegen¬ 
wärtig bestehen ganz unterschiedliche Be¬ 
dingungen für die Beförderung und den 
Transit der einzelnen Energieträger (Elek¬ 
trizität, Erdgas, Mineralölerzeugnisse, Koh¬ 
le) in Georgien. 

Auslaufen 
1. Januar 1999. 


Land: Ungarn 

Sektor 

Elektrizitätswirtschatt. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Nach geltendem Recht unterliegen Errich¬ 
tung und Betrieb von Hochspannungsleitun¬ 
gen einem staatlichen Monopol. 

Neue Gesetz- und Venwaltungsvorschriften 
über Errichtung, Betrieb und Eigentum von 
Hochspannungsleitungen werden zur Zeit 
erarbeitet. 

Das vom Ministerium für Industrie und Han¬ 
del initiierte neue Elektrizitätsgesetz wird 
sich auch auf das Zivilrecht und Konzes¬ 
sionsrecht auswirken. Mit Inkrafttreten des 
neuen Elektrizitätsgesetzes und den ent¬ 
sprechenden Verordnungen und Erlassen 
wird Übereinstimmung geschaffen. 

Auslaufen 
31. Dezember 1996. 


tor, including development of institutional 
framework, legislation and regulation. 


Phase-out 

The transitional period of 7 years is neces- 
sary to bring the legislation conceming the 
Transit of Energy Materials and Products in 
full compliance with this Provision. 

1 July 2001. 


Country: Georgia 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

It is necessary to prepare a set of laws on 
the matter. At present there are substantial- 
ly different conditions for the transport and 
transit of various energy sources in Georgia 
(electric power, natural gas, oil products, 
coal). 


Phase-out 
1 January 1999. 


Country: Hungaiy 

Sector 

Electricity industry. 

Level of government 
National. 

Description 

According to the current legislation estab- 
lishment and Operation of high-voltage 
transmission lines is a state monopoly. 

The Creation of the new legal and regulatory 
framework for establishment, Operation and 
ownership of high-voltage transmission 
lines is under preparation. 


The Ministry of Industry and Trade has al- 
ready taken the initiative to put forward a 
new Act on Electricity Power, that will have 
its impact also on the Civil Code and on the 
Act on Concession. Compliance can be 
achieved after entering in force of the new 
law on Electricity and related regulatory 
decrees. 

Phase-out 
31 December 1996. 


närale est en cours dans le secteur de 
l’energie, y compris la mise en place d’un 
cadre institutionnel et l’adoption de lois et 
de reglements. 

Elimination 

La päriode transitoire de 7 ans est näces- 
saire pour introduire la lägislation relative au 
transit des matiäres et des produits änergä- 
tiques conformäment ä cette disposition. 

1"juillet2001. 


Pays: Göorgie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II est näcessaire de präparer une särie de 
mesures lägislatives en la matiäre. Actuel- 
lement, le transport et le transit des diffären- 
tes sources d'änergie s'effectuent dans des 
conditions substantiellement diffärentes en 
Gäorgie (änergie älectrique, gaz naturel, 
produits petroliers, charbon). 

Elimination 
1" janvier 1999. 


Pays: Hongrie 

Secteur 

Secteur de l'electricite. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Selon la lägislatlon actuelle, l'ätablissement 
et l’exploitation des lignes de transmission ä 
haute tension font toujours l'objet d'un mo- 
nopole d’Etat. 

La cräation du nouveau cadre juridique et 
räglementaire pour l’ätablissement, l'exploi- 
tation et la proprietä des lignes de transmis¬ 
sion ä haute tension est en cours de präpa- 
ration. 

Le ministere de l’lndustrie et du Commerce 
a däjä pris l'initiative de präsenter une nou- 
velle loi sur l’energie älectrique qui se räper- 
cutera ägalement sur le Code civil et sur la 
loi relative aux concessions. La compatibi- 
litö pourra etre assuräe däs l’enträe en vi- 
gueur de la nouvelle loi sur l’electricitä et 
des däcrets connexes. 

Elimination 
31 decembre 1996. 
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Land: Polen 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Das polnische Energiegesetz, das kurz vor 
seiner Fertigstellung steht, sieht die Schaf¬ 
fung neuer Rechtsvorschriften vor, die den 
in marktwirtschaftlich organisierten Ländern 
geltenden ähnlich sind (Lizenzen für Er¬ 
zeugung, Übertragung, Verteilung und für 
den Handel mit Energieträgern). Bis zur 
Verabschiedung durch das Parlament ist 
eine vorübergehende Aussetzung der Ver¬ 
pflichtungen aus diesem Absatz notwen¬ 
dig. 

Auslaufen 
31. Dezember 1995. 


Artikel 9 Absatz 1 

„Die Vertragsparteien erkennen die Bedeu¬ 
tung offener Kapitalmärkte für die Förde¬ 
rung des Kapitalflusses zur Finanzierung 
des Handels mit Primärenergieträgern und 
Energieerzeugnissen und zur Vornahme 
und Unterstützung von Investitionen in eine 
Wirtschaftstätigkeit im Energiebereich in 
den Gebieten anderer Vertragsparteien an, 
insbesondere derjenigen, deren Wirtschaft 
sich im Übergang befindet. Jede Vertrags¬ 
partei ist daher bestrebt, die Bedingungen 
für den Zugang von Gesellschaften und 
Staatsangehörigen anderer Vertragspartei¬ 
en zu ihrem Kapitalmarkt zum Zweck der 
Finanzierung des Handels mit Primärener¬ 
gieträgem und Energieerzeugnissen und 
zum Zweck der Investition in eine Wirt¬ 
schaftstätigkeit im Energiebereich in den 
Gebieten jener anderen Vertragsparteien 
auf einer Grundlage zu fördern, die nicht 
weniger günstig ist als diejenige, die sie 
unter vergleichbaren Umständen ihren eige¬ 
nen Gesellschaften oder Staatsangehöri¬ 
gen oder Gesellschaften und Staatsange¬ 
hörigen einer anderen Vertragspartei oder 
eines dritten Staates einräumt, je nachdem, 
welche die günstigste ist.“ 


Land: Aserbaidschan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Entsprechende Gesetze sind in Vorberei¬ 
tung. 

Auslaufen 
1. Januar 2000. 


Country: Poland 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Polish law on Energy, being in the final 
Stage of coordinatlon, stipuiates for creating 
new legal regulations similar to those ap¬ 
plied by free market countries (licenses to 
generate, transmü, distribute and trade in 
energy carriers). Until it is adopted by the 
Parliament a temporary Suspension of obli- 
gations under this paragraph is required. 


Phase-out 
31 December 1995. 


Article 9(1) 

“The Contracting Parties acknowledge the 
importance of open Capital markets in en- 
couraging the flow of Capital to finance trade 
in Energy Materials and Products and for 
the making of and assisting with regard to 
Investments in Economic Activity in the 
Energy Sector in the Areas of other Con¬ 
tracting Parties, particulariy those with eco- 
nomies in transition. Each Contracting Party 
shall accordingly endeavour to promote 
conditions for access to its Capital market by 
Companies and nationals of other Contrac¬ 
ting Parties, for the purpose of financing 
trade in Energy Materials and Products and 
for the purpose of Investment in Economic 
Activity in the Energy Sector in the Areas of 
those other Contracting Parties, on a basis 
no less favourable than that which it ac- 
cords in like circumstances to its own Com¬ 
panies and nationals or Companies and na¬ 
tionals of any other Contracting Party or any 
third state, whichever is the most favour¬ 
able." 


Country: Azerbaijan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Relevant legislation is at the stage of eiabo- 
ration. 

Phase-out 
1 January 2000. 


Pays: Pologne 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La loi Polonaise sur l'änergie, qui en est au 
stade final de la coordination, prävoit 
l’instauration de nouvelles räglementations 
juridiques semblables ä celles qui sont ap- 
pliqu^s dans les pays ä äconomie de mar- 
chä (licences pour produire, transmettre, 
distribuer et commercialiser des secteurs 
änergätiques). Aussi longtemps que cette 
loi n'est pas adoptäe par le Parlement, une 
Suspension temporaire des obligations dä- 
coulant de ce paragraphe est requise. 

Elimination 
31 däcembre 1995. 


Article 9 paragraphe 1 

«Les parties contractantes reconnaissent 
rimportance des marchäs ouverts de capi- 
taux pour encourager les flux de capitaux 
destinäs ä financer les ächanges de ma- 
tiäres et produits änergätiques et pour räali- 
ser et faciliter les investissements dans les 
activitäs äconomiques du secteur de l’äner- 
gie dans les zones des autres parties 
contractantes, en particulier de celles qui 
connaissent une äconomie de transition. 
Par consäquent, chaque partie contractante 
s’efforce de favoriser l’accäs ä son marchä 
des capitaux aux entreprises et aux ressor- 
tissants des autres parties contractantes, 
aux fins du financement des ächanges de 
matiäres et produits änergätiques et aux 
fins des investissements concemant les ac¬ 
tivitäs äconomiques du secteur de l’änergie 
dans les zones de ces autres parties 
contractantes, sur la base d'un traitement 
non moins favorable que celui qui est accor- 
dä dans des circonstances similaires ä ses 
propres entreprises et ressortissants ou aux 
entreprises et ressortissants de toute autre 
Partie contractante ou de tout pays tiers, le 
rägime ä retenir ätant celui qui est le plus 
favorable.» 

Pays: Azerbaidjan • 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La lägislation pertinente est en cours d’äla- 
boration. 

Elimination 
1" janvier 2000. 
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Land: Belarus 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Entsprechende Gesetze sind in Vorberei¬ 
tung. 

Auslaufen 
1. Januar 2000. 


Land: Georgien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Entsprechende Gesetze sind in Vorberei¬ 
tung. 

Auslaufen 
1. Januar 1997. 


Land: Kasachstan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Der Gesetzentwurf über Auslandsinvestitio¬ 
nen befindet sich im Genehmigungsverfah¬ 
ren und soll im Herbst 1994 noch vom Par¬ 
lament verabschiedet werden. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 


Land; Kirgisistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Entsprechende Gesetze sind derzeit in 
Vorbereitung. 


Country: Belarus 

Secfor 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Relevant legislation is at the stage of elabo- 
ratlon. 

Phase-out 
1 January 2000. 


Country; Georgia 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Relevant legislation is at the stage of pre- 
paration. 

Phase-out 
1 January 1997. 


Country: Kazakhstan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

The bill on Foreign Investments is at the 
stage of authorization approval with the aim 
to adopt it by the Parliament in autumn 
1994. 

Phase-out 
1 July 2001. 


Country: Kyrgyzstan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Relevant legislation is currently under pre- 
paration. 

Phase-out 
1 July 2001. 


Pays: Belarus 

Secteur 

Tous les secteurs de l'önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La legislation pertinente est en cours d'bla- 
boration. 

Elimination 
1“ janvier 2000. 

Pays: Gdorgie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'bnergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La legislation pertinente est en cours d'eia- 
boration. 

Elimination 
l“ janvier 1997. 


Pays: Kazakhstan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’energie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Le projet de loi sur les investissements 
etrangers est en cours d’approbation en vue 
de son adoption par le Parlement ä l’au- 
tomne1994. 

Elimination 

1"juillet2001. 

Pays: Kirghistan 

Secteur 

Tous les secteurs de l'bnergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

La legislation pertinente est actuellement en 
cours d’eiaboration. 


Auslaufen 
1. Juli 2001. 


Elimination 

1*'juillet2001. 
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Artikel 10 Absatz 7- 
besondere Maßnahmen 

Jede Vertragspartei gewährt in ihrem Ge¬ 
biet den Investitionen von Investoren ande¬ 
rer Vertragsparteien und deren damit zu¬ 
sammenhängenden Tätigkeiten einschließ¬ 
lich Verwaltung, Aufrechterhaltung, Ver¬ 
wendung, Nutzung oder Veräußerung eine 
nicht weniger günstige Behandlung, als sie 
Investitionen ihrer eigenen Investoren oder 
von Investoren einer anderen Vertragspar¬ 
tei oder eines dritten Staates und deren 
damit zusammenhängenden Tätigkeiten 
einschließlich Verwaltung, Aufrechterhal¬ 
tung, Verwendung, Nutzung oder Veräuße¬ 
rung gewährt, je nachdem, welche die gün¬ 
stigste ist.“ 

Land; Bulgarien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Ausländische Personen dürfen Eigentums¬ 
rechte an Grund und Boden nicht erwerben. 
Eine Gesellschaft, die zu mehr als 50% in 
ausländischer Hand ist, darf landwirtschaft¬ 
liche Fläche nicht als Eigentum erwerben. 

Ausländer und ausländische juristische Per¬ 
sonen dürfen Eigentum an Land nicht er¬ 
werben, außer durch Erbschaft nach dem 
Gesetz. In diesem Fall müssen sie es ab¬ 
treten. 

Eine ausländische Person darf Eigentum an 
Gebäuden erwerben, nicht aber an Grund¬ 
stücken. 

Ausländische Personen oder von ausländi¬ 
schem Kapital beherrschte Gesellschaften 
müssen eine Genehmigung einholen, bevor 
sie folgenden Tätigkeiten nachgehen kön¬ 
nen: 

- Aufsuchung, Erschließung und Gewin¬ 
nung natürlicher Ressourcen aus dem 
Küstenmeer, vom Festlandsockel oder 
aus der ausschließlichen Wirtschaftszo¬ 
ne, 

- Enwerb von Grundeigentum in geogra¬ 
phischen Gebieten, die vom Ministerrat 
bezeichnet sind, 

- die Genehmigungen werden vom Min- 
sterrat oder eirrem von diesem bevoll¬ 
mächtigten Gremium erteilt. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 


Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe d 

Jede Vertragspartei gewährleistet in bezug 
auf Investitionen in ihrem Gebiet von Inve¬ 
storen einer anderen Vertragspartei die 
Freiheit des Transfers in ihr Gebiet und aus 


Article 10(7) - 
Specific measures 

“Each Contracting Party shall accord to In¬ 
vestments in its Area of Investors of another 
Contracting Party, and their related activi- 
ties including management, maintenance, 
use, enjoyment or disposal, treatment no 
less favourable than that which it accords to 
Investments of its own Investors or of the 
Investors of any other Contracting Party or 
any third state and their related activities 
including management, maintenance, use, 
enjoyment or disposal, whichever is the 
most favourable.” 


Country; Buigaria 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Oescription 

Foreign persons may not acquire property 
rights over land. A Company with more than 
fifty per cent of foreign person's share may 
not acquire property right over agricultural 
land; 

Foreigners and foreign legal persons may 
not aquire property rights over land except 
by way of inheritance according to the law. 
In this case they have to make it over; 

A foreign person may aquire property rights 
over buildings, but without property rights 
over the land; 

Foreign persons or Companies with foreign 
Controlling participation must obtain a permit 
before performing the following activities; 


- exploration, development and extraction 
of natural resources from the territorial 
sea, Continental shelf or exclusive econo¬ 
mic Zone; 


acquisition of real estate in geographic 
regions designated by the Council of 
Ministers. 

- The permits are issued by the Council of 
Ministers or by a body authorized by the 
Council of Ministers. 

Phase-out 

1 July 2001. 


Article 14(1)(d) 


“Each Contracting Party shall with respect 
to Investments in its Area of Investors of any 
other Contracting Party guarantee the free- 
dom of transfer into and out of its Area, 


Article 10 paragraphe 7 - 
mesures späcifiques 

«Chaque partie contractante accorde aux 
investissements räalisäs dans sa zone par 
des investisseurs d'autres parties contrac- 
tantes, ainsi qu’ä leurs activitäs connexes, y 
compris leur gestion, entretlen, utilisation, 
jouissance ou disposition, un traitement 
aussi favorable que celui qu’elle accorde 
aux investissements de ses propres inves¬ 
tisseurs ou des investisseurs de toute autre 
partie contractante ou de tout Etat tiers, 
ainsi qu'ä leur gestion, entretlen, utilisation, 
jouissance ou disposition, le traitement ä 
retenir ätant celui qui est le plus favora¬ 
ble.» 


Pays; Bulgarie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Oescription 

Les ätrangers ne peuvent acquärir de ter- 
res. Une sociätä dont les actions sont däte- 
nues ä plus de 50 % par des ätrangers ne 
peut acquärir de temes cultivables. 

Les ätrangers et les repräsentants lägaux 
ätrangers ne peuvent acquärir de terres, 
sauf en häritage, selon la loi. Dans ce cas, 
ils dolvent la cäder. 

Un ätranger peut acquärir des bätiments 
mais Sans disposer de droits de propriätä 
sur la terre. 

Les ätrangers ou les entreprises ätrangäres 
contröiäes par des ätrangers doivent obtenir 
un permis pour exercer les activitäs suivan- 
tes: 

- exploration, mise en valeur et extraction 
de ressources naturelles dans les eaux 
territoriales, sur le plateau Continental ou 
dans la zone äconomique exclusive. 

- Acquisition de biens immobiliers dans 
des zones gäographiques späcifläes par 
le Conseil des ministres. 

- Les permis sont däiivräs par le Conseil 
des ministres ou par un organe mandatä 
par le Conseil des ministres. 

Elimination 
1" juillet 2001. 

Article 14 

paragraphe 1 point d) 

«Chaque partie contractante garantit, en ce 
qui conceme les investissements effectuäs 
dans sa zone par des investisseurs d’une 
autre partie contractante, la libertä des 
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ihrem Gebiet, einschließlich des Transfers 
der nicht ausgegebenen Einkünfte und son¬ 
stigen Vergütungen des Personals, das im 
Zusammenhang mit der Investition aus dem 
Ausland angeworben wurde.“ 


Land: Bulgarien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Ausländische Staatsangehörige, die be¬ 
schäftigt werden von Gesellschaften mit 
mehr als 50% ausländischer Kapitalbeteili¬ 
gung oder von einer ausländischen Person, 
welche als Exklusivhändler, als Zweigstelle 
oder als Vertretung einer ausländischen 
Gesellschaft in Bulgarien registriert ist, und 
die in Bulgarischen Leva entlohnt werden, 
können Devisen im Wert bis zu 70% ihrer 
Vergütung, einschließlich Sozialversiche- 
njngszahlungen, erwerben. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 

Land: Ungarn 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Nach Artikel 33 des Gesetzes über Investi¬ 
tionen von Ausländem in Ungarn können 
ausländische Spitzenmanager, Führungs¬ 
kräfte, Mitglieder des Aufsichtsgremiums 
und ausländische Angestellte bis zu 50% 
ihres versteuerten Einkommens, das von 
ihrem Arbeitgeber ausbezahlt wird, durch 
die Bank ihrer Gesellschaft transferieren. 

Auslaufen 

Wann diese spezielle Beschränkung aus¬ 
läuft, hängt davon ab, welche Fortschritte 
Ungarn bei der Umsetzung des Programms 
zur Liberalisierung des Devisenverkehrs 
machen kann; das Endziel ist die volle Kon¬ 
vertierbarkeit des Forint. Diese Beschrän¬ 
kung behindert ausländische Investoren 
nicht. Das Auslaufen stützt sich auf die Vor¬ 
schriften des Artikels 32. 

1. Juli 2001. 


Artikel 20 Absatz 3 

„Jede Vertragspartei bestimmt eine oder 
mehrere Auskunftsstellen, an die Anfragen 
über die genannten Gesetze, sonstigen 
Rechtsvorschriften, gerichtlichen Entschei¬ 
dungen und Verwaltungsverfügungen zu 


including the transfer of: unspent eamings 
and other remuneration of personnel en- 
gaged from abroad in Connection with that 
Investment;” 


Country: Bulgaria 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Foreign nationals employed by Companies 
with more than 50 per Cent of foreign parti- 
cipation, or by a foreign person registered 
as sole trader or a branch or a representa- 
tive Office of a foreign Company in Bulgaria, 
receiving their salary in Bulgarian leva, may 
purchase foreign currency not exceeding 
70 per Cent of their salary, including social 
Security payments. 

Phase-out 
1 July 2001. 

Country: Hungary 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

According to the Act on Investments of 
Foreigners in Hungary, article 33, foreign 
top managers, executive managers, mem- 
bers of the Supervisory Board and foreign 
employees may transfer their income up to 
SO per Cent of their aftertax eamings derived 
from the Company of their employment 
through the bank of their Company. 

Phase-out 

The Phase out of this particular restriction 
depends on the progress Hungary is able to 
make in the implementation of the foreign 
exchange liberalization Programme whose 
final target is the full convertibility of the 
Forint. This restriction does not create bar- 
riers to foreign Investors. Phase-out is 
based on stipulations of Article 32. 

1 July 2001. 

Article 20(3) 

“Each Contracting Party shall designate one 
or more enquiry points to which requests for 
information about the above mentioned 
laws, regulations, judicial decisions and ad¬ 
ministrative rulings may be addressed and 


transferts affärents ä ces investissements 
vers sa zone et hors de celle-ci, y compris le 
transfert: des recettes non däpensäes et 
des autres rämunärations du personnel en- 
gagä ä l’ätranger en rapport avec cet inves- 
tissement.» 


Pays: Bulgarie 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Les ressortissants ätrangers employös par 
des entreprises ayant plus de 50% de parti- 
cipation ätrangäre, par une personne ätian- 
gäre enregiströe comme seul opärateur ou 
par une filiale ou un bureau de repräsenta- 
tion d'une entreprise ätrangöre en Bulgarie 
et percevant leur salaire en leva bulgares 
peuvent acheter des devises ätrangöres 
pour un montant ne däpassant pas 70% de 
leur salaire, y compris les versements de la 
säcuritä sociale. 

Elimination 

1*'juillet2001. 

Pays: Hongrie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Conformäment ä l’article 33 de la loi sur les 
investissements räalisäs par des ätrangers 
en Hongrie, les directeurs, les administra- 
teurs, les membres ätrangers du Conseil de 
contröle et les employäs ätrangers peuvent 
transfärer jusqu’ä 50% de leur revenu pro- 
fessionnel net par l'intermädiaire de la ban- 
que de leur entreprise. 

Elimination 

L’älimination de cette restriction particuliäre 
däpend des progräs que la Hongrie est en 
mesure de faire dans l’application du Pro¬ 
gramme de libäralisation des taux de 
Change, dorrt l’objectif final est de parvenir ä 
la convertibilitä totale du forint. Cette restric¬ 
tion ne constitue pas une entrave aux inves- 
tisseurs ätrangers. L’älimination se fonde 
sur les dispositions de l’article 32. 

1*'juillet2001. 


Article 20 paragraphe 3 

«Chaque partie contractante däsigne un ou 
plusieurs bureaux de renseignements aux- 
quels peuvent ätre adressäes les deman- 
des d’information concemant les lois, rä- 
glements, däcisions judiciaires et mesures 
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richten sind, und teilt diese Stellen umge¬ 
hend dem Sekretariat mit, das auf Anfrage 
hierüber Auskunft erteilt.“ 


Land; Armenien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

In Armenien sind offizielle Auskunffsstellen, 
die über einschlägige Gesetze und sonstige 
Vorschriften informieren, noch nicht einge¬ 
richtet. Es gib auch keine Informationszen¬ 
trale. Es ist geplant, eine solche Zentrale 
1994-1995 einzurichten. Dazu wird techni¬ 
sche Hiifestellung erforderlich sein. 

Auslaufen 
31. Dezember 1996. 

Land: Aserbaidschan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Amtliche Auskunftsstellen, an die Anfragen 
über einschlägige Gesetze und sonstige 
Rechtsvorschriften gerichtet werden kön¬ 
nen, bestehen in Aserbaidschan noch nicht. 
Derartige Infonnationen sind derzeit bei ver¬ 
schiedenen Organisationen gesammelt. 

Auslaufen 
31. Dezember 1997. 

Land: Belarus 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

Natiortal. 

Beschreibung 

In Belarus existieren noch keine amtlichen 
Auskunftsstellen, die Auskünfte über Ge¬ 
setze, sonstige Rechtsvorschriften, gericht¬ 
liche Entscheidungen und Verwaltungsver¬ 
fügungen geben könnten. Gerichtliche Ent¬ 
scheidungen und Verwaltungsverfügungen 
werden in der Regel nicht veröffentlicht. 

Auslaufen 
31. Dezember 1998. 


shall communicafe promptly such designa- 
tion to the Secrefariat which shall make if 
available on request.” 


Country; Armenia 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

In Armenia there are no official enquiry 
points yet to which requests for information 
about the relevant laws and other regula- 
tions could be addressed. There is no infor¬ 
mation centre either. There is a plan to 
establish such a centre in 1994-1995. 
Technical assistance is required. 


Phase-out 
31 December 1996. 


Country: Azerbaijan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

There are no official enquiry proints so far in 
Azerbaijan to which requests for information 
about relevant laws and regulations could 
be addressed. At present such information 
is concentrated in various organizations. 


Phase-out 
31 December 1997. 


Country: Belarus 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Official enquiry Offices which could give in¬ 
formation on laws, regulations, judicial deci- 
sions and administrative ruiings do not exist 
yet in Belarus. As far as the judicial deci- 
sions and administrative ruiings are con- 
cemed there is no practice of their Publish¬ 
ing. 


Phase-out 
31 December 1998. 


administratives visäs ci-dessus et communi- 
que rapidement la localisation de ces bu- 
reaux au Secrätariat, qui les foumit ä toute 
personne qui le demande.» 

Pays: Arm6nie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II n’existe pas encore, on Armänie, de bu- 
reaux de renseignements officiels auxquels 
on puisse adresser des demandes d’infor- 
mation au sujet des lois et autresräglemen- 
tations pertinentes. 11 n'existe pas davanta- 
ge de centre d’information. II est prävu de 
cräer un centre de ce type en 1994-1995. 
Une aide technique est näcessaire. 

Elimination 
31 däcembre 1996. 

Pays; AzerbaTdjan 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II n’existe actuellement pas, en Azerbald- 
jan, de bureaux de renseignements officiels 
auxquels on puisse adresser les demandes 
d'information concemant les lois et rägle- 
mentations pertinentes. Ces informations 
sont actuellement concenträes dans divers 
organismes. 

Elimination 
31 däcembre 1997. 

Pays: Belarus 

Secteur 

Tous les secteurs de l'änergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II n’existe pas encore, au Belarus, de bu¬ 
reaux de renseignements officiels qui pour- 
raient donner des infomnations sur les lois, 
les räglements, les däcisions judiciaires et 
les räglementations administratives. En ce 
qui conceme les däcisions judiciaires et les 
räglementations administratives, la pratique 
est de ne pas les publier. 

Elimination 
31 däcembre 1998. 
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Land: Kasachstan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Mit der Einrichtung von Auskunftsstellen 
wurde begonnen. Gerichtliche Entscheidun¬ 
gen und Verwaltungsverfügungen werden 
in Kasachstan nicht veröffentlicht (von eini¬ 
gen Entscheidungen des obersten Ge¬ 
richtshofs abgesehen), weil sie nicht als 
Rechtsquellen angesehen werden. Für eine 
Veränderung der bestehenden Praxis ist ein 
längerer Übergangszeitraum erforderlich. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 

Land: Moldau 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Die Auskunftsstellen müssen noch geschaf¬ 
fen werden. 

Auslaufen 
31. Dezember 1995. 

Land: Russische Föderation 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

Die Föderation und die sie konstituierenden 
Republiken. 

Beschreibung 

In der Russischen Föderation gibt es noch 
keine amtlichen Auskunftsstellen, an die 
Anfragen über einschlägige Gesetze und 
sonstige Rechtsvorschriften gerichtet wer¬ 
den könnten. Gerichtliche Entscheidungen 
und Verwaltungsverfügungen gelten nicht 
als Rechtsquellen. 

Auslaufen 

31. Dezember 2000. 

Land: Slowenien 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 


Country: Kazakhstan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

The process of establishing enquiry points 
has begun. As far as the judicial decisions 
and administrative rulings are concemed 
they are not published in Kazakhstan (ex- 
cept for some decisions made by the Su- 
preme Court), because they are not con- 
sidered to be sources of law. To change the 
existing practice will require a long transi- 
tional period. 

Phase-out 
1 July 2001. 

Country: Moldova 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

It Is necessary to establish enquiry points. 

Phase-out 
31 December 1995. 

Country: The Russian Federation 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 

The Federation and the Republics constitut- 
ing Federation. 

Description 

No officlal enquiry points exist in the Rus¬ 
sian Federation as of now to which requests 
for information about relevant laws and 
other regulation acts could be addressed. 
As far as the judicial decisions and adminis¬ 
trative rulings are concemed they are not 
considered to be sources of law. 

Phase-out 
31 December 2000. 

Country: Slovenia 

Sector 

All energy sectors. 


Pays: Kazakhstan 

Secteur 

Tous les secteurs de l’önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

Le processus de cräation de bureaux de 
renseignements a commencä. En ce qui 
conceme les däcisions judiciaires et les rö- 
glementations administratives, eiles ne sont 
pas publiäes au Kazakhstan (ä l’exception 
de certaines däcisions de la Cour supräme), 
ätant donnä qu’elles ne sont pas considä- 
röes comme des sources du droit. II faudra 
une longue pöriode transitoire pour changer 
la pratique existante. 

Elimination 
fjuillet 2001. 

Pays: Moldova 

Secteur 

Tous les secteurs de änergetiques. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II est näcessaire de cräer des bureaux de 
renseignements. 

Elimination 
31 decembre 1995. 

Pays: Föderation de Russie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’energie. 

Niveau de Gouvernement 

La Föderation et les röpubliques constituant 
la Föderation. 

Description 

Jusqu'ä prösent, il n'existe pas, dans la 
Födöration de Russie, de bureaux de ren¬ 
seignements officiels auxquels on puisse 
adresser des demandes d'infonmations 
concemant les lois ou autres röglementa- 
tions pertinentes. En ce qui conceme les 
döcisions judiciaires et les röglementations 
administratives, eiles ne sont pas considö- 
röes comme des sources du droit. 

Elimination 
31 decembre 2000. 

Pays: Slovönie 

Secteur 

Tous les secteurs de l’önergie. 
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Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

In Slowenien gibt es noch keine amtlichen 
Auskunftsstelien, an die Anfragen über ein¬ 
schlägige Gesetze und sonstige Rechtsvor¬ 
schriften gerichtet werden könnten. Derzeit 
stehen derartige Informationen bei ver¬ 
schiedenen Ministerien zur Verfügung. Das 
in Vorbereitung befindliche Gesetz über 
ausiändische Investitionen sieht die Einrich¬ 
tung einer solchen Auskunftsstelle vor. 

Auslaufen 
1. Januar 1998. 

Land: Tadschikistan 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

In Tadschikistan gibt es bis jetzt keine Aus¬ 
kunftsstellen, an die Anfragen über ein¬ 
schlägige Gesetze und sonstige Rechtsvor¬ 
schriften gerichtet werden können. Es ist 
nur eine Frage der Verfügbarkeit der Mit¬ 
tel. 

Auslaufen 
31. Dezember 1997. 

Land; Ukraine 

Sektor 

Alle Energiesektoren. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Es ist erforderlich, die Transparenz der Ge¬ 
setze auf den Standard der internationalen 
Praxis anzuheben. Die Ukraine muß Aus¬ 
kunftsstellen schaffen, die über Gesetze, 
sonstige Rechtsvorschriften, gerichtliche 
Entscheidungen und Verwaltungsverfügun¬ 
gen und die allgemein anwendbaren Nor¬ 
men Auskunft geben können. 

Auslaufen 
1. Januar 1998. 

Artikel 22 Absatz 3 

„Jede Vertragspartei sorgt dafür, daß ein 
Rechtsträger, den sie gründet oder führt 
und dem sie ordnungsrechtliche, verwal¬ 
tungsrechtliche oder sonstige staatliche Be¬ 
fugnisse überträgt, diese in einer Weise 


Level of government 
National. 

Description 

In Slovenia there are no official enquiry 
points yet to which requests for Information 
about relevant lawrs and other regulatory 
acts could be addressed. At present such 
Information is available in various ministries. 
The Law on Foreign Investments which is 
under preparation foresees establishment 
of such an enquiry point. 


Phase-out 
1 January 1998. 


Country; Tajikistan 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

There are no enquiry points yet in Tajikistan 
to which requests for Information about rele¬ 
vant laws and other regulations could be 
addressed. It is only a question of having 
available funding. 


Phase-out 
31 December 1997. 


Country: Ukraine 

Sector 

All energy sectors. 

Level of government 
National. 

Description 

Improvement of the present transparency of 
laws up to the level of international practice 
is required. Ukraine will have to establish 
enquiry points providing Information about 
laws, regulations, judicial decisions and ad¬ 
ministrative rulings and Standards of gen¬ 
eral application. 


Phase-out 
1 January 1998. 


Article 22(3) 

“Each Contracting Party shall ensure fhat if 
it establishes or maintains a state entity and 
entrusts the entity with regulatory, admin¬ 
istrative or other governmental authority, 
such entity shall exercise that authority in a 


Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II n'existe pas erKX>re, en Slovänie, de bu- 
reaux de renseignements officiels auxquels 
on puisse adresser des demandes d'infor- 
mation concemant les lois et autres rögle- 
mentations pertinentes. A l’heure actuelle, 
ces informations sont disponibles dans dif- 
förents ministöres. La loi sur les investisse- 
ments ötrangers, en cours de pröparation, 
prövoit la cröation dün tel bureau de ren¬ 
seignements. 

Elimination 
1" janvier 1998. 

Pays: Tadjikistan 

Secteur 

Tous les secteurs de l'önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II n’existe pas encore, au Tadjikistan, de 
bureaux de renseignements officiels aux¬ 
quels on puisse adresser des demandes 
d'informations concemant les lois et au¬ 
tres röglementations pertinentes. Ce n’est 
qu’une question de fonds disponibles. 

Elimination 
31 döcembre 1997. 

Pays: Ukraine 

Secteur 

Tous les secteurs de l'önergie. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Description 

II est näcessaire d’amöliorer la transpa- 
rence actuelle des lögislations jusqu'au 
niveau des pratiques internationales. 
L'Ukraine devra cröer des bureaux de ren¬ 
seignements foumissant des informations 
sur les lois, les röglementations, les däci- 
sions judiciaires et les röglementations ad¬ 
ministratives ainsi que sur les normes d'ap- 
plication gönörale. 

Elimination 
1“ janvier 1998. 

Article 22 paragraphe 3 

«Chaque partie contractante veilie ä ce que, 
lorsqu’elle cröe ou maintient une entitö et lui 
dölögue des pouvoirs rögleme.'.taires admi- 
nistratifs ou autres, cette entitö exerce ces 
pouvoirs d’une maniöre compatible avec les 
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ausübt, die mit den Verpflichtungen der Ver¬ 
tragspartei aus diesem Vertrag im Einklang 
steht.“ 

Land: Tschechische Republik 

Sektor 

Uran- und Nuklearindustrie. 

Regierungsebene 

National. 

Beschreibung 

Um die von der Verwaltung der staatlichen 
Materialreserven gelagerten Vorräte an 
Uranerz abzubauen, werden Einfuhren von 
Uranerz und -konzentraten einschließlich 
Uranbrennelemenfe, die Uran nichttsche¬ 
chischen Ursprungs enthaften, nicht zuge¬ 
lassen. 

Auslaufen 
1. Juli 2001. 


manner consistenf with the Contracting Par- 
ty’s obligations under this Treaty.” 

Country; The Czech Republic 

Sector 

Uranium and nuclear Industries. 

Level of government 
National. 

Oescription 

In Order to deplete uranium ore reserves 
that are stocked by Administration of State 
Material Reserves, no Imports of uranium 
ore and concentrates, including uranium 
fuel bundles containing uranium of non- 
Czech origin, will be licensed. 

Phase-ouf 
1 July 2001. 


obligations qui incombent ä ia partie 
contractante en vertu du präsent traitä.» 

Pays: Republique tchöque 

Secteur 

Industrie de l'uranium et Industrie nucläal- 
re. 

Niveau de Gouvernement 
National. 

Oescription 

Afin de räduire les räserves de mineral d’u- 
ranium stockä par l'Administration des rä¬ 
serves de matläres de l'Etat, aucune impor- 
tation de mineral ou de concenträs d'ura- 
nium, y compris les faisceaux de combusti- 
ble d’uranium contenant de l’uranium d’ori- 
gine non tcheque, n’est autorisäe. 

Elimination 
1-juillet 2001. 
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Beschlüsse zum Vertrag über die Energiecharta 
Decisions with respect to the Energy Charter Treaty 
D^cisions relatives ä la Charte europöenne de l’^nergie 


Die Europäische Energiechartakonferenz 
hat folgende Beschlüsse gefaßt; 


1. Zum Vertrag als Ganzes 

Im Fall eines Konflikts zwischen dem Ver¬ 
trag vom 9. Februar 1920 über Spitzbergen 
(Svalbard-Vertrag) und dem Vertrag über 
die Energiecharta geht der Vertrag über 
Spitzbergen - unbeschadet der Haltungen 
der Vertragsparteien hinsichtlich des Sval- 
bard-Vertrags - im Umfang des Konflikts 
vor. Im Fall eines derartigen Konflikts oder 
einer Streitigkeit über das Vorliegen eines 
Konflikts oder über seinen Umfang finden 
Artikel 16 und Teil V des Vertrags über die 
Energiecharta keine Anwendung. 

2. Zu Artikel 10 Absatz 7 

Die Russische Föderation kann verlangen, 
daß Gesellschaften mit Ausländsbeteili¬ 
gung für das Pachten föderationseigenen 
Vermögens die gesetzliche Genehmigung 
einholen; die Russische Föderation muß 
jedoch ohne Ausnahme sicherstellen, daß 
dieses Verfahren nicht derart angewandt 
wird, daß bei den Investitionen von Investo¬ 
ren anderer Vertragsparteien eine Diskrimi¬ 
nierung entsteht. 

3. Zu Artikel 14 

(1) Der Ausdruck „Freiheit des Transfers* 
in Artikel 14 Absatz 1 hindert eine Vertrags¬ 
partei (im folgenden als .einschränkende 
Partei“ bezeichnet) nicht daran, Einschrän¬ 
kungen des Kapitalverkehrs ihrer eigenen 
Investoren zu verhängen; allerdings 

a) dürfen derartige Einschränkungen nicht 
die nach Artikel 14 Absatz 1 den Inve¬ 
storen anderer Vertragsparteien ge¬ 
währten Rechte bezüglich ihrer Investi¬ 
tionen beeinträchtigen; 

b) dürfen derartige Einschränkungen nicht 
die laufenden Transaktionen beein¬ 
trächtigen und 

c) muß die Vertragspartei dafür sorgen, 
daß Investitionen in ihrem Gebiet, die 
von Investoren aller anderen Vertrags¬ 
parteien vorgenommen werden, im Hin- 


The European Energy Charter Confer¬ 
ence has adopted the following Decisions; 


1. WKh respect to the Treaty as a 
whole 

In the event of a conflict between the treaty 
conceming Spitsbergen of 9 February 1920 
(the Svalbard Treaty) and the Energy Char¬ 
ter Treaty, the treaty conceming Spits¬ 
bergen shall prevail to the extent of the 
conflict, without prejudice to the positions of 
the Contracting Parties in respect of the 
Svalbard Treaty. In the event of such cori- 
flict or a dispute as to whether there is such 
conflict or as to its extent, Article 16 and 
Part V of the Energy Charter Treaty shall 
not apply. 

2. With respect to Article 10(7) 

The Russian Federation may require that 
Companies with foreign participation obtain 
legislative approval for the leasing of 
federally-owned property, provided that the 
Russian Federation shall ensure without ex- 
ception that this process is not applied in a 
manner which discriminates among Invest¬ 
ments of Investors of other Contracting 
Parties. 


3. With respect to Artice 14 

(1) The term “freedom of transfei" in Arti¬ 
cle 14(1) does not preclude a Contracting 
Party (hereinafter referred to as the “Limit- 
ing Party”) from applying restrictions on 
movement of Capital by its own Investors, 
provided that; 

(a) such restrictions shall not impair the 
rights granted under Article 14(1) to In¬ 
vestors of other Contracting Parties with 
respect to their Investments; 


(b) such restrictions do not affect Current 
Transactlons; and 

(c) the Contracting Party ensures that In¬ 
vestments in its Area of the Investors of 
all other Contracting Parties are ac- 
corded, with respect to transfers, treat- 


La Conförence de la Charte europäenne 
de l'önergie adopte les däcisions suivan- 
tes; 

1. En ce qui conceme le traltä dans son 
ensemble 

En cas de conflit entre le traitä concemant le 
Spitzberg du 9 fävrier 1920 (traitä de Sval¬ 
bard) et le traitä sur la Charte de l'änergie, le 
traitä concemant le Spitzberg l’emporte 
pour tout ce qui conceme ledit conflit, sans 
pröjudice des positions des parties contrac- 
tantes au sujet du traitö de Svalbard. En cas 
de conflit de ce genre, ou en cas de diffä- 
rend sur le point de savoir s’il existe un tel 
conflit ou sur son ätendue, l’article 16 et la 
Partie V du traitö sur la Charte de l'änergie 
ne sont pas applicables. 

2. En ce qui conceme l’artlcle 10 
paragraphe 7 

La Fädäration de Russie peut demander 
que les entreprises ä participation ätrangöre 
obtiennent une autorisation lägislative pour 
le crödit-bail relatif ä un bien de propriätä 
fädörale, pour autant qu’elle assure que, 
Sans exception aucune, cette procödure 
n’est pas appliquäe de maniäre ä introduire 
une discrimination entre les investisse- 
ments des investisseurs des autres parties 
contractantes. 

3. En ce qui conceme l’article 14 

1) Le terme «libertä des transferts» appa- 
raissant ä l’article 14 paragraphe 1 n'empä- 
che pas une partie contractante, ci-apräs 
dänommäe «partie restreignante», d'appli- 
quer des restrictions aux mouvements de 
capitaux de ses propres investisseurs, ä 
condition que; 

a) ces restrictions n’entravent pas f'exer- 
cice des droits accordös en vertu de 
l’article 14 paragraphe 1 aux investis¬ 
seurs des autres parties contractantes 
en ce qui conceme leurs investisse- 
ments; 

b) ces restrictions n’affectent peis les opö- 
rations commerciales courantes; et 

c) la partie contractante assure que les 
investissements effectuös dans sa zone 
par les investisseurs de toutes les au¬ 
tres parties contractantes bönäficient. 
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blick auf Transfers eine nicht weniger 
günstige Behandlung erfahren als Inve¬ 
stitionen von Investoren einer anderen 
Vertragspartei oder eines dritten Staa¬ 
tes, je nachdem, welche Behandlung die 
günstigste ist. 

(2) Dieser Beschluß bedarf fünf Jahre 
nach Inkrafttreten des Vertrags, spätestens 
jedoch zu dem in Artikel 32 Absatz 3 vorge¬ 
sehenen Zeitpunkt, der Überprüfung durch 
die Chartakonferenz. 

(3) Keine Vertragspartei ist berechtigt, 
derartige Einschränkungen zu verhängen, 
es sei denn, die Vertragspartei ist ein Staat, 
der zu der ehemaligen Union der Sozialisti¬ 
schen Sowjetrepubliken gehörte, und sie 
hat spätestens bis zum 1. Juli 1995 dem 
vorläufigen Sekretariat schriftlich notifiziert, 
daß sie berechtigt zu werden wünscht, Ein¬ 
schränkungen im Sinne dieses Beschlus¬ 
ses zu verhängen. 

(4) Dieser Beschluß schmälert hinsicht¬ 
lich des Artikels 16 nicht die hierin festge¬ 
legten Rechte einer Vertragspartei, ihrer In¬ 
vestoren oder ihrer Investitionen oder die 
Pflichten einer VertragsF>artei. 


(5) Im Sinne dieses Beschlusses sind 
„laufende Transaktionen* laufende Zahlun¬ 
gen im Zusammenhang mit der Verbringung 
von Gütern, Dienstleistungen oder Perso¬ 
nen, wie sie üblicher internationaler Gepflo¬ 
genheit entsprechen; ausgenommen sind 
Abmachungen, die faktisch eine Kombina¬ 
tion aus einer laufenden Zahlung und einer 
Kapitaltransaktion darstellen, wie etwa Zah¬ 
lungsaufschübe und Vorschußzahlungen, 
mit denen die einschlägigen Rechtsvor¬ 
schriften der einschränkenden Partei um¬ 
gangen werden sollen. 

4. Zu Artikel 14 AbsaU 2 

Ungeachtet der Fordeningen in Artikel 14 
und seiner sonstigen internationalen Ver¬ 
pflichtungen bemüht sich Rumänien wäh¬ 
rend des Übergangs seiner nationalen 
Währung zu voller Konvertierbarkeit um ge¬ 
eignete Maßnahmen, um die Wirksamkeit 
seiner Verfahren zum Transfer von Investi¬ 
tionserträgen zu verbessern und in jedem 
Fall derartige Transfers in einer frei konver¬ 
tierbaren Währung ohne Einschränkung 
oder mehr als sechsmonatige Verzögerung 
zu gewährleisten. Rumänien stellt sicher, 
daß Investitionen in seinem Gebiet von In¬ 
vestoren aller anderen Vertragsparteien 
hinsichtlich Transfers eine Behandlung er¬ 
fahren, die nicht weniger günstig ist als die¬ 
jenige, die es Investitionen von Investoren 
einer anderen Vertragspartei oder eines 
dritten Staates gewährt, je nachdem, wel¬ 
che Behandlung die günstigste ist. 

5. Zu Artikel 24 Absatz 4 Buchstabe a 
und Artikel 25 

Eine Investition eines Investors nach Arti¬ 
kel 1 Nummer 7 Buchstabe a Ziffer ii einer 


ment no less favourable than that which 
it accords to Investments of Investors of 
any other Contracting Party or of any 
third state, whichever is the most fa- 
vourable. 


(2) This Decision shall be subject to ex- 
amination by the Charter Conference five 
years after entry into force of the Treaty, but 
not later than the date envisaged in Arti- 
cle 32(3). 

(3) No Contracting Party shall be eligible 
to apply such restrictions unless it is a Con¬ 
tracting Party which is a state that was a 
constituent part of the former Union of So- 
viet Socialist Repubiics, which has notified 
the provisional Secretariat in writing no later 
than 1 July 1995 that it elects to be eligible 
to apply restrictions in accordance with this 
Decision. 


(4) For the avoidance of doubt, nothing in 
this Decision shall derogate, as concems 
Article 16, from the rights hereunder of a 
Contracting Party, its Investors or their In¬ 
vestments, orfrom the obligations of a Con¬ 
tracting Party. 


(5) For the purposes of this Decision: 
“Current Transactions” are current pray- 
ments connected with the movement of 
goods, senrices or persons that are made in 
accordance with normal intematiorral prac- 
tice, and do not include arrangements which 
materially constitute a combination of a cur¬ 
rent payment and a capital transaction, such 
as deferrals of paymenfs and advances 
which is meant to circumvent respective 
legislation of the Limiting Party in the field. 


4. WKh respect to Article 14(2) 


Without prejudice to the requirements of 
Article 14 and its other international obliga¬ 
tions, Romania shall endeavour during the 
transition to full convertibility of its national 
currency to take appropriate Steps to im- 
prove the efficiency of its procedures for the 
transfers of Investment Returns and shall in 
any case guarantee such transfers in a 
Freety Convertible Currency without restric- 
tion or a delay exceeding six months. Ro¬ 
mania shall ensure that Investments in its 
Area of the Investors of all other Contracting 
Parties are accorded, with respect to trans¬ 
fers, treatment no less favourable than that 
which it accords to Investments of Investors 
of any other Contracting Party or of any third 
state, whichever is the most favourable. 


5. With respect to Articles 24<4)(a) 
and 25 

An Investment of an Investor referred to in 
Article 1(7)(a)(ii), of a Contracting Party 


en matiöre de transferts, d’un traitement 
aussi favorable que celui qu'elle accor- 
de aux investissements des investis- 
seurs de toute autre partie contractante 
ou de tout Etat tiers, le traitement ä 
retenir etant celui qui est le plus favora¬ 
ble. 

2) La präsente däcision sera examinöe 
par la Confärence de la Charte cinq ans 
aprös l’entröe en vigueur du traitö, mais au 
plus tard ä la date prövue ä l’article 32 
paragraphe 3. 

3) Aucune partie contractante n'a le droit 
d'appliquer ces restrictions ä moins qu’elle 
ne soit un Etat qui a fait partie de l’ancienne 
Union des räpubliques socialistes soviäti- 
ques et qu'elle ait fait savoir par öcrit au 
Secrätariat provisoire, avant le l' juillet 
1995, qu’elle souhaite pouvoir appllquer 
des restrictions conformäment ä la präsente 
däcision. 

4) Afin de prävenir toute äquivoque, la 
präsente däcision ne däroge en rien, en ce 
qui conceme l’article 16, aux droits qui en 
däcoulent pour les parties contractantes, 
ses investisseurs ou leurs investissements, 
ni aux obligations des parties contractan¬ 
tes. 

5) Aux fins de la präsente däcision: les 
«opärations commerciales courantes» sont 
les paiements courants liäs aux mouve- 
ments de biens, de Services ou de person- 
nes qui sont effectuäs conformäment aux 
pratiques internationales normales et ne 
comprennent pas les arrangements qui 
combinent concrätement une opäration 
commerciale courante et une opäration en 
Capital, tels que sursis de paiement et 
avances, qui visent ä contoumer la lägisla- 
tion respective de la partie restreignante en 
la matiäre. 

4. En ca qui conceme l’artlcle 14 
paraqraphe 2 

Sans präjudice des conditions änoncäes ä 
l’article 14 et de ses autres obligations in¬ 
ternationales, la Roumanie s’etforce, au 
cours de la transition vers une convertibilitä 
totale de sa monnaie nationale, de prendre 
les mesures appropriäes pour amäliorer 
refficacitä de ses procädures de transfert de 
revenus d’investissements et garantH, dans 
tous les cas, ces transferts en une monnaie 
librement convertible sans restriction ni re¬ 
tard excädant six mois. La Roumanie as- 
sure que les investissements effectuäs 
dans sa zone par les investisseurs de tou- 
tes les autres parties contractantes bänäfi- 
cient, en matiäre de transferts, d’un traite¬ 
ment aussi favorable que celui qu’elle ac- 
corde aux Investissements des investis¬ 
seurs de toute autre partie contractante ou 
de tout Etat tiers, le traitement ä retenir celui 
qui est le plus avantageux. 

5. En ce qui conceme l’article 24 
paragraphe 4 poInt a) et l’aiticle 25 

Les investissements d’un investisseur visäs 
ä l'article l” paragraphe 7 point a)ii) ou 
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Vertragspartei, die nicht Vertragspartei ei¬ 
ner EIA oder Mitglied einer Freihandelszone 
oder Zollunion ist, hat Anrecht auf die im 
Rahmen der EIA, Freihandelszone oder 
Zollunion gewährte Behandlung, sofern die 
Investition 

a) ihren eingetragenen Geschäftssitz, ihre 
Zentralverwaltung oder ihren Hauptge¬ 
schäftssitz im Gebiet einer Vertragspar¬ 
tei der betreffenden EIA oder eines Mit¬ 
glieds der betreffenden Freihandelszo¬ 
ne oder Zollunion hat oder, 

b) falls sie nur ihren eingetragenen Ge¬ 
schäftssitz in dem betreffenden Gebiet 
hat, eine tatsächliche und dauerhafte 
Verbindung zu der Wirtschaft einer der 
Vertragsparteien der betreffenden EIA 
oder dem Mitglied der betreffenden Frei¬ 
handelszone oder Zollunion hat. 


which is not party to an EIA or a member of 
a free-trade area or a customs Union, shall 
be entitied to treatment accorded under 
such EIA, free-trade area or customs union, 
provided that the Investment: 


(a) has its registered ofTice, central admini- 
stration or principal place of business in 
the Area of a party to that EIA or mem¬ 
ber of that free-trade area or customs 
Union; or 

(b) in case it only has its registered Office in 
that Area, has an effective and continu- 
ous link with the economy of one of the 
parties to that EIA or member of that 
free-trade area or customs union. 


d'une Partie contractante qui n’esf pas par- 
tie ä un AIE ni membre d'une zone de libre 
ächange ou d’une union douaniäre bänäfi- 
cient du traitement accordä par cet AIE, 
cette Zone de libre ächange ou cette union 
douaniäre, ä corKlition que les bänäficiaires 
de ces investissements; 

a) aient leur siäge social, leur administra- 
tion centrale ou leur principal ätablisse- 
ment dans la zone d’une partie ä l’AIE 
ou d’un membre de cet espace de libre 
ächange ou de cette union douaniäre; 
ou 

b) si ces investissements sont simplement 
ätablis sur leur sol, qu’ils aient un lien 
effectif et suivi avec l’äconomie d’une 
Partie ä cet AIE ou d’un membre de 
cette Zone de libre ächange ou de cette 
Union douaniäre. 
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Energiechartaprotokoll 
über Energieeffizienz 
und damit verbundene 
Umweltaspekte 

Präambel 

Die Vertragsparteien dieses Protokolls - 


im Hinblick auf die im Abschlußdokument 
der Haager Konferenz über die Europä¬ 
ische Energiecharta angetK>mmene Euro¬ 
päische Energiecharta, das am 17. Dezem¬ 
ber 1991 in Den Haag unterzeichnet wurde, 
und insbesondere auf die darin enthaltenen 
Erklärungen, daß Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Energieeffizienz und des damit 
verbundenen Umweltschutzes notwendig 
ist; 

gestützt auf den Vertrag über die Ener¬ 
giecharta, der vom 17. Dezember 1994 bis 
zum 16. Juni 1995 zur Unterzeichnung auf¬ 
liegt; 

eingedenk der von internationalen Orga¬ 
nisationen und Foren auf dem Gebiet der 
Energieeffizienz und der Umweltaspekte 
des Energiekreislaufs geleisteten Arbeit; 


angesichts der verbesserten Versor¬ 
gungssicherheit und des erheblichen Nut¬ 
zens für Wirtschaft und Umwelt, die sich aus 
der Umsetzung kostengünstiger Energieef¬ 
fizienzmaßnahmen ergeben und angesichts 
deren Bedeutung für die Umstmkturierung 
von Volkswirtschaften und die Verbesse¬ 
rung des Lebensstandards; 


in der Erkenntnis, daß Verbesserungen 
der Energieeffizienz die negativen Auswir¬ 
kungen des Energiekreislaufs auf die Um¬ 
welt, einschließlich der Erwärmung der Erd¬ 
atmosphäre und der Übersäuenjng, verrin¬ 
gern; 

in der Überzeugung, daß Energiepreise 
so weit wie möglich einen wettbewerblichen 
Markt widerspiegeln sollen, der eine markt¬ 
orientierte Preisbildung unter Einschluß ei¬ 
ner umfassenderen Einbeziehung von Um¬ 
weltkosten und -nutzen garantiert, und in 
der Erkenntnis, daß eine solche Preisbil¬ 
dung für Fortschritte auf dem Gebiet der 
Energieeffizienz und des damit verbunde¬ 
nen Umweltschutzes wesentlich ist; 

in Würdigung der wichtigen Rolle der pri¬ 
vaten Wirtschaft, einschließlich kleiner und 
mittlerer Unternehmen, hinsichtlich der För¬ 
derung und Umsetzung von Energieeffi¬ 
zienzmaßnahmen und in der Absicht, einen 
günstigen institutioneilen Rahmen für wirt¬ 
schaftlich rentable Investitionen im Bereich 
der Energieeffizienz sicherzustellen; 

in der Erkenntnis, daß privatwirtschaft¬ 
liche Zusammenarbeit erforderlichenfalls 


Energy Charter Protocol 
on Energy Efficiency 
and Related Environmental 
Aspects 

Preamble 

The Contracting Parties to this Protocol, 


Having regard to the European Energy 
Charter adopted in the Concluding Docu- 
ment of the Hague Conference on the Euro¬ 
pean Energy Charter, signed at The Hague 
on 17 Oecember 1991; and in particular to 
the declarations therein that Cooperation is 
necessary in the field of energy efficiency 
and related environmental protection; 


Having regard also to the Energy Charter 
Treaty, opened for Signatare from 17 De- 
cember 1994 to 16 June 1995; 


MindfuI of the work undertaken by inter¬ 
national organizations and fora in the field of 
energy efficiency and environmental 
aspects of the energy cycle; 


Aware of the improvements in supply se- 
curity, and of the significant economic and 
environmental gains, which result from the 
Implementation of cost-effective energy effi¬ 
ciency measures; and aware of their impor- 
tance for restructuring economies and im- 
proving living Standards; 


Recognizing that improvements in energy 
efficiency reduce negative environmental 
consequences of the energy cycle including 
global warming and acidification; 


Convinced that energy prices should re- 
flect as far as possible a competitive market, 
ensuring market-oriented price formation, 
including fuller reflection of environmental 
costs and benefits, and recognizing that 
such price formation is vital to progress in 
energy efficiency and associated environ¬ 
mental protection; 


Appreciating the vital role of the private 
sector including small and medium-sized 
enterprises in promoting and implementing 
energy efficiency measures, and intent on 
ensuring a favourable institutional frame- 
work for economically viable Investment in 
energy efficiency; 


Recognizing that commercial forms of 
Cooperation may need to be complemented 


Protocole de la Charte 
de l’inergie aur l’efficacitö 
6nerg6tique et les aspects 
environnementaux connexes 

Präambule 

Les parties contractantes au präsent pro¬ 
tocole, 

Considörant la Charte europäenne de 
Tänergie adoptäe par le moyen du docu- 
ment de clöture de la Confärence de La 
Haye sur la Charte europäenne de l'äner- 
gie, signä ä La Haye le 17 däcembre 1991, 
et notamment les däciarations y jointes se- 
lon lesquelles la coopäration est näcessaire 
dans le domaine de l'efficacitä änergätique 
et de la protection de l’environnement; 


Considärant ägalement le traitä sur la 
Charte de l'änergie, ouvert ä la Signatare du 
17 däcembre 1994 au 16 juin 1995; 


Ayant ä l'esprit les travaux entrepris par 
les organisations et les instances internatio¬ 
nales dans le domaine de l’efficacitä äner¬ 
gätique et des asp>ects environnementaux 
du cycle änergätique; 

Conscientes de la plus grande säcuritä 
des approvisionnements et des gains äco- 
nomiques et environnementaux gänäräs 
par la mise en ceuvre de mesures d’effica- 
citä änergätique präsentant un bon rapport 
coüt-efficacitä, et conscientes de l’importan- 
ce de ces mesures dans la restructuration 
des äconomies et l’amälioration des ni- 
veaux de vie; 

Reconnaissant que les amäliorations räa- 
lisäes dans le doniaine de l'efficacitä äner¬ 
gätique räduisent les effets nägatifs du cy¬ 
cle änergätique sur l’environnement, y com- 
pris le rächauffement gänäral et l'acidifica- 
tion; 

Convaincues que les prix de l’änergie 
doivent refläter, dans la mesure du possible, 
un marchä concurrentiel, assurant une for¬ 
mation des prix orientäe vers le marchä, y 
compris une meilleure prise en compte des 
coüts et avantages environnementaux, et 
reconnaissant qu’urre teile formation des 
prix est essentielle pour räaliser des progräs 
dans le domaine de l’efficacitä änergätique 
et de la protection de l’environnement; 

Ayant conscience du röle essentiel jouä 
par le secteur privä, y compris les petites et 
moyennes entreprises, dans la promotion et 
la mise en oeuvre de mesures d’efficacitä 
änergätique, et däsireuses d’assurer un ca- 
dre institutionnel favorable aux investisse- 
ments äconomiquement viables dans le do¬ 
maine de l'efficacitä änergätique; 

Reconnaissant que les formes commer- 
ciales de coopäration peuvent äventuelle- 
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durch zwischenstaatliche Zusammenarbeit 
ergänzt werden muß, insbesondere auf 
dem Gebiet der Energiepolitikformulierung 
und -analyse sowie auf Gebieten, die für die 
Verbesserung der Energieeffizienz von 
großer Bedeutung sirKf, sich jedoch für eine 
private Finanzierung nicht eignen; 


in dem Wunsch, gemeinsame und koordi¬ 
nierte Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Energieeffizienz und des damit verbunde¬ 
nen Umweltschutzes zu ergreifen und ein 
Protokoll zu verabschieden, das den Rah¬ 
men für eine möglichst wirtschaftliche und 
effiziente Nutzung von Energie festlegt - 

sind wie folgt übereingekommen; 

Teil I 
Einleitung 

Artikel 1 

Geltungsbereich 
und Ziele des Protokolls 

(1) Dieses Protokoll legt Grundsätze für 
die Politik zur Förderung der Energie¬ 
effizienz als wesentliche Energiequelle und 
zur hieraus folgenden Verringerung schäd¬ 
licher Umwelteinflüsse von Energiesyste¬ 
men fest. Des weiteren dient es als Orientie¬ 
rung für die Entwicklung von Energieeffi¬ 
zienzprogrammen, nennt Bereiche der Zu¬ 
sammenarbeit und schafft einen Rahmen 
für die Entwicklung gemeinsamer und koor¬ 
dinierter Maßnahmen. Diese Maßnahmen 
können die Erkundung, Aufsuchung, Pro¬ 
duktion, Umwandlung, Lagerung, Beförde¬ 
rung, Verteilung und den Verbrauch von 
Energie in allen Wirtschaftszweigen ein¬ 
schließen. 

(2) Die Ziele dieses Protokolls sind 

a) die Förderung der Energieeffizienzpoli¬ 
tik im Einklang mit nachhaltiger Ent¬ 
wicklung; 

b) die Schaffung von Rahmenbedingun¬ 
gen, die Produzenten und Verbraucher 
dazu bewegen, Energie so sparsam, ef¬ 
fizient und umweltfreundlich wie möglich 
zu nutzen, insbesondere durch die 
Schaffung effizienter Energiemärkte und 
eine umfassendere Einbeziehung von 
Umweltkosten und -nutzen, und 


c) die Förderung der Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Energieeffizienz. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Protokolls 


1. bedeutet „Charta“ die im Abschlußdoku¬ 
ment der Haager Konferenz über die 
Europäische Energiecharta angenom- 


by intergovemmental Cooperation, particu- 
lariy in the area of energy policy formulation 
and analysis as well as in other areas vrhich 
are essential to the enhancement of energy 
efficiency but not suitable for private fun¬ 
ding; and 


Desiring to undertake cooperative and 
coordinated action in the field of energy 
efficiency and related environmental protec¬ 
tion and to adopt a Protocol providing a 
framework for using energy as economically 
and efficiently as possible; 


Have agreed as follows: 

Part I 

Introduction 

Article 1 
Scope 

and objectlves of the Protocol 

(1) This Protocol defines policy principles 
for the Promotion of energy efficiency as a 
considerable source of energy and for con- 
sequently reducing adverse Environmental 
Impacts of energy Systems. It furthermore 
provides guidance on the development of 
energy efficiency programmes, indicates 
areas of Cooperation and provides a frame¬ 
work for the development of cooperative 
and coordinated action. Such action may 
include the prospecting for, exploration, 
production, conversion, storage, transport, 
distribution, and consumption of energy, 
and may relate to any economic sector. 


(2) The objectives of this Protocol are: 

(a) the Promotion of energy efficiency poli- 
cies consistent with sustainable devel¬ 
opment; 

(b) the Creation of framework conditions 
which induce producers and consumers 
to use energy as economically, efficient¬ 
ly and environmentally soundly as pos¬ 
sible, particularty through the Organiza¬ 
tion of efficient energy markefs and a 
fuller reflection of environmental costs 
and benefits; and 


(c) the fostering of Cooperation in the field of 
energy efficiency. 

Article 2 
Oefinitons 

As used in this Protocol: 


(1) “Charter“ means the European Energy 
Charter adopted in the Concluding Do- 
cument of the Hague Conference on the 


ment devoir ötre complätäes par une coopä- 
ration intergouvemementale, en particulier 
dans le domaine de la formulation de la 
politique änergätique et de l'analyse ainsi 
que dans d'autres domaines essentiels ä 
l'amälioration de l'efficacitä änergätique 
mais qui ne se prätent pas ä un financement 
privä; et 

Dösireuses de mener une action commu¬ 
ne coordonnöe dans le domaine de l’effica- 
citä änergätique et de la protection de l’envi- 
ronnement et d'adopter un protocole cräant 
un cadre pour l’utilisation la plus äconomi- 
que et la plus efficace possible de l'äner- 
gie, 

Sont convenues de ce qui suit; 

Section I 
Introduction 

Article Premier 

Champ d’appllcation 
et objectifs du protocole 

1. Le präsent protocole däfinit les prin- 
cipes d’une politique visant la promotion de 
t’efficacitä änergätique, considäräe comme 
une source importante d'änergie, et la rä- 
duction des effets dommageables des sys- 
tämes änergätiques sur l’environnement. II 
foumit en outre des Orientations sur l’älabo- 
ration de programmes d’efficacitä änergä¬ 
tique, indique les domaines de coopäration 
et cräe un cadre pour la räalisation d’une 
action commune coordonnäe. Une teile ac¬ 
tion peut inclure la prospection, l'explora- 
tion, la production, la conversion, le 
stockage, le transport, la distribution et la 
consommation d’änergie et peut se rappor- 
ter ä tout secteur äconomique. 

2. Les objectifs du präsent protocole 
sont; 

a) la promotion de politiques d’efficacitä 
änergätique compatibles avec le däve- 
loppement durable; 

b) la cräation de conditions susceptibles 
d’inciter les producteurs et les consom- 
mateurs ä utitiser l’änergie de la maniäre 
la plus äconomique, la plus efficace et la 
plus saine possible pour l’environne- 
ment, en particulier gräce ä l’organisa- 
tion de marchäs de l’änergie efficaces et 
d’une meilleure prise en compte des 
coüts et avantages environnementaux; 
et 

c) l’encouragement de la coopäration dans 
le domaine de l’efficacitä änergätique. 

Article 2 
Däflnitions 

Tels qu’ils sont employäs dans le präsent 
protocole, les termes qui suivent ont la si- 
gnification indiquäe ci-apräs: 

1) «Charte» däsigne la Charte europäenne 
de l’änergie adoptäe par le moyen du 
document de clöture de la Confärence 
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mene Europäische Energiechaita, das 
am 17. Dezember 1991 in Den Haag 
unterzeichnet wurde; die Unterzeich¬ 
nung des Abschlußdokuments gilt als 
Unterzeichnung der Charta; 

2. bedeutet .Vertragspartei* einen Staat 
oder eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, die zugestimmt 
haben, durch dieses Protokoll gebunden 
zu sein und für die das Protokoll in Kraft 
ist; 

3. bedeutet .Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration“ eine Organisa¬ 
tion, die von Staaten gebildet wird, wel¬ 
che ihr die Zuständigkeit für eine Reihe 
bestimmter unter dieses Protokoll fallen¬ 
der Angelegenheiten übertragen haben, 
einschließlich der Befugnis, in diesen 
Angelegenheiten für sie bindende Ent¬ 
scheidungen zu treffen; 

4. bedeutet .Energiekreislauf die gesamte 
Energiekette, einschließlich der Tätig¬ 
keiten im Zusammenhang mit der Er¬ 
kundung, Aufsuchung, Produktion, 
Umwartdiung, Lagerung, Beförderung, 
Verteilung urKi dem Verbrauch der ver¬ 
schiedenen Energieformen, der Abfall¬ 
behandlung und -entsorgung sowie die 
Außerbetriebnahme, Stillegung oder 
Beendigung dieser Tätigkeiten bei 
gleichzeitiger Beschränkung der schäd¬ 
lichen Umweltauswirkungen auf ein 
Mindestmaß; 

5. bedeutet .Kostengünstigkeif das Errei¬ 
chen eines gesetzten Zieles bei gering¬ 
sten Kosten oder das Erreichen des 
größten Nutzens bei gegebenen Ko¬ 
sten; 

6. bedeutet .Energieeffizienz verbessern* 
darauf hinwirken, den unveränderten 
mengenmäßigen Ertrag (einer Ware 
oder einer Dienstleistung) ohne Quali- 
täts- oder Leistungseinbuße zu erhalten 
bei gleichzeitiger Verringerung der zur 
Produktion dieses Ertrags eingesetzten 
Energiemenge; 

7. bedeutet .Umweltauswirkung* eine von 
einer gegebenen Tätigkeit ausgehende 
Wirkung auf die Umwelt, einschließlich 
der menschlichen Gesundheit und Si¬ 
cherheit, der Pflanzen- und Tierwelt, des 
Bodens, der Luft, des Wassers, des 
Klimas, der Landschaft und der histori¬ 
schen Denkmäler oder sonstiger Bauten 
oder die Wechselwirkungen zwischen 
diesen Faktoren; der Begriff umfaßt 
auch Wirkungen auf das Kulturerbe oder 
auf wirtschaftlich-soziale Verhältnisse, 
die sich aus Veränderungen dieser Fak¬ 
toren ergeben. 


Teil II 

Energiepolitische Grundsätze 

Artikel 3 

Weeentliche Grundsätze 

Die Vertragsparteien lassen sich von fol¬ 
genden Grundsätzen leiten: 


European Energy Charter signed at The 
Hague on 17 December 1991; Signatare 
of the Concluding Oocument is con- 
sidered to be Signatare of the Charter. 

(2) “Contracting Party” means a state or 
Regional Economic Integration Organi¬ 
zation which has consented to be bound 
by this Protocol and for which the Proto- 
col is in force. 

(3) ‘Regional Ectmomic Integration Orga¬ 
nization” means an Organization consti- 
tuted by States to which they have trans- 
fen'ed competence over certain matters 
a number of which are govemed by this 
Protocol, including the authority to take 
decisions binding on them in respect of 
those matters. 

(4) “Energy Cyde” means the entire energy 
Chain, including activities related to pro- 
specting for, exploration, production, 
conversion, storage, transporl, distribu- 
tion and consumption of the various 
forms of energy, and the treatment arKi 
disposal of wastes, as well as the de- 
commissioning, cessation or dosure of 
these activities, minimizing harmfui En¬ 
vironmental Impacts. 


(5) “Cost-Effecftvertess” means to achieve 
a defined objective at the lowest cost or 
to achieve the greatest benefit at a given 
cost. 

(6) “Improving Energy Effidency” means 
ading to mairrtain the same unit of out¬ 
put (of a good or Service) without redu- 
clng the quality or performarx;e of the 
output, while reducing the amount of 
energy required to produce that output. 


(7) “Environmental Impacf means any ef- 
fect caused by a given adivity on the 
environment, including human health 
and safety, flora, fauna, soil, air, water, 
dimate, lanttecape and historical monu- 
ments or other physical strudures or the 
interactioits among these fadors; it also 
includes effeds on cultural heritage or 
socio-economic conditions resuKing 
from alterations to those fadors. 


Part II 

Policy prlnciples 

Article3 
Basic priitclples 

Contracting Parties shall be guided by the 
fdlowing prlnciples: 


de La Haye sur la Charte europäenne 
de l’änergie, signä ä La Haye le 17 dä- 
cembre 1991; la sigrtature du document 
de clöture est considäräe comme valant 
signature de la Charte. 

2) «Partie contractante» däsigne tout Etat 
ou toute Organisation d'intägration äco- 
nomique rägiorraie qui a acceptä d'ätre 
liä par le präsent protocole et ä l’ägard 
duquel ou de laquelle celui-ci est en 
vigueur. 

3) «Organisation d’intägration äconomique 
rägionale» däsigne toute Organisation 
constituäe par des Etats ä laquelie 
ceux-ci ont transfärä des compätences 
dans des domaines däterminäs dont 
certains sont rägis par le präsent proto¬ 
cole, y compris le pouvoir de prendre 
des däcisions qui ies lient dans ces 
domaines. 

4) «Cycle änergätique» däsigne la chatne 
änergätique compläte, y compris Ies ac- 
tivitäs liäes ä la prospedion, ä l’explora- 
tion, ä la production, ä la conversion, au 
stockage, au transport, ä la distribution 
et ä la consommation des diffärentes 
formes d’änergie, le tiaitement et fälimi- 
nation des dächets, ainsl que le däclas- 
sement, la cessation ou la clöture de ces 
activitäs, l’impad nuisible pour fenviron- 
nement devant ätre räduit ä un mini- 
mum. 

5) «Bon rapport coOt-efficacitä» däsigne la 
räallsation cfun ol^edif dätermbtä au 
coOt le plus faible ou fobtentlon de 
l’avantage le plus grand ä un coOt don- 
nä. 

6) «Amäliorer l'efficacitä änergätique» dä¬ 
signe le fait (fagir pour maintenir la mä- 
me unitä de produdion (cfun bien ou 
d'un senrice) sans räduire la qualitä ou 
le rendement de la production, tout en 
räduisant la quantitä d’änergie requise 
pour gänärer cette produdion. 

7) «Impad environnemental» däsigne tout 
effet causä par une adivitä dätenninäe 
sur fenvironnement, y compris la santä 
et la säcuritä humaine, la flore, la faune, 
le sol, l'air, l’eau, le climat, le paysage et 
Ies monuments historiques ou Ies autres 
structures physiques, ou sur Ies interac- 
tions entre ces fadeurs; ce terme cou- 
vre ägalement Ies effets sur le patri- 
nrraine culturel ou Ies conditions socio- 
äcorramiques räsultant de i’altäration de 
ces fadeurs. 


Section II 

Principes de politique gänärale 
Article3 

Principes de base 

Les parties corrtractantes sont guidäes 
par ies principes suivants: 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 


105 


(1) Die Vertragsparteien arbeiten zusam¬ 
men und unterstützen einander erforderli¬ 
chenfalls bei der Entwicklung und Umset¬ 
zung von Energieeffizienzpolitiken, -geset- 
zen und -Verordnungen. 

(2) Die Vertragsparteien erarbeiten Ener¬ 
gieeffizienzpolitiken und angemessene 
rechtiiche Rahmenbedingungen, die unter 
anderem folgendes fördern; 

a) das effiziente Funktionieren von Markt¬ 
mechanismen einschließiich markt¬ 
orientierter Preisbildung und einer um¬ 
fassenderen Einbeziehung von Umwelt¬ 
kosten und -nutzen: 

b) den Abbau von Hemmnissen, die der 
effizienten Nutzung von Energie entge¬ 
genstehen, um auf diese Weise Investi¬ 
tionen anzuregen; 

c) Mechanismen zur Finanzierung von 
Energieeffizienzinitiativen; 

d) Bildung und Bewußtseinsbildung; 

e) Verbreitung und Transfer von Technolo¬ 
gien und 

f) Transparenz gesetzlicher und venwal- 
tungsrechtlicher Rahmenbedingungen. 

(3) Die Vertragsparteien sind bestrebt, im 
gesamten Energiekreislauf den vollen Nut¬ 
zen der Energieeffizienz zu erreichen. Zu 
diesem Zweck werden sie nach bestem 
Vermögen kostengünstige und wirtschaft¬ 
lich effiziente Energieeffizienzpolitiken und 
gemeinsame und koordinierte Maßnahmen 
ausarbeiten und umsetzen, wobei sie Um¬ 
weltaspekten gebührend Rechnung tra¬ 
gen. 

(4) Die Energieeffizienzpolitiken umfas¬ 
sen sowohl kurzfristige Maßnahmen zur An¬ 
gleichung der bisherigen Praxis als auch 
langfristige Maßnahmen zur Verbesserung 
der Energieeffizienz im gesamten Energie¬ 
kreislauf. 

(5) Bei der Zusammenarbeit zur Verwirkli¬ 
chung der Ziele dieses Protokolls berück¬ 
sichtigen die Vertragsparteien die Unter¬ 
schiede bei den nachteiligen Auswirkungen 
und den Kosten der Bekämpfung von Um¬ 
weltbelastungen zwischen den Vertrags¬ 
parteien. 

(6) Die Vertragsparteien erkennen die 
große Bedeutung der Privatwirtschaft an. 
Sie unterstützen Maßnahmen, die von 
Energieversorgungsuntemehmen, zustän¬ 
digen Behörden und Fachagenturen getrof¬ 
fen werden, sowie die enge Zusammenar¬ 
beit zwischen Wirtschaft und Verwaltung. 


(7) Kooperative und koordinierte Maß¬ 
nahmen berücksichtigen die einschlägigen 
Grundsätze, die in internationalen Überein¬ 
künften verabschiedet wurden, welche den 
Schutz und die Verbesserung der Umwelt 
zum Ziel haben und denen Vertragsparteien 
als Vertragsparteien angehören. 


(1) Contracting Parties shall cooperate 
and, as appropriate, assist each other in 
developing arrd implementing energy effi- 
ciency policies, laws and regulations. 


(2) Contracting Parties shall establish 
energy efficiency policies and appropriate 
legal and regulatory frameworks which 
promote, inter alia: 

(a) efficient functioning of market mecha- 
nisms including market-oriented price 
formation and a fuller reflection of envi¬ 
ronmental costs and benefits; 

(b) reduction of barriers to energy efficien¬ 
cy, thus stimulating Investments; 


(c) mechanisms for financing energy effi¬ 
ciency initiatives; 

(d) education and awareness; 

(e) dissemination and transfer of technolo- 
gies; 

(0 transparency of legal and regulatory 
frameworks. 

(3) Contracting Parties shall strive to 
achieve the full benefit of energy efficiency 
throughout the Energy Cycle. To this end 
they shall, to the best of their competence, 
formulate and Implement energy efficiency 
policies und cooperative or coordinated ac- 
tions based on Cost-Effectiveness and eco¬ 
nomic efficiency, taking due account of envi¬ 
ronmental aspects. 


(4) Energy efficiency policies shall include 
both short-term measures for the adjust- 
ment of previous practices and long-term 
measures to improve energy efficiency 
throughout the Energy Cycle. 


(5) When cooperating to achieve the ob- 
jectives of this Protocol, Contracting Parties 
shall take into account the differences in 
adverse effects and abatement costs be- 
tween Contracting Parties. 


(6) Contracting Parties recognize the vital 
role of the private sector. They shall encour- 
age action by energy Utilities, responsible 
authorities and specialised agencies, and 
dose Cooperation between industry and 
administrations. 


(7) Cooperative or coordinated action 
shall take into account relevant principles 
adopted in international agreements, aimed 
at protection and improvement of the envi- 
ronment, to which Contracting Parties are 
parties. 


1) Les parties contractantes coopärent et, 
le cas ächöant, s’entraident dans le do¬ 
maine de l'ölaboration et de la mise en 
Oeuvre de politiques, de lois et de rögle- 
ments relatifs ä l’efficacitä önergätique. 

2) Les parties contractantes ätablissent 
des politiques d’efficacHö änergötique et 
des cadres lägaux et rägtementaires sus- 
ceptibles de promouvoir, entre autres: 

a) le fonctionnement efficace des möcanis- 
mes du marchä, y compris une forma¬ 
tion des prix orientöe vers le marchä et 
une meilleure prise en compte des coüts 
et avantages environnementaux; 

b) l’abaissement des barriäres ä l'efficacitä 
änergätique, stimulant ainsi les inves- 
tissements; 

c) les möcanismes relatifs au firtancement 
des initiatives en faveur de l'efficacitä 
änergätique; 

d) l'enseignement et la prise de conscien- 
ce; 

e) la dissämination et le transfert de tech- 
nologies; 

f) la transparence des cadres lägaux et 
räglementaires. 

3) Les parties contracteuites s’efforcent 
d’obtenir le plein bänäfice de l'efficacitä 
änergätique dans l'ensemble du cycle 
änergätique. A cette fin, elles formulent et 
mettent en oauvre, dans la mesure de leur 
compätence, des politiques d'efficacitä 
änergätique et des actiorrs communes ou 
coordonnäes, fondäes sur le rapport coüt- 
efficacitä et sur l'efficacitä äconomique, te- 
nant düment compte des considärations 
environnementales. 

4) Les politiques d'efficacitä änergätique 
comprennent des mesures ä court tenne 
visant ä adapter les pratiques antärieures et 
des mesures ä long terme destinäes ä amä- 
liorer l'efficacitä änergätique dans l’ensem- 
ble du cycle änergätique. 

5) Dans le cadre de la coopäration menäe 
en vue de räaliser les objectifs du präsent 
protocole, les parties contractantes tiennent 
compte des diffärences existant entre les 
parties contractantes en termes d'effets nui- 
sibles et de coüts de räduction. 

6) Les parties contractantes reconnais- 
sent le röle essential du secteur privä. Elles 
encouragent les actions entreprises par les 
institutions de Service public däptoyant leurs 
activitäs dans le domaine änergätique, les 
autoritäs responsables et les organismes 
späcialisäs, et favorisent une coopäration 
ätroite entre l'industrie et les administra¬ 
tions. 

7) L'action commune ou coordonnäe tient 
compte des prirrcipes pertinents adoptäs 
dans le cadre cfaccords intemationaux qui 
ont pour objet la protection et l'amälioration 
de l'environnement et auxquelles les parties 
contractantes sont parties. 
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(8) Die Vertragsparteien machen von der 
Arbeit und der Sachkenntnis zuständiger 
internationaler und anderer Gremien umfas¬ 
send Gebrauch und achten auf die Vermei¬ 
dung doppelter Arbeit 

Artikel 4 

Aufgabenvertellung 
und Koordinierung 

Jede Vertragspartei ist bestrebt sicher- 
zustelien, daß die Energieeffizienzpolitiken 
zwischen allen ihren verantwortlichen Be¬ 
hörden koordiniert werden. 

Artikels 

Strategien und politische Ziele 

Die Vertragsparteien erarbeiten Strate¬ 
gien und politische Ziele zur Verbesserung 
der Energieeffizienz und damit zur Verrin¬ 
gerung der Umweltauswirkungen des Ener¬ 
giekreislaufs unter Berücksichtigung ihrer 
speziellen Energiesituation. Diese Strate¬ 
gien und Ziele haben allen interessierten 
Parteien gegenüber transparent zu sein. 

Artikels 

Finanzierung und fliuuuielle Anreize 

(1) Die Vertragsparteien unterstützen die 
Umsetzung neuer Ansätze und Methoden 
zur Rnanzierung von Investitionen in den 
Bereichen Energieeffizienz und energiebe¬ 
zogener Umweltschutz, wie beispielsweise 
Vereinbarungen über Gemeinschaftsunter¬ 
nehmen (Joint Ventures) zwischen Energie- 
verbrauchem und externen Investoren (im 
folgenden als .Drittfinanzierung* bezeich¬ 
net). 

(2) Die Vertragsparteien sind bestrebt, 
private Kapitalmärkte urrd bestehende inter- *. 
nationale Finanzinstitutionen zu nutzen und 
den Zugang zu diesen zu fördern, um Inve¬ 
stitionen zur Verbesserung der Energieeffi- 
ziertz und hn Bereich Umweltschutz im Zu- 
sammenhattg mit Energieeffizienz zu er¬ 
leichtern. 

(3) Die Vertragsparteien können vorbe¬ 
haltlich des Vertrags über die Energiecharta 
und ihrer anderen völkerrechtlichen Ver¬ 
pflichtungen für Energieverbraucher steuer¬ 
liche und finanzielle Anreize schaffen, um 
die Marktdurchdringurtg von Energieeffi- 
zienztechtx>logien, -Produkten urKi -diertst- 
leistungen zu ertelchtem. Sie sind bestrebt, 
dabei Transparenz sicherzijstetlen und die 
Verzemirtg intentationaler Märkte auf ein 
Mindestmaß zu beschränken. 

Artlkal7 

Ffliderung energieeffizienter 
Technologien 

(1) Im Einklang mit dem Vertrag über die 
Energiecharta fördern die Vertragsparteien 
Handel und Zusammenarbeit im Bereich 
energieeffizienter und umweltfreundlicher 
Technologien, energiebezogener Dienstlei¬ 
stungen und Managemenlpraktiken. 


(8) Contracting Parties shall take full ad- 
vantage of the work and expertise of com- 
petent international or other bodies and 
shall take care to avoid duplication. 


ArticleA 

Division of rssponslbillty 
and cowdiiurtion 

Each Contracting Party shall strive to en- 
sure that energy efficierx^y poKcies are coor- 
dinated among all of its resportsible au- 
thorities. 


ArticleS 

Strateglea »Ki pollcy alma 

Contracting Parties shall formulate strate- 
gies and policy aims for Improving Energy 
Efficiency and thereby reducing Environ¬ 
mental Impacts of the Energy Cyde as ap- 
propriate in relation to their own specific 
energy corrditions. These strategies and 
policy aims shall be transparent to all 
interested parties. 

AitIcleS 

FInancIng and financial incantives 

(1) Contractirrg Parties shall erKOurage 
the Implementation of new approaches and 
methods for finartcing energy efficiertcy and 
energy related environmental protection In¬ 
vestments, such as joirvt venture arrange- 
ments between energy users and extemal 
Investors (hereinafter referred to as Third 
Party Financing^. 


(2) Contracting Parties shall endeavour to 
take advantage of and promote access to 
private Capital markets and existing Interna¬ 
tional finandng kwtitutions in order to facili- 
tate Investments in Improving Energy Effi¬ 
ciency and in ermronmental protection rela¬ 
ted to energy efficiency. 

(3) Contracting Parties may, subject to 
the provisions of the Energy Charter Treaty 
and to their other international legal obliga- 
tions, provide fiscal or financial iitcentives to 
energy users in order to fadlitate market 
Penetration of energy efficiency technolo- 
gies, Products and Services. They shall 
strive to do so ki a manner that both en- 
sures transparency and mhiimizes the dis- 
tortkxi of intematkxtal markets. 


ArticieT 

Promotkm of energy efüclent 
technology 

(1) Consistent with the provisions of the 
Energy Charter Treaty, Contracting Parties 
shall erKourage commercial trade arrd Co¬ 
operation in errergy efficient and environ- 
mentally sound technologiss. energy rela¬ 
ted Services and management practices. 


8) Les parties contractantes profitent plei- 
nemerrt des travaux et de l'expertise des 
organismes compötents, intemationaux ou 
autres, et veillent ä äviter tout double em- 
ploi. 

ArtlcIeA 

Räpartitlon de la reeponeabilitä 
et coordlnation 

Chaque partie contractante s’efforce de 
faire en Sorte que les politiques cfefficacitä 
änergätique soient coordormäes entre 
l'errsemble de ses autoritäs responsables. 

Article 5 

Stratäi^ et obiectlfs des politiques 

Les parties contractantes formulent des 
stratägies et des objectifs visant ä amäliorer 
l’efficacitä änergätique et ä räduire ainsi 
l’impact environnemental du cyde änergä- 
tique, en tenant compte de leurs conditions 
änergätiques spädfiques. Ces stratägies et 
ces objectifs dohrent ätre transparents pour 
toutes les parties intöressöes. 

Article 6 

Rnancament et iirdtatloiis flnandäree 

1. Les parties contractantes erxxruragent 
la miss en Oeuvre de rK>uvelles approches et 
mäthodes relatives au finarrcement (finves- 
tisserrrents visant l'efRcacitä änergätique et 
la protection de renvirormement iiäe au do¬ 
maine änergätique, telles que des accords 
de co-errtreprise entre utilisateurs d* änergie 
et investisseurs extärieurs, ci-apräs därrom- 
mä «financement par un tiers». 

2. Les parties contractantes s’efforcent 
(fexploiter et d'encourager l’accäs aux mar¬ 
chäs des capitaux priväs et aux institutiorrs 
financiäres internationales existantes en 
vue de faciliter les investissements visant 
l’amälioration de refficacitä änergätique et 
la protection de renvironnement Häe ä reffi¬ 
cacitä änergätique. 

3. Les parties contractantes peuvent, 
SOUS räserve des dispositions du traitä sur 
la Charts de ränergie et des autres obliga- 
tions juridiques internationales qui leur br- 
combent, foumir des bicitations fiscales ou 
fmarrciäres aux utilisateurs «fänergie afin de 
fadliter la pänätration sur le marchä de 
tectmologies, de pioduits et de Services 
ifefficacilä ärrergMque. Elles s'efforcent 
(fagir en ce sens de maniäre ä assurer ä la 
fols la transparetKe et une distorsion aussi 
faible que possäHe des marchäs intematio¬ 
naux. 

Articls7 

Promotion de tachnolotHes officaces du 
poltrt de vue änergä ti que 

1. En confdrmitä avec les disposilions du 
traitä sur la Charte de ränergie. Iss parties 
contractantes encouragent les ächariges et 
la ooopäration dann le domaine des tach- 
nologies, des Services et des pratiques de 
gestion efficaoes du point de vue änergäti¬ 
que et respectueux de l’environnement 
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(2) Die Vertragsparteien fördern die Nut¬ 
zung dieser Technologien, Dienstleistungen 
und Managementpraktiken im gesamten 
Energiekreislauf. 

Artikel 8 

Inländische Programme 

(1) Zur Emeichung der in Artikel 5 ge¬ 
nannten politischen Ziele wird jede Ver¬ 
tragspartei die für ihre Verhältnisse geeig¬ 
netsten Energieeffizienzprogramme ent¬ 
wickeln, umsetzen und regelmäßig aktuali¬ 
sieren. 

(2) Diese Programme können folgende 
Tätigkeiten einschließen; 

a) Entwicklung langfristiger Szenarien für 
Energienachfrage und -angebot als 
Orientierungshilfe für Entscheidungen; 

b) Beurteilung der Auswirkungen ergriffe¬ 
ner Maßnahmen auf Energie, Umwelt 
und Wirtschaft; 

c) Festlegung von Normen zur Verbesse¬ 
rung der Effizienz energieverbrauchen¬ 
der Ausrüstungen sowie Anstrengun¬ 
gen, diese auf internationaler Ebene zu 
harmonisieren, um Handelsverzerrun¬ 
gen zu vermeiden; 

d) Entwicklung und Förderung privater Ini¬ 
tiativen und wirtschaftlicher Zusam¬ 
menarbeit, einschließlich Gemein¬ 
schaftsunternehmen (Joint-ventures); 

e) Förderung der Anwendung der energie¬ 
effizientesten Technologien, die wirt¬ 
schaftlich rentabel und umweltfreundlich 
sind; 

f) Unterstützung innovativer Ansätze im 
Bereich von Investitionen zur Verbesse¬ 
rung der Energieeffizienz wie beispiels¬ 
weise Drittfinanzierung oder Mitfinan¬ 
zierung; 

g) Entwicklung geeigneter Energiebilanzen 
und -datenbanken, beispielsweise mit 
ausreichend detaillierten Daten über 
Energienachfrage und über Technolo¬ 
gien zur Verbesserung der Energie¬ 
effizienz; 

h) Fördemng der Schaffung von Bera- 
tungs- und Informationsdiensten, die 
von öffentlichen oder privaten Unterneh¬ 
men oder Einrichtungen betrieben wer¬ 
den können und die Informationen über 
Energieeffizienzprogramme und -tech- 
nologien zur Verfügung stellen urKl Ver¬ 
brauchern und Betrieben behilflich 
sind; 

i) Unterstützung und Förderung von Kraft¬ 
wärmekopplung und von Maßnahmen 
zur Erhöhung der Effizienz der Erzeu¬ 
gung von Fernwärme und deren Vertei¬ 
lung an Gebäude und Wirtschaft; 

j) Schaffung spezialisierter Energieeffi- 
zienzgremlen auf geeigneter Ebene, die 
über genügend finanzielle Mittel und 
Personal verfügen, um Maßnahmen zu 
entwickeln und umzusetzen. 


(2) Contracting Parties shall promote the 
use of these technologies, Services and 
management practices throughout the 
Energy Cycle. 

Artlcle 8 

Domestic programmes 

(1) In Order to achieve the policy aims 
formulated according to Article 5, each Con¬ 
tracting Party shall develop, Implement and 
regularly update energy efficiency pro¬ 
grammes best suited to its circumstances. 

(2) These programmes may include acti- 
vities such as the: 

(a) development of long-term energy (je¬ 
mand and supply scenarios to guide 
decision-making; 

(b) assessment of the energy, environmen¬ 
tal and economic impact of actions ta- 
ken; 

(c) definition of Standards designed to im- 
prove the efficiertcy of energy using 
equipment, and efforts to harmonize 
these intemationally to avoid trade dis- 
tortions; 

(d) development and encouragement of pri¬ 
vate initiative and industrial ccxrperation, 
including joint ventures; 

(e) Promotion of the use of the most energy 
efficient technologies that are economi- 
cally viable and environmentally sound; 

(f) errcouiagement of inrtovative approaches 
for investments in energy efficiency im- 
provements, such as Thiid Party Rnan- 
cing and co-financing; 

(g) development of appropriate energy bal- 
ances and data bases, for example with 
data on energy demand at a sufficiently 
detaiied level and on technologies for 
Improving Energy Efficiency; 


(h) Promotion of the creation of advisory 
and consultancy Services which may be 
operated by public or private industiy or 
Utilities and which provide Information 
about energy efficiency programmes 
and technologies, and assist Consumers 
and enterprises; 


(i) Support and promotion of cogeneration 
and of measures to increase the effi¬ 
ciency of district heat production and 
distribution Systems to buildings and 
industry; 

0) establishment of specialized energy effi¬ 
ciency bodies at appropriate levels, that 
are sufficiently funded and staffed to 
develop and Implement policies. 


2. Les parties contractantes favorisent 
l'utilisation de ces technologies, Services et 
pratiques de gestion dans l'ensemble du 
cycle änergötique. 

Artlcle 8 

Programmes natlonaux 

1. Afin de räaliser les objectifs formuläs 
conformäment ä l'article 5, chaque partie 
contractante älabore, met en oeuvre et ac- 
tualise räguliärement les programmes d’efTi- 
cacitä änergötique les mieux adaptäs ä sa 
propre Situation. 

2. Ces programmes peuvent comprendre 
des activitäs telles que: 

a) la mise au point de scänaric^s ä long 
terme de demande et d’offre d’änergie 
afin de guider la prise de däcisions; 

b) l’ävaluation de l’impact des actions en- 
treprises sur l'änergie, l'environnement 
et l’äconomie; 

c) la däfinition de normes destlnöes ä amä- 
liorer l'efficacitä des äquipements utili- 
sant de l’änergie et des efforts däpioyös 
en vue d’harmoniser ces normes au ni- 
veau international afin d’äviter des dis- 
torsions du commerce; 

d) le däveloppement et l'encouragement 
de l'initiative priväe et de la coopäration 
industrielle, y compris les co-entrepri- 
ses; 

e) le soutien de lütilisation des technolo¬ 
gies efficaces du point de vue änergätl- 
que qui sont äconomiquement viables et 
respectueuses de l’environnement; 

f) l'encouragement d’approches innova- 
trices dans le domaine des investisse- 
ments visant l’amälioration de l’effk^citä 
änergätique, telles que le financement 
par des tiers et le co-financement; 

g) l’älaboration de bilans et de bases de 
donnäes appropriäs en matiäre d'äner- 
gie, comportant par exemple des don- 
näes sur la demande d'änergie qui 
soient suffisamment dätailläs et sur les 
technologies qui permettent d'amäHorer 
l'efficacitä änergätique; 

h) le soutien de la cräation de Services de 
conseil et d’expertise, qui peuvent ätre 
dirigäs par l'industrie publique ou priväe 
ou des institutions de Service public et 
qui foumissent des informations sur les 
programmes et les techrwlogies d’effi- 
cacitä änergätique et conseillent les 
consommateurs et les entreprises; 

i) le soutien et l'encouragement de la co- 
gänäration et de mesures visant ä aug- 
menter l’efficacitä de la pixxluction rä- 
gionale de chaleur et des systämes de 
distribution aux immeubles et ä l’indus- 
trie; 

j) l'ätablissement, aux niveaux appropriäs, 
d’organismes späcialisäs dans le do¬ 
maine de l'efficacitä änergätique, qui 
disposent des moyens et du personnel 
näcessaires pour concevoir et mettre en 
oeuvre des politiques. 
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(3) Die Vertragsparteien stellen sicher, 
daß fOr die Umsetzung ihrer Energieeffi¬ 
zienzprogramme geeignete institutionelle 
und rechtliche Infrastrukturen vorharrden 
sind. 


Teil III 

Internationale Zusammenarbeit 

AiUkalS 

Bereiche der Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit zwischen den Ver¬ 
tragsparteien kann in jeder geeigneten 
Form erfolgen. Mögliche Bereiche der Zu¬ 
sammenarbeit sind in der Anlage genannt. 

Teil IV 

Verwaltungs- und 
Rechtsregelungen 

Artikel 10 

Rolle der Chartakonfereiu 

(1) Alle von der Chartakonferenz in Über¬ 
einstimmung mit diesem Protokoll gefaßten 
Beschlüsse werden nur von den Vertrags¬ 
parteien des Vertrags über die Energiechar¬ 
ta gefaßt, die auch Vertragsparteien dieses 
Protokolls sind. 

(2) Die Chartakonferenz ist bestrebt, in¬ 
nerhalb von 180 Tagen nach Inkrafttreten 
dieses Protokolls Verfahren zur ständigen 
Überprüfung urnf Erleichterung der Durch¬ 
führung seiner Bestimmungen, einschließ¬ 
lich der Erfordernisse hinsichtlich der Be¬ 
richterstattung, sowie zur Identifizierung von 
Bereichen der Zusammenarbeit nach Arti¬ 
kel 9 zu beschließen. 

Artikel 11 

Sekretariat und Hnanzlerung 

(1) Das nach Artikel 35 des Vertrags über 
die Energiecharta errichtete Sekretariat ge¬ 
währt der Chartakonferenz alle erforderliche 
Unterstützung bei der Wahrnehmung ihrer 
Pflichten aus diesem Protokoll und stellt 
vorbehaltlich der Genehmigung der Charta¬ 
konferenz weitere Dienste zugurrsten des 
Protokolls zur Verfügung, die von Zeit zu 
Zeit benötigt werden. 

(2) Die aufgrund dieses Protokolls entste¬ 
henden Kosten für das Sekretariat und die 
Chartakonferenz werden von den Vertrags¬ 
parteien dieses Protokolls entsprechend Ih¬ 
rer Zahlungsfähigkeit getragen, die auf der 
Grundlage des in Anlage B des Vertrags 
über CVe Energiecharta angegebenen Ver¬ 
teilungsschlüssels festgestellt wird. 

Artikel 12 
Abstimmung 

(1) FOr Beschlüsse ist Einstimmigkeit der 
auf der Sitzung der Chartakonferenz Einwe- 


(3) In implementing their energy efficiency 
programmes, Contracting Parties shall en- 
sure that adequate institutional and legal 
infrastructures exist. 


Part III 

Internationa] Cooperation 
Artteleg 

Areas ol Cooperation 

The Cooperation between Contracting 
Parties may take any appropriate form. 
Areas of possible Cooperation are listed in 
the Annex. 


Part IV 

Administrative and 
legal arrangements 

Arbcle 10 

Role of the Charter Conference 

(1) All decisions made by the Charter 
Conference in accordance with this Protocol 
shall be made by only those Contracting 
Parties to the Energy Charter Treaty who 
are Contracting Parties to this Protocol. 

(2) The Charter Conference shall en- 
deavour to adopt, within 180 days after the 
entry into force of this Protocol, procedures 
for keeping under review and facilitating the 
Implementation of its provisions, including 
reporting requirements, as well as for identi- 
fying areas of Cooperation in accordance 
with Article 9. 


Articlell 

Secretariat and financlng 

(1) The Secretariat established under Ar¬ 
ticle 35 of the Energy Charter Treaty shall 
provide the Charter Conference with all ne- 
cessary assistarKe for the performance of 
its duties under this Protocol and provide 
such other Services in Si4>port of the Proto¬ 
col as may be required from time to time, 
subject to approval by the Charter Confe¬ 
rence. 

(2) The costs of the Secretariat and Char¬ 
ter Conference arising from this Protocol 
shall be met by the Contracting Parties to 
this Protocol according to their capacity to 
pay, determined according to the formula 
specified in Annex B to the Energy Charter 
Treaty. 


Articie12 

Voting 

(1) Unanimity of Contracting Parties Pres¬ 
ent and Voting at the meeting of the Charter 


3. Lors de la mise en ceuvre de leurs 
programmes d'efficacitä änergätique, les 
Parties contractantes veillent ä ce que des 
infrastructures institutionnelles et jurkfiques 
adäquates existent. 


Section III 

Coopäration intematjonale 

Article» 

Domainee de coopäraUon 

La coopäration entre les parties contrac¬ 
tantes p^ prendre toute forme Jugäe ap- 
propriäe. Les domaines dans lesquels une 
coopäration est po8sK)le sont änumäräs ä 
l'annexe. 

Section IV 

Dispositions administratives et 

juridiques 

Article 10 

ROIe de la Confärence de la Cfiarte 

1. Toutes les däcisions prises par la 
Confärence da la Charte confonnäment au 
präsent protooole sont prises seulement par 
les parties contractantes au traitä sur la 
Charte de Pänergie qui sont parties contrac¬ 
tantes au präsent protocole. 

2. La Confärence de la Charte s'efforce 
d’adopter, dans les 180 Jours suivant 
fenträe en vigueur du präsent protocole, 
des procädures visant ä contröler et ä facili- 
ter la mise en ceuvre des dispositions de 
celui-d, y compris des exigences relatives ä 
rätablissement de rapports, ainsl que des 
procädures ayant pour objet ridentification 
des domaines de coopäration conformä- 
ment ä l’artide 9. 

Article 11 

Secrätariat et financement 

1. Le Secrätariat instituä par l’article 35 du 
traitä sur la Charte de l'änergie präte ä la 
Confärence de la Charte toute l’assistance 
näcessaire ä raccomplissement de sa mis- 
sion au titre du präsent protooole et foumit, 
le cas ächäant, les senrices näcessaires ä 
la mise en oeuvre de celui-d, sous räserve 
de l'approbation par la Confärence sur la 
Charte. 

2. Les frais du Secrätariat et de la Confä¬ 
rence de la Charte räsuKant du präsent 
protocole sont couverts par les parties 
contractantes au präsent protocole selon 
teur capacitä de financement, däterminäe 
selon la formule indiquäe ä fannexe B du 
traitä sur la Charte de l'änergie. 

Article 12 
Votes 

1. L’unanimitä des parties contractantes 
präsentes et votantes ä la räunion de la 
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senden und abstimmenden Vertragspar¬ 
teien in folgenden Angelegenheiten erfor¬ 
derlich; 

a) Annahme von ÄrKlerungen dieses Pro¬ 
tokolls und 

b) Genehmigung von Beitritten zu diesem 
Protokoll nach Artikel 16. 

Die Vertragsparteien bemühen sich nach 
Kräften um eine Einigung durch Konsens in 
allen sonstigen Angelegenheiten, über die 
sie im Rahmen dieses Protokolls beschlie¬ 
ßen müssen. Kann eine Einigung durch 
Konsens nicht erzielt werden, so werden 
Beschlüsse, die nicht den Haushalt betref¬ 
fen, mit Dreiviertelmehrheit der auf der ent¬ 
sprechenden Sitzung der Chartakonferenz 
anwesenden und abstimmenden Vertrags¬ 
parteien gefaßt. 

Beschlüsse über Haushaltsfragen werden 
mit der qualifizierten Mehrheit der Vertrags¬ 
parteien gefaßt, deren berechnete Beiträge 
nach Artikel 11 Absatz 2 zusammen minde¬ 
stens drei Viertel der gesamten berechne¬ 
ten Beiträge ausmachen. 

(2) Im Sinne dieses Artikels bedeutet .an¬ 
wesende und abstimmende Vertragspar¬ 
teien“ die anwesenden und mit Ja oder Nein 
stimmenden Vertragsparteien dieses Pro¬ 
tokolls; die Chartakonferenz kann allerdings 
eine Geschäftsordnung beschließen, wo¬ 
nach die Vertragsparteien solche Beschlüs¬ 
se auch auf dem Korrespondenzweg fassen 
können. 

(3) Außer in dem in Absatz 1 vorgesehe¬ 
nen Fall in bezug auf Haushaltsfragen ist 
ein Beschluß im Sinne dieses Artikels nur 
gültig, wenn er von der einfachen Mehrheit 
der Vertragsparteien getragen wird. 

(4) Eine Organisation der regionalen Wirt¬ 
schaftsintegration hat bei Abstimmungen 
eine Stimmenzahl entsprechend der Anzahl 
ihrer Mitgliedstaaten, die Vertragsparteien 
dieses Protokolls sind; eine solche Organi¬ 
sation übt ihr Stimmrecht nicht aus, wenn 
ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht aus¬ 
üben, und umgekehrt. 

(5) Befindet sich eine Vertragspartei be¬ 
ständig im Rückstand mit ihren rinanziellen 
Verpflichtungen aus diesem Protokoll, so 
kann die Chartakonferenz das Stimmrecht 
dieser Vertragspartei ganz oder teilweise 
aussetzen. 

Artikel 13 

Beziehung zum Vertrag 
Ober die Energiecharta 

(1) Bei Urrvereinbarkeit der Bestimmun¬ 
gen dieses Protokolls mit den Bestimmun¬ 
gen des Vertrags über die Energiecharta 
gehen die Bestimmungen des Vertrags 
über die Energiecharta im Ausmaß der Un¬ 
vereinbarkeit vor. 

(2) Artikel tO Absatz 1 und Artikel 12 
Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Abstimmun¬ 
gen in der Chartakonferenz über Änderun¬ 
gen dieses Protokolls, durch die der Charta- 


Conference where such matters fall to be 
decided shall be required for decisions to; 

(a) adopt amendments to this Protocol; 
and 

(b) approve accessions to this Protocol un- 
der Article 16. 

Contracting Parties shall make every effort 
to reach agreement by consensus on any 
other matter requiring their decision under 
this Protocol. if agreement cannot be 
reached by consensus, decisions on non- 
budgetary matters shall be taken by a 
three-fourths majority of Contracting Parties 
Present and Voting at the meeting of the 
Charter Conference at which such matters 
fall to be decided. 

Decisions on budgetary matters shall be 
taken by a qualified majority of Contracting 
Parties whose assessed contributions un¬ 
der Article 11(2) represent, in combination, 
at leeist three-fourths of the total assessed 
contributions. 

(2) For purposes of this Article, ‘Contract¬ 
ing Parties Present and Voting” means Con¬ 
tracting Parties to this Protocol present and 
Casting affirmative or negative votes, provid- 
ed that the Charter Conference may decide 
upon njles of procedure to enable such 
decisions to be taken by Contracting Parties 
by correspondence. 

(3) Except as provided in paragraph (1) in 
relation to budgetary matters, no decision 
referred to in this Article shall be valid un- 
less it has the support of a simple majority of 
Contracting Parties. 

(4) A Regional Economic Integration Or¬ 
ganization shall, when voting, have a num- 
ber of votes equal to the number of its 
member States which are Contracting Par¬ 
ties to this Protocol; provided that such an 
Organization shall not exercise its right to 
vote if its member States exercise theirs, 
and vice versa. 

(5) In the event of persistent arrears in a 
Contracting Part/s discharge of financial 
Obligations under this Protocol, the Charter 
Conference may suspend that Contracting 
Party’s voting rights in whole or in pari. 

Article 13 
Relation 

to the Energy Charter Treaty 

(1) In the event of inconsistency between 
the provisions of this Protocol and the provi- 
sions of the Energy Charter Treaty, the pro¬ 
visions of the Energy Charter Treaty shall, 
to the extent of the inconsistency, prevail. 

(2) Article 10(1) and Article 12(1) to (3) 
shall not apply to votes in the Charter Con¬ 
ference on amendments to this Protocol 
which assign duties or functions to the Char- 


Confärence de la Charte appeläe ä statuer 
sur ces questions est requise pour tes däci- 
sions de celle-ci ayant pour objet; 

a) d’adopter des amendements du präsent 
protocole; et 

b) d'approuver les adhäsions au präsent 
protocole en vertu de l'article 16. 

Les parties contractantes font tous les ef- 
forts näcessaires pour parvenir ä un accord 
par consensus sur toute question requärant 
leur däcision aux termes du präsent proto¬ 
cole. Si un accord ne peut ätre dägagä par 
consensus, les däcisions concemant les 
questions non budgätaires sont adoptäes ä 
la majoritä des trois quarts des parties 
contractantes et votantes lors de la räunion 
de la Confärence de la Charte appeläe ä 
statuer sur ces questions. 

Les däcisions concemant les questions 
budgätaires sont adoptäes ä la majoritä 
qualifiäe des parties contractantes dont ies 
contributions estimäes, au titre de l’arti- 
cle 11 paragraphe 2, repräsentent, ensem- 
ble, au moins trois quarts du total des contri¬ 
butions estimäes. 

2. Aux fins du präsent article, on entend 
par «parties contractantes präsentes et vo¬ 
tantes» les parties contractantes au präsent 
protocole qui sont präsentes et expriment 
un vote affirmatif ou nägatif, ätant entendu 
que la Confärerx» de la Charte peut adop- 
ter des rägles de procädure permettant aux 
parties contractantes de prendre ces däci¬ 
sions par correspondance. 

3. Sauf dans le cas prävu au paragra¬ 
phe 1 en ce qui conceme les questions 
budgätaires, les däcisions visäes au prä¬ 
sent article sont valables si elles recueillent 
la majoritä simple des voix des parties 
contractantes. 

4. Lors d’un vote, les organisations d'intä- 
gration äconomique rägionale ont un nom- 
bre de voix ägal ä celui de leurs Etats mem- 
bres parties contractantes au präsent pro¬ 
tocole, ä condition qu'elles n'exercent pas 
leur droit de vote lorsque leurs Etats mem- 
bres exercent le leur, et inversement. 

5. En cas (farriärä persistant cTune partie 
corrtractante dans le respect de ses obliga- 
tk>ns financiäres au titre du präsent proto¬ 
cole, la Confärertce de la Charte peut sus- 
pendre l’exercice du droit de vote de cette 
partie contractante en tout ou en partie. 

Article 13 

Relation avec le traltä 
sur la Charte de l’änergle 

1. En cas cTincompatibilitä entre les dis- 
positions du präsent protocole et les dispo- 
sitions du traitä sur la Charte de l’änergie, 
les dispositions de celui-ci prävalent, dans 
la mesure oü il y a IrKx^mpatibilitä. 

2. Lärticle 10 paragraphe 1 et l’article 12 
paragraphes 1 ä 3 ne s'appliquent pas aux 
votes intervenant dans le cadre de la Confä¬ 
rence de la Charte et portant sur des amen- 
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Konferenz oder dem Sekretariat, deren Er¬ 
richtung im Vertrag über die Energiecharta 
vorgesehen ist, Pflichten und Aufgaben 
übertragen werden. 

Teil V 

Schlußbestimmungen 

Artilwl14 

Unterzsiciinung 

Dieses Protokoll liegt für Staaten und für 
Organisationen der regionalen Wirtschafts¬ 
integration, welche die Charta und den Ver¬ 
trag Ober die Energiecharta unterzeichnet 
haben, vom 17. Dezember 1994 bis zum 
16. Juni 1995 in Lissabon zur Unterzeich¬ 
nung auf. 

Artikel 15 

Ratifikation, Annahme oder 
Genehmigung 

Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung durch die 
Unterzeichner. Die Ratifikations-, Annah¬ 
me- oder Genehmigungsurkunden werden 
beim Verwahrer hinterlegt. 

Artikel 16 
BeHritt 

Dieses Protokoll steht für Staaten und für 
Organisationen der regionalen Wirtschafts¬ 
integration, welche die Charta unterzeichnet 
haben und Vertragsparteien des Vertrags 
Ober die Energiecharta sind, von dem Tag 
an, an dom die Unterzeichnung des Proto¬ 
kolls beendet ist, unter den von der Charta¬ 
konferenz zu genehmigenden Bedingungen 
zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden wer¬ 
den beim Venwahror hinterlegt. 

ArtilMl 17 
Änderungen 

(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen 
dieses Protokolls Vorschlägen. 

(2) Der Wortlaut jeder vorgeschlagenen 
Änderurtg dieses Protokolls wird den Ver¬ 
tragsparteien vom Sekretariat mindestens 
drei Monate vor dem Tag übermittelt, an 
dem sie zur Annahme durch die Chartakon¬ 
ferenz vorgeschlagen wird. 

(3) Änderungen dieses Protokolls, deren 
Wortlaut von der Chartakonferenz ange¬ 
nommen worden ist, werden vom Sekreta¬ 
riat dem Verwahrer übermittett; dieser legt 
sie allen Vertragsparteien zur Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung vor. 

(4) Die Ratifikations-, Annahme- oder Ge- 
nehmigurrgsurkunden von Änderungen die¬ 
ses Protokolls werden beim Verwahrer hin¬ 
terlegt. Die ÄTKlerungen treten zwischen 
den Vertragsparteien, die sie ratifiziert, an¬ 
genommen oder genehmigt haben, am drei¬ 
ßigsten Tag nach dem Tag in Kraft, an dem 
die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi¬ 
gungsurkunden von mindestens drei Vier¬ 


ter Conference or the Secretariat, the estab- 
lishment of which is provided for in the Ener¬ 
gy Charter Treaty. 


Part V 

Rnal provisions 

Articie 14 
SIgnature 

This Protocd shalt be open for signature 
at Usbon from 17 Deoember 1994 to 
16 June 1995 by the States and Regional 
Economic Integration Organizations whose 
repräsentatives have signed the Charter 
and the Energy Charter Treaty. 


Articie 15 

Ratification, acceptance or 
approval 

This Protocd shall be subject to ratüica- 
tion, acceptance or approval by signatories. 
Instruments of ratification, acceptance or 
approval shall be deposited with the Depo- 
sitary. 


Articie 16 
Accession 

This Protocd shall be open for accession, 
from the date on which the Protocd is ciosed 
for signature, by States and Regional Ecorro- 
mic Integration Organizations which have 
signed the Charter and are Contracting Par¬ 
ties to the Energy Charter Treaty, on terms to 
be approved by the Charter CorifererKa. The 
Instruments of accession shall be deposited 
with the Depositary. 


Articte 17 
Amendments 

(1) Any Contracting Party may propose 
amendments to this Protocol. 

(2) The text of any proposed amendment 
to this Protocd shall be communicated to 
Contracting Parties by the Secretariat at 
least three months before the date on which 
it is proposed for actoption by the Charter 
Conference. 

(3) Amendments to this Protocol, texts of 
which have been adopted by the Charter 
Conference, shall be communicated by the 
Secretariat to the Depositary which shall 
submit them to all Contracting Parties for 
ratification, acceptance or Etpproval. 

(4) Instruments of ratification, acceptance 
or approval of amendments to this Protocol 
shall be deposited with the Depositary. 
Amendments shalt enter into force between 
Contracting Parties having ratified, accept- 
ed or approved them on the thirtieth day 
after de^sit with the Depositary of Instru¬ 
ments of ratification, acceptance or appro¬ 
val by at least three-fourths of the Contract- 


dements du präsent protocde qui assignent 
des tdches ou des fonctions 4 la Confä- 
rence de la Charte ou au Secrätariat dont 
la cräation est prävue par le traitä sur la 
Charte de l’änergie. 

Section V 
Dispositlons finales 

Articie 14 

Signature 

Ls präsent protocde est ouvert, ä Lis- 
bonne, du 17 däcembre 1994 au 16 Juin 
1995, ä la signature des Etats et des organi- 
sations rfintägration äconoinique rägionale 
dont les repräsentants ont signä la Charte 
et le traKä sur la Charte de t'änergie. 

Articie 15 

Ratification, accept a tlon ou 
approbatlon 

Le präsent protocde est soumis ä la rati¬ 
fication, ä l’acceptation ou 4 fapprobation 
des signataires. Les Instruments de ratifica¬ 
tion, (facceptation ou (fapprobation sont 
däposäs aupräs du däpositaire. 

Articie 16 

Adhäsion 

Le präsent protocole est ouvert 4 l’adhä- 
sion des Etats et des organisations cTlntä- 
gration äconomique rägionale qui ont signä 
la Charte et sont parties contractantes au 
traitä sur la Chatte de l’änergie 4 partir de la 
date 4 laquelle le däiai pour la signature du 
präsent protocde a expirä, 4 des conditions 
4 approuver par la Confärence de la Charte. 
Les Instruments d’adhäsion sont däposäs 
aupräs du däpositaire. 

Articie 17 
Amendements 

1. Toute Partie contractante peut propo- 
ser des amendements du präsent proto¬ 
cole. 

2. Le texte de tout amendement proposä 
du präsent protocole est communiquä aux 
parties contractantes par le Secrätariat au 
mdns trds mois avant la date 4 laquelle il 
est soumis pour adoption 4 la Confärence 
de la Charte. 

3. Les amendements du präsent proto¬ 
cde dont le texte a ätä adoptä par la Confä¬ 
rence de la Charte sont communiquäs par le 
Secrätariat au däpositaire, qui les soumet 4 
toutes les parties contractantes pour ratifi¬ 
cation, acceptatlon ou approbatlon. 

4. Les Instruments de ratification, d'ac- 
ceptation ou d'approbation (famendements 
du präsent protocole sont däposäs aupräs 
du däpositaire. Les amendements entrent 
en vigueur, entre les parties contractantes 
qui les ont rafifiäs, acceptäs ou approuväs, 
le trentiäme Jour apräs le däpöt aupräs du 
däpositaire des Instruments de ratification, 
(facceptation ou d'approbation par au 
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teln der Vertragsparteien beim Verwahrer 
hinterlegt worden sind. Danach treten die 
Änderungen für jede andere Vertragspartei 
am dreißigsten Tag nach Hinterlegung ihrer 
Urkunde der Ratifikation, Annahme oder 
Genehmigung der Änderungen in Kraft. 

Artikel 18 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Protokoll tritt am dreißigsten 
Tag nach Hinterlegung der fünfzehnten Ra- 
tifikations-, Annahme-, Genehmigungs¬ 
oder Beitrittsurkunde eines Staates oder ei¬ 
ner Organisation der regionalen Wirt¬ 
schaftsintegration, welche die Charta unter¬ 
zeichnet haben und Vertragspartei des Ver¬ 
trags über die Energiecharta sind, oder an 
demselben Tag in Kraft, an dem der Vertrag 
über die Energiecharta in Kraft tritt, je 
nachdem, welcher Zeitpunkt später ist. 

(2) Für jeden Staat oder jede Organisa¬ 
tion der regionalen Wirtschaftsintegration, 
für die der Vertrag über die Energiecharta in 
Kraft getreten ist und die dieses Protokoll 
ratifizieren, annehmen oder genehmigen 
oder ihm beitreten, nachdem das Protokoll 
nach Absatz 1 in Kraft getreten ist, tritt das 
Protokoll am dreißigsten Tag nach Hinterle¬ 
gung der Ratifikations-, Annahme-, Ge- 
nehmigungs- oder Bertrittsurkunde dieses 
Staates beziehungsweise der Organsatio- 
nen der regionalen Wirtschaftsintegration in 
Kraft. 

(3) Im Sinne des Absatzes 1 zählt jede 
Urkunde, die von einer Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegt 
wird, nicht zusätzlich zu den von ihren Mit¬ 
gliedstaaten hinterlegten Urkunden. 

Artikel 19 
Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht 
zulässig. 

Artikel 20 
Rücktritt 

(1) Eine Vertragspartei kann jederzeit, 
nachdem dieses Protokoll für sie in Kraft 
getreten ist, dem Vemvahrer schriftlich noti¬ 
fizieren, daß sie von'dem Protokoll zurück¬ 
tritt. 

(2) Eine Vertragspartei, die von dem Ver¬ 
trag über die Energiecharta zurücktritt, gilt 
auch als von diesem Protokoll zurückgetre¬ 
ten. 

(3) Der Rücktritt nach Absatz 1 wird neun¬ 
zig Tage nach Eingang der Notifikation beim 
Venivahrer wirksam. Der Rücktritt nach Ab¬ 
satz 2 wird an demselben Tag wirksam wie 
der Rücktritt vom Vertrag über die Energie¬ 
charta. 

Artikel 21 
Verwahrer 

Die Regierung der Portugiesischen Repu¬ 
blik ist Verwahrer dieses Protokolls. 


ing Parties. Thereaffer the amendments 
shall enter into force for any other Contract¬ 
ing Party on the thirtieth day after that Con¬ 
tracting Party deposits its Instrument of rati- 
Tication, acceptance or approval of the 
amendments. 


Article 18 
Entry into force 

(1) This Protocol shall enter into force on 
the thirtieth day after the date of deposit of 
the fifteenth instrument of ratification, ac¬ 
ceptance or approval thereof, or of acces- 
sion thereto, by a state or Regional Econo¬ 
mic Integration Organization which is a sig- 
natory to the Charter and a Contracting 
Party to the Energy Charter Treaty or on the 
same date as the Energy Charter Treaty 
enters into force, whichever is later. 


(2) For each state or Regional Economic 
Integration Organization for which the Ener¬ 
gy Charter Treaty has entered into force and 
which ratifies, accepts, or approves this Pro¬ 
tocol or accedes thereto after the Protocol 
has entered into force in accordance with 
Paragraph (1), the Protocol shall enter into 
force on the thirtieth day after the date of 
deposit by such state or Regional Economic 
Integration Organization of its Instrument of 
ratification, acceptance, approval or acces- 
sion. 

(3) For the purposes of paragraph (1), any 
instrument deposited by a Regional Econo¬ 
mic Integration Organization shall not be 
counted as additional to those deposited by 
member States of such Organization. 

Article 19 
Reservatione 

No reservations may be made to this 
Protocol. 


Article 20 
Withdrawal 

(1) At any time after this Protocol has 
entered into force for a Contracting Party, 
that Contracting Party may give written noti- 
fication to the Depositary of its withdrawal 
from the Protocol. 

(2) Any Contracting Party which with- 
draws from the Energy Charter Treaty shall 
be considered as also having withdrawn 
from this Protocol. 

(3) The effective date of withdrawal under 
Paragraph (1) shall be ninety days after 
receipt of notification by the Depositary. The 
effective date of withdrawal under para¬ 
graph (2) shall be the same as the effective 
date of withdrawal from the Energy Charter 
Treaty. 


Article 21 
Depositary 

The Government of the Portuguese Re- 
public shall be the Depositary of this Proto¬ 
col. 


moins les trois quarts des parties contrac- 
tantes. Ensurte, les amendements entrent 
en vigueur, pour toute autre partie contrac- 
tante, le trentiäme jour apiiäs que ladite 
Partie contractante a däposä ses Instru¬ 
ments de ratification, d’acceptation ou ifap- 
probation des amerKlements. 

Article 18 
Entr8e en vigueur 

1. Le präsent protocole entre en vigueur 
le treiziäme jour etpräs la date de däpöt du 
quinziäme instrument de ratification, d’ac¬ 
ceptation ou (fapprobation ou d’adhäsion 
d'un Etat ou d'une Organisation d’intägration 
äconomique rägionale qui est signataire de 
la Charte et partie contractante au traitä sur 
la Charte de l'änergie ou ä la date ä laquelle 
le traitä de la Charte de l'änergie entre en 
vigueur, la date la plus tardive ätant rete- 
nue. 

2. Pour tout Etat ou toute Organisation 
d’intägration äconomique rägionale pour le- 
quel ou laquelle le traitä sur la Charte de 
l'änergie est enträ en vigueur et qui ratifie, 
accepte ou approuve le präsent protocole 
ou y adhäre apräs l'enträe en vigueur de 
celui-ci confonnäment au paragraphe 1, le 
präsent protocole entre en vigueur le tren- 
tiäme jour apräs la date de däF>öt, par cet 
Etat ou cette Organisation d’intägration äco- 
nomique rägionale, de ses instmments de 
ratification, d'acceptation, d'approbation ou 
d’adhäsion. 

3. Aux fins du paragraphe 1, tout instru¬ 
ment däposä par une Organisation d'intä- 
gration äconomique rägionale ne s’addi- 
tionne pas aux Instruments däposäs par les 
Etats membres de cette Organisation. 

Article 19 

Räserves 

Aucune räsen/e ne peut ätre falte ä 
l’ägard du präsent protocole. 

Article 20 
RetraK 

1. Apräs que le präsent protocole est 
enträ en vigueur pour une partie contrac¬ 
tante, celle-ci peut notifier ä tout moment au 
däpositaire, par äcrit, son retrait du präsent 
protocole. 

2. Toute partie contractante qui se retire 
du traitä sur la Charte de l'änergie est consi- 
däräe comme se retirant ägalement du prä¬ 
sent protocole. 

3. Tout retrait visä au paragraphe 1 prend 
effet quatre-vingt-dix jours apräs ia date de 
räception de la notification par le däposi¬ 
taire. La date de prise d’effet de tout retrait 
visä au paragraphe 2 est la mäme que la 
date de prise d’effet du retrait du traitä sur ia 
Charte de l’änergie. 

Article 21 
Däpositaire 

Le gouvemement de la Räpublique portu- 
gaise est le däpositaire du präsent proto¬ 
cole. 
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Artilcel22 

Verbindliche Wortlaute 

Zu Urkund dessen haben die hierzu ge¬ 
hörig befugten Unterzeichneten dieses Pro- 
tokoil in deutscher, englischer, französi¬ 
scher, itaiienischer, russischer und spani¬ 
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut glei- 
chermal^n verbindlich ist, in einer Urschrift 
unterschrieben, die bei der Regienjng der 
Portugiesischen Republik hinteriegt wird. 


Artlcie22 
Authentic texta 

In witness whereof the undersigned, 
being duly authorized to that effect, have 
signed this Protocol in English, French, 
German, Italian, Russian and Spanish, of 
which every text is equally authentic, in one 
original, which will be deposited with the 
Government of the Portuguese Republlc. 


Article 22 

AuthentIcM des textss 

En foi de quoi les soussignös, dOment 
mandatös ä cet effet, ont signö le prösent 
protooole en langues allemande, angiaise, 
espagnole, frangalse, italienne et russe, 
chaque texte faisant ögalement foi, en un 
exemplaire original, qui est döposö auprös 
du gouvemement de la Röpublique portu- 
gaise. 
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Anlage 


Beispielhafte und nicht erschöpfende 
Liste möglicher Bereiche der 
Zusammenarbeit nach Artikel 9 

Entwicklung von Energieeffizienzpro¬ 
grammen, einschließlich der Identifizierung 
von Energieeffizienzhemmnissen und -po¬ 
tentialen, und Entwicklung von Energie¬ 
kennzeichen und Effizienznormen; 

Beurteilung der Umweltauswirkungen des 
Energiekreislaufs; 

Entwicklung von Wirtschafts-, Rechts- und 
Verwaltungsmaßnahmen; 

Technologietransfer, technische Hilfe und 
Gemeinschaftsunternehmen (Joint Ven- 
tures) im Bereich der Industrie vorbehaltlich 
internationaler Bestimmungen über Eigen¬ 
tumsrechte und anderer anwendbarer inter¬ 
nationaler Übereinkünfte; 

Forschung und Entwicklung; 

Ausbildung, Weiterbildung, Information und 
Statistik; 

Identifizierung und Beurteilung von Maß¬ 
nahmen wie steuerliche und andere markto¬ 
rientierte Instrumente, einschließlich han- 
delsfahiger Lizenzen, um externen, insbe¬ 
sondere umweltbezogenen Kosten und 
Nutzen Rechnung zu tragen. 

Analyse und Formulierung der Energiepoli¬ 
tik: 

- Beurteilung von Energieeffizienzpoten¬ 
tialen; 

- Analyse und Statistik der Energienach¬ 
frage; 

- Entwicklung von Rechts- und Verwal¬ 
tungsmaßnahmen; 

- Integrierte Ressourcenplanung und 
Demand-Side-Management; 

- Umweltverträglichkeitsprüfung, ein¬ 
schließlich größerer Energieprojekte. 

Bewertung wirtschaftlicher Instrumente zur 
Verbesserung von Energieeffizienz und 
Umweltzielen. 

Analyse der Energieeffizienz im Bereich 
Veredelung, Umwandlung, Beförderung 
und Verteilung von Kohlenwasserstoffen. 

Verbesserung der Energieeffizienz im Be¬ 
reich der Stromerzeugung und -Übertra¬ 
gung; 

- Kraftwärmekopplung, 

- Anlagenteile (Heizkessel, Turbinen, Ge¬ 
neratoren etc.) 

- Netzwerkintegration. 


Annex 


Illustrative and non-exhaustive list 
of possible areas of Cooperation 
pursuant to article 9 

Development of energy efficlency pro- 
grammes, inctuding identifying energy effi- 
ciency barriers and Potentials, and the de¬ 
velopment of energy labelling and efficlency 
Standards; 

Assessment of the Environmental Impacts 
of the Energy Cycle; 

Development of economic, legislative and 
regulatory measures; 

Technology transfer, technical assistance 
and Industrial joint ventures subject to inter¬ 
national property rights regimes and other 
applicable international agreements; 


Research and development; 

Education, training, Information and statis- 
tics; 

Identification and assessment of measures 
such as fiscal or other market-based In¬ 
struments, including tradeable permits to 
take account of extemal, notably environ¬ 
mental, costs and benefits. 


Energy analysis and policy formulatlon; 


- assessment of energy efficlency poten¬ 
tiale; 

- energy demand analysis and statistics; 

- development of legislative and regulatory 
measures; 

- integrated resource planning and de¬ 
mand side management; 

- Environmental Impact assessment, in¬ 
cluding major energy projects. 


Evaluation of economic Instruments for Im¬ 
proving Energy Efficiency and environmen¬ 
tal objectives. 

Energy efficlency analysis in refining, con- 
version, transport and distribution of hy- 
dro-carbons. 

Improving Energy Efficiency in power 
generation and transmission: 

- cogeneration; 

- plant component (boilers, turbines, 
generators, etc.); 

- network Integration. 


Annexe 


Liste illustrative et non exhaustive 
des domaines de coopöration 
possibles, en vertu de l'article 9 

Elaboration de programmes d’efficacitä 
änergötique, y compris l’identification des 
barriäres et des potentiels relatifs ä l'effica- 
citä änergötique, et älaboration de normes 
en matiäre d'ätiquetage et d'efficacitö 
änergötique. 

Evaluation de l'impact environnemental du 
cycle änergötique. 

Elaboration de mesures äconomiques, lä- 
gislatives et räglementalres. 

Transfer! de technologies, assistance tech- 
nlque et co-entreprises industrielles rögis 
par des rögimes intemationaux de droits de 
propriätä et d’autres accords intemationaux 
applicables. 

Recherche et däveloppement. 

Enselgnement, formation, infonnation et 
statistiques. 

Identification et ävaluation de mesures 
telles que des Instruments fiscaux ou d’au¬ 
tres Instruments basäs sur te marchä, y 
compris les autorlsations nägociables, en 
vue de la prise en compte des coüts et 
avantages externes, notamment environ- 
nementaux. 

Analyse änergötique et formulatlon de poli- 
tiques: 

- ävaluation des potentiels en matiäre d’ef¬ 
ficacitä änergötique; 

- analyse de la demande d’änergie et sta¬ 
tistiques; 

- älaboration de mesures lägislatives et 
räglementalres; 

- planification intägräe des ressources et 
gestion de la demande; 

- ävaluation de l’impact environnemental, 
y compris celui des grands proJets äner- 
gätiques. 

Evaluation des Instruments äconomiques 
destinäs ä amäliorer l’efficacitä änergötique 
et des objectifs environnementaux. 

Analyse de l’efficacitä änergötique dans le 
domaine du raffinage, de la conversion, du 
transport et de la distribution des hydrocar- 
bures. 

Amälioration de Pefficacitä änergötique 
darts le domaine de la production et de la 
transmission cfälectricitä; 

- cogänäration; 

- äläments de centrale (chaudiäres, turbi¬ 
nes, gänärateurs, etc.); 

- intägration de räseau. 
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Verbesserung der Energieffizienz im Ge* 
bäudebereich; 

- Wärmedämmungsstandards, passive 
SolartechrK>logien und Lüftung; 

- Raumheizungen und Klimaanlagen; 

- hocheffiziente Brenner mit niedrigen 
Stickoxid-Emissionen; 

- individuelle Heizkostenabrechnung und 
deren Technologie; 

- Haushaltsgeräte urxj Beleuchtung. 

Durch Gemeinden und Kommunen erbrach¬ 
te Dienstleistungen: 

- Femwärmesysteme; 

- effiziente Gasverteilungssysteme; 

- Energiemanagementtechnologien; 

- Partnerschaften von Städten oder ande¬ 
ren in Betracht kommenden Gebietskör¬ 
perschaften; 

- Energiemanagement in Städten und in 
öffentlichen Gebäuden; 

- Abfallmanagement und Energienutzung 
aus Abfällen. 

Verbesserung der Energieeffizienz in der 
Industrie: 

- Gemeinschaftsunternehmen (Joint Ven- 
tures); 

- Energiekaskaden, Kraftwännekopplung 
und Abwärmenutzung; 

- Energiebilanzen. 

Verbesserung der Energieeffizienz im Ver¬ 
kehrsbereich: 

- Leistungsnormen für Kraftfahrzeuge; 

- Entwicklung effizienter Verkehrsinfra¬ 
strukturen. 

Information: 

- Bewußtseinsbildung; 

- Datenbanken; Zugang, technische Da¬ 
ten, Informationssysteme; 

- Verbreitung, Sammlung und Auswertung 
technischer Informationen; 

- Verhaltensstudien. 

Ausbildung und Weiterbildung: , 

- Austausch von Energiemanagem, Be¬ 
amten, Ingenieuren und Studenten; 

- Organisation internationaler Ausbil¬ 
dungskurse. 

Finanzierung: 

- Schaffung eines rechtlichen Rahmens; 

- Drittfinanzierung; 

- Gemeinschaftsunternehmen (Joint Ven- 
tures); 

- Mitfirianzierung. 


Improving Energy Efficiency in the building 
sector: 

- thermal insulation Standards, passive 
solar and Ventilation; 

- space heating and air conditioning 
Systems; 

- high efficiency low NOx bumers; 

- metering techrwiogies and individual 
metering; 

- domestic appliartces and lighting. 

Municipalities arxl local Community sen/i- 
ces: 

- district heating Systems; 

- efficient gas distribution Systems; 

- energy planning technologies; 

- twinning of towns or of other relevant 
territorial entities; 

- energy management in cities and in 
public buildings; 

- Waste management artd energy recovery 
of Waste. 

Improving Energy Efficiency in the industrial 
sector 

- Jointventures; 

- energy cascading, cogeneration and 
Waste heat recovery; 

- energy audits. 

Improving Energy Efficiency in the transport 
sector. 

- motor vehicle performance Standards; 

- development of efficient transport infra- 
structures. 

Information: 

- awareness creation; 

- data bases; access, technical specifica- 
tions, information Systems; 

- dissemination, Collection and collation of 
technical information; 

- behavioural studies. 

Training and education; 

- exchanges of energy managers, officials, 
engineers and students; 

- Organization of international training 
courses. 

Rnancing: 

- development of legal framework; 

- Third Party Financing; 

- Jointventures; 

- cofinancing. 


Amäiioration de l’efficacitä änergätique 
dans le secteur de la construction; 

- normes d'isolation thermique, solaire 
passif et Ventilation; 

- chauffage d'espace et systämes de cli- 
mafisation; 

- brüleurs ä haut rendement et ä faible 
ämission de NO^; 

- technologies de mesurage et mesurage 
individuel; 

- appareils mänagers et äcl^ürage. 

Senrices des municipalitäs et des commu- 
nautäs locales: 

- systämes locaux de chauffage; 

- systämes efficaces de distribution de 
gaz; 

- technologies de planification änergäti- 
que; 

- Jumelage de villes ou rfautres entitäs 
territoriales pertinentes; 

- gestion de l’änergie dans les villes et les 
bätiments publics; 

- gestion des dächets et räcupäration (fä- 
nergie ä partir des dächets. 

Amälioration de l'efficacitä änergätique 
dans le secteur industriel: 

- co-entreprises; 

- Cascade änergätique, cogänäration et rä¬ 
cupäration de chaleur ä partir des dä¬ 
chets; 

- audits änergätiques. 

Amälioration de l’efficacitä änergätique 
dans le secteur des transports: 

- normes de performances pour les vähi- 
cules ä moteur; 

- däveloppement d'infrastructures de trans¬ 
port efficaces. 

Informatton: 

- efforts en vue de susciter une prise de 
conscience; 

- bases de donnäes: accäs, späcifications 
techniques, systämes cTinformation; 

- diffuston, collecte et collation d’informa- 
tions techniques; 

- ätudes du comportement. 

Formation et enseignement: 

- ächange de gestionnaires, cfofficiels, 
d'ingänieurs et (fätudiants actifs dans le 
domaine de l’änergie; 

- Organisation de cours intemationaux de 
formation. 

Financement: 

- mise au point d’un cadre Juridique; 

- financement par des tiers; 

- co-entreprises; 

- cofinancement. 
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Schlußakte der 
Europäischen 
Energtechartakonferenz 

I. 

Die abschließende Plenarsitzung der Euro¬ 
päischen Energiechartakonferenz fand vom 
16.-17. Dezember 1994 in Lissabon statt. 
Teilnehmer an der Konferenz waren die 
Vertreter der Republik Albanien, der Repu¬ 
blik Armenien, Australiens, der Republik 
Österreich, der Aserbaidschanischen Re¬ 
publik, des Königreichs Belgien, der Repu¬ 
blik Belarus, der Republik Bulgarien, Ka¬ 
nadas, der Republik Kroatien, der Republik 
Zypern, der Tschechischen Republik, des 
Königreichs Dänemark, der Republik Est¬ 
land, der Europäischen Gemeinschaften, 
der Republik Finnland, der Französischen 
Republik, der Republik Georgien, der Bun¬ 
desrepublik Deutschland, der Griechischen 
Republik, der Republik Ungarn, der Repu¬ 
blik Island, Irlands, der Italienischen Repu¬ 
blik, Japans, der Republik Kasachstan, der 
Kirgisischen Republik, der Republik Lett¬ 
land, des Fürstentums Liechtenstein, der 
Republik Litauen, des Großherzogtums 
Luxemburg, der Republik Malta, der Repu¬ 
blik Moldau, des Königreichs der Nieder¬ 
lande, des Königreichs Norwegen, der Re¬ 
publik Polen, der Portugiesischen Republik, 
Rumäniens, der Russischen Föderation, 
der Slowakischen Republik, der Republik 
Slowenien, des Königreichs Spanien, des 
Königreichs Schweden, der Schweizeri¬ 
schen Eidgenossenschaft, der Republik 
Tadschikistan, der Republik Türkei, Turk¬ 
menistans, der Ukraine, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland, 
der Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Republik Usbekistan (im folgenden als 
„Vertreter* bezeichnet); ferner nahmen ein¬ 
geladene Beobachter aus verschiedenen 
Ländern sowie von internationalen Organi¬ 
sationen teil. 


Hintergrund 

II. 

Auf der Sitzung des Europäischen Rates im 
Juni 1990 in Dublin trug der Premierminister 
der Niederlande den Gedanken vor, die 
Wirtschaftsentwicklung in Osteuropa und 
der ehemaligen Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken könnte sich durch Zusam¬ 
menarbeit im Energiebereich katalysieren 
und beschleunigen lassen. Dieser Gedanke 
wurde vom Rat günstig aufgenommen, und 
die Kommission der Europäischen Gemein¬ 
schaften wurde aufgefordert zu untersu¬ 
chen, wie eine solche Zusammenarbeit am 
besten zustande gebracht werden könne. 
Im Februar 1991 schlug die Kommission 
das Konzept einer Europäischen Energie¬ 
charta vor. 


Final Act of the 
European Energy 
Charter Conference 

I. 

The final Plenary Session of the European 
Energy Charter ConfererKse was held at Lis- 
bon on 16-17 December 1994. Representa- 
tives of the Republic of Albania, the Repu- 
blic of Armenia, Australia, the Republic of 
Austria, the Azerbaijani Republic, the King¬ 
dom of Belgium, the Republic of Belanjs, 
the Republic of Bulgaria, Canada, the Re¬ 
public of Croatia, the Republic of Cyprus, 
the Czech Republic, the Kingdom of Den- 
mark, the Republic of Estonia, the Euro¬ 
pean Communities, the Republic of Finland, 
the French Republic, the Republic of Geor¬ 
gia, the Federal Republic of Germany, the 
Hellenic Republic, the Republic of Hungary, 
the Republic of Iceland, Ireland, the Italian 
Republic, Japan, the Republic of Kazakh- 
stan, the Republic of Kyrgyzstan, the Repu¬ 
blic of Latvia, the Principality of Liechten¬ 
stein, the Republic of Lithuania, the Grand 
Duchy of Luxembourg, the Republic of Mal¬ 
ta, the Republic of Moldova, the Kingdom of 
the Netheriands, the Kingdom of Norway, 
the Republic of Poland, the Portuguese 
Republic, Romania, the Russian Federa¬ 
tion, the Slovak Republic, the Republic of 
Slovenia, the Kingdom of Spain, the King¬ 
dom of Sweden, the Swiss Confederation, 
the Republic of Tajikistan, the Republic of 
Turkey, Turkmenistan, Ukraine, the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ire- 
fand, the United States of America and the 
Republic of Uzbekistan (hereinafter referred 
to as *the representatives*) participated in 
the Conference, as did invited observers 
from certain countries and international or- 
ganizations. 


Background 

II. 

Düring the meeting of the European Council 
In Dublin in June 1990, the Prime Minister of 
the Netheriands suggested that economic 
recovery in Eastem Europa and the then 
Union of Soviet Socialist Republics could be 
catalysed and accelerated by Cooperation in 
the energy sector. This Suggestion was wel- 
comed by the Council, which invited the 
Commission of the European Communities 
to study how best to implement such Co¬ 
operation, In February 1991 the Commis¬ 
sion proposed the concept of a European 
Energy Charter. 


Acte final de la 
Confärence sur la 
Charte europäenne 
de ränergle 

I. 

La demiäre säance pläniöre de la Confö- 
rence sur la Charte europöenne de l'önergie 
s’est tenue ä Lisbonne les 16 et 17 däcem- 
bre 1994. Les repräsentants de la Räpubll- 
que d’Albanie, de la Röpublique fädärale 
d’Allemagne, de la Räpublique (rArmönie, 
de l’Australie, de la Räpublique d’Autriche, 
de la Räpublique azerbaldjanaise, du 
Royaume de Belglque, de la Räpublique du 
Belarus, de la Räpublique de Bulgarie, du 
Canada, de la Räpublique de Chypre, des 
Communautäs europöennes, de la Räpubli- 
que de Croatie, du Royaume de Dänemark, 
des Etats-Unis cfAmärique, du Royaume 
d’Espagne, de la Räpublique d'Estonie, de 
la Räpublique de Finlande, de la Räpubli- 
que frangaise, de la Räpublique de Gäorgie, 
de la Räpublique hellänique, de la Räpubli¬ 
que de Hongrie, de l'lrtande, de la Räpubli¬ 
que de rislande, de la Räpublique italienne, 
du Japon, de la Räpublique du Keizakhstan, 
de la Räpublique kirghize, de la Räpublique 
de Lettonie, de la Principautä du Liechten¬ 
stein, de la Räpublique de Lituanie, du 
Grand-Duchä de Luxembourg, de la Räpu¬ 
blique de Malte, de la Räpublique de Mol¬ 
dova, du Royaume de Notväge, de la Räpu¬ 
blique d'Ouzbäkistan, du Royaume des 
Pays-Bas, de la Räpublique de Pologne, de 
la Räpublique portugaise, de la Roumanle, 
de la Fädäration de Russie, de la Räpubli¬ 
que slovaque, de la Räpublique de Slovä- 
nie, du Royaume de SuMe, de la Confädä- 
ration suisse, de la Räpublique tchäque, de 
la Räpublique de Turquie, de la Räpublique 
du Tadjikistan, du Turkmänistan, de 
l’Ukraine et du Royaume de Grande-Bre¬ 
tagne et (flrlande du Nord, ci-apräs dä- 
nommäs «repräsentants», ont participä ä la 
Confärence, de mäme que des observa- 
teurs de certains pays et de certalnes orga- 
nisations internationales qui ätaient invitäs 
ä y prendre part. 

Contexte 

II. 

Lors de la räunion du Conseil europäen 
de Dublin de juin 1990, le Premier ministre 
des Pays-Bas a suggärä que le redresse- 
ment äconomique en Europe de l'Est et 
dans l’ancienne Union des räpubliques so- 
cialistes soviätiques pouvait ätre catalysä et 
accälärä par une coopäration dans le sec- 
teur de l'änergie. Cette Suggestion a ätä 
accueillie favorablement par le Conseil, qui 
a invitä la Commission des Communautäs 
europäennes ä ätudier la meilleure maniäre 
de mettre en oeuvre cette coopäration. En 
fävrier 1991, la Commission a proposä 
l'idäe d’une Charte europäenne de l'äner¬ 
gie. 
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Nach einer Aussprache über den Vorschlag 
der Kommission im Rat der Europäischen 
Gemeinschaften luden die Europäischen 
Gemeinschaften die anderen Länder West- 
und Osteuropas, die Union der Sozialisti¬ 
schen Sowjetrepubliken und die nichteuro¬ 
päischen Mitglieder der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung ein, an einer für Juli 1991 in 
Brüssel anberaumten Konferenz teilzu- 
rtehmen, auf der über die Europäische 
Energiecharta verhandelt werden solle. Ei¬ 
ne Reihe weiterer Länder und internationa¬ 
ler Organisationen wurden eingeladen, als 
Beobachter an der Europäischen Energie¬ 
chartakonferenz teilzunehmen. 

Die Verhandlungen über die Europäische 
Energiecharta wurden 1991 abgeschlos¬ 
sen, und cSe Charta wurde mit der Unter¬ 
zeichnung eines Abschlußdokuments am 
16J17. Dezember 1991 auf einer Konferenz 
in Den Haag beschlossen. Zu den (damali¬ 
gen oder späteren) Unterzeichnem der 
Charta gehören alle in Abschnitt I aufgeführ¬ 
ten Staaten und Organisationen mit Aus¬ 
nahme der Beobachter. 

Die Unterzeichner der Europäischen Ener¬ 
giecharta verpflicftteten sich, 

- die Ziele und Grundsätze der Charta zu 
verfolgen und ihre Zusammenarbeit so 
bald wie möglich aufzunehmen und zu 
erweitern. Indem sie nach Treu und Glau¬ 
ben in Verhandlungen Ober ein Basisab¬ 
kommen und über Protokolle eintreten. 

Demgemäß begann die Europäische Ener- 
giechartakonfereru mit den Verhandlungen 
über ein Basisabkommen, das später Ver¬ 
trag über die Energiecharta genannt wurde 
und das darauf abzielt, die industrielle Zu¬ 
sammenarbeit zwischen Ost- und West¬ 
europa zu fördern, indem es auf dem Felde 
der Investitionen, des Transits und des Han¬ 
dels Rechtssicherheit schafft. Die Konfe¬ 
renz begann auch mit Verhandlungen über 
Protokolle im Bereich der Energieeffizieru, 
Kemenergiesicherheit und Kohlenwasser¬ 
stoffe; im letzteren Fall wurden die Verharrd- 
lungen allerdings später bis zur Vollendung 
des Vertrags über die Energiecharta wieder 
ausgesetzt. 

Die Verhandlungen bezüglich des Vertrags 
über die Energiecharta und des Energie¬ 
chartaprotokolls über Ener^eefRzienz und 
damit verbundene Umweltaspekte wurden 
1994 erfolgreich abgeschlossen. 


Der Vertrag Ober die Energiecharta 
Hl. 

Als Ergebnis ihrer Überlegungen verab¬ 
schiedete die Europäische Energiecharta- 
konfetenz den Wortlaut des Vertrags über 
die Energiecharta (im folgenden als .Ver¬ 
trag* bezeichnet), der als Anlage 1 beige¬ 
fügt ist sowie Beschlüsse dazu, die als Anla¬ 
ge 2 beigefOgt sind, und kam Oberein, den 
Vertrag vom 17. Dezember 1994 bis zum 
16. Juni 1995 in Lissabon zur Unterzeich¬ 
nung aufzulegen. 


Following discussion of the Commission's 
proposal in the Courtcil of the European 
Communities, ftie European Communities 
invited the other countries of Weetem and 
Eastem Europa, of the Union of Soviet So¬ 
cialist Republics and the non-European 
members of the Organization for Economic 
Cooperation and Development to atterrd a 
Conference in Bnissels in Juty 1991 to 
launch negotiatiorrs on the European Ener¬ 
gy Charter. A number of other countries artd 
international organizations wete invited to 
attend the European Energy Charter Confe¬ 
rence as Observers. 


Negotiations on the European Energy Char¬ 
ter were completed in 1991 and the Charter 
was adopted by sigrtature of a Corx^ttding 
Document at a Conference held at The Ha- 
gue on 16-17 December 1991. Signatories 
of the Charter, then or subsequently, in- 
clude all those listed in Section I above, 
other than obsenrers. 


The Signatories of the European Energy 
Charter undertoolc 

- to pursue the objectives and principles of 
the Charter and knplement and broaden 
their cooperatkm as soon as possible by 
negotiating in good faith a Basic Agree¬ 
ment and Protocols. 

The European Energy Charter Conferertce 
accordingiy began negotiations on a Basic 
Agreement - later calied the Energy Charter 
Treaty - dasigned to promote ^st-West 
industrial Cooperation by providing legal 
safeguards in areas su<^ as Investment, 
transit and trade. It also began negotiations 
on Protocols in the fieids of energy efficien- 
cy, rtuclear safety and hydrocatbons, al- 
though in the last case negotiations were 
later suspended until completion of the 
Energy Charter Treaty. 


Negotiations on the Energy Charter Treaty 
and the Energy Charter Protocd on Ertergy 
Efficiency ar^ Related Environmental 
Aspects were successfully completed in 
1994. 


The Energy Charter Treaty 
III. 

As a resuK of its detiberations the European 
Energy Charter Conference has adopted 
the text of the Energy Charter Treaty (here- 
inafter teferred to as the Treaty’) which is 
set out in Annex 1 and Decisions with re- 
spect thereto which are set out in Annex 2, 
and agreed that the Treaty would be open 
for signature at Lisbon from 17 December 
1994 to 16 June 1995. 


A la suite de l'examen de la proposition de 
la Commission au Conseil drä Communau- 
täs europäennes, les Commurtautäs euro- 
päennes ont invitä les autres pays de l'Eu- 
rope occktentale et orientale, de rUrtion des 
räpubliques sodalistes soviätiques et les 
membres non europäens de l’Organisation 
de coopäration et de däveloppement äco- 
nomiques ä participer ä une confärence de- 
vant se tenir ä Bnrxelles en juillet 1991 et 
destinäe au lancement des nägodations sur 
la Charte europäenne de l’änergie. Un cer- 
tain nombre d'autres pays et (forganisa- 
tions internationales orrt ätä invitäs ä partid- 
per en qualitä d'observateurs ä la Confä- 
rence sur la Charte europäenne de l'äner- 
g». 

Les nägodations sur la Charte europäenne 
de ränergie ont ätä clöturäes en 1991 et la 
Chatte a ätä adoptäe par la signature rfun 
document de clöture ä une confärence te- 
nue ä La Haye les 16 et 17 däcembre 1991. 
Les signataires de la Charte, qui orrt signä ä 
cette date ou subsäquemment, compren- 
nent tous ceux quI sont änumäräs au para- 
graphe I qui präcäde, exceptä les observa- 
teurs. 

Les signataires de la Charte europäenne de 
ränergie sa sont engagäs: 

- ä poursuivre les objectifs et de respecter 
les prindpes de la Charte, ainsi que de 
mettre en csuvre et rfälargir ieur coopä¬ 
ration däs que possible dans le cadre de 
la nägodation en bonne intelligetKe cfun 
accord de base et de protocoles. 

La Confärence de la Chatte europäenne de 
ränergie a parallälement entamä des nägo- 
ciations sur un accord de base - appelä 
plus tard «traitä sur la Charte de ränergie» - 
destinä ä prorrK>uvoir la coopäration irtdus- 
trieOe Est-Ouest en prävoyant des garanties 
juridiques dans des domaines teis que les 
investissements, le transit et le commerce. 
Elle a ägalement commencä des nägocia- 
tions sur des protocoles dans les domaines 
de refftcadtä änergätique, de la süretä nu- 
däaite et des hydrocatbutes, bien que dans 
ce demier cas les nägociations aient ätä 
suspendues jusqu'ä la conclusion du traitä 
sur la Charte de l'änergie. 

Les nägociations relatives au traitä sur la 
Charte de l'änergie et le protocols de la 
Charte de l'änergie sur refficacitä änergä¬ 
tique et les aspects environnementaux 
cormexes se sont terminäes en 1994. 


Le traitä sur la Charte de l'änergie 
III. 

A rissue de ses däiibärations, la Confä¬ 
rence sur la Charte europäenne de ränergie 
a adoptä le texte du traitä sur la Charte de 
l'änergie, ci-apräs dänommä «traitä», qui 
figure ä l'annexe 1, ainsi que les dädsions y 
relatives, qui figurerrt ä l'annexe 2, et eile est 
convenue que le traitä serait ouvert ä la 
signature ä Usbonrre du 17 däcembre 1994 
au 16 juin 1995. 
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Klarstellungen 

IV. 

Mit der Unterzeichnung der Schlußakte 
einigten sich die Vertreter darauf, die fol¬ 
genden Klarstellungen zum Vertrag zu ver¬ 
abschieden: 


1. Zum Vertrag als Ganzes 

a) Die Vertreter unterstreichen, daß die 
Bestimmungen des Vertrags im Be¬ 
wußtsein der besonderen Natur des 
Vertrags vereinbart wurden, der einen 
Rechtsrahmen zur Förderung langfristi¬ 
ger Zusammenarbeit in einem bestimm¬ 
ten Bereich bilden soll, und demzufolge 
nicht als Präzedenzfall im Zusammen¬ 
hang mit anderen internationalen Ver¬ 
handlungen ausgelegt werden können. 

b) Die Bestimmungen des Vertrags 

i) verpflichten eine Vertragspartei 
nicht, den zwingenden Zugang Drit¬ 
ter einzuführen; 

ii) verhindern nicht die Verwendung 
von Preissystemen, die innerhalb ei¬ 
ner bestimmten Verbrauchergruppe 
identische Preise für Kunden an ver¬ 
schiedenen Standorten anwenden. 

c) Abweichungen von der Meistbegünsti¬ 
gungsbehandlung beziehen sich nicht 
auf Maßnahmen, die sich gezielt auf 
einen Investor oder eine Gruppe von 
Investoren beziehen, sondern auf sol¬ 
che, die allgemein angewendet wer¬ 
den. 


2. Zu Artikel 1 Nummer 5 

a) Es besteht Einvernehmen darüber, daß 
der Vertrag keine anderen Rechte auf 
Wirtschaftstätigkeiten verleiht als die 
auf Wirtschaftstätigkeiten im Energie¬ 
bereich. 

b) Folgende Tätigkeiten sind Beispiele für 
eine Wirtschaftstätigkeit im Energiebe¬ 
reich: 

i) Erkundung, Aufsuchung und Förde¬ 
rung beispielsweise von Öl, Gas, 
Kohle und Uran; 

ii) Bau und Betrieb von Energiegewin¬ 
nungsanlagen einschließlich sol¬ 
cher, die mit Windenergie und ande¬ 
ren emeuerbaren Energien betrie¬ 
ben werden; 

iil) Beförderung über Land, Verteilung, 
Speicherung und Lieferung von Pri¬ 
märenergieträgem und Energieer¬ 
zeugnissen, beispielsweise durch 
Übertragungs- und Verteilernetze 
und -femleitungen oder über beson¬ 
dere Schienenwege sowie Bau sol¬ 
cher Einrichtungen einschließlich 
Verlegen von Öl-, Gas- und 
Schlammkohle-Rohrfernleitungen; 


Understandings 

IV. 

By signing the Final Act, the repräsentatives 
agreed to adopt the following Understan¬ 
dings with respect to the Treaty: 


1. With respect to the Treaty as a whole 

(a) The representatives underline that the 
provisions of the Treaty have been 
agreed upon bearing in mind the specific 
nature of the Treaty aiming at a legal 
framework to promote long-term Coope¬ 
ration in a particular sector and as a 
resuK cannot be construed to constitute 
a precedent in the context of other inter¬ 
national negotiations. 

(b) The provisions of the Treaty do not: 

(i) oblige any Contracting Party to intro- 
duce mandatory third party access; 
or 

(ii) prevent the use of pricing Systems 
which, within a particular category of 
Consumers, apply identical prices to 
Customers in different locations. 


(c) Derogations from most favoured nation 
treatment are not intended to cover 
measures which are specific to an In¬ 
vestor or group of Investors, rather than 
applying generaliy. 


2. With respect to Article 1(5) 

(a) It is understood that the Treaty confers 
no rights to engage in economic activi- 
ties other than Economic Activities in the 
Energy Sector. 

(b) The following activities are illustrative of 
Economic Activity in the Energy Sec¬ 
tor: 

(i) prospecting and exploration for, and 
extraction of, e.g., oil, gas, coal and 
uranium; 

(ii) construction and Operation of power 
generation facilities, including those 
powered by wind and other 
renewabte energy sources; 

(iii) land transportation, distribution, stor- 
age and suppiy of Energy Materials 
and Products, e.g., by way of trans- 
mission and distribution grids amf 
Pipelines or dedicated rail lines, and 
construction of facilities for such, in¬ 
cluding the laying of oil, gas, and 
coal-slurry pipelines; 


Clauses interprötatives 
IV. 

En signant l’Acte final, les repräsentants 
sont convenus d’adopter les clauses inter- 
prötatives suivantes concemant le traitä: 


1. En oe qui conceme l’ensemble du traitä 

a) Les repräsentants soulignent que les 
dispositions du traitä ont ätä convenues 
en considäiation de la nature späcifique 
du traitä, qui vise ä ätablir un cadre 
juridique destinä ä promouvoir une co- 
opäration ä long terme dans un secteur 
particulier, et qu'elles ne peuvent par 
consäquent ätre interprätäes comme 
constituant un präcädent dans le cadre 
d’autres nägociations internationales. 

b) Les dispositions du traitä: 

i) n’obligenf aucune partie contractan- 
te ä instituer un accäs obligatoire 
des tiers; ou 

ii) n’empächent pas l’utilisation de sys- 
tämes de fixation des prix qui appli- 
queraient, ä l’intärieur d'une catä^ 
rie dätenninäe de consommateurs, 
des prix identiques ä des clients si- 
tuäs en diffärents endroits. 

c) Les därogations ä la clause de la rtation 
la plus favorisäe ne sont pas destinäes ä 
couvrir les mesures späcifiques pour un 
investisseur ou un groupe cflnvestis- 
seurs, au lieu de s’appliquer de maniäre 
gänätale. 


2. En ce qui conceme l'article 1* point 5 

a) II est entendu que le traitä ne confäre 
aucun droit de se livrer ä des activitäs 
äconomiques autres que les activitäs 
äconomiques du secteur de l’änergie. 

b) Les activitäs suivantes constituent des 
exemples (factivitäs relevant des acti¬ 
vitäs äconomiques du secteur de 
l’änergie: 

i) la prospection, l'explorätion et 
l’extraction de pätrole, de gaz, de 
charbon et d’uranium, par exemple; 

ii) la construction et l'exploitation de 
centrales älectriques, y compris les 
centrales tirant leur änergie du vent 
ou d’autres sources d’änergie re- 
nouvelables; 

iii) le trartsport par voie terrestre, la dis¬ 
tribution, le stockage et la foumiture 
de matiäres et de produits änergäti- 
ques, par exemple au moyen de rä- 
seaux et de pipelines ou de lignes 
ferroviaires späciales de transmis- 
sion et de distribution, ainsi que la 
construction d’äquipements ä ces 
fins, y compris la pose d’oläoducs, 
de gazoducs et de conduites pour 
l’acheminement de boues de char- 
bon; 
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iv) Beseitigung und Endlagening von 
Abfällen aus energietechnischen 
Einrichtungen wie Kraftwerken, ein¬ 
schließlich radioaktiver Abfälle aus 
Kernkraftwerken; 

v) Stillegung energietechnischer Ein¬ 
richtungen einschließlich Bohrplatt¬ 
formen, Ölraffinerien und Kraftwer¬ 
ken; 

vi) Vermarktung und Verkauf von Pri¬ 
märenergieträgem und Energieer¬ 
zeugnissen sowie Handel damit, bei¬ 
spielsweise Benzinverkauf an End¬ 
verbraucher, 

vii) Forschungs-, Beratungs-, Pla- 
nungs-, Geschäftsführungs- und 
Entwicklungsarbeiten im Zusam¬ 
menhang mit den genannten Tätig- 
keften, einschließlich solcher zur 
Verbessening der Energieeffizienz. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 6 

Um Klarheit darüber zu erlangen, ob eine im 
Gebiet einer Vertragspartei vorgenommene 
Investition unmittelbar oder mittelbar von 
einem Investor einer anderen Vertragspar¬ 
tei kontrolliert wird, bedeutet Kontrolle einer 
Investition die faktische Kontrolle, die nach 
Prüfung der tatsächlichen Umstände in je¬ 
der Situation festgestellt wird. Bei einer sol¬ 
chen Prüfung sind alle einschlägigen Fakto¬ 
ren zu berücksichtigen, darunter 

a) die finanziellen Beteiligungen des Inve¬ 
stors, einschließlich seiner Eigentums¬ 
rechte an der Investition; 

b) die Fähigkeit des Investors, wesentli¬ 
chen Einfluß auf die Geschäftsführung 
und die Arbeit der Investition auszu- 
Oben; 

c) die Fähigkeit des Investors, wesentli¬ 
chen Einfluß auf die Auswahl der Mit¬ 
glieder des Verwaltungsgremiums (Vor¬ 
stand beziehungsweise Verwaitungsrat) 
auszuüben. 

Bestehen Zweifel, ob ein Investor eine Inve¬ 
stition unmittelbar oder mittelbar kontrolliert, 
so obliegt ctem Investor, der sich auf eine 
solche Kontrolle beruft, die Beweispflicht für 
das Vorhandensein der Kontrolle. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 8 

Im Einklang mit der australischen Politik der 
Auslandsinvestitionen gilt die Errichtung 
eines neuen Bergbau- oder Rohstoffver¬ 
arbeitungsbetriebs in Australien mit einer 
Gesamtinvestition von 10 Mio. AUD oder 
mehr durch einen ausländischen Investor 
als Vornahme einer neuen Investition, auch 
wenn der betreffende Investor bereits ein 
ähnliches Unternehmen in Australien be¬ 
treibt. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 12 

Die Vertreter erkennen an, daß ein ange¬ 
messener und wirksamer Schutz der Rech- 


(iv) removal arvi cSsposai of wastes from 
energy related facilities such as power 
statkxis, including radioeictive wastes 
from nudear povirer stations; 


(v) decommissioning of energy related 
facilities, including oil rigs, oil refine- 
ries and power generating piants; 


(vi) marketing and sale of, and trade in 
Energy Materials and Products, e.g., 
retail sales of gasoline; and 


(vii)research, Consulting, pianning, man¬ 
agement and design activities rela¬ 
ted to the activities merrtioned above, 
including those aimed at Improving 
Energy Efficierx^. 


3. With respect to Article 1(6) 

For greater clarity as to whether an Invest¬ 
ment made in the Area of one Contracting 
Party is controlied, directly or indirectly, by 
an Investor of any other Contracting Party, 
Control of an Investment means control in 
fact, detemnined after an examination of the 
actual circumstances in each Situation. In 
any such examination, all relevant factors 
should be considered, including the In¬ 
vestors 

(a) financial Interest, including equity Inter¬ 
est, in the Investment; 

(b) ability to exercise substantial influence 
over the management and Operation of 
the Investment: and 

(c) ability to exercise substantial influence 
over the selection of members of the 
board of directors or any other mana- 
ging body. 

Where there is doubt as to whether an In¬ 
vestor Controls, directly or indirectly, an In^ 
vestment, an Investor claiming such control 
has the bürden of proof that such control 
exists. 

4. With respect to Article 1(8) 

Consistent with Australia’s foreign Invest¬ 
ment policy, the establishment of a new 
mining or raw materials Processing project 
in Australia with total Investment of $A 10 
million or more by a foreign Interest, even 
where that foreign Interest is already opera- 
ting a similar business in Australia, is con¬ 
sidered as the making of a new Invest¬ 
ment. 

5. With respect to Article 1(12) 

The representatrves recognize the necessi- 
ty for adequate and effective protection of 


iv) l'enlävement et l'älimination des dä- 
chets provenant d'installations liäes 
ä l’änergie, telles que les centrales 
älectriques, y compris les dächets 
radioactifs provenant des centrales 
nucläaires; 

v) le däciassement des installations 
liäes ä l'änergie, y compris les pla- 
tes-formes pätroliäres, les raffineries 
de pätrole et les centrales älectri- 
ques; 

vi) la commercialisation, la vente et les 
ächanges de matiäres et de produits 
änergätiques, par exemple la vente 
d'essence au dätail; et 

vii) les activitäs de recherche, de 
Conseil, de planification, de gestion 
et de conception liäes aux acUvitäs 
mentionnäes d-dessus, y compris 
celles visant ä amäliorer fefficacitä 
änergätique. 

3. En C8 qui conceme l’article 1* point 6 

Pour permettre de däterminer avec plus de 
clartä si un investissement räalisä dans la 
Zone d’une partie contractante est contrölä, 
directement ou indirectement, par un inves- 
tisseur d’une autre partie contractante, on 
entend par «contröle d'un investissement» 
le contröle de fait, effectuä apräs un exa- 
men des äläments concrets de chaque Si¬ 
tuation. Lors de cet examen, tous les älä- 
ments pertinents devraient ätre pris en 
considäration, et notamment; 

a) rintärät financier de l’investisseur, y 
compris l’intärät de participation, dans 
l’investissement; 

b) la capacitä de l’investisseur ä exercer 
une influence substantielle sur la ges¬ 
tion et l’exploitation de l’investissement; 
et 

c) la capacitä de l'investisseur ä exercer 
une influence substantielle sur la sälec- 
tion des membres du conseil d'adminis- 
tration ou de tout autre organe de direc- 
tion. 

En cas de doute sur le point de savoir si 
l’investisseur contröle, directement ou indi¬ 
rectement, un investissement, l’investisseur 
revendiquant ce contröle doit foumir la 
preuve de l’existence de ce contröle. 

4. En ce quI conceme l’aiHcle 1** pdnt 8 

En conformitä avec la politique de rAustralie 
en matiäre d’investissements ätrangers, le 
lancement d’un nouveau projet d’extraction 
ou de traitement de matiäres premiäres en 
Australie, avec un investissement total de 
10 millions de dollars australiens ou davan- 
tage par un intäröt Pranger, est considärä 
comme un nouvel investissement, mäme 
lorsque cet intärät ätranger exploite däjä 
une entreprise similaire en Australie. 

5. En ce qui conceme i’aiticle 1'point 12 

Les repräsentants reconnaissent la näces- 
sitä d’une protection adäquate et efticace 
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te des geistigen Eigentums nach höchsten 
international anerkannten Normen notwen¬ 
dig ist. 


6. Zu Artikel 5 Absatz 1 

Die Zustimmung der Vertreter zu Artikel 5 ist 
nicht so auszulegen, als bedeute sie eine 
Stellungnahme zu der Frage, ob oder in 
welchem Umfang die Bestimmungen des 
Übereinkommens über handelsbezogene 
Investitionsmaßnahmen, das der Schluß¬ 
akte der Uruguay-Runde über multilaterale 
HandetsverharKlIungen beigefügt ist, in die 
Artikel III und XI des GATT mit einbegriffen 
sind. 


7. Zu Artikel 6 

a) Das in Artikel 6 Absatz 2 genannte ein¬ 
seitige und abgestimmte wettbewerbs¬ 
widrige Verhalten ist von jeder Vertrags¬ 
partei im Einklang mit ihren Gesetzen 
festzulegen und kann rücksichtslosen 
Mißbrauch umfatssen. 

b) „Gesetze durchsetzen* umfaßt Maßnah¬ 
men aufgrund der Wettbewerbsgesetze 
einer Vertragspartei durch Untersu¬ 
chungen, rechtliche Verfahren oder Ver¬ 
waltungsmaßnahmen sowie durch Ent¬ 
scheidungen oder neue Gesetze, mit 
denen eine Genehmigung erteilt oder 
verlängert wird. 


8. Zu Artikel 7 Absatz 4 

Die anwendbaren Rechtsvorschriften 
schließen Bestimmungen über Umwelt¬ 
schutz, Bodennutzung, Sicherheit oder 
technische Normen ein. 


9. Zu den Artikeln 9 und 10 sowie Teil V 

Stehen Programme einer Vertragspartei für 
öffentliche Darlehen, Zuschüsse, Bürg¬ 
schaften oder Versichenjngen zur Erleichte¬ 
rung des Außenhandels oder von Auslands¬ 
investitionen nicht mit Investitionen oder da¬ 
mit zusammenhängenden Tätigkeiten von 
Investoren anderer Vertragsparteien in ih¬ 
rem Gebiet im Zusammenhang, so können 
sie von Eirrschränkungen abhängig ge¬ 
macht werden, rt'e sich auf die Beteiligung 
an ihnen beziehen. 


10. Zu Artikel 10 Absatz 4 

Der Zusatzvertrag wird die Bedingungen 
festlegen, unter denen die in Artikel 10 Ab¬ 
satz 3 beschriebene Behandlung anzuwen¬ 
den ist Die Bedingungen schließen unter 
anderem Bestimmungen über den Verkauf 
oder die sonstige Entäußerung staatlicher 
Venoögenswerte (Privatisierung) und den 
Abbau von Monopolen (Entmonopolisie- 
rung) ein. 


Intellectual Property rights according to the 
highest intemationally-accepted Standards. 


6. Wlth respect to Article 5(1) 

The repräsentatives’ agreement to Article 5 is 
not meant to imply any position on whether 
or to what extent the provisions of the 
“Agreement on Trade-Related Investment 
Measures’ annexed to the Final Act of the 
Uruguay Round of Multilateral Trade Nego- 
tiations are implicit in articles III and XI of the 
GATT. 


7. wnh respect to Article 6 

(a) The unilateral and concerted anti-com- 
petitive conduct referred to in Article 6(2) 
are to be defined by each Contracting 
Party in accordance with its laws and 
rrray include exploitative abuses. 

(b) “Enforcemenr and “enforces" include 
action under the competition laws of a 
Contracting Party by way of investiga- 
tion, legal proceeding, or administrative 
action as well as by way of any decision 
or further law granting or continuing an 
authorization. 


8. With respect to Article 7(4) 

The applicable legislation would include 
provisions on environmental protection, 
land use, safety, or technical Standards. 


9. WKh respect to Articles 9, 10 and 
Part V 

As a Contracting Part/s programmes which 
provide for public loans, grants, guarantees 
or Insurance for facilitating trade or Invest¬ 
ment abroad are not connected with Invest¬ 
ment or related activities of Investors from 
other Contracting Parties in its Area, such 
programmes may be subject to constraints 
with respect to participation in them. 


10. With respect to Article 10(4) 


The supplementary treaty will specify condi- 
tions for applying the Treatment described 
in Article 10(3). Those conditions will in¬ 
clude. inter alia, provisiorrs relating to the 
sale or other divestment of state assets 
(privatization) stkI to the dismantling of 
monopolies (demonopolization). 


des droits de propriötö intellectuelle, en 
conformitö avec les normes les plus äleväes 
intemationalement acceptöes. 


6. En ce qui conceme l’artlcle 5 para- 
graphe 1 

L'accord des reprösentants sur l’aiticle 5 ne 
signifie pas qu’il constitue implicitement une 
Position quelconque sur la question de sa- 
voir si, et dans quelle mesure, les disposi- 
tions de l’accord relatif aux mesures d’in- 
vestissement liöes au commerce, annexä ä 
l’Acte final des nägociations commerciales 
multilatörales de l’Uruguay Round sont im- 
plicites dans les articles III et XI du GATT. 


7. En cs quI conceme l’artlcle 6 

a) Le comportement anticoncurrentiel uni- 
latäral et concertä visä ä l’article 6 para- 
graphe 2 ddt ätre däfini par chaque 
Partie contractante conformöment ä sa 
lägislation et peut inclure les exploita- 
tions abusives. 

b) Les temnes «application» et «applique» 
visent toute mesure prise confonnöment 
ä la lägislation sur la concurrence d’une 
Partie contractante, sous forme d’en- 
quöte, de procädure judiciaire ou de me¬ 
sure administrative ou sous forme de 
döcision ou de nouvelle loi accordant ou 
prorogeant une autorisation. 


8. En ce qui conceme rarticle 7 para- 
graphe 4 

La lögislation applicable comprend en prin¬ 
cipe les dispositions en matiäre de protec¬ 
tion de l’environnement, cfutilisation des 
terres, de söcuritö ou de normes techni- 
ques. 


9. En ce qui conceme les articles 9 et 10 
et la Partie V 

Etant donnä que les programmes d’une Par¬ 
tie contractante qui accorde des präts, 
subventions, garanties ou assurances pu- 
blics en vue de faciliter les ächanges ou les 
investissements ä l’ötianger ne sont pas liös 
ä des investissements ou ä des activitös 
connexes d’investisseurs d*autres parties 
contractantes opärant dans sa zone, ces 
programmes peuvent faire Pobjet de restric- 
tions en ce qui coixeme la participation ä 
ceux-ci. 


10. En ca qui conceme l’aiticle 10 para- 
graphe 4 

Le traitä complämentaire präcisera les 
conditions d’application du traKement däfini 
ä l’artide 10 paragraphe 3. Ces conditions 
comprendront, entre autres, des cksposi- 
tions relatives ä la vente ou ä toute autre 
cession de biens publics (privatisation) et au 
dömantälement de morvipoles (dämonopo- 
lisation). 
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11. Zu Artikel 10 Absatz 4 und Artikel 29 
Absatz 6 

Die Vertragsparteien können eine Verbin¬ 
dung zwischen Artikel 10 Absatz 4 und Arti¬ 
kel 29 Absatz 6 in Betracht ziehen. 


12. Zu Artikel 14 Absatz 5 

Es wird erwartet, daß eine Vertragspartei, 
die eine Übereinkunft nach Artikel 14 Ab¬ 
satz 5 schließt, dafür sorgt, daß die Bedin¬ 
gungen der Übereinkunft nicht den Pflichten 
der Vertragspartei aus dem Abkommen 
Ober den internationalen Währungsfonds 
zuwiderlaufen. 


13. Zu Artlksl 19 Absatz 1 Buchstabe I 

Jede Vertragspartei entscheidet selbst, in 
welchem Umfang die Bewertung und Über¬ 
wachung der Umweltauswirkungen recht¬ 
lichen Anforderungen unterliegen sollen, 
welche Behörden für Entscheidungen im 
Zusammenhang mit solchen Anforderungen 
zuständig und welche Verfahren anzuwen¬ 
den sind. 


14. Zu den Artikeln 22 und 23 

Hinsichtlich des unter Artikel 29 fallenden 
Handels mit Primärenergieträgem und 
Energieerzeugnissen legt jener Artikel die 
einschlägigen Bestimmungen für die in den 
Artikeln 22 und 23 geregelten Angelegen¬ 
heiten fest. 


15. Zu Artikel 24 

Die im GATT und in den dazugehörigen 
Rechtsakten enthaltenen Ausnahmen gel¬ 
ten, wie in Artikel 4 anerkannt, zwischen 
bestimmten Vertragsparteien, die Vertrags¬ 
parteien des GATT sind. Hinsichtlich des 
unter Artikel 29 fallenden Handels mit Pri¬ 
märenergieträgem und Energieerzeugnis¬ 
sen legt jener Artikel die einschlägigen Be¬ 
stimmungen für die in Artikel 24 geregelten 
Angelegenheiten fest. 


16. Zu Artlkal 26 Absatz 2 Buchstabe a 

Artikel 26 Absatz 2 Buchstabe a ist nicht so 
auszulegen, als verlange er von einer Ver¬ 
tragspartei, Teil III des Vertrags in ihr inner¬ 
staatliches Recht umzusetzen. 


17. Zu den Artikeln 26 und 27 

Die Bezugnahme auf vertragliche Verpflich¬ 
tungen im vorletzten Satz des Artikels 10 
Absatz 1 schließt Beschlüsse internationa¬ 
ler Organisationen, auch wenn sie rechts¬ 
verbindlich sind, sowie Verträge, die vor 
dem 1. Januar 1970 in Kraft getreten sind, 
nicht ein. 


11. WithrespecttoAitlcIes 10(4) and 29(6) 


Contracting Parties rhay consider any Con¬ 
nection between the provisions of Article 
10(4) and Article 29(6). 


12. WHh reapact to Article 14(5) 

n is intended that a Contracting Party which 
entere into an agreement referred to in Arti¬ 
cle 14(5) ensure ftiat the conditions of such 
an agreement are not in contradiction with 
that Contracting Part/s obligations under 
the Articles of Agreement of the Internatio¬ 
nal Monetary Fund. 


13. With reapact to Article 19(1X1) 

It is for each Corftracting Party to decide the 
extent to which the assessmerft and monito- 
ring of Environmental Impacts should be 
subject to legal requirements, the authori- 
ties competent to take decisions in relation 
to such requirements, and the appropriate 
procedures to be fotlowed. 


14. With reapect to Articlea 22 and 23 

With regard to trade in Energy Materials and 
Products govemed by Article 29, that Article 
specifies the provisions relevant to the sub- 
jects covered by Articles 22 and 23. 


15. With reapect to Article 24 

Exceptkrns contained in the GATT and Re¬ 
lated Instruments apply between particular 
Contracting Parties which are parties to the 
GATT, as recognized by Article 4. With re- 
spect to trade in Energy Materials and Pro¬ 
ducts govemed by Article 29, that Article 
specifies the provi^ns relevant to the sub- 
jects covered by Article 24. 


16. With reapact to Article 26(2Xa) 

Article 26(2)(a) should not be interpreted to 
require a Contracting Party to enact Part III 
of the Treaty into its domestic law. 


17. With reapect to Articlea 26 and 27 

The reference to treaty obligatiorrs in the 
penultimate sentence of Article 10(1) does 
not indude decisions taken by international 
organizations, even if they are legally bind- 
ing, or treaties which entered into force be- 
fore 1 January 1970. 


11. En ce qui conceme l’artlcie 10 para- 
graphe 4 et l'artide 29 paragraj^ 6 

Les parties contractantes peuvent envisa- 
ger de faire un lien entre les dispositions de 
l’artide 10 paragraphe 4 et celles de l'arti- 
cle 29 paragraphe 6. 

12. En ce qui conceme l'atticle 14 para¬ 
graphe 5 

II est considärä qu’une partie contractante 
qui devient partie ä un accord visä ä l’artida 
14 paragraphe 5 devra veiller ä ce que les 
conditions de cet accord rte soient pas en 
contradiction avec les obligations de cette 
partie contractante qui däcoulent du Statut 
du Fonds monätaire international. 


13. En ce qui conceme l’artlcie 19 para¬ 
graphe 1 poInt I) 

II appartlent ä chaque partie contractante de 
döcider dans quelle mesure l'ävaluation et 
la sunreillance de l’impact environnemental 
doivent faire l’objet de prescriptions juridi- 
ques, de däterminer les autoritte corrtpäten- 
tes appeltes ä prendre des dteisions au 
Sujet de ces prescriptions, ainsi que de fixer 
les procädures approprites ä suivre. 

14. En ce qui conceme lea articles 22 
et 23 

Pour ce qui est des ächanges de matiäres 
et de produits änergätiques rägis par l'arti- 
de 29, celui-ci indique les dispositions rela¬ 
tives aux questions couvertes par les arti¬ 
cles 22 et 23. 


15. En ce qui conceme l'artlcle 24 

Les exceptions figurant dans te GATT et les 
Instruments connexes s'appliquent entre les 
parties contractantes corx^mtes qui sont 
parties au GATT, comme le reconnalt l’arti- 
cle 4. Pour ce qui est des ächanges de 
matiäres et de produits änergätiques rägis 
par rarticle 29, celui-d indique les disposi¬ 
tions relatives aux questions couvertes par 
l’artide 24. 


16. En ce qui conceme l’artlcle 26 para¬ 
graphe 2 poInt a) 

L’artide 26 paragraphe 2 point a) ne devrait 
pas ätre interprätä comme exigeant d’une 
partie contractante qu’elle transpose la 
partie III du traitä dans sa lägislation natio¬ 
nale. 


17. En ce qui conceme les articles 26' 
et 27 

La räfärence aux obligations convention- 
nelles falte dans ravant-demiäre phrase de 
l’artide 10 paragraphe 1 n’indut pas les 
däcisions prises par des organisations in¬ 
ternationales, mäme si eiles sont juridique- 
ment contraignantes, ni les traitte enträs en 
vigueur avant le 1“ janvier 1970. 
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18. Zu Artikel 29 Absatz 2 Buchstabe a 

a) Sieht eine in diesem Absatz genannte 
Bestimmung des GATT 1947 oder eines 
dazu gehörigen Rechtsinstruments ein 
gemeinsames Tätigwerden von Ver¬ 
tragsparteien des GATT vor, so wird 
entartet, daß die Chartakonferenz tätig 
wird. 

b) Die Formulierung „wie sie am 1. März 
1994 angewandt wurden und in bezug 
auf die Primärenergieträger und Ener¬ 
gieerzeugnisse von den Vertragspartei¬ 
en des GATT 1947 untereinander prakti¬ 
ziert werden“ ist nicht für Fälle gedacht, 
in denen eine Vertragspartei des GATT 
sich auf Artikel XXXV deS GATT berufen 
hat und damit die Anwendung des 
GATT gegenüber einer anderen Ver¬ 
tragspartei des GATT aussetzt, gleich¬ 
wohl aber de facto einige Bestimmun¬ 
gen des GATT gegenüber jener ande¬ 
ren Vertragspartei des GATT einseitig 
anwendet. 

19. Zu Artikel 33 

Die vorläufige Chartakonferenz soll zum frü¬ 
hestmöglichen Zeitpunkt entscheiden, wie 
das Ziel des Titels III der Europäischen 
Energiecharta am besten zu verwirklichen 
ist, nämlich daß Protokolle in Bereichen der 
Zusammenarbeit, wie sie unter Titel III der 
Charta aufgeführt sind, ausgehandelt wer¬ 
den. 

20. Zu Artikel 34 

a) Der vorläufige Generalsekretär sollte 
sich umgehend mit anderen internatio¬ 
nalen Gremien in Verbindung setzen, 
um festzustelien, unter welchen Bedin¬ 
gungen diese bereit wären, aus dem 
Vertrag und der Charta entstehende 
Aufgaben zu übernehmen. Der vorläufi¬ 
ge Generalsekretär könnte der vorläufi¬ 
gen Chartakonferenz auf der Sitzung, 
die nach Artikel 45 Absatz 4 spätestens 
180 Tage nach dem Tag einzuberufen 
ist, an dem der Vertrag zur Unterzeich¬ 
nung aufgelegt wird, Bericht erstatten. 

b) Die Chartakonferenz soll den jährlichen 
Haushalt vor Beginn des Haushaltsjahrs 
beschließen. 

21. Zu Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe m 

Die technischen Änderungen der Anlagen 
könnten zum Beispiel die Streichung von 
Nichtunterzeichnem oder von Unterzeich¬ 
nern. die Ihre Absicht bekundet haben, nicht 
zu ratifizieren, aus der Liste beziehungswei¬ 
se Erweiterungen der Anlagen N und VC 
umfeissen. Es wird erwartet, daß derartige 
Ändeoingen im gegebenen Fall der Charta¬ 
konferenz vom Sekretariat vorgeschlagen 
werden. 

22. Zu Anlage TFU Absatz 1 

a) Haben einige Vertragsparteien einer in 
Absatz 1 genannten Übereinkunft den 


18. Wtth reapect to Article 29(2Xa) 

(a) Where a Provision of GATT 1947 or a 
Related Instrument referred to in this 
Paragraph provides for joint action by 
partles to the GATT, it is intended that 
the Charter Conference take such ac¬ 
tion. 

(b) The notion “applied on 1 March 1994 
and practised with regard to Energy Ma¬ 
terials and Products by parties to GATT 
1947 among themselves” is not inten¬ 
ded to refer to cases where a party to 
the GATT has invoked article XXXV of 
the GATT, thereby disapplying the 
GATT vis-ä-vis another party to the 
GATT, but nevertheless applies unilate- 
rally on a de facto basis some provisions 
of the GATT vis-ä-vis that other party to 
the GATT. 


19. WIth respect to Article 33 

The provisional Charter Conference should 
at the earllest possible date decide how 
best to give effect to the goal of Title III of 
the European Energy Charter that Protocols 
be negotiated in areas of Cooperation such 
as those listed in Title III of the Charter. 


20. With respect to Article 34 

(a) The provisional Secretary-General 
should make immediate contact with 
other international bodies in Order to 
discover the terms on which they might 
be Willing to undertake tasks arising 
from the Treaty and the Charter. The 
provisional Secretary-General might re- 
port back to the provisional Charter Con¬ 
ference at the meeting which Article 
45(4) requires to be convened not later 
than 180 days after the opening date for 
signature of the Treaty. 

(b) The Charter Conference should adopt 
the annual budget before the beginning 
of the financial year. 

21. With respect to Article 34(3Km) 


The technical changes io Annexes might for 
instance include, deiisting of non-signato- 
ries or of Signatories that have evinced their 
Intention not to ratify, or additions to An¬ 
nexes N and VC. It is intended that the 
Secretariat would propose such changes to 
the Charter Conference when appropriate. 


22. WHh respect to Annex TFU(1) 

(a) If some of the parties to an agreement 
referred to in paragraph (1) have not 


18. En oe qui conoeme l’artlcle 29 pars- 
grapha 2 point a) 

a) Lorsqu'une disposition du GATT 1947 
ou d’un Instrument conrtexe visäe au 
point citä prävoit une action conjointe 
des parties au GATT, il est considärä 
que cette action devra ätre entreprise 
par la Confärence de la Charte. 

b) L’expression «tels qu’ajspliquös le 
1** mars 1994 et pratiquös, en ce qui 
conceme les matiäres et les produits 
änergätiques, par les parties au GATT 
1947 entre elles» ne vise pas les cas oü 
une Partie au GATT invoque l'article 
XXXV du GATT, däcidant par lä de ne 
pas appliquer le GATT vis-ä-vis d’une 
autre partle au GATT, mais implique 
näanmoins l'application de facto, sur 
une base unilatärale, de certaines dis- 
positions du GATT vis-ä-vis de cette 
autre partie au GATT. 


19. En ce qui conceme l’article 33 

La Confärence provisoire de la Charte de- 
vrait, däs que possible, dädder de la meil- 
leure fagon de donner effet au but du titre III 
de la Charte europäenne de l’änergie, ä 
savoir la nägociation de protocoles dans 
des domaines de coopäration tels que ceux 
änumäräs au titre III de la Charte. 


20. En ce qui conceme l’article 34 

a) Le Secrätaire gänäral provisoire devrait 
prendre immädiatement contact avec 
les autres Instances internationales afin 
de dätemilner les conditions auxquelles 
elles seraient disposäes ä se charger de 
täches däcoulant du traitä et de la 
Charte. II pourrait faire rapport ä la 
Confärence provisoire de la Chatte lors 
de la räunion qui, aux termes de l’arti- 
de 45 paragraphe 4, doit ätre convo- 
quäe au plus tard 180 jours apräs la 
date d’ouverture ä la signature du trai¬ 
tä. 

b) La Confärence de la Charte devrait 
adopter le budget annuel avant le däbut 
de l’exercice financier. 

21. En ca qui concama l’articia 34 para- 
grapha 3 point m) 

Les modifications techniques des annexes 
pourraient Inclure, par exemple, la radiation 
des pays non signataires ou signataires qui 
ont manifestä leur Intention de ne pas rati- 
fier, ou des additions aux annexes N et VC. 
II est considärä que le Secrätariat devrait 
proposer cas mockfications ä la Confärence 
de la Charte au moment opportun. 


22. En ca qui concama l'annaxa TFU 
paragraphe 1 

a) Si certaines des parties ä un accord visä 
au paragraphe 1 n’ont pas signä le traitä 
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Vertrag nicht innerhalb der für die Notifi¬ 
kation vorgeschriebenen Frist unter¬ 
zeichnet oder sind sie ihm nicht entspre¬ 
chend beigetreten, so können diejeni¬ 
gen Vertragsparteien der Übereinkunft, 
die den Vertrag unterzeichnet heiben 
oder ihm beigetreten sind, in ihrem Na¬ 
men notifizieren. 

b) Die Notwendigkeit, Übereinkünfte rein 
kommerziellen Charakters generell zu 
rK>tifizieren, wird nicht ins Auge gefaßt, 
weil derartige Übereinkünfte nicht die 
Frage der Einhaltung des Artikels 29 
Absatz 2 Buchstabe a aufwerfen dürf¬ 
ten, selbst wenn sie von staatlichen 
Stellen geschlossen werden. Die Char¬ 
takonferenz könnte irKlessen für Zwek- 
ke der Anlage TFU klären, welche Arten 
von Übereinkünften nach Artikel 29 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b notifiziert werden 
müssen und welche nicht. 

Erklärungen 

V. 

Die Vertreter erklärten, daß Artikel 18 Ab¬ 
satz 2 nicht so auszulegen ist, als sei es 
erlaubt, die Anwendung der anderen Be¬ 
stimmungen des Vertrags zu umgehen. 

VI. 

Die Vertreter nahmen von folgenden Erklä¬ 
rungen Kenntnis, die zum Vertrag abgege¬ 
ben wurden: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 6 

Die Russische Föderation wünscht, daß in 
den Verhandlungen über den in Artikel 10 
Absatz 4 genannten Zusatzvertrag die 
Frage der Bedeutung nationaler Rechtsvor¬ 
schriften in bezug auf die Kontrolle, wie in 
der Klarstellung zu Artikel 1 Absatz 6 aus¬ 
gedrückt, erneut überdacht wird. 


2. Zu Artikel 5 und Artikel 10 Absatz 11 

Australien merkt an, daß Artikel 5 und Arti¬ 
kel 10 Absatz 11 seine Rechte und Pflichten 
aus dem GATT nicht beeinträchtigen; dazu 
gehören auch Jene, wie sie in den Überein¬ 
kommen der Uruguay-Runde über handels¬ 
bezogene InvestitionsrTtaßnahmen erarbei¬ 
tet wurden, insbesondere im Hinblick auf 
die Liste der Ausnahmen nach Artikel 5 Ab¬ 
satz 3, die es als nicht vollständig ansieht. 

Australien merkt ferner an, daß es nicht 
angemessen wäre, wenn aufgrund des Ver¬ 
trags geschaffene Streitbeilegungsorgane 
im Rahmen von Streitigkeiten zwischen 
Vertragsparteien des GATT oder zwischen 
einem Investor einer Vertragspartei des 
GATT und einer anderen Vertragspartei des 
GATT Auslegungen der Artikel III und XI 
des GATT vornehmen würden. Es ist der 
Ansicht, daß hinsichtlich der Anwendung 
des Artikels 10 Absatz 11 in einer Streitig¬ 
keit zwischen einem Investor und einer Ver¬ 
tragspartei des GATT die einzige nach Arti- 


signed or acceded to the Treaty at the 
time required for notification, those par- 
ties to the agreement which have signed 
or acceded to the Treaty may notify on 
their behalf. 


(b) The need in general for notification of 
agreements of a purely commercial na- 
ture is not foreseen because such 
agreements should rwt raise a question 
of compliance with Article 29<2)(a), even 
when they are entered into by state 
agencies. The Charter Conference 
could, however, clarify for putposes of 
Annex TFU which types of agreements 
referred to in Article 29(2)(b) require no¬ 
tification under the Annex and which 
types do not. 


Declarations 

V. 

The representatives declared that Arti¬ 
cle 18(2) shall not be construed to allow the 
circumvention of the application of the other 
provisions of the Treaty. 

VI. 

The representatives also noted the follow- 
ing Declarations that were made with re- 
spect to the Treaty: 

1. With respect to Article 1(6) 

The Russian Federation wishes to have re- 
conskJered, in negotiations with regard to 
the supplementary treaty referred to in Arti¬ 
cle 10(4), the question of the importance of 
nation^ legislation with respect to the issue 
of Control as expressed in the Understand- 
ing to Article 1(6). 


2 . With respect to Articles 5 and 10(11) 

Austrafia notes that the provisions of Arti¬ 
cles 5 and 10(11) do not diminish its rights 
and Obligations under the GATT, including 
as elaborated in the Uruguay Round Agree¬ 
ment on Trade Related Investment 
Measures, parficuiaiiy with respect to the 
list of exceptions in Article 5(3), which it 
considers incomplete. 

Australia further notes that it would not be 
appropriate for dispute Settlement bodies 
established utKier the Treaty to give inter- 
pretatkms of GATT articles III and XI in the 
context of disputes between partes to the 
GATT or between an Investor of a party to 
the GATT and another party to the GATT. It 
considers that with respect to the applica¬ 
tion of Article 10(11) between an Investor 
and a party to the GATT, the only issue that 
can be considered under Article 26 is the 
issue of the awards of arbitration in the 
event that a GATT panel or the WTO dis- 


ou n’y ont pas adhärä au moment requis 
pour la notification, les parties ä faocord 
qui ont signä le traitä ou y ont adhärä 
peuvent faire une notification en leur 
nom. 


b) II n'est pas prävu qu’il sera näcessaire 
de notifier de fagon gänärale les accords 
de nature purement commercieüe ätant 
donnä que ces accords ne posent pas 
de probläme de oonformitä avec l'artic- 
le 29 paragraphe 2 point a), mäme lors- 
qu’ils sont condus par des organismes 
publics. La Confärence de la Charte 
pourrait toutefois präciser, aux fins de 
l’annexe TFU, lee types d’accords visäs 
ä l’article 29 paragraphe 2 point b) qui 
requiärent une notification en vertu de 
l'annexe et ceux qui n’en requiärent 
pas. 

Däciarations 

V. 

Les repräsentants däclarent que l’aiticle 18 
paragraphe 2 ne doit pas ätra interprätä 
comme permettant de circonvenir fapplica- 
tion des autres dispositions du traitä. 

VI. 

Les repräsentants prennent ägalement acte 
des däclarations suivantes faites au sujet 
du traitä: 

1. En ce qui conceme l’articto 1” point 6 

La Fädäration de Russie souhaite que seit 
reconsidärä, dans le cadre des nägocia- 
tions relatives au traitä complämentaire visä 
ä l’article 10 paragraphe 4, le röle de la 
lägislation nationale en ce qui corx»me la 
question du contröle teile que formuläe 
dans la clause interprätative relative ä farti- 
cle 1” paragraphe 6. 

2. En ce qui conceme l’article 5 et l’arti- 
cle 10 paraqraphe 11 

L'Australie note que les dispositions de 
l’aitide 5 et de l'article 10 paragraphe 11 ne 
diminuent peis les droits et obligations dä- 
coulant du GATT, y compris ceux prävus 
dans faccord relatif aux mesures efinvestis- 
sement liäes au commerce, notamment en 
ce qui conceme la liste des exceptions figu- 
rarrt ä l'article 5 paragraphe 3, liste qu’elle 
estime irKxxnpläte. 

L'Australie note en outre qu’U ne serait pas 
appropriä que les Organes de räglement 
des dUfärends instituäs par le traitä donnent 
des irtteqxätations des articles III et XI du 
GATT dans le cadre de diffärends opposant 
des parties au GATT ou un investisseur 
d’une Partie au GATT et une autre partie au 
GATT. Elle considäre que, pour ce qui est 
de l’application de faiticle 10 paragraphe 11 
entre un investisseur et une partie au GATT, 
la seule question susceptible d’ätre exami- 
näe dans le cadre de l’article 26 est celle 
des sentences arbitrales dans le cas oü un 
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kel 26 zu behandelnde Angelegenheit der 
Eriaß von Schiedssprüchen in dem Fall ist, 
daß ein GATT-Schiedsgericht oder das 
WTO-Streitbeilegungsorgan zuerst ent¬ 
schieden hat, daß eine von der Vertragspar¬ 
tei beibehaltene handetsbezogene Investi¬ 
tionsmaßnahme mit ihren Rlichten aus dem 
GATT oder dem Übereinkommen über han¬ 
delsbezogene Investitionsmaßnahmen un¬ 
vereinbar ist. 


3. Zu Artikel 7 

Die Europäischen Gemeinschaften und ihre 
Mitgliedstaaten sowie Österreich, Nonwe¬ 
gen, Schweden und Finnland erklären, daß 
die Bestimmungen des Artikels 7 den her¬ 
kömmlichen Regeln des Völkerrechts be¬ 
treffend die Hoheitsgewalt über untersee¬ 
ische Kabel und Rohrleitungen oder, soweit 
solche Regeln nicht vorhanden sind, dem 
allgemeinen Völkerrecht unterliegen. 

Sie erklären ferner, daß Artikel 7 nicht die 
Auslegung des bestehenden Völkerrechts 
betreffend die Hoheitsgewalt über untersee¬ 
ische Kabel und Rohrleitungen berühren 
soll und auch nicht so betrachtet werden 
kann. 


4. Zu Artikel 10 

Kanada und die Vereinigten Staaten be¬ 
kräftigen, daß sie Artikel 10 im Einklang mit 
folgenden Überlegungen anwenden wer¬ 
den; 

Für die Zwecke der Abschätzung der Be¬ 
handlung, die Investoren anderer Vertrags¬ 
parteien und ihren Investitionen gewährt 
werden muß, werden die jeweiligen Um¬ 
stände von Fall zu Fall zu berücksichtigen 
sein. Ein Vergleich zwischen der Behand¬ 
lung, die Investoren einer Vertragspartei 
oder deren Investitionen gewährt wird, und 
den Investitionen oder Investoren einer 
anderen Vertragspartei ist nur stichhaltig, 
wenn er zwischen Investoren und Investitio¬ 
nen unter ähnlichen Umständen gezogen 
wird. Bei der Feststellung, ob unterschiedli¬ 
che Behandlung von Investoren oder Inve¬ 
stitionen mit Artikel 10 vereinbar ist, müssen 
zwei grundlegende Faktoren berücksichtigt 
werden: 

Der erste Faktor sind die politischen Ziele 
der Vertragsparteien auf verschiedenen 
Gebieten, soweit sie mit den Grundsätzen 
der Nichtdiskriminierung in Artikel 10 ver¬ 
einbar sind. Rechtmäßige politische Ziele 
können die unterschiedliche Behandlung 
ausländischer Investoren oder ihrer Investi¬ 
tionen rechtfertigen, um die Verschieden¬ 
artigkeit der betreffenden Umstände zwi¬ 
schen jenen Investoren und Investitionen 
und den inländischen Investoren und Inve¬ 
stitionen deutlich zu machen. Zum Beispiel 
das Ziel der Sicherung der Integrität des 
Finanzsystems eines Landes würde ver¬ 
nünftige, besonnene Maßnahmen gegen¬ 
über ausländischen Investoren oder Investi¬ 
tionen rechtfertigen, wo derartige Maßnah¬ 
men unnötig wären, um dieselben Ziele zu 


pute Settlement body first establishes that a 
trade related Investment measure main- 
tained by the Contracting Party is inconsist- 
ent with its obligations under the GATT or 
the Agreement on Trade Related Invest¬ 
ment Measures. 


3. WIth respect to Article 7 

The European Communities and their Mem- 
ber States and Austria, Norway, Sweden 
and Finland declare that the provisions of 
Article 7 are subject to the conventionai 
rules of international law on jurisdiction over 
submarine cables and pipelines or, where 
there are no such rules, to general interna¬ 
tional law. 

They further declare that Article 7 is not 
intended to affect the Interpretation of exist- 
ing international law on jurisdiction over 
submarine cables and pipelines, and cannot 
be considered as doing so. 


4. With respect to Article 10 

Canada and the United States each affimn 
that they will apply the provisions of Arti¬ 
cle 10 in accordance with the following 
considerations: 

For the purposes of assessing the treatment 
which must be accorded to Investors of 
other Contracting Parties and their Invest¬ 
ments, the circumstances will need to be 
considered on a case-by-case basis. A 
comparison between the treatment ac¬ 
corded to Investors of one Contracting Par¬ 
ty, or the Investments of Investors of one 
Contracting Party, and the Investments or 
Investors of another Contracting Party, is 
only valid if it is made between Investors 
and Investments in similar circumstances. 
In determining whether differential treat¬ 
ment of Investors or Investments is consist- 
ent with Article 10, two basic factors must be 
taken into account. 


The first factor is the policy objectives of 
Contracting Parties in various fields insofar 
as they are consistent with the principles of 
non-discrimination set out in Article 10. Le- 
gitimate policy objectives may justify dif¬ 
ferential treatment of foreign Investors or 
their Investments in Order to reflect a dissi- 
milarity of relevant circumstances between 
those Investors and Investments and their 
domestic counterparts. For example, the 
objective of ensuring the integrity of a coun- 
try’s financial System would justify reason- 
able Prudential measures with respect to 
foreign Investors or Investments, where 
such measures would be unnecessary to 
ensure the attainment of the same object¬ 
ives insofar as domestic Investors or Invest¬ 
ments are concerned. Those foreign Inves- 


jury du GATT ou un Organe de räglement 
des diffärends de l'OMC ätablit dans un 
Premier temps qu'une mesure d’investisse- 
ment liäe au commerce qui est maintenue 
par une partie contractante est incompatible 
avec ses obligations au titre du GATT ou de 
l’accord relatif aux mesures d'investisse- 
ment liöes au commerce. 


3. En ce quI conceme l’article 7 

Les Communautäs europöennes et leurs 
Etats membres, ainsl que l’Authche, la 
Norväge, la Suäde et la Finlande, däciarent 
que les dispositions de l'article 7 sont sou- 
mises aux rägles düsage du droit internatio¬ 
nal en matiäre de juridiction sur les cäbles et 
pipelines sous-marins ou, en l’absence de 
telles rägles, au droit international gänäral. 

Hs däciarent ägalement que l'article 7 n’est 
pas destinä ä affecter l’interprötation du 
droit international existant en matiäre de 
juridiction sur les cäbles et pipelines sous- 
marins et qu’il ne peut ätre considärä com- 
me ayant un tel effet. 


4. En ce qui conceme l'article 10 

Le Canada et les Etats-Unis affirment tous 
deux qu'ils appliqueront les dispositions de 
l'article 10 en conformitä avec les considä- 
rations suivantes: 

Aux fins de l'appräciation du traitement qui 
doit ätre accordä aux investisseurs des au- 
tres parties contractantes et ä leurs inves- 
tissements, il sera näcessaire d’examiner 
les circonstances cas par cas. Une compa- 
raison entre le traitement accordö aux in¬ 
vestisseurs d'une Partie contractante ou 
aux investissements des investisseurs d’u- 
ne Partie contractante et celui accordä aux 
investisseurs ou aux investissements d’une 
autre partie contractante n'est valable que 
si eile est falte entre investisseurs et inves¬ 
tissements se trouvant dans des circonstan¬ 
ces similaires. Pour döterminer si un traite¬ 
ment diffärentiel des investisseurs ou des 
investissements est compatible avec l’arti- 
cle 10, il y a Heu de prendre en considöra- 
tion deux facteurs fondamentaux. 

Le Premier facteur röside dans les objectifs 
de politique gönärale des parties contrac¬ 
tantes dans diffärents domaines, dans la 
mesure oü ils sont compatibles avec les 
principes de non-discrimination önoncäs ä 
l'article 10. Des objectifs lägitimes peuvent 
justifier un traitement diffärentiel des inves¬ 
tisseurs ou des investissements ätrangers 
afin de refläter une diffärence de circonstan¬ 
ces pertinentes entre ces investisseurs et 
ces investissements et leurs homologues 
nationaux. A titre d’exemple, l’objectif visant 
ä assurer l'intögritä du systäme financier 
d’un pays peut justifier des mesures pru- 
dentielles raisonnables envers des investis¬ 
seurs ou investissements ätrangers, alors 
que de telles mesures ne sont pas näces- 
saires pour assurer la räalisation des mä- 



124 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil II Nr. 1, ausgegeben zu Bonn am 7. Januar 1997 


erreichen, wenn es um heimische Investo¬ 
ren oder Investitionen geht. Die ausländi¬ 
schen Investoren oder ihre Investitionen be¬ 
fänden sich also nicht unter ,4hnlichen 
Umständen* wie die inländischen. Somit be¬ 
deutete eine derartige Maßnahme zwar un¬ 
terschiedliche Behandlung, stünde aber 
doch Artikel 10 nicht entgegen. 


Der zweite Faktor ist das Ausmaß, in dem 
die Maßnahme durch den Umstand begrün¬ 
det ist, daß der betreffende Investor oder 
seine Investition sich in ausländischem Ei¬ 
gentum befindet oder unter ausländischer 
Kontrolle steht Eine Maßnahme, die besort- 
ders auf Investoren zugeschnitten ist weil 
sie Ausländer sind, ohne ausreichendes 
Gegengewicht aus politischen Gründen im 
Sinne des vorstehenden Absatzes, verstößt 
gegen die Grundsätze des Artikels 10. Der 
ausländische Investor oder seine Investition 
befände sich „unter ähnlichen Umständen' 
wie die inländischen Investoren und ihre 
Investitionen, und die Maßnahme stünde 
somit Artikel 10 entgegen. 


5. Zu Artikel 25 

Die Europäischen Gemeinschaften und ihre 
Mitgliedstaaten erinnern daran, daß nach 
Artikel 58 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft 

a) die nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats gegründeten Gesell¬ 
schaften oder Firnien, die ihren sat¬ 
zungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwal¬ 
tung oder ihre Hauptniederlassung in¬ 
nerhalb der Gemeinschaft haben, ent¬ 
sprechend dem Dritten Teil Titel III Kapi¬ 
tel 2 des Vertrags zur Grürrdung der 
Europäischen Gemeinschaft hinsichtlich 
ihres Niederlassungsrechts den natürli¬ 
chen Personen gleichstehen, die Ange¬ 
hörige von Mitgliedstaaten sind; Gesell¬ 
schaften oder Firmen, die nur ihren sat¬ 
zungsmäßigen Sitz in der Gemeinschaft 
haben, müssen zu diesem Zweck eine 
tatsächliche und dauerhafte Verbindung 
zu der Wirtschaft eines der Mitglied¬ 
staaten aufweisen; 

b) als „Gesellschaften und Firmen* die Ge¬ 
sellschaften und Firmen des bürger¬ 
lichen Rechts und des Handelsrechts 
gelten, einschließlich der Genossen¬ 
schaften, und die sonstigen juristischen 
Personen des öffentlichen und privaten 
Rechts mit Ausnahme derjenigen, die 
keinen Etwerbszweck verfolgen. 

Die Europäischen Gemeinschaften und ihre 
Mitgliedstaaten erinnern ferner an folgen¬ 
des: 

Das Gemeinschaftsrecht bietet die Mög¬ 
lichkeit, die beschriebene Behandlung auf 
Zweigniederlassungen und Agenturen von 
Gesellschaften und Firmen auszudehnen, 
die nicht in einem der Mitgliedstaaten 
gegründet sind; die Anwendung des Arti¬ 
kels 25 des Vertrags über die Energiecharta 
erlaubt nur die Abweichungen, die zur Wah¬ 
rung der Vorzugsbehandlung als Ergebnis 


tors or their Investments would thus not be 
“in simllar circumstarx^es” to domestic In¬ 
vestors or their Investments. Thus, even if 
such a measure accorded differential 
treatment, it would not be contrary to Arti- 
cle 10. 


The second factor is the extent to vrhich the 
measure is motivated by the fact that the 
relevant Investor or Investment is subject to 
foreign ownersh^ or under foreign control. 
A measure aimed specifically at Investors 
because they are foreign, witttout sufficient 
countervailing policy reasons consistent 
with the preceding paragraph, wouid be 
contrary to the principles of Article 10. The 
foreign Investor or Investment would be ‘in 
similar circumstances” to domestic Inves¬ 
tors and their Investments, and the measure 
would be contrary to Article 10. 


5. With respect to Article 25 

The European Communities and their Mem- 
ber States recail that, in accordance with 
article 58 of the Treaty establishing the 
European Community; 

(a) Companies or firms formed in accord¬ 
ance with the law of a Member State and 
having their registered Office, central ad- 
ministration or principal place of busi- 
ness within the Community shall, for the 
right of establishment pursuant to Part 
Three, Title III, Chapter 2 of the Treaty 
establishing the European Community, 
be treated in the same way as natural 
persons who are nationals of Member 
States; Companies or firms which only 
have their registered Office within the 
Community must, for ttiis purpose, have 
an effective and continuous link with the 
economy of one of the Member States; 


(b) 'Companies and firms" means Compa¬ 
nies or firms constituted under civil or 
commercial law, including cooperative 
societies, aixf other legal persons gov- 
emed by public or private law, save for 
those which are non-profitmaking. 


The European Communities and their Mem¬ 
ber States further recail that; 


Community law provides for the possibility 
to extend the treatment described above to 
branches and agencies of Companies or 
firms not established in one of the Member 
States; and that, the application of Article 25 
of the Energy Charter Treaty will allow only 
those derogations necessary to safeguard 
the preferential treatment resutting from the 
wider process of economic Integration re- 


mes objectifs lorsqu’il s’agit d'investisseurs 
ou (finvestissements rrationaux. Ces inves- 
tisseurs ätrangers ou leurs investissements 
ne se trouveraient ainsi pas dans des «cir- 
oonstances similaires» ä celles des investis- 
seurs nationaux ou de leurs investisse¬ 
ments. Par consöquent, mäme si une teile 
mesure revient ä accorder un traitement 
diffärentiel, eile n'est pas contraire ä l'arti- 
cle 10. 

Le deuxiöme facteur röside dans fampleur 
avec laquelle la mesure est nrotiväe par le 
fait que l’investisseur ou l'investissement 
concemä est l’objet d’une propriätä ätran- 
gäre ou d'un contröle ätranger. Une mesure 
visant späcifiquement des investisseurs 
parce qu’ils sont ätrangers, sans raisons 
compensatoires süffisantes de politique 
gäriärale, compatibles avec le paragiaphe 
präcädent, serait contraire aux prinapes de 
l’article 10. L’investisseur ou l’investisse- 
ment ätranger se trouverait dans des «cir- 
constances similaires» ä celles des investis¬ 
seurs nationaux et de leurs investisse¬ 
ments, et la mesure serait contraire ä l'arti- 
cle 10. 


5. En ce qui conceme l’artlcle 25 

Les Communautäs europäennes et leurs 
Etats membres rappellent que, conformä- 
ment ä l’article 58 du traitä instituant la 
Commuruiutä europäenne: 

a) les sociätäs ou entreprises constituäes 
en conformitä avec la lägislation d’un 
Etat membre et ayant leur siäge social, 
leur administration centrale ou leur prin¬ 
cipal ätabllssement ä fintärieur de la 
Communautä sont traitäes, en ce quI 
conceme le droit d’ätablissement prävu 
par la troisiäme partie, titre III, chapi- 
tre 2, du traitä instituant la Communautä 
europäenne, de la mäme maniäre que 
les personnes physiques qui sont des 
ressortissants d’un Etat membre; les so¬ 
ciätäs ou entreprises qui ont seulement 
leur siäge social ä fintärieur de la Com¬ 
munautä doivent, ä cette fin, präsenter 
un lien effectif et continu avec fäcono- 
mie de fun des Etats membres; 

b) par «sociätäs ou entreprises» on entend 
les sociätäs ou entreprises de droit civil 
ou commercial, y compris les coopära- 
tives, et les autres personnes morales 
rägies par le droit public ou privä, ä 
l’exception de celles qui ne poursuivent 
pas de but lucratif. 

Les Commurrautäs europäennes et leurs 
Etats ntembres rappellent en outre que: 

la lägislation communautaire prävort la pos- 
sibilitä d’älaigir le traitement däcrit ci-des- 
sus aux filiales et aux agences des sociätäs 
ou entreprises qui ne sont pas ätablies dans 
fun des Etats membres; et l’application de 
farticle 25 du traitä sur la Charte de l’äner- 
gie n’admet que les därogations näces- 
saires pour präserver le traiteiment präfären- 
tiel räsultant du processus plus large cfintä- 
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des weiteren Prozesses der Wirtschaftsinte¬ 
gration notwendig sind, welche sich aus den 
Verträgen über die Europäischen Gemein¬ 
schaften ergibt. 

6. Zu Artikel 40 

Dänemark erinnert daran, daß die Euro¬ 
päische Energiecharta für Grönland und die 
Färöer so lange nicht gilt, bis eine diesbe¬ 
zügliche Erklärung seitens der örtlichen Re¬ 
gierungen Grönlands und der Färöer vor¬ 
liegt. 

In dieser Hinsicht bestätigt Dänemark, daß 
Artikel 40 des Vertrags auf Grönland und 
die Färöer Anwendung findet. 

7. Zu Anlage G Absatz 4 

a) Die Europäischen Gemeinschaften und 
die Russische Föderation erklären, daß 
der Handel mit Kemmaterial zwischen 
ihnen bis zum Abschluß einer anderen 
Übereinkunft durch Artikel 22 des am 
24. Juni 1994 in Korfu Unterzeichneten 
Abkommens über Partnerschaft und Zu¬ 
sammenarbeit zur Gründung einer Part¬ 
nerschaft zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaa¬ 
ten einerseits und der Russischen Föde¬ 
ration andererseits, den ihm beigefügten 
Briefwechsel und die diesbezügliche ge¬ 
meinsame Erklärung geregelt wird, und 
daß Streitigkeiten über diesen Handel 
den Verfahren des genannten Abkom¬ 
mens unterliegen. 

b) Die Europäischen Gemeinschaften und 
die Ukraine erklären, daß im Einklang 
mit dem am 14. Juni 1994 in Luxemburg 
Unterzeichneten Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen und dem am 
gleichen Tag paraphierten Interimsab¬ 
kommen der Handel mit Kemmaterial 
zwischen ihnen ausschließlich durch die 
Bestimmungen eines spezifischen Ab¬ 
kommens, das zwischen der Europäi¬ 
schen Atomgemeinschaft und der Ukrai¬ 
ne abzuschließen ist, geregelt wird. 

Bis zum Inkrafttreten dieses spezifi¬ 
schen Abkommens gelten für den Han¬ 
del mit Kemmaterial zwischen ihnen 
ausschließlich die Bestimmungen des 
am 18. Dezember 1989 in Brüssel Unter¬ 
zeichneten Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Handel und 
die handelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit weiter. 

c) Die Europäischen Gemeinschaften und 
Kasachstan erklären, daß Im Einklatng 
mit dem am 20. Mai 1994 in Brüssel 
paraphierten Partnerschafts- und Ko¬ 
operationsabkommen der Handel mit 
Kemmaterial zwischen ihnen aus¬ 
schließlich durch die Bestimmungen ei¬ 
nes spezifischen Abkommens, das zwi¬ 
schen der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und Kasachstan abzuschließen 
ist, geregelt wird. 


sulting from the Treaties establishing the 
European Communities. 


6. WKh respect to Article 40 

Denmatk recalls that the European Energy 
Charter does not apply to Greenland and 
the Faroe Islands until notice to this effect 
has been received from the local govem- 
ments of Greenland and the Faroe Islarvls. 

In this respect Denmark affirms that Arti¬ 
cle 40 of the Treaty applies to Greenland 
and the Faroe Islarrds. 

7. WIth respect to Annex G(4) 

(a) The European Communities and the 
Russian Federation declare that trade in 
nuclear materials between them shall be 
govemed, until they reach another 
agreement, by the provisions of Arti¬ 
cle 22 of the Agreement on Partnership 
and Cooperation establishing a partner¬ 
ship between the European Commun¬ 
ities and their Member States, of the one 
part, and the Russian Federation, of the 
other part, signed at Corfu on 24 June 
1994, the exchange of letters attached 
thereto and the related Joint declaration, 
and disputes regarding such trade will 
be subject to the procedures of the said 
Agreement. 

(b) The European Communities and Ukraine 
declare that, in accordance with the 
Partnership arrd Cooperation Agree¬ 
ment signed at Luxembourg on 14 June 
1994 and the Interim Agreement there¬ 
to, Initialied there the same day, trade in 
nuclear matehals between them shall be 
exclusively govemed by the provisions 
of a specific agreement to be concluded 
between the European Atomic Energy 
Community and Ukraine. 

Until entry into force of this specific 
agreement, the provisions of the Agree¬ 
ment between the European Economic 
Community and the European Atomic 
Energy Community and the Union of 
Soviet Socialist Republics on Trade and 
Economic and Commercial Cooperation 
signed at Brussels on 18 December 
1989 shall exclusively continue to apply 
to trade in nuclear matehals between 
them. 

(c) The European Communities ar>d Ka- 
zakhstan declare that, in accordarxie 
with the Partnership and Cooperation 
Agreement initialied at Brussels on 20 
May 1994, trade in nuclear matehals 
between them shall be exclusively gov¬ 
emed by the provisions of a specific 
agreement to be concluded between the 
European Atomic Energy Community 
and Kazakhstan. 


gration öconomique qui däcoule des traitäs 
instituant les Communautös europöennes. 


6. En ce quI conceme l’artlcle 40 

Le Dänemark rappelle que la Charte euro- 
päenne de l’änergie ne s’applique pas au 
Groenland ni aux Ties Färoä tant quüne 
notification ä cet effet n’a pas ätä regue de 
la part des gouvemements locaux du 
Groenland et des Ties Föroä. 

A ce Sujet, le Dänemark affirme que l’arti- 
cle 40 du traitä s'applique au Groenland et 
aux Ties Färoä. 


7. En ce qui conceme l'annexe G para- 
graphe4 

a) Les Communautäs europäennes et la 
Fädäration de Russie däciarent que les 
ächanges de matiöres nuclöaires entre 
elles sont rägis, jusqu’au moment oü 
elles parviendront ä un autre accord, par 
les dispositions de l'article 22 de 
l'accord sur le partenahat et la coopöra- 
tion ötabllssant un partenahat entre les 
Communautäs europäennes et leurs 
Etats membres, düne part, et la Fädära- 
tion de Russie, d’autre part, signä ä 
Corfou le 24 Juin 1994, les ächanges de 
lettres y annexäs et la däciaration com¬ 
mune y affärente, et que les diffärends 
relatifs ä ces ächanges seront soumis 
aux procädures dudit accord. 

b) Les Communautäs europäennes et 
rUkraine däciarent que, conformäment 
ä l’accord de partenahat et de coopära- 
tion signä ä Luxembourg le 14 juin 1994 
et faccord intähmaire y relatif paraphä 
au mäme Heu et ä la mäme date, les 
ächanges de matiäres nucläaires entre 
elles seront exclusivement rägis par les 
dispositions d'un accord späcial ä 
conclure entre la Communautä euro- 
päenne de l'änergie atomique et 
l'Ukraine. 

Jusqu’ä l’enträe en vigueur de cet ac¬ 
cord späcial, les dispositions de l'accord 
entre la Communautä äconomique 
europäenne et la Communautä euro- 
präenne de l'änergie atomique et 1'Union 
des räpubliques socialistes soviätiques 
concemant le commerce et la coopära- 
tion commerciale et äconomique, signä 
ä Bruxelles le 18 däcembre 1989, conti- 
nueront ä s’appliquer exclusivement aux 
ächanges de matiäres nucläaires entre 
elles. 

c) Les Communautäs europäennes et le 
Kazakhstan däciarent que, conformä¬ 
ment ä l'accord de parterrahat et de 
coopäration paraphä ä Bruxelles le 
20 mai 1994, les tehanges de matiäres 
nucläaires entre eux seront exclusive¬ 
ment rägis par les dispositions d'un ac¬ 
cord späcial ä conclure entre la Commu-. 
nautä europäenne de l'änergie atomi¬ 
que et le Kazakhstan. 
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Bis zum Inkrafttreten dieses spezifi¬ 
schen Abkommens gelten für den Han¬ 
del mit Kemmateriai zwischen ihnen 
ausschließlich die Bestimmungen des 
am 16. Dezember 1989 in Brüssel Unter¬ 
zeichneten Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Handel und 
die handelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit weiter. 

d) Die Europäischen Gemeinschaften und 
Kirgisistan erklären, daß im Einklang mit 
dem am 31. Mai 1994 in Brüssel para¬ 
phierten Partnerschafts- und Koopera¬ 
tionsabkommen der Handel mit Kem¬ 
materiai zwischen ihnen ausschließlich 
durch die Bestimmungen eines spezifi¬ 
schen Abkommens, das zwischen der 
Europäischen Atomgemeinschaft und 
Kirgisistan abzuschließen ist, geregelt 
wird. 

Bis zum Inkrafttreten dieses spezifi¬ 
schen Abkommens gelten für den Han¬ 
del mit Kemmateriai zwischen ihnen 
ausschließlich die Bestimmungen des 
am 18. Dezember 1989 in Brüssel Unter¬ 
zeichneten Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft undder Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Handel und 
die handelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit weiter. 

e) Die Europäischen Gemeinschaften und 
Tadschikistan erklären, daß der Handel 
mit Kemmateriai zwischen ihnen aus¬ 
schließlich durch die Bestimmungen ei¬ 
nes spezifischen Abkommens, das zwi¬ 
schen der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und Tadschikistan abzuschließen 
ist, geregelt wird. 

Bis zum Inkrafttreten dieses spezifi¬ 
schen Abkommens gelten für den Han¬ 
del mit Kemmateriai zwischen ihnen 
ausschließlich die Bestimmungen des 
am 18. Dezember 1989 in Brüssel Unter¬ 
zeichneten Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Handel und 
die handelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit weiter. 

f) Die Europäischen Gemeinschaften und 
Usbekistan erklären, daß der Handel mit 
Kemmateriai zwischen ihnen aus¬ 
schließlich durch die Bestimmungen ei¬ 
nes spezifischen Abkommens, das zwi¬ 
schen der Europäischen Atomgemein¬ 
schaft und Usbekistan abzuschließen 
ist, geregelt wird. 

Bis zum Inkrafttreten dieses spezifi¬ 
schen Abkommens gelten für den Han¬ 
del mit Kemmateriai zwischen ihnen 
ausschließlich die Bestimmungen des 
am 18. Dezember 1989 in Brüssel Unter¬ 
zeichneten Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemein- 


Untll entry into force of this specific 
agreement, the provisions of the Agree¬ 
ment between ^ European Economic 
Community and the European Atomic 
Energy Community and the Union of 
Soviel Socialist Republics on Trade and 
Economic and Commercial Cooperation 
signed at Brussels on 18 December 
1989 shall exdusively continue to apply 
to trade in nudear materials between 
them. 

(d) The European Communities and Kyr- 
gyzstan dedare that, in accordarrce with 
the Partnership and Cooperation Agree¬ 
ment initialied at Brussels on 31 May 
1994, trade in nudear materials be¬ 
tween them shan be exdusively gov- 
emed by the provisions of a specific 
agreement jo be ooncluded between the 
European Atomic Energy Community 
and Kyrgyzstan. 

Until entry into force of this specific 
agreement, the provisions of the Agree¬ 
ment between the European Economic 
Community and the European Atomic 
Energy Community and the Union of 
Soviel Socialist Republics on Trade and 
Economic and Commercial Cooperation 
signed at Brussels on 18 December 
1989 shall exdusively continue to apply 
to trade in nudear materials between 
them. 

(e) The European Communities and Tajiki- 
stan dedare that trade in nudear mate¬ 
rials between them shall be exdusively 
govemed by the provisions of a specific 
agreement to be concluded between the 
European Atomic Energy Community 
and Tajikistan. 

Until entry into force of this specific 
agreement, the provisions of the Agree¬ 
ment between the European Economic 
Community and the European Atomic 
Energy Commwiity and the Union of 
Soviel Sodalist Republics on Trade and 
Economic and Commercial Cooperation 
signed at Brussels on 18 December 
1989 shall exdusively continue to apply 
to trade in nudear materials between 
them. 

(f) The European Communities and Uzbe- 
kistan dedare that trade in nudear ma¬ 
terials between them shall be exclusive- 
ly govemed by the provisions of a spe¬ 
cific agreement to be concluded be¬ 
tween the European Atomic Energy 
Community and Uzbekistan. 

Until entry into force of this specific 
agreement, the provisions of the Agree¬ 
ment between the European Economic 
Community and the European Atomic 
Energy Community and ^e Union of 
Soviel Socialist Republics on Trade and 
Economic and Commercial Cooperation 
signed at Brussels on 18 December 


Jusqu’ä fenträe en vigueur de cet ac- 
cord späcial, les dispositions de raccord 
entre la Communautä äconomique 
europäenne et la Communautä euro- 
päenne de l'änergie atomique et l’Union 
des räpubliques socialistes soviätiques 
concemant le commerce et la coopära- 
tion commerdale et äconomique, signä 
ä Bruxelles le 18 däcembre 1989 conti- 
nueront ä s'appliquer exdusivement aux 
ächanges de matiäres nucläaires entre 
eux. 

d) Les Communautäs europäennes et le 
Kirghistan dädarent que, conformäment 
ä raccord de partenariat et de coopära- 
tion paraphä ä Bruxelles le 31 mal 1994, 
les ächanges de matiäres nucläaires en¬ 
tre eux seront exdusivement rägis par 
les dispositions d’un accord späcial ä 
conclure entre la Communautä euro- 
päenne de l'änergie atomique et le 
Kirghistan. 

Jusqu'ä l'enträe en vigueur de cet ac¬ 
cord späcial, les dispositions de l’accord 
entre la Communautä äconomique 
europäenne et la Communautä euro- 
päenne de l’änergie atomique et l’Union 
des räpubliques socialistes soviätiques 
concemant le commerce et la coopära- 
tion commerdale et äconomique, signä 
ä Bruxelles le 18 däcembre 1989 conti- 
nueront ä s’appliquer exdusivement aux 
ächanges de matiäres nucläaires entre 
eux. 

e) Les Communautäs europäennes et le 
Tadjikistan dädarent que les ächanges 
de matiäres nucläaires entre eux seront 
exdusivement rägis par les dispositions 
d’un accord späcial ä conclure entre la 
Communautä europäenne de l’änergie 
atomique et le Tadjikistan. 

Jusqu’ä l’enträe en vigueur de cet ac¬ 
cord späcial, les dispositions de l’accord 
entre la Communautä äconomique 
europäenne et la Communautä euro¬ 
päenne de l’änergie atomique et t’Union 
des räpubliques socialistes soviätiques 
concemant le commerce et la coopära- 
tion commerdale et äconomique, signä 
ä Bruxelles le 18 däcembre 1989 conti- 
nueront ä s’appliquer exdusivement aux 
ächanges de matiäres nudäaires entre 
eux. 

f) Les Communautäs europäennes et 
l’Ouzbäkistan dädarent que les ächan¬ 
ges de matiäres nucläaires entre eux 
seront exdusivement rägis par les dis¬ 
positions d’un accord späcial ä conclure 
entre la Communautä europäenne de 
l’änergie atomique et l'Ouzbäkistan. 

Jusqu^ä l’enträe en vigueur de cet ac¬ 
cord späcial, les dispositions de l’accord 
entre la Communautä äconomique 
europäenne et la Communautä euro¬ 
päenne de l’änergie atomique et l’Union 
des räpubliques socialistes soviätiques 
concemant le commerce et la coopära- 
tion commerdale et äconomique, signä 
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Schaft und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über den Handel und 
die handelspolitische und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit weiter. 

Das Energiechartaprotokoll 
über Energieeffizienz und damit 
verbundene Umweltaspekte 

VII. 

Die Europäische Energiechartakonferenz 
hat den Wortlaut des Energiechartaproto¬ 
kolls über Energieeffizienz und damit ver¬ 
bundene Umweltaspekte verabschiedet, 
das in Anlage 3 wiedergegeben ist. 

Die Europäische Energiecharta 

VIII. 

Die vorläufige Chartakonferenz und die 
Chartakonferenz, die im Vertrag vorgese¬ 
hen sind, sind künftig dafür verantwortlich, 
Beschlüsse über Anträge auf Unterzeich¬ 
nung des Abschlußdokuments der Haager 
Konferenz über die Europäische Energie¬ 
charta und die damit verabschiedete Euro¬ 
päische Energiecharta zu fassen. 

Dokumentation 

IX. 

Die Verhandlungsprotokolle der Europäi¬ 
schen Energiechartakonferenz werden beim 
Sekretariat hinterlegt. 


1989 shall exclusively continue to apply 
to trade in nuclear materials between 
them. 


The Energy Charter Protocol 
on Energy Efficiency and Related 
Environmental Aspects 

VII. 

The European Energy Charter Conference 
has adopted the fext of the Energy Charter 
Protocol on Energy Efficiency and Related 
Environmental Aspects which is set out in 
Annex 3. 

The European Energy Charter 

VIII. 

The provisional Charter Conference and the 
Charter Conference provided for in the 
Treaty shall henceforth be responsible for 
making decisions on requests to sign the 
Concluding Document of The Hague Con¬ 
ference on the European Energy Charter 
and the European Energy Charter adopted 
thereby. 


Documentation 

IX. 

The records of negotiations of the European 
Energy Charter Conference will be depo- 
sited with the Secretariat. 


ä Bruxelles le 18 däcembre 1989 conti- 
nueront ä s’appliquer exclusivement aux 
ächanges de matiäres nucläaires entro 
eux. 

Le protocole sur l’efficacitä 
änergätique et les aspects 
environnementaux connexes 

VII. 

La Conference sur la Charte europäenne de 
l’änergie a adoptä le texte du protocole de la 
Charte de l'änergie sur i'efficacite änergäti- 
que et les aspects environnementaux 
connexes qui flgure ä l'annexe 3. 

La Charte europäenne de l’änergie 

VIII. 

La Conference provisoire de la Charte et la 
Conference de la Charte prevues par le 
traite sont dorenavant responsables de la 
prise de decisions concemant les deman- 
des de Signatare du document de clöture de 
la Conference de La Haye sur la Charte 
europdenne de renergie et de la Charte 
europeenne de l'änergie adoptäe par cel- 
le-ci. 

Documentation 

IX. 

Les actes des nägociations de la Confe¬ 
rence sur la Charte europäenne de l'änergie 
seront däposäs aupräs du Secrätariat. 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Internationalen Paktes 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
und des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte 
sowie des Fakultativprotokolls hierzu 

Vom 29. November 1996 
I. 

Der Internationale Pakt vom 19. Dezember 1966 über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (BGBl. 1973II S. 1569) ist nach seinem Artikel 27 Abs. 2 für 

Sierra Leone am 23. November 1996 

in Kraft getreten. 


II. 

Der Internationale Pakt vom 19. Dezember 1966 über bürgerliche und poli¬ 
tische Rechte (BGBl. 1973 II S. 1533) ist nach seinem Artikel 49 Abs. 2 für 

Sierra Leone am 23. November 1996 

in Kraft getreten. 


III. 

Das Fakultativprotokoll vom 19. Dezember 1966 zum Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte (BGBl. 1992 II S. 1246) ist nach seinem 
Artikel 9 Abs. 2 für 

Sierra Leone am 23. November 1996 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
12. Dezember 1995 (BGBl. 1996 II S. 111) und vom 20. August 1996 (BGBl. II 
S. 2475). 


Bonn, den 29. November 1996 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Hillgenberg 







